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Vorrede. 


Oo es jetzt an der Zeit und ob es mög— 
lich ſei, die Geſchichte der großen nationalen Be— 
wegung zu ſchreiben, die unter den verhängniß— 
vollen Märzſtürmen ihr Haupt emporhob um es 
1850 wieder zu verhüllen? Derjenige kann die 
Frage bejahen, der ſie als abgeſchloſſen betrach— 
tet; wer hingegen in jenem gewaltigen Hergange 
nur einen erſten Act erkennt, dem noch manche 
andere bis zur endlichen Peripetie folgen wer— 
den, der muß ſie mit Nein beantworten. Wie 
dem auch ſei, auch ein Solcher könnte ſich ge— 
genwärtig doch berufen fühlen, dem einſtigen 
Geſchichtſchreiber Materialien zu liefern, Hülfs— 
mittel, um zu beurtheilen wie die Zeitgenoſſen 
angeſehen, was ſich um ſie her zutrug. 

Der geſchichtliche Verlauf des welthiſtori— 
ſchen Verſuches der deutſchen Nation ihre ſtaat— 
liche Einheit wiederzugeben, zeigt offenbar zwei 
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Abſchnitte: die Periode während welcher die 
große Aufgabe der National-Verſammlung zu 
Frankfurt anheimfiel, und die ſpätere, in der ſie 
in die Hände der Regierung Preußens überging. 

Das in den nachfolgenden Blättern Dar— 
gebotene bezieht ſich auf beide Zeitabſchnitte; es 
beginnt mit der Thätigkeit der National-Ver⸗ 
ſammlung und reicht bis zu der Eröffnung des 
Parlamentes zu Erfurt. 3 

In beiden Perioden gab es Männer, die 
inmitten der verheerenden Strömungen der Par- 
theien, der nationalen Wiedergeburt ihres großen 
heißgeliebten Vaterlandes mit aller Inbrunſt ihres 
Herzens, mit aller Anſtrengung ihrer Kräfte zu- 
ſtrebten, durch Vernunft und Gewiſſen ſich aber 
gebunden fanden zur Erreichung dieſes hohen 
Zieles nur gerechte und geordnete Wege zu be— 
treten. Daß derjenige, der das Ziel wolle, auch 
die Mittel dazu wollen müſſe, dieſer oft gehör- 
ten Forderung durften ſie ſich daher nicht un— 
terwerfen, ſelbſt dann nicht, wenn es nachweis— 
barer geweſen wäre, daß die geforderten Mittel 
wirklich zu dem Ziele führten, an dem auch ihre 
heißeſten Wünſche hingen. 
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Dieſe Männer ſtanden einſam und allein 
während der erſten jener beiden Perioden, eben 
weil ſie nicht mit den Mitteln übereinſtimmen 
konnten, die man rings um ſie herum in An— 
wendung zu bringen verlangte. Sie blieben bald 
genug eben ſo einſam in der zweiten Periode, 
als das Ziel ihres Hoffens und Wollens für 
Viele immer mehr in den Hintergrund trat. Ja 
ſie entgingen nicht dem Vorwurf ungeheuerlicher 
Anmaßung, die ſich über alle Partheien ſtellen 
wolle. Iſt es denn ganz gleichbedeutend außer- 
halb der Partheien ſtehen müſſen, und über 
den Partheien ſtehen wollen? 

Trauriges Geſchick! Doppelt traurig für den— 
jenigen, dem nicht vergönnt geblieben in ſtiller 
Abgeſchiedenheit feinen Überzeugungen gemäß zu 
leben, ſondern der hinausgeſchleudert wurde mit 
der Verpflichtung danach öffentlich zu handeln. 
Im Rückblicke auf eine ſolche Zeit iſt er dann 
unter eine zwiefache Pflicht geſtellt: zu reden und 
zu ſchweigen. Oft genug kann er durch abge— 
drungene Nothwehr aufgefordert werden zu reden, 
wo er unendlich lieber ſchwiege; eben ſo oft aber 
auch durch höhere Rückſicht beſtimmt werden zu 
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ſchweigen, wo das Reden nahe genug läge. Ihm 
iſt es Pflicht gewiſſenhaft zu unterſcheiden was 
von dem Geſchehenen und Unterlaſſenen völlig 
abgeſchloſſen hinter uns liegt; dieſes gehört der 
Geſchichte an. Wo hingegen die Fäden noch bis 
in die Gegenwart hinüberreichen, da mögen die— 
jenigen reden und kämpfen, die ſich hierzu be— 
rufen und berechtigt glauben; dem Zeugen, wenn 
auch nicht Mitſchuldner, jener noch ſchwebenden 
Schuld aber gebührt es zu ſchweigen und zu 
harren, den Blick hinausgewandt. 

Alle geſchichtlichen Materialien der Zeitge— 
noſſen zerfallen in zwei Gattungen, jede mit be— 
ſonderen Vorzügen und Nachtheilen. Die Einen 
entſpringen unmittelbar aus der Gegenwart; ſie 
werden ſtets den nächſten Eindruck lebendiger 
wiedergeben, aber auch eben ſo ſehr den Täu— 
ſchungen und Leidenſchaften des Momentes un— 
terworfen ſein. Die Anderen gehen aus nach— 
träglicher Betrachtung des Erlebten hervor; ſie 
tragen den Stempel der Reflexion und theilen 
deren Gefahren. 

Die nachfolgenden Blätter gehören 79 905 
Gattungen an. Für die Frankfurter National⸗ 
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Verſammlung knüpfen ſie an die öffentlichen Reden 
an, durch welche ſich der Verfaſſer bei den Ver— 
handlungen jener denkwürdigen Verſammlung be— 
theiligte. Die Einleitung zu dieſer ganzen Pe— 
riode möge darthun, wie der Verfaſſer die Lage 
der Dinge auffaßte, als zum erſtenmale aus allen 
Stämmen und Landestheilen unſeres Vaterlandes 
eine Verſammlung zuſammentrat, um an deſſen 
Neubau Hand anzulegen. 

| Für die nächſtfolgende Zeit während welcher 
die Verſuche zur Aufrichtung des nationalen 
Bundesſtaates in Preußen ihren Mittelpunkt 
fanden, dienen die Reden des Beauftragten der 
Regierung zu Berlin und Erfurt als Anhal— 
tungspunkte der Beurtheilung, und die Einlei— 
tungen derſelben als nähere Erläuterung deſſen, 
was Preußen's Regierung in beiden Abſchnitten 
jenes Zeitraumes als berechtigtes und mögliches 
Ziel erkannte und erſtrebte. 

Wer kann mehr fühlen mit welchen Schatten 
die Zukunft der deutſchen Sache gegenwärtig be— 
deckt iſt, wie tief nicht blos die flammenden 
Phantaſie-Gebilde glühender Gemüther, ſondern 
auch die mäßigſten Wünſche ernſter Patrioten 
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herabgeſunken ſind! Niemand, der die Grund— 
lagen der Gerechtigkeit und der geſetzlichen Ord— 
nung für nothwendige Vorbedingungen jedes poli— 
tiſchen Unternehmens erachtet, wird jetzt eine 
Ausſicht eröffnen, einen Weg vorzeichnen können, 
auf welchem das zu Grunde gerichtete Werk wie— 
der aufgenommen werden könne. Und dennoch, 
weshalb ſtirbt nicht die Sehnſucht, weshalb er— 
liſcht nicht die Hoffnung, ja die freudige Zuver⸗ 
ſicht, daß Gott den Ruf dieſes herrlichen Volkes, 
des Erſtgebornen unter den Nationen der Neu— 
bildung des chriſtlichen Europa, erhören werde? 
Als die bedrängte Wittwe Monica dem 
h. Ambroſius ihren Schmerz ausſchüttete über 
die ſchweren Verirrungen ihres Sohnes, der dem 
Untergange verfallen ſchien, da antwortete der 
h. Biſchof: fieri non potest ut filius tot la- | 
crymarum pereat. Und „dieſes Kind der Thrä— 
nen“ überwand unter göttlichem Beiſtande ſich 
ſelbſt, ſeine Bedrängungen von Außen und Innen, 
und wurde das größte Muſterbild chriſtlicher 
Vollkommenheit nach den Apoſteln! 
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Einleitung. 


Die Bewegung die im März 1848 Deutſchland durch— 
zog, traf ſcheinbar wie ein Blitzſtrahl. Aber nur ſcheinbar; 
aufmerkſamere Beobachter hatten längſt erkannt, daß jeder 
von Außen oder Innen kommende Anſtoß allenthalben, in 
ſämmtlichen deutſchen Landen, alles zum Umſturz der be— 
ſtehenden Ordnung vorbereitet finden werde. Sonderbare 
Verblendung, die den Regierungen die Augen ſchloß vor 
der drohenden Gefahr, am dichteſten aber denjenigen die in 
der Erkundung deſſen, was im Geheimen und Öffentlichen 
ſich rege, die alleinige Bürgſchaft gegen weitere Folgen 
zu ſuchen pflegten! Jene Beobachter erkannten aber auch, 
daß in der großen Sturmfluth die alle Dämme nieder- 
warf oder umſpülte, mehrere ſehr verſchiedenartige Strö— 
mungen zu unterſcheiden ſeien. 

Die eine war auf die politiſche Umgeſtaltung der 
Staaten an ſich gerichtet. In der Beſeitigung der vor— 
handenen Regierungsformen und daher in dem gemein— 
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ſamen Ankämpfen gegen dieſe, war ſie einig; in deren 
Erſetzung durch neue politiſche Geſtalten, von der parla— 
mentariſchen Monarchie an, bis zur demokratiſchen Republik 
hin, eben ſo uneinig. Sie hat ihre eigene Geſchichte, die 
uns hier nicht beſchäftigt. 

Die andere große Strömung iſt die nationale, die 
auf die Einigung des deutſchen Volkes zu einem natio— 
nalen Gemeinweſen gerichtete. In der Erſcheinung iſt ſie 
oft, ja überwiegend mit der eben erwähnten politiſchen 
Richtung zuſammengeſchmolzen, und hat ſich als vereinte 
Oppoſition gegen das eben Beſtehende kundgegeben. Dennoch 
darf dieſe anſcheinende Verbündung im Streite nicht über 
den tiefen Unterſchied täuſchen. Es gab und giebt poli— 
tiſche Linke, bis zu der äußerſten Demokratie hin, die an 
den abſtracten Staatsbegriff geheftet, gar keinen deutſchen 
Patriotismus zu hegen, als Pflicht forderten. Daher ver— 
mochten ſie die Verbrüderung mit den Fremden, ſelbſt 
unter Hingabe unſerer theuerſten Güter zu preiſen, und 
die Begeiſterung für das nationale Wohl und Weh 
als einen überwundenen Standpunkt zu bezeichnen. Schon 
die Verhöhnung von welcher eine ganze philoſophiſche 
und poetiſche Schule überfloß, als im Jahre 1840 bei 
den frechen Gelüſten der Franzoſen nach der Rheingränze, 
eine geiſtige Erhebung die Nation durchzuckte, legte von 
dieſer Stimmung Zeugniß ab; die Hergänge in den großen 
Verſammlungen des Jahres 1848 haben nur dieſelbe Wahr⸗ 
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nehmung beſtätiget. Dieſe Partheigänger haben weder 
im März 1848, noch bei ihrer ſpäteren Thätigkeit, das 
einige Deutſchland geſucht, ſondern ſtets das demokratiſch 
republikaniſche. 

Auf der anderen Seite treten uns wieder Conſer— 
vative aller Schattirungen, von den Royaliſten des Ge— 
fühls an bis zu den conſtitutionellen Monarchiſten der 
Reflexion, entgegen, die zugleich entſchiedene deutſche Pa— 
trioten waren und ſind. Das begeiſterte Verlangen nach 
einer nationalen Wiedergeburt des großen deutſchen Ge— 
meinweſens geht bei dieſen Männern vollkommen zuſam⸗ 
men mit der heißen Liebe gegen ihre engere Heimath, mit 
der vollen Treue gegen ihre angeſtammten Landesherren. 
Für letztere ſtritten und litten ſie in den Stürmen des 
verhängnißvollen Jahres, für Deutſchland kämpfen und 
hoffen ſie damals wie heute. 

Die Verbindung der beiden großen Elemente der 
Märzbewegung iſt daher keine in der Natur der Sache 
liegende, ſondern nur aus dem Zuſammenwirken gewiſſer 
Bruchtheile derſelben gegen die beſtehenden Zuſtände her— 
vorgegangen. Der weitere Verlauf wird die innerlichen 
Gegenſätze noch deutlicher nachweiſen; zunächſt genügt es 
auszuſprechen, daß die Ziele und Forderungen der natio— 
nalen Oppoſition von denen der rein politiſchen weſentlich 
verſchieden ſind. 

Eben deshalb bedarf die deutſche Richtung der 
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ernſteſten Beachtung, der ſorgſamſten Erwägung. Sie iſt 
nicht mit den modernen politiſchen Lehren und Irrlehren 
entſtanden und wird dieſe überdauern. In ihr ruht das 
Element der Wahrheit und Gerechtigkeit für die Bewe— 
gungen des Jahres 1848, das überall in allen Staats- 
umwälzungen, wenn auch erliegend und verzerrt, unter 
den ſündhafteſten und irrſinnigſten Beimengungen ver— 
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Vor 1848. 
Das Nationalitätsprincip und ſeine Schranke. — Die alte Welt; 
das Mittelalter; das 17te und 18te Jahrhundert. — Anwendung auf 


das deutſche Volk; das alte Kaiſerreich, deſſen Verfall. — Die Refor— 
mation; der weſtphäliſche Frieden; das ſelbſtſtändige Heranwachſen von 
Oſtreich und Preußen. — Erſtes Erwachen des deutſchen Geiſtes in 
der Literatur. — Die Napoleoniſche Zeit und ihre Wirkung auf die 
Erhebung der Nationen überhaupt, insbeſondere der deutſchen. — Die 
Erwartungen nach dem Siege. — Die Enttäuſchung bei der Gründung 
des deutſchen Bundes. — Tiefe Mißſtimmung. — Weiterer Verlauf 
der Geſchichte des Bundes. — Preußens Verſuche zu deſſen Belebung. 


Wer den Wegen der göttlichen Weltregierung bei der 
Bildung der Staaten unter den Menſchen nachforſcht, der 
wird ſtets zu der Einſicht gelangen, daß dabei zwei Kräfte 
wirkſam ſind, deren eine als Natur, die andere als 
Freiheit bezeichnet worden ift*). Wird unter der erſten 


) Gaupp, „das deutſche Volksthum“. Breslau 1849. 
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Alles begriffen was von dem menſchlichen Willen unab- 
hängig iſt, ſo treten der Volksſtamm und das Land das 
er bewohnt, als die natürlichen Elemente dabei auf. 
Das Walten der Freiheit aber bringt die Sprache, die 
Sitte, das Recht hervor, und findet hierin, ſo wie in dem 
Schatze des gemeinſam Erlebten, der Geſchichte des Volkes, 
die feſten Grundlagen, auf welchen der Staat ſich erhebt. 

Eine weitere Erwägung lehrt aber, daß der Quell 
alles dieſes Staatenbildenden doch in der Volksgenoſſen⸗ 
ſchaft geſucht werden muß. Sie iſt es, die ſich den Boden, 
das Staatsterritorium ſucht und befeſtigt; aus ihrem eigen— 
thümlichen Leben heraus entſtehen Sprache, Sitte und 
Recht. Die Nationalität alſo, die Familie, Stammes⸗ 
und Volksgenoſſenſchaft, iſt und bleibt wie der Urgrund 
des Staates, ſo die höchſte der von Gott gewollten irdi— 
ſchen Kundgebungen. 

Nicht aber die höchſte aller Kundgebungen überhaupt! 
Außerhalb und oberhalb ihrer iſt die Menſchheit auf eine 
andere Gemeinſchaft hingewieſen. In der Kirche Chriſti 
ſollen alle innerhalb ihrer Sphäre vollberechtigten Unter— 
ſchiede und Gegenſätze ihre Einheit finden; eben daher hat 
ſie mit dem Staate nichts gemein, als daß ſie ihm, wie 
alle durch göttliche Anordnung gewollte Anſtalten unter 
den Menſchen, die höhere Weihe verleihet. Ohne jenes 
geheiligte Band, das die nationalen Gemeinweſen zugleich 
befeſtiget und überwindet, wäre eben im Staate das an 
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ſich Letzte und Höchſte zu verehren, eine Verehrung, die 
bei den Völkern der alten Welt als eine politiſche Religion, 
bei früheren und ſpäteren Denkern aber als Blüthe pan— 
theiſtiſcher Weltanſchauung hervortritt. 

Wenn dieſe Bedeutung des Nationalitätsprincipes 
auch ihre Stelle für alle Zeiten unwandelbar einnimmt, 
ſo mußte im Beginne der Völkergeſchichte die Familie, 
die Abſtammung, faſt ausſchließlich in den Vordergrund 
treten, im weiteren Verlaufe aber die aus der Freiheit 
geborenen Elemente einen ſteigenden Einfluß auf die 
Staatenbildung ausüben. Vom 16ten Jahrhundert an, 
durch das 17te und 18te hindurch iſt aus mannigfachen 
Veranlaſſungen das natürliche Element im Staatsleben 
unverhältnißmäßig zurückgedrängt worden. Nach der einen 
Seite hin ſind Nationen in verſchiedene Staaten ausein— 
andergeriſſen, nach der anderen ſehr verſchiedene Nationen 
in ein und daſſelbe Staatsweſen zuſammengefaßt worden. 
Beide Prozeſſe aber tragen in ihrem Juneren tiefe Ge— 
brechen und überliefern den kommenden Zeiten gefahrvolle, 
vielleicht unlösliche Probleme. Denn eben jener Abſchnitt 
der neueren Geſchichte iſt es, der die lebensvollen, poli— 
tiſchen Organismen des Mittelalters aufzulöſen begann, 
ohne daß er vermocht hätte, den großen Gedanken des an— 
tiken Staates wieder in's Leben zurückzuführen. Was 
Rom gelungen war: das Beugen aller Beſonderheiten 
unter die allgemeine Staatsidee, was das Mittelalter auf 


2 10 # 


dem entgegengeſetzten Wege dadurch leiſtete, indem es den 
Einzelnlanden innerhalb der Monarchie eine völlig freie 
und ſelbſtſtändige Entwicklung zuließ, das erſchien nicht 
mehr verträglich mit den Anforderungen des modernen 
Staates. Caſtilien, Aragon und Navarra haben ſich zu 
einem einigen Spanien, die normänniſchen, galliſchen, pro— 
vencaliſchen und britiſchen Glieder find zu einer franzöſiſchen 
Monarchie, die ſächſiſchen, welſchen, kaledoniſchen und nor— 
manniſchen Elemente zu einer engliſchen Monarchie zu— 
ſammengeſchmolzen, und aus dieſem Stammesgemiſche ſind 
Völker von hoher Begabung und unermeßlicher Bedeutung 
hervorgegangen. Aber dieſe Kraft der ſtaatlichen und 
nationalen Zeugung iſt im weiteren hiſtoriſchen Fortgange 
völlig verſiecht; die in die öſtreichiſche Monarchie ſeit drei 
Jahrhunderten einbegriffenen Deutſchen, Magyaren, Cze— 
chen und Südſlaven ſind eben jo wenig zu einer öſter— 
reichiſchen Nation zuſammengewachſen, als in umgekehrter 
Weiſe die Florentiner, Lombarden, Römer und Neapoli— 
taner in derſelben Zeit aufgehört haben ſich als Italiäner, 
und nur als ſolche zu fühlen. 

Seit dem weſtphäliſchen Frieden nahm das euro— 
päiſche Staatsleben ausſchließlich die Geſtalt an, die unter 
dem Namen Cabinetspolitik bekannt iſt. Der Gedanke 
der dabei vorangeſtellt wurde, war die Nothwendigkeit, 
zwiſchen den Mächten des Welttheiles ein künſtliches Gleich— 
gewicht aufrecht zu erhalten. Die Verträge wechſelten und 
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die Allianzen, je nachdem es wünſchenswerth erſchien, hier 
zuzulegen, dort abzunehmen. Für die heiligſten Bedürf— 
niſſe und koſtbarſten Güter der Nationen war in dieſem 
Völkerrechte kein Raum gelaſſen; nie iſt der Gegenſatz 
zwiſchen dem formalen und dem realen Rechte auf eine 
gefährlichere Spitze getrieben worden. 

Das 18te Jahrhundert hat auf ſeine Weiſe allerdings 
verſucht das Hinderniß dadurch zu heben, daß es danach 
trachtete, den beſonderen Geiſt jedes Volkes zu vertilgen, 
und es von feiner Vergangenheit und feinen Überliefe— 
rungen abzulöſen. An deren Stelle ſollte ein gleichför— 
miger Gedanke, eine rationelle Anſchauung alles Staat— 
lichen treten, die abſtracte Geſtalt der allgemeinen Menſchheit 
den Platz einnehmen, den bisher die lebendigen konkreten 
Volksweſen behauptet hatten. So wie jedes Individuum 
in dem Staate, ſo ſollte jede Nation in der Menſchheit 
auf⸗ und untergehen. 

Dieſe Lehre hat weit um ſich gegriffen und ihren 
mächtigen Einfluß bis in unſere Zeit hinein erſtreckt, aber 
ſie hat nicht die Natur der Dinge, nicht den ewigen Zug in 
der Menſchenbruſt zu tilgen vermocht, der nach der Wieder— 
bringung des nationalen Gemeinweſens zu ringen nie auf— 
hören kann und wird. 

Kein Volk aber iſt tiefer getroffen worden von der 
Verdunkelung des nationalen Elementes in der europäiſchen 
Politik, als das deutſche, keines von größerer Höhe herab⸗ 
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geſtiegen. Seine Miſſion war die erhabenſte geweſen, 
ſeitdem die Wahrheit ſelbſt Fleiſch geworden; es war ihr 
glorreich nachgekommen. Die geſunkenen Nationen und 
Staaten zu verjüngen, eine neue chriſtliche Weltordnung 
unter ihnen aufzurichten, das war das Werk der Ger— 
manen. 

Damals als Karl der Große zum wahren Schirm— 
vogt der Kirche wurde, nicht wie die byzantiniſchen Kaiſer 
zu deren aufgedrungenen Beherrſcher, damals hat Europa 
vom Ebro bis zur Raab, von der Eider bis an die Süd— 
ſpitze Italiens, einen Organismus dargeſtellt, wie nie 
vorher und nie nachher. 

Aber die Geſchichte der Nation fand keinen Ruhe— 
punkt der Vollendung, keinen Abſchluß ihrer Staatsbildung. 
Obgleich ſie davor behütet wurde, daß die Stammesver— 
ſchiedenheiten zu Volksverſchiedenheiten ausarteten, wie 
dieſes mit den in Britannien und den Niederlanden an⸗ 
geſiedelten deutſchen Stämmen geſchah, ſo konnte doch eine 
durchgreifende und dauernde Geſtaltung ihres politiſchen 
Daſeins nicht erreicht werden. Vieles hat hierzu zu— 
ſammengewirkt: die geographiſche Lage, allen Einflü— 
ßen von Außen ausgeſetzt, das wiederbelebte römiſche 
Kaiſerthum, von Hauſe aus auf einer idealen, von der 
Bildung einer eigenen Hausmacht ablenkenden Grundlage 
ruhend, und die hieraus naturgemäß erwachſende Form 
des Wahlreiches, der kaiſerlichen Gewalt eben ſo nach— 
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theilig, als förderlich für das Sonderleben der Reichs— 
ſtände. Zwar verkörperte ſich letzteres ſo lange der karo— 
lingiſche Geiſt noch nachwirkte, geraume Zeit hindurch nur 
in den Stammesherzogthümern der Sachſen, Bayern, 
Schwaben und Franken, aber auch dieſe noch naturwüchſigen 
Geſtalten mußten den bloßen Territorialherrſchaften Platz 
machen, die aus den vielfältigſten und zufälligſten Anläſſen 
hervorgegangen, bald das ganze Reich umfaßten. Nach Innen 
wuchs der Zwieſpalt, nach Außen ſank die Achtung; die 
Seemacht und mit ihr die Theilnahme am Welthandel, 
der in der großen Hanſa, ſowie in den blühenden Binnen— 
ſtädten ſeine Lebenspunkte gefunden, gingen ſchon in dieſer 
Epoche für Deutſchland anf immer verloren. 

Daraus, daß das deutſche Volk keinen in fi ge⸗ 
ſchloſſenen Staat gegründet, ſondern eine Vielheit von 
kleineren politiſchen Körpern aus ſich heraus geboren hat, 
ſind bekanntlich neben eigenthümlichen Vorzügen, auch ſeine 
tiefſten Leiden erwachſen. In den früheren Abſchnitten 
unſerer Geſchichte traten dieſe Leiden noch nicht in ihrem 
ganzen Umfange hervor; noch durfte man die Sonder— 
gebiete doch als Glieder eines ſie alle umſchließenden und 
zuſammenhaltenden Leibes betrachten, noch ſchien es un— 
denkbar, daß dieſe Glieder ſich verſchwören könnten mit 
den Feinden der Nation gegen das eigene Fleiſch und 
Bein. Auch dieſes heilloſe Schauſpiel iſt der Nation nicht 
erſpart worden; ſie hat in immer wiederkehrenden Vor— 
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gängen erleben müſſen, was andere europäiſche Völker nie, 
oder in ſehr vereinzelten Fällen erduldet haben. 

Wenn wir den Anfang wie den Anlaß der Hergänge, 
durch welche das deutſche Reich der Tummel- und Beute⸗ 
platz des Auslandes geworden, in die Kirchenſpaltung des 
16ten Jahrhunderts ſetzen, ſo mag ſtatt ſolcher Urtheile, 
die von vorneherein als befangen gelten könnten, das 
Zeugniß eines proteſtantiſchen Hiſtorikers hier ſtehen, der 
es durch alle Phaſen ſeiner literariſchen Thätigkeit hin— 
durch wohl zuweilen an Maaß und Billigkeit gegen An— 
ſichten, die nicht die ſeinigen, aber nie an Scharfſinn und 
Redlichkeit hat mangeln laſſen: „Als ſich das Reich eben 
„eine durchgreifendere Ordnung unter Maximilian geben 
„will, greift die Reformation ein und reißt die Nation 
„hinſichtlich des beſten Theiles ihres Geiſteslebens in zwei 
„Theile; mit der Feſtſetzung des Religionsfriedens, daß 
„in Kirchen- und Glaubensſachen keine Majorität im 
„Reiche mehr entſcheiden ſoll, iſt das deutſche Reich halb 
„aufgelöſt, halb mit ſeiner Politik an das Ausland ge— 
„wieſen — als mit der geiſtigen Erſtarkung des Katho— 
„licismus in Deutſchland auch das Königthum den Ver— 
„ſuch macht, ſich wieder ſtark zu erheben, folgt nun der 
„geht, daß ſeine mächtigeren Territorien ſchon im Weſent— 
„lichen nur im Verhältniß des Staatenbundes ſtehen; daß 
„ſie, die vorher nur in kirchlicher Hinſicht einer territorialen 


„Entwickelung überwieſen waren, nun nach faſt allen be- 
„deutenderen Richtungen des öffentlichen Lebens der terri— 
„torialen Entwickelung überwieſen find.“ 

Wenn der hier angeführte Gewährsmann aber ferner 
frägt: „Das ſind einfache hiſtoriſche Thatſachen, könnt 
Ihr ſie ungeſchehen machen“? ſo iſt ſicher mit Nein, 
aber gleichzeitig auch zu antworten, daß eben darin die 
Nothwendigkeit liege, für die kirchlich getrennten Volks— 
genoſſen jetzt, wo die Leidenſchaften jenes Momentes ebenſo 
ihre wildeſte Kraft wie die dynaſtiſche Cabinetspolitik ihre 
Geltung und die blos formalen Bande der Verträge ihre 
Haltbarkeit verloren haben, das einigende Moment mit 
verdoppelter Ausdauer da zu ſuchen, wo es allein noch zu 
finden: in dem unvertilgbaren Bewußtſein der nationalen 
Gemeinſchaft. 

Der weſtphäliſche Frieden beſiegelte, was die Kirchen— 
ſpaltung begonnen und erhob es zur rechtlichen wie ge— 
ſchichtlichen Thatſache, „daß hinführo innerhalb der deutſchen 
Lande drei Geſtalten der chriſtlichen Gottesverehrung“ mit 
völlig gleichen Rechten und Anſprüchen neben einander 
beſtehen ſollten. Wenn hierin der ganz unabwendliche 
und inſofern heilſame Abſchluß der zerſtörendſten inneren 
Kämpfe, die neue und für alle Theile heilig zu haltende 
Grundlage des deutſchen Staatsweſens erkannt werden 
muß, ſo erregt doch, ſelbſt von den höchſten Fragen ab— 
geſehen, auch dasjenige, was dieſem inhaltsſchweren Ab— 
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ſchnitte vorherging und nachfolgte, ſchmerzliches Bedauern. 
Die halb deutſchen lothringiſchen Lande waren verloren 
gegangen, der ganz deutſche Elſaß, unſchätzbar als Grenz- 
land, kam in die Hände des Erbfeindes, faſt ohne Klagen 
Derer, welchen dieſes theure Glied von dem lebendigen 
Körper herabgeriſſen wurde. 

Nie iſt der Gegenſatz zwiſchen der äußeren Form 
und dem inneren Weſen im Staatsleben ſichtbarer hervor— 
getreten. Noch hatte Deutſchland Kaiſer und Reichstag, 
noch ſtellte es in den Compendien des Staatsrechtes einen 
wirklichen Bundesſtaat dar. Aber das Vaterland ſtarb 
ab in ſich ſelbſt, die Lebenskraft zog ſich in ſeine Glieder 
zurück. Nur dieſe konnten und wollten leben, um jeden 
Preis, durch jede Nahrung. | 

Hier ift es nun, wo die folgereiche Erſcheinung ent- 
gegentritt, daß der hiſtoriſche Trieb zur Begründung eines 
unabhängigen politiſchen Lebens zwei deutſche Fürſtenge— 
ſchlechter weit über alle andern hinaus geführt hat. Die 
Habsburger und die Hohenzollern ſind im Laufe der letzten 
drei Jahrhunderte über ihre Standesgenoſſen weit hinaus⸗ 
gewachſen an Macht und Herrſchaft, und eben ſo ſehr da— 
durch, daß dieſe Herrſchaft nicht blos in dem deutſchen 
Staatsrechte, ſondern auch in dem europäiſchen Völker— 
rechte ihre Wurzeln befeſtigte. Der gleichzeitige Beſitz un— 
abhängiger, nicht dem Reiche unterworfener Lande, dieſer 
iſt es der Oſtreich und Preußen ſchärfer von den übrigen 
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Gliedern des Reiches unterſchied, als der größere Umfang 
an Land und Leuten. 

Die zweite hier entſcheidende Thatſache iſt es aber, 
daß dieſer Anwachs in entgegengeſetzter Richtung erfolgt 
iſt, und daher auch die beiden europäiſch-deutſchen Staaten 
in eine entgegengeſetzte Stellung zu Deutſchland gebracht 
hat. Es wird weiterhin die Stelle ſein um nachzuweiſen 
wie es nach dem mehrfach gebrauchten Ausdrucke zuge— 
gangen, daß Oſtreich aus Deutſchland heraus, Preußen 
aber hinein gewachſen ſei. Beides weniger bewußt als 
unbewußt, dem Zuge geſchichtlicher Entwickelung nachgehend, 
darum aber nicht minder entſchieden und folgereich. Das 
ſind die großen hiſtoriſchen Geſchicke die nach äußerer An— 
erkennung und Geſtaltung ringend, dazu die Bahnen ſuchen 
und brechen, am wenigſten oft von Denen erkannt, die 
von ganz anderen Motiven bewegt und getrieben, an ihrer 
Vollendung arbeiten. Was der große Kurfürſt, was der 
große König gewollt und erſtrebt, wird vielfacher Beur— 
theilung unterliegen, was ſie aber theils vollbracht, theils 
angebahnt, iſt deſto unzweifelhafter! 

Merkwürdig und beziehungsreich iſt es, daß die Bil— 
dung der beiden neuen deutſchen Großmächte die Stärke 
Deutſchlands an die entgegengeſetzte Seite verlegten, als 
wo ſie das karolingiſche Reich gekannt. Vom Rheine wich 
ſie, um in den öſtlichen Marken wieder zu erſtehen; gegen 
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Oſten hin hatte Deutſchland zwei ftarfe Vormauern, gegen 
Weſten keine. 

Die nächſte Wirkung aber davon, daß das heilige 
römiſche Reich deutſcher Nation in ſich zerfiel, war das 
tiefſte Sinken des Volksgeiſtes. Der Anblick, welchen die 
Nation als ſolche während des 17ten und 18ten Jahr- 
hunderts darbietet, iſt der Art, daß ſelbſt diejenigen unter 
unſeren Zeitgenoſſen, die wegen geringer geiſtiger Erreg— 
barkeit, oder doctrinärer Idioſynkraſien hinter der natio⸗ 
nalen Erhebung zurückgeblieben ſind, in tiefer Scham da⸗ 
von die Augen abwenden müßten. 

Unter den Folgen wie unter den Veranlaſſungen dieſes 
ſchmachvollen Sinkens nimmt der Verfall der Sprache und 
der Literatur eine weſentliche Stelle ein. Deutſchland hat 
in jenen verkommenen Zeiten zwar ſeinen Platz in der 
europäiſchen Gelehrten Republik zu behaupten gewußt; die 
aus dem innerſten Leben des Volkes, ſeinem ſelbeigenen 
Sinnen und Fühlen hervorquellende Nationalliteratur hin⸗ 
gegen verſiechte gänzlich. Die Höfe und die Katheder 
überboten ſich in der Verunreinigung des Quelles, aus 
welchem ſie entſpringt. Wo hätte die durch lateiniſche 
Pedanterei und franzöſiſche Frivolität bis zur äußerſten 
Geſchmackloſigkeit verzerrte Sprache noch die Mittel ge— 
laſſen für das Gedachte und Empfundene die angemeſſene 
Form zu finden! Von Logau bis Leſſing und Klop— 
ſtock hat der deutſche Boden Gelehrte und Forſcher aller 
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Art getragen; wo aber find feine Schriftſteller und 
Dichter? 

Eben deshalb kann die in der zweiten Hälfte des 
18ten Jahrhunderts beginnende Auferſtehung des Geiſtes 
in der Sprache und Literatur des deutſchen Volkes, auch 
für deſſen politiſches Geſammtleben nicht hoch genug an— 
geſchlagen werden. Nichts hat mehr dahin geführt das 
nationale Bewußtſein zu wecken als die lebensvollen Thate 
des Gedankens, der Poeſie und der Kunſt; jeder fühlte, 
daß ſie nicht dieſem oder jenem Territorium, und ebenſo 
wenig dieſem oder jenem Stamme angehörten, ſondern 
ein Gemeingut der Nation ſeien. An ſeinen Dichtern 
und Denkern hat ſich das deutſche Volk von der Eider 
bis zu den Alpen, von der Moſel bis zum Pregel zuerſt 
wieder als ein einiges kennen gelernt; das ſind die Vor— 
boten geweſen des Wiedererwachens auch auf den anderen 
Gebieten des nationalen Lebens. 

Zunächſt freilich traten hiervon noch keine Symptome 
hervor. Die gewaltigen Erſchütterungen und Rückwir— 
kungen der großen franzöſiſchen Staatsumwälzung übten 
keine belebende Wirkung auf das deutſche Nationalgefühl 
aus, eher eine entgegengeſetzte; der Reichsdeputationsreceß 
und der Rücktritt des letzten Kaiſers erſcheinen als Schluß— 
punkte der Erniedrigung des Reiches, als der Beginn 
auch der äußeren Zerſetzung der Nation. Was in dem 
Bündniſſe deutſcher Staaten mit Franz J., in dem Her⸗ 
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beirufen ſchwediſcher und franzöſiſcher Hülfe zur Zeit des 
30jährigen Krieges, in der Hingabe der bairiſchen und 
kölniſchen Regierung an Frankreich im ſpaniſchen Erb— 
folgekriege, in dem franzöſiſch-preußiſch-baierſchen Bünd— 
niſſe gegen Maria Thereſia etwa als vorübergehende Ver— 
irrung beklagt werden konnte, das wurde nunmehr in der 
Geſtalt des Rheinbundes als dauernde Inſtitution aufge— 
richtet. Gegen dieſe ſchmachvolle Knechtſchaft die ſich nicht 
begnügt Unabwendliches hinzunehmen, ſondern um die 
Gunſt des fremden Eroberers buhlt, um den Preis des 
Verrathes an Deutſchland feilſcht und wirbt, konnte ſelbſt 
der Boden aus dem er entſproſſen, die frühere innere 
Zerriſſenheit, noch als ein beneidenswerther Zuſtand gelten. 
Das Recht der Verträge wurde ebenſo unter die Füße 
getreten, wie früher das Recht der Nation; das neue 
Völkerrecht ſollte auch auf einer neuen Grundlage und 
zwar der ſchlechteſten von allen: der Lehre von den natür- 
lichen Grenzen, aufgebaut werden. Selten iſt wohl ein 
Schulbegriff verkehrter aufgefaßt und willkürlicher ausge— 
beutet worden als eben dieſer. Die hydrographiſchen und 
orographiſchen Verhältniſſe find für die Geſchicke der Völker 
einflußreich, aber nie entſcheidend geweſen. Selbſt das 
Meer bewirkt keine abſolute Scheidung, wenn auch da, 
wo von Colonialbeziehungen nicht die Rede iſt, immerhin 
das weitgreifendſte Trennungsmoment. Die großen Ge— 
birgsketten geben dem Lande Geſtalt und Richtung, unter- 
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brechen die Verbindungen, und bezeichnen gewöhnlich eine 
bedeutende Veränderung im Klima und Boden. Die Flüſſe 
hingegen die in jenem Syſteme eine ſo vorwaltende Rolle 
ſpielen müſſen, haben nie die Gemeinſchaft eines Kultur— 
volkes unterbrochen, ſondern fie vielmehr als Centrallinien 
der Thätigkeit vermittelt und gefördert. Das Flußthal, 
auch der größeren Ströme, iſt ſtets von denſelben Volks— 
ſtämmen eingenommen und bewohnt worden. Und die 
entgegengeſetzten Behauptungen waren es, die bei jenen 
Verhandlungen als Gründe galten, weßhalb die in dem 
tauſendjährigen Verbande der deutſchen Nation ſtehenden 
Lande am linken Ufer des Rheines ihr entfremdet und 
Frankreichs natürliche Grenze abgeben müßten! 

Dieſe Zeit aber, in welcher alle ſittlichen und hiſto— 
riſchen Elemente des europäiſchen Staatslebens unter der 
Fauſt des gewaltigſten Kriegers zu erſterben ſchienen, eben 
dieſe iſt der Wendepunkt geworden für die bisherige Allein— 
herrſchaft der Cabinetspolitik. Der Schrei der Natur hat 
die Volksgeiſter erweckt aus ihrem Scheintode, und dem 
erſtaunten Zwingherrn eben ſo wohl als den eigenen Be— 
herrſchern gewieſen, welche Rieſenkräfte ſeit Jahrhunderten 
geſchlummert hatten. 

Als in Spanien zwei Generationen von Regenten in 
die Botmäßigkeit des Allgewaltigen verſtrickt, jede Wirkung 
der Dynaſtie auf das Land gänzlich durchſchnitten war, da 
erhob ſich das Volk in Caſtilien, Aragon und Navarra, 
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und kämpfte fünf Jahre hindurch gegen den Uſurpator, 
bis ſein letzter Soldat über die Pyrenäen getrieben war. 
Ohne die Hülfe des engliſchen Heeres wäre dieſes Re— 
ſultat nicht erreicht worden, aber ohne die Stütze die dieſes 
tapfere Heer in der ſpaniſchen Nation fand, hätte es nicht 
ein Jahr hindurch das Feld gegen den übermächtigen 
ſiegesgewohnten Gegner behauptet. — Iſt es nicht bekannt, 
daß Napoleon nach ſeinen großen Siegen das ruſſiſche 
Cabinet zum Frieden bereit genug gefunden hätte, wenn 
nicht auch dort, in dieſem Volke, ein Geiſt ſich erhob, 
der durch die Flammen Moskau's hindurch zu unverzagter 
Fortſetzung des Kampfes drängte? 

Die deutſche Nation iſt die dritte die der corſiſche 
Eroberer wehrhaft gemacht hat. Er iſt es der in weiteſten 
Kreiſen die Überzeugung hervorrief, daß mit den bishe- 
rigen Mitteln, in den bisherigen Wegen, wie die Sache 
Deutſchlands verwaltet worden war, keine Ehre zu er— 
reichen, keine Schmach abzuwenden ſei, daß ein neues 
Leben die Fürſten und die Stämme durchſtrömen müſſe, 
in dem ſie ſich als einig in ſich, als Theile eines Ganzen 
zu fühlen hätten. Wer die Geſchichte der todesmuthigen 
Erhebung im Jahre 1813 nach ihrem inneren Zuſammen⸗ 
hange und ihrem äußeren Verlaufe durchforſcht hat, der 
weiß, welche rieſenſtarke Strömung aus dieſer wieder er— 
öffneten Quelle entſprungen iſt, und wie hierin weſentlich 
der Anſtoß zu jenem welterſchütternden und umgeſtaltenden 
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Kampfe, die Kraft der Ausdauer auf Leben und Tod ge— 
legen hat, der den mächtigſten Kriegsfürſten ſtürzte und 
Deutſchland aus ſeinen Trümmern wiederum zu neuem 
Glanze erhob. 

Iſt es zu verwundern, daß nunmehr alle Erwar— 
tungen und Hoffnungen der Nation ſich zu dem Con— 
greſſe hinwendeten der dieſes neue Leben zu ordnen be— 
rufen wurde? Mußte man nicht Großes erwarten von 
dem was dort vollbracht werde für Deutſchland, der Mitte 
und dem Schwerpunkte des europäiſchen Staatenſyſtemes, 
das dort nach 20jährigen Rieſenkämpfen auf dauernder 
Grundlage befeſtigt werden ſollte? 

Wie ſich die regen Geiſter, die heißblütigen Patrioten 
den Neubau des großen Vaterlandes dachten, davon legten 
die beredteſten mächtigſten Stimmen vollgültiges Zeugniß 
ab. Der Bauſtein den der Feind verworfen, eben dieſer 
müſſe wieder zum Eckſtein werden, das deutſche Reich in 
verjüngter Geſtalt und Kraft wieder in das Leben treten: 
Ein erblicher Kaiſer an ſeiner Spitze, neben ihm, an 
ſeiner Wirkſamkeit theilnehmend, ein deutſcher König, dann 
die Fürſten des Reiches in abgeſtufter Bedeutung in einer 
mit hoher Macht bekleideten Pairskammer, dieſer aber 
zur Seite die Gemeinen in einer zweiten Kammer des 
Reichsparlamentes. So ſollte das Reich eintreten in die 
Geſammtheit der europäiſchen Staaten, mit dem vollen 
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Gewicht ſeiner Macht und Würde, getragen von dem auf— 
erſtandenen Geiſte ſeines Volkes. 

Selbſt wenn der hohe Gedanke der dieſem Bauriſſe 
zu Grunde lag, nicht von Hauſe aus an manchem inneren 
Widerſpruche gekrankt hätte, ſelbſt wenn er ein Verſtänd— 
niß gefunden hätte, das in den Berathungsſälen des 
Congreſſes für ſo ideale Beziehungen gänzlich mangelte, 
ſo würde er an den Hinderniſſen geſcheitert ſein, die bis 
zum heutigen Tage die Schöpfung des nationalen Bundes⸗ 
ſtaates hintertrieben haben. Immer aber blieb Denen, 
welche dem Fluge der Idee nicht bis zur Herſtellung des 
Reiches folgten, noch die Hoffnung, man werde ſich in 
Wien vergegenwärtigen, daß wenn auch das deutſche Reich 
untergegangen ſei, doch nicht die deutſche Nation. Als 
deren Vertreter aber durften und mußten die Fürſten an— 
geſehen werden, die dort zur Auffindung einer organiſchen 
Form für das nationale Gemeinweſen verſammelt ſchienen. 

Mehr als eine Regung in dieſer Richtung iſt wirklich 
zu Tage getreten. Eben die beiden größten Regierungen 
und einige Andere waren es die auf eine volksgemäße 
Ausbildung des Bundes hinarbeiteten und Inſtitutionen 
ſuchten, welche das Recht nach Unten und Oben zu ſichern 
geeignet ſeien. Auch dieſe unſicheren Verſuche ſcheiterten; 
die mittleren Höfe hatten keineswegs den Rauſch der 
Völker für Einheit und Nationalität getheilt, ſondern zu 
rechter Zeit ihre Sonderſtellung durch Verträge gewahrt. 
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Stütze und Hülfe mangelte ihnen nicht im Auslande, das 
mit der vollen Schwere ſeines Einfluſſes auf der deutſchen 
Frage laſtete; auch die beiden großen deutſchen Regie— 
rungen wurden bald genug durch eigenen Zwiſt auf die 
Stützpunkte in Petersburg, London, ja Paris hingedrängt. 
Es bedurfte nur noch, daß die erſten Anwandlungen des 
beklemmenden Gefühles im Angefichte der harrenden und 
ſchauenden Nation überwunden waren, ſo entſchlug man 
ſich völlig des Gedankens einer wahrhaften Einigung 
Deutſchlands, und alle kleinen und großen Intereſſen und 
Leidenſchaften traten in ihr altes Recht wieder ein. 
Welcher Art das Werk geweſen, das hieraus her— 
vorging, hat eine 30jährige Erfahrung nur zu vollſtändig 
klargelegt. Rein negativ, in der abſtrakten Parität der 
Bundesglieder die voraus bedungene Ohnmacht zu allem 
Gemeinſamen, das Recht und die Wohlfahrt der Deutſchen 
außerhalb der Wirkſamkeit des Bundes geſtellt, für die 
Regierungen einiger Schutz nach Innen und Außen, für 
die Macht und Würde der Nation als ſolcher, nichts. 
Neuerdings hat man wohl im Sinne beſtimmter 
Partheianſichten ſich bis zu der Behauptung geſteigert, 
daß das Erzeugniß ſo widerſtrebender und feindſeliger 
Kräfte: die Bundesakte von 1815, wirklich das Maaß von 
rechtlicher Freiheit und nationalen Lebens darſtelle, deſſen 
das deutſche Volk fähig ſei. Ohne dieſe beleidigende 
Meinung näher zu zergliedern, mag es genügen daran 
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zu erinnern, daß das Entgegengeſetzte hiervon die Über- 
zeugung war, die ſich gleich damals in allen Theilen Deutſch— 
lands ausſprach, wo Liebe zum Vaterlande und edler Frei— 
muth zum Worte gelangte. Wir wiſſen, daß die tiefſte 
Mißſtimmung ſich über Deutſchland lagerte, daß die wahre 
Volksſtimme den Stab brach über ein Werk, das die 
theuerſten Hoffnungen, die entſchiedenſten Anſprüche der 
Nation unerfüllt ließ. Früher in dem ſinkenden Reiche 
hatte doch noch der Schein der Einheit geblendet und den 
Gedanken an deutſche Macht und Ehre vorgeſpiegelt, jetzt 
rief das Gefühl der neu befeſtigten Zerſplitterung überall die 
Sehnſucht nach Einheit hervor. Während dieſe Sehnſucht 
aber bei den Beſten, bei Denen die im Rathe, im Felde 
und in der Preſſe für Deutſchlands Wiedergeburt ge— 
ſtritten, im Konflikte mit anderen gleich hohen Geboten 
zu tragiſcher Entſagung wurde, nahm es bei anderen 
minder Gereiften und ſittlich Gefeſtigten oft Geſtalten an, 
in denen das Ideal zum Zerrbilde, zum Genoſſen und 
Deckmantel trüberer, ja verbrecheriſcher Abſichten wurde. 
Die Geſchichte der „demagogiſchen Umtriebe! bietet für 
das eine und das andere Beiſpiele dar, die in demſelben 
Maaße ſchmerzlicher berühren als hierbei die Veranlaſſun— 
gen nach allen Seiten hin abgewogen werden. 

Die nächſte Wirkung dieſer ſündlichen Ausartung des 
patriotiſchen Gefühles war, daß der Bund immer weiter 


auf dem Wege der Negativität fortgeſtoßen, zum reinen 
Polizeiinſtitute wurde. 

Welches Gift hierdurch wiederum in die Adern der 
Nation ausgegoſſen wurde, davon mögen die Worte eines 
der beredteſten Wortführer der deutſchen Sache, deſſelben 
den man im Kampfe gegen die napoleoniſche Zwingherr— 
ſchaft als „fünfte Macht“ geprieſen, hier Kunde geben: 
„Eins hat in Mitte all dieſer ſchrecklichen Bewegungen 
„verwundert, daß man über dem Aufſpüren geheimer im 
„Finſtern gehender Verſchwörungen, die eine große nicht 
„erkennt, die ihre weitläuftigen Verzweigungen über ganz 
„Deutſchland durch alle Stände, Alter und Geſchlechter 
„hin verbreitet; die murrend an jedem Heerde ſitzt, auf 
„Märkten und Straßen ſich laut ausſpricht; die ohne 
„Zeichen ſich in allen ihren Gliedern leicht erkennt, ohne 
„geheime Obere und ohne Antrieb aus einer Mitte heraus 
„doch im beſten Einverſtändniß ſtets zuſammenwirkt; die 
„mit viel tauſend offenen Augen ins Verborgene hinein— 
„ſchaut, und der viel tauſend Arme ſtets zu Gebote ſtehen: 
„jene Verſchwörung nämlich, in der das entrüſtete Natio— 
„nalgefühl, die betrogene Hoffnung, der mißhandelte 
„Stolz, das gedrückte Leben, ſich gegen die ſtarre Willkür, 
„den Mechanismus erſtorbener Formen, das freſſende Gift 
„bewußtlos gewordener despotiſcher Regierungsmaximen, 
„die das Verderben der Zeiten ausgebrütet, und die Ver— 
nftocktheit der Vorurtheile verbunden haben, und die mächtig 
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„und fruchtbar wie nie eine Andere wachſend mit jedem 
„Tage in Macht und Thätigkeit ihr Ziel ſo ſicher er— 
„langen wird, daß die Gefahr nicht auf's Hinterbleiben, 
„wohl aber aufs Überſchnellen ſteht.“ 

Grauenvolle Vorausſicht deſſen, was ſo viele Jahre 
ſpäter erſt zu allgemeinem Verſtändniß gekommen iſt! 

Aber es iſt zu allen Zeiten ein zu ernſtem Nach- 
denken anregendes Zeichen geweſen, wenn es bei einem 
Volke dahin gedeihet, daß auch die Edlen und Guten ſo 
weit getrieben werden, die verwerflichſten und ſträflichſten 
Feinde des Gegners, zu den Ihrigen zu zählen, und ihre 
gute Sache mit der ſchlechten zu identificiren. Dahin war 
es gekommen in Deutſchland. 

Wie ſchon geſagt, dieſer Zuſtand innerer Erkrankung 
des nationalen Lebens rief bei den Regierungen keine 
ernſtliche Bedenken und noch weniger den Willen hervor, 
den eigentlichen Sitz des immer tiefer freſſenden Übels 
zu erkennen und auszuheilen. 

Alle Eingriffe des Bundes in die neue Souveränität 
der Einzelnſtaaten abzuwehren, dies blieb das Hauptaugen— 
merk ihrer Regierungen. Keine vergegenwärtigte ſich wahr— 
haft, daß die Gefährdung dieſer Machtvollkommenheit von 
zwei entgegengeſetzten Seiten kommen könne, nicht bloß 
durch die Bundesgewalt, ſondern auch durch die Auf— 
lehnung der Regierten ſelbſt. Selbſt von dem engen 
Standpunkte der gewöhnlichſten Staatsweisheit aus, hätte 
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einleuchten müſſen, daß die letzte Gefahr die bei weitem 
größere und daß ihr nur durch rechtzeitige Conceſſionen 
an die erſtere zu begegnen ſei. Ein feſtes Zuſammen— 
ſchließen, wenn auch nur der Regierungen, eine vollſtän— 
dige Solidarität gegenüber der Gefahr, und deren Hand— 
habung durch eine kräftige Centralgewalt, dies mußte als 
nothwendige Bedingungen der Sicherheit erſcheinen. Auch 
von den dürrſten egoiſtiſchen Vorderſätzen aus, hätte ſchon 
das eigene Intereſſe ſämmtliche deutſche Fürſten auffor— 
dern ſollen, dem Bunde die größtmöglichſte Lebenskraft 
und Selbſtthätigkeit zu geben. 

Sie haben es nicht gethan, und wohl mögen die— 
jenigen unter ihren Gegnern dieſe Verdunkelung der Augen 
preiſen, deren Abſichten jederzeit weiter reichten als bis zu 
dem Gewinne eines wahren Gemeinweſens für die Nation! 
Dienlicheres für ihre Hoffnungen und Pläne konnte nicht 
geſchehen als was jene ſpäteren Kongreſſe der Bundes— 
diplomatie zu Tage brachten: das laute Geheimniß, daß 
der Bund nur eine beſchwerliche Laſt für die Regenten 
und eine Zuchtruthe für die Regierten ſei. Eine ſonder— 
bare Art von Republik gleichberechtigter Herrſcher, die 
eben ſo ungleich an Macht als an Intereſſen, eine Cen— 
tralgewalt die nicht über, ſondern unter den einzelnen 
Gliedern ſtand, deren geſetzgebende Macht nie ihre eigene 
Competenz zu ergründen vermochte, deren Executive nie 
zur Ausführung gelangte, deren Richterſpruch ſich Niemand 
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unterwarf! Die Keime zu gemeinnützigen Anordnungen 
die noch in der Bundesakte gelegen, dadurch erſtickt, daß 
ſpätere Auslegung ihre Verwirklichung an freiwillige Über— 
einkunft aller Betheiligten verwies. Die letzte Lebensge— 
meinſchaft die noch zwiſchen der Nation und den Bundes— 
organen beſtand, durch Ausſchluß der Veröffentlichung der 
Verhandlungen unterdrückt. So darf es nicht verwundern, 
daß nicht bloß alle Aufgaben innerer und äußerer Politik, 
die durch die braunſchweigiſchen, hannovriſchen, holſteini— 
ſchen und luxemburgiſchen Fälle dem Bunde zur Löſung 
geſtellt wurden, in den traurigſten Nihilismus zerrannen, 
ſondern daß auch für die naheliegendſten materiellen In— 
tereſſen nichts geſchah; der Zollverein, die einzige Schöpfung 
auf dieſem Gebiete, mußte gänzlich außerhalb der Bundes— 
wirkſamkeit entſtehen und leben. 

Dahin war es alſo gediehen, daß Deutſchland nicht 
einmal das Maaß von innerer Einheit erreichte, welches 
Nordamerika beſitzt, das Land mit einer Geſchichte von 
geſtern und einer Literatur von heute, das Land, deſſen 
Grenzen ins Nebelhafte auseinanderfließen, das Land, in 
welchem die ſchärfſten ausgeprägten Nationalitäten der 
alten Welt neben einander leben, die wichtigſten Inter— 
eſſen ſich feindlich durchkreuzen, die wildeſten Secten gegen 
einander eifern! Alle dieſe trennenden Momente werden 
von der politiſchen Einheit überwogen, die den „ver— 
einigten Staaten eine Gemeinſchaft des Bewußtſeins und 
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der politifchen Intereſſen, eine Kraft und eine Wirkſamkeit 
nach Außen verleihet, gegen deren allmäligen aber unab— 
läſſigen Anwachs die alte Welt in nicht ferner Zeit einen 
Kreuzzug auf Leben und Tod wird unternehmen müſſen, 
um ihr nicht zu erliegen! 

Hat der deutſche Bund wenigſtens durch die Zeit 
ſeiner Dauer und durch die Erhaltung des europäiſchen 
Friedens den Beweis einer wenn auch beſchränkten Lebens— 
fähigkeit geliefert? Es iſt dies mehrfach verſichert, aber 
keinesweges erwieſen worden. Die Bundesverfaſſung hat 
ſich nur dadurch dreißig Jahre hindurch behauptet, daß 
ſie in wichtigen Fragen eigentlich nie zur Anwendung ge— 
kommen iſt. Daſſelbe galt nach Außen; nicht der Bund 
erhielt den europäiſchen Frieden, ſondern der Frieden er— 
hielt ihn. 

Das tiefe ſeit Jahrhunderten faſt unerhörte Neu— 
tealifiven der feindſeligen Kräfte des Welttheiles war 
allerdings geeignet über den Grad der inneren Feſtigkeit 
des Beſtehenden zu täuſchen. Die konſtitutionelle Oppo— 
ſition in einigen kleinen Ständekammern flößte wenig Be— 
ſorgniß ein, auch das Getreibe der wirklichen Umſturz— 
elemente und ihre Anregung vom Auslande mochte man 
nicht bloß mit vollem Rechte züchtigen, ſondern auch als 
ſtets bezwingbar erachten. Stand ja hinter jedem mög— 
lichen Ausbruche in den einzelnen Staaten die große un— 
gefeſſelte Macht des alten öſtreichiſchen Kaiſerreiches, ſtets 
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bereit ſolche verbrecheriſche Verſuche, auch wenn fie ſchon 
weiter um ſich gegriffen, zu Boden zu werfen! 

Nur in Preußen gab man ſich dieſer irrigen Sicher— 
heit nicht durchweg hin, ſondern ahnete, daß auch ſie dem 
Wechſel unterworfen und daß die politiſche Vorausſicht 
ſowohl als auch ein höheres Pflichtgebot darauf hinweiſe, 
das deutſche Gemeinweſen aus feinem Schlummer zu er- 
wecken. 

Die Thronbeſteigung Königs Friedrich Wilhelm IV. 
iſt der Abſchnitt, von welchem an Preußen der Löſung 
dieſer Aufgabe ſeine Beſtrebungen zuwendete. Der König 
wurde hierzu eben ſo ſehr durch eine richtige Einſicht in 
die Gefahren der Zukunft, als durch Alles beſtimmt, was 
ihm von ſeinen Jugendjahren her heilig und theuer ge— 
weſen war. Er hatte die ganze Begeiſterung der natio— 
nalen Erhebung des großen Jahres mitempfunden, ihre 
Wirkungen auf dem Schlachtfelde mit Augen geſchaut und 
ſeine mit den Bildern deutſcher Herrlichkeit genährte Seele 
konnte nur mit nagendem Kummer wahrnehmen, wie gleich 
nach der Beſiegung des äußeren Feindes, der ſelbſtſüchtige 
Trieb der Einen, die ſtumpfe Gleichgültigkeit der Anderen 
das reine Licht des nationalen Lebens zu erſticken trachtete, 
ſo daß es zur verheerenden Flamme zu werden drohte. 

Was ſeinerſeits ſeit 1840 geſchah um auf den recht— 
lich gewieſenen Wegen organiſcher Überleitung den Bund 
zum Leben zu rufen, kann hier übergangen werden, 
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da es der Gegenſtand einer beſonderen Darſtellung ge— 
weſen iſt *). 

Auf den drei Hauptgebieten: der Wehrhaftigkeit, des 
Rechtſchutzes und der materiellen Wohlfahrt, bedurfte der 
Bund tiefgreifender Reformen, umfaſſender und wirkſamer 
Inſtitutionen. Eine freie nur durch das Geſetz über— 
wachte Preſſe, und die Veröffentlichung der Verhandlungen 
ſollten dieſe Thätigkeiten in lebendige Gemeinſchaft mit 
der wirklichen Stimme des Volkes ſetzen. So wollte es 
der hohe und edle Sinn des Königs, den Gott an die 
Spitze des Staates geſtellt hatte, der dazu berufen war 
in dieſem Werke voranzutreten. 

Daß die Wirkſamkeit der preußiſchen Regierung zu— 
nächſt nur in den vertragsmäßigen und vorgezeichneten 
Formen zur Erſcheinung kam, wird Niemand mit Tadel 
belegen der die gegebenen Bedingungen mit einiger Un⸗ 
befangenheit erwägt. Preußen ſuchte damals wie ſpäter, 
nicht ſich, nicht ſeinen Vortheil oder feinen Ruhm, ſon— 
dern das Heil Deutſchlands; es durfte nicht rechtswidrige 
Mittel in Anwendung bringen, nicht unbefugt nieder- 
reißen um zu verſuchen, was dann auf dieſer Stätte etwa 
aufzubauen wäre. 

Am Bundestage ſelbſt konnte allerdings kaum auf 


) Deutſchland und Friedrich Wilhelm IV. Hamburg, Perthes, St 
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irgend einen Erfolg gerechnet werden. Je weniger reelle 
Autorität im Bunde beſtand, deſto wichtiger war die for— 
melle, die in den Händen des Präſidiums ſich vereinigte. 
Der unermeßliche Vortheil den die Negativität ſchon an 
und für ſich gegen alle Verſuche poſitiver Thätigkeit ſtets 
voraus hat, wurde durch den Geſchäftsbetrieb der Bundes— 
verſammlung noch unverhältnißmäßig geſteigert. Dort 
konnte Preußen nicht darauf rechnen irgend etwas Durch— 
greifendes für die Regeneration des Bundes zu erwirken. 
Was ſeit 1840 von dem Könige auf anderem Wege 
hierzu geſchehen iſt, liegt nunmehr vor aller Augen. Zu— 
vörderſt wollte und mußte man nach allen Kräften dahin 
ſtreben, zu einer direkten Verſtändigung hierüber mit dem 
öſtreichiſchen Hofe zu gelangen. Erſt wenn dieſe ſich 
als ganz unausführbar erwies, ſollte Preußen mit ſeinen 
Anträgen unmittelbar in der Bundesverſammlung auf- 
treten. War dann auch hier vorausſichtlich kein Reſultat 
zu erzielen, ſo fand ſich Preußen eben ſo befugt als ver— 
pflichtet, die Juſtitutionen, die man der Geſammtheit ver⸗ 
weigerte, durch beſondere Verträge mit denjenigen Staaten 
ins Leben zu rufen, die hierzu Bereitwilligkeit zeigten. 
Der Zollverein hatte an einem großen Beiſpiele erwieſen, 
wie wohlthätig auch eine ſolche beſchränkte Befriedigung 
wahrhafter Bedürfniſſe werden kann. Immer aber mußte 
es ſtetes Augenmerk bleiben, dieſe Specialvereine auf dem 
Wege freiwilligen Anſchluſſes allmälig zum Geſammt⸗ 
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gute des Bundes zu machen; erſt dadurch erhob ſich ihr 
materieller Gewinn in die höhere Sphäre des nationalen, 
und wurde zum Bauſteine in der Wiederaufrichtung des 
deutſchen Staatsgebäudes. 

Der hiſtoriſche Hergang iſt nicht über das erſte 
Stadium hinaus gekommen; er iſt anfänglich an begreif— 
lichen wenn auch ſchmerzlichen Hinderniſſen der traditio— 
nellen öſtreichiſchen Politik ſtehen geblieben, ſpäter und 
in ſeinem letzten Stadium durch die europäiſchen Ereig⸗ 
niſſe überholt worden. Aber das möge auch hier in ſtreng— 
ſter Gewiſſenhaftigkeit wiederholt werden: die Februar— 
revolution hat das Streben Preußens und ſeines Königs 
nach der Wiedererichtung eines wahren Gemeinweſens im 
deutſchen Vaterlande, nicht hervorgerufen, ſondern vorge— 
funden. 

Der Zeitpunkt trat heran, wo die ſeit dreißig Jahren 
angehäuften Brennſtoffe aus natürlichen und erkünſtelten, 
wahren und lügenhaften, berechtigten und unberechtigten 
Beſtandtheilen in unkenntlicher Miſchung zuſammengeballt, 
ihre zerſtörende Gewalt zeigen ſollten. 

Der zündende Funken fiel! 
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Zweiter Abſchnitt. 


Die Nationalverſammlung. 


Zuſammentreffen des nationalen Elementes und des revolutionären 
in den Märzbewegungen. — Verſchiedenheit beider Richtungen. — 
Der Zuſammentritt und die Zuſammenſetzung der Nationalverſamm— 
lung. — Die Grundfragen über Centraliſation und über Verein: 
barung. — Die Periode der Allgewalt, die Zögerung. — Die Periode 
nach den Siegen in Wien und Berlin. — Die Oberhauptsfrage und 
ihre Formen. — Die Gegner des Erbkaiſerthums; das konfeſſionelle 
Element. — Der dienlichſte Weg zum Ziele. — Das Verfahren der 
leitenden Parthei; die Zugeſtändniſſe. — Die Eröffnungen von Wien 
und Berlin. — Der Abſchluß der Verfaſſung. 


Wie in den Ausbrüchen des März 1848 überall das 
revolutionäre Element mit dem nationalen zuſammenfloß, 
darüber kann auf das bereits früher Geſagte zurückge⸗ 
wieſen werden. Aber es iſt ſtets hervorzuheben, daß 
innerhalb dieſer Gemeinſchaft des Anſtürmens gegen die 
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beſtehenden Regierungsſyſteme, beide Elemente dennoch 
ihren Gegenſatz bewahrten. 

Für die nationale Parthei blieb das Ziel die deutſche 
Einheit, die Revolution war das Mittel. Die demo— 
kratiſche Parthei hingegen bediente ſich der nationalen Stre— 
bungen nur als Mittel um zu ihrem Ziele, der Republik 
zu gelangen. Von dem ſocäaliſtiſch-kommuniſtiſchen Be⸗ 
ſtandtheile der ſich in dem Schooße dieſer Parthei verbarg, 
kann hier füglich abgeſehen werden; er hat der Revolution 
die wilden Kräfte des Proletariats zugeführt und iſt hier— 
durch bei dem offenen Aufruhre wirkſam genug geworden, 
aber in der weiteren Entwickelung verſtummte er gänzlich 
neben dem doktrinellen Gefährten. Seine Rolle für die 
politiſche Geſchichte Deutſchlands iſt der Zukunft vorbe— 
halten; kommende Geſchlechter werden die rein politiſchen 
Syſteme, die ſich ſeit 60 Jahren in Europa bekämpfen, 
weit zurücktreten ſehen vor der koloſſalen Frage über die 
abſolute Berechtigung des Sondereigenthums! Auch hierin 
wird man vor den zukünftigen Gefahren die Augen ſchließen, 
bis ſie unabwendlich geworden und den ganzen ſocialen 
Zuſtand der europäiſchen Menſchheit aus den tauſend— 
jährigen Angeln heben! 

Die Art wie die Ausbrüche im März 1848 ſich ver- 
breiteten und äußerten, zeigt in den verſchiedenen deutſchen 
Territorien, bei aller ſcheinbaren Übereinſtimmung, doch 
tief liegende Unterſchiede, je nachdem es die kleineren oder 
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größeren, älteren oder neueren Staaten waren die den 
Schauplatz abgaben. In denjenigen Staaten zweiten und 
dritten Ranges, die zugleich in ihrer jetzigen Zuſammen— 
ſetzung überwiegend neuen Urſprunges ſind, haben die 
nationalen und die politiſch doktrinellen Strebungen un— 
gefähr gleichen Antheil an der Auflehnung gegen die Re— 
gierungen gehabt; ſo Würtemberg, Baden, Heſſen-Darmſtadt 
und Naſſau. Wo dieſe Mittel- und kleineren Staaten hin⸗ 
gegen vorwiegend auf einem alten hiſtoriſchen Verbande 
beruhten, machte ſich zwar ebenfalls die Sehnſucht nach 
deutſcher Einigung fühlbar, den eigentlichen Charakter der 
Bewegung gaben aber dort die rein politiſchen Tendenzen. 
So Baiern, Hannover, Sachſen, die thüringiſchen Lande, 
Oldenburg, Meklenburg, Kurheſſen und Braunſchweig. 
Dieſes gilt nun auch in erhöhetem Maaße für die beiden 
großen Bundesſtaaten. In der öſtreichiſchen Monarchie 
hatten die von aller doktrinellen Politik abgewendeten deut- 
ſchen Gefühle ſtets nur eine kärglichere Stätte gefunden; in 
Preußen, beſonders in deſſen alten Landen, durfte auch 
bei Vielen, welche die Gebrechen der deutſchen Zuſtände 
tief empfanden, doch die Aufrichtung an dem eigenen Staats- 
geiſte immer noch Entſchädigung bieten. Die politiſche 
Neuerung hat daher an den Märzbewegungen in dieſen 
beiden Monarchien von Hauſe aus einen weit größeren 
Theil als die nationale Mißſtimmung, die dort erſt im 
weiteren Verlaufe ihre volle Bedeutung zeigte. 
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Der äußere Hergang der Begebenheiten wird auch 
hier als bekannt vorausgeſetzt. Sämmtliche deutſche Re— 
genten erlagen dem Andrange und bewilligten die For— 
derungen, die im weſentlichen allenthalben die gleichen 
waren, nur mehr oder minder die Farben tragend die 
wie oben angedeutet, den beſonderen Verhältniſſen der ein— 
zelnen Lande entſprachen. Staaten welche keine Repräſen— 
tativverfaſſung beſaßen, wurde dieſe verheißen, denen die 
bisher als konſtitutionell galten, neue ausgedehnte Zuge— 
ſtändniſſe auf Koſten der monarchiſchen Gewalt gemacht. 
Gleichzeitig wurde von allen Regierungen deutlich und 
unzweifelhaft zugeſagt, daß der bisherige Staatenbund in 
einen nationalen Bundesſtaat mit parlamentariſcher Ver— 
tretung umgewandelt werden ſolle. 

Faſt in allen deutſchen Staaten wurden Männer an 
die Spitze der Regierung berufen, die es übernahmen, 
die zugeſicherten Umgeſtaltungen durchzuführen. 

Hier nun, bei der Bildung der ſogenannten März- 
miniſterien, trat ſofort die Erſcheinung hervor, daß, mit 
geringer Ausnahme, der demokratiſche Beſtandtheil der 
Märzbewegung den Preis des Sieges nicht davon trug. 
Die Zügel der Regierung kamen faſt überall in die Hände 
ſolcher Männer der bisherigen Oppoſition, die auf dem 
politiſchen Gebiete das konſtitutionelle Element vertreten 
hatten, vor Allem aber als oberſte Pflicht erkannten, die 
Früchte der jetzigen Lage zu Gunſten einer nationalen 
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Einigung zu nutzen. Wie auch über frühere Vorgänge, 
wie auch über ſpätere Wege mancher dieſer Märzminiſter 
geurtheilt werden mag: die Gerechtigkeit kann den Meiſten 
unter ihnen nicht verſagt werden, daß ſie den geſteckten 
Zielen treulich nachſtrebten, oft mit Pein und Gefahr, 
ſelten zu eigener und anderer Befriedigung. 

Daſſelbe Verhältniß der Tendenzen und Kräfte zeigte 
auch das in Frankfurt zuſammengetretene ſogenannte Vor⸗ 
parlament; die tiefe Spaltung unter den Siegern kam 
zu Jedermanns Kenntniß, zugleich aber auch die Gewißheit, 
daß die eigentliche Umſturzparthei im deutſchen Volke zwar 
energiſche Führer und zahlreiche Anhänger habe, dennoch 
aber ihren letzten Zweck nicht erreichen werde. Die Ber- 
ſuche die in einigen deutſchen Ländern gemacht wurden, 
um durch erneute Aufſtände die Gewalt in die Hände der 
Demokratie zu bringen, mißlangen; ſie mußte ſich be— 
gnügen das Gefühl einer allgemeinen Unſicherheit wach 
zu erhalten und die neuen Regierungen auf dem Wege 
zur Wiederherſtellung einer geſetzlichen Ordnung einzu— 
ſchüchtern. 

Unter dieſen Umſtänden und Eindrücken trat im 
Mai 1848 die Nationalverſammlung in Frankfurt a. M. 
zuſammen. Zum erſtenmale ſeit unvordenklichen Zeiten ver- 
einigten ſich unter Zuſtimmung und Anordnung ſämmt⸗ 
licher Regierungen über 500 Männer aus allen Theilen 
Deutſchlands; zum erſtenmale ſaß der Holſte und Dit— 
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marſe neben dem Tyroler und Allgäuer, der Pfälzer und 
Rheinfranke neben dem Schleſier und Deutſchböhmen, alle 
dazu berufen und gewillt nicht bloß die augenblicklichen 
Wunden zu ſchließen aus denen ihre beſondere Heimath 
blutete, ſondern die tiefen Gebrechen aufzuſuchen und zu 
heilen die den Leib des großen gemeinſamen Vaterlandes 
zu ſo ſchwerer Krankheit hingetrieben hatten. Was man 
auch denken und halten wollte von Allem was vorherge— 
gangen, immer hätte Jeder der ein Herz für ſeine Nation 
in der Bruſt trug, welcher ſonſtigen politiſchen Parthei 
er auch angehören mochte, das Werk dieſer einzig da— 
ſtehenden Verſammlung mit ſeinen heißeſten Segenswün— 
ſchen begleiten, immer Jeder an ſeiner Stelle Alles dazu 
thun müſſen, um es zu gedeihlicher Vollendung zu fördern. 
Es giebt Momente im Leben der Völker wie in denen 
der Individuen wo auf lange hinaus ihre Geſchicke ent— 
ſchieden werden; wer es wohl mit ihnen meint, wem 
Pflicht oder Liebe gebieten, daß er mit ſeinem Volke ſtehe 
und falle, der ſoll in ſolchen unermeßlichen Augenblicken 
von Allem und Jedem abſehen, was er ſonſt an Anti— 
pathien und Vorwürfen mit ſich herumgetragen, und Alles 
verſenken in die eine untheilbare Pflichterfüllung, die höchſte 
unter den irdiſchen Leiſtungen die ihm abgefordert wer— 
den kann. 

Leider muß von vorneherein zugeſtanden werden, daß 
unter denen die nach Frankfurt zogen um dort die Neu⸗ 
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geburt der Nation zu berathen, Manche nicht den Grad 
ſelbſtloſer Vaterlandsliebe und ſtrenger Gewiſſenhaftigkeit 
zu dem Werke mitbrachten, das es mehr bedurfte als je 
vorher ein anderes. Gilt nicht bei denen, welchen zu 
Hauſe die gleiche Aufgabe geſtellt war, dieſelbe Betrach— 
tung? Die Parthei und ihre Lehre überwog bei nur zu 
Vielen ſo die Erkenntniß wie das Gefühl, und rief oft 
auf entgegengeſetzten Seiten Erſcheinungen hervor, von 
denen die Nachwelt gern in ſchmerzlicher Scham die Augen 
abwenden wird. 

Wir haben es nicht mit den Individuen zu thun, 
und unternehmen nicht in den verſchiedenen Partheien 
diejenigen zu ermitteln die nicht wie Andere in gutem 
Glauben an die Richtigkeit ihrer politiſchen Lehre, ſelbſt— 
los und ehrlich nach deren Verwirklichung rangen. Wir 
wollen weder diejenigen preiſen die in dem Scheitern des 
nationalen Werkes ihren eigenen Sieg feiern, noch ſelbſt 
den Märtyrern ſträflicher Verirrung Steine nachwerfen, 
ſeien es ſolche die in fernen Landen „ihre deutſchen Seufzer 
in fremde Wolken hauchen“, oder Andere die in der Hei— 
math ihre geſcheiterten Hoffnungen betrauern! Unter denen, 
welche gegen den Wahrheitszeugen Stephanus wütheten, 
war auch mancher Saulus, deſſen Herz, wenn auch mit 
Unverſtand, doch um ſeinen Gott eiferte! Ja auch das 
Maaß der Erkenntniß, das dem Einzelnen beſchieden iſt, 
ſeine größere oder geringere Einſicht in das Werk an dem 
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er ſchafft, giebt keine genügende Unterſcheidung; ſo wenig 
das Wiſſen als das Wollen tritt dem Beobachter deutlich 
genug entgegen, um darauf ein verdammendes Urtheil 
über Menſchen zu gründen. Die Partheien ſind immer 
nur Verkörperungen der in einer Zeit vorwaltenden Ge— 
danken; Jeder in ihnen wird mehr getrieben als er treibt. 

Die Scheidung der Partheien in der Nationalver— 
ſammlung wurde dadurch eine verwickeltere, daß die na— 
tionale Frage ſich mit der doctrinell-politiſchen ſowohl in 
den Perſonen als in den Gegenſtänden durchkreuzte. Für 
den Zweck gegenwärtiger Betrachtung kann zwar nur die 
Gruppirung je nach der Stellung zu der Einheitsfrage 
die maßgebende ſein; manche untrennbare Beziehung zu 
den rein politiſchen Partheiungen nöthigt aber auch dieſe 
nicht außer Acht zu laſſen. 

Daß eine reactionäre Parthei als ſolche, in jener 
großen Verſammlung geſeſſen, muß mit Beſtimmtheit ver— 
neint werden. Allerdings kommt es hierbei zunächſt auf 
die Begriffsbeſtimmung eines fo vieldeutigen und viel ge— 
mißbrauchten Wortes an. Nur derjenige konnte in Frank— 
furt und für die dortige Aufgabe als Reactionär bezeichnet 
werden, der darauf hinausgegangen wäre, den deutſchen 
Bund in den Zuſtand zurückzuführen, der vor den März— 
umwälzungen beſtand. Es unterliegt keinem Zweifel, daß 
unter denen die dort verſammelt waren, Mancher den 
früheren Zuſtand, wenn nicht mit Liebe, doch mindeſtens 
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mit pflichtmäßiger Anerkennung hingenommen hatte und 
deſſen gewaltſamen Wechſel daher mit unverholener Miß⸗ 
billigung betrachtete. Würde man ihnen aber zugemuthet 
haben Hand anzulegen um das frühere Bundesweſen wieder 
aufzurichten, ſo hätte ſich ihnen bei gewiſſenhafter Erwä— 
gung ſofort die Einſicht aufgedrängt, daß das vorherge⸗ 
gangene politiſche Leben mit ſchweren Gebrechen behaftet 
geweſen war. Sie würden ſich erinnert haben, daß ſelbſt 
abgeſehen von allen höheren nationalen Anforderungen, 
der Polizeimechanismus des Bundes eben ſo oft die eine 
Seite des Staatslebens: die rechtliche Freiheit, ge— 
fährdet habe, als ſeitdem die Anarchie deſſen andere Seite: 
die geſetzliche Ordnung. Man kann und darf einen 
beſtehenden Zuſtand, deſſen wohlthätigen Schutz man ge— 
nießt, ungeachtet der an ihm haftenden Mängel, ehren 
und vertheidigen, ihn aber nicht mit dieſen Mängeln 
wieder herſtellen. Darum ſei es wiederholt: eine re⸗ 
actionäre Parthei im Sinne einer Rückkehr zu den frü- 
heren Bundeszuſtänden beſtand in der Nationalverſammlung 
nicht; jeder, wie verſchieden auch ſonſt ſeine Ausgangs- 
punkte, feine danebenhergehenden politiſchen An- und Ab⸗ 
ſichten ſein mochten, war von der aufrichtigen Ueberzeugung 
erfaßt, daß das deutſche Gemeinweſen eine neue Geſtaltung, 
ein engeres Zuſammenſchließen ſeiner Glieder unumgäng— 
lich bedürfe. 
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Hier aber, bei der näheren Formulirung und Ge— 
ſtaltung des Gedankens, ſchieden ſich die Auffaſſungen. 
Die Differenz war eine doppelte: das Maaß der ge— 
wollten Einheit Deutſchlands, und die Mittel um zu dieſer 
Einheit zu gelangen. 

Bei der erſten dieſer Fragen iſt die ganze Reihe mög— 
licher Beantwortungen zur Sprache und zur Controverſe 
gekommen. 

Außerſte Centraliſation des Bundesſtaates und größte 
Machtvollkommenheit ſeiner oberſten Gewalt; die Ein— 
zelnftaaten entweder ganz aufgelöſt, oder die kleineren 
durch Zuſammenlegung abſorbirt, die größeren in ein 
durchaus abhängiges und untergeordnetes Verhältniß zu 
der Reichsgewalt geſetzt. Nicht blos die demokratiſch— 
republikaniſche Parthei ſteigerte dieſe Forderung bis zum 
Extrem, ſondern auch Männer von entſchiedener monar= 
chiſcher Geſinnung, erfüllt von wahrem Patriotismus und 
dem ernſten Willen, die Kriſis der Umbildung zu einem 
dauernden Abſchluſſe zu bringen. Die kleinen Staaten 
erſchienen ihnen als gänzlich unfähig, weder die materielle 
Wohlfahrt ihrer Angehörigen zu ſichern, noch irgendwie 
die von der Zeit geforderten Formen genügend zu reali— 
ſiren. In den mittleren Staaten aber ſahen ſie das Haupt⸗ 
hinderniß zur einheitlichen Geſtaltung der Nation, die ſteten 
Stützpunkte für den verderblichen Partikularismus und die 
immer bereite Anlehnung für die geheimen und offenen 
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Eingriffe des Auslandes in die Geſchicke Deutſchlands. 
Dieſe Gebrechen auf das geringſte Maaß herabzubringen, 
erſchien ihnen als erſte Bedingung für die Wiedergeburt 
der Nation, als oberſte Pflicht für Alle die hierzu mit— 
zuwirken berufen ſeien. 

Aber auch diejenigen, welche dem Bedürfniſſe der 
Einheit und der Mannigfaltigkeit im Reiche die umgekehrte 
Reihenfolge anwieſen, den einzelnen Gliedern alle Selbſt— 
ſtändigkeit belaſſen wollten, die nicht unzweifelhaft noth— 
wendig für die Schöpfung eines Bundesſtaates ſei, hatten 
gute Gründe für ihre Forderung anzuführen. Nicht blos 
das Recht der Einzelnſtaaten auf Fortdauer ihrer Exiſtenz 
kam hierbei in Betracht, nicht blos die augenfällige That- 
ſache, daß die Stammesverſchiedenheit in Deutſchland auf 
tiefbegründeter natürlicher und hiſtoriſcher Grundlage be— 
ruhe, ſondern ebenſo die Ueberzeugung, daß hierin auch 
der Quell hoher Vorzüge der Nation zu ſuchen ſei. Mögen 
andere Völker durch die ſeit Jahrhunderten vollbrachte 
Verſchmelzung ihrer Beſtandtheile zu größerer Einheit— 
lichkeit und Machtfülle gelangt ſein, ſo hat das deutſche 
Volk dadurch, daß ſein politiſches Daſein nie in eine 
ausſchließliche Staatsform eingezwängt, ſeine intellectuelle 
Thätigkeit nicht durch einen Hof, eine Reſidenz be⸗ 
ſtimmt worden iſt, einen Reichthum des geiſtigen Lebens 
entfaltet, der ihm, gleich wie aus ähnlichem Anlaſſe einſt 
den Griechen, eine unvergleichbare Stelle unter den Nationen 
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der Neuzeit errungen hat. Dieſe wohlberechtigte, ſo reiche 
Frucht tragende Mannigfaltigkeit jetzt zu Gunſten einer 
abſtracten Einheit zu verwiſchen, iſt völlig unausführbar, 
und der Verſuch dazu vernichtend für das eigentliche Werk, 
das der Nationalverſammlung oblieget: eine Einigung zu 
ſchaffen die auf Eintracht beruht. Am irrigſten iſt ins— 
beſondere die Meinung, welche in der Exiſtenz der kleinen 
und kleinſten Staaten das Hinderniß für die Aufrichtung 
eines wahren Bundesſtaates ſieht; dieſe Staaten und ihre 
Regierungen ſind es, die mehr als Andere deſſen Noth— 
wendigkeit für Alle und ſeine Heilſamkeit für ſich ſelbſt 
erkennen. Nicht von ihnen würde ie die Außerung Würtem- 
berg's ausgehen: »es könne nicht die Abſicht fein, aus 
„verſchiedenen Völkerſchaften, z. B. Preußen und Baiern, 
„ſo zu ſagen eine Nation ſchaffen zu wollen“. (Klüber, 
Acten des Wiener Congreſſes, II. 83 ff.). So lauteten 
die Gründe derer, welche das ſelbſtſtändige Daſein der 
Einzelnſtaaten verbürgt und nur ſoweit beſchränkt wiſſen 
wollten, daß über Alle geſtellt, eine wahre und ſtarke 
Centralgewalt die allgemeinen Intereſſen der Nation nach 
Innen und Außen vertrete. Ihr Programm hatte ſchon 
zweihundert Jahr früher ein großer franzöſiſcher Denker 
hingeſtellt: Vielheit ohne Einheit iſt Verwirrung, Einheit 
ohne Vielheit iſt Tyrannei! 

In der erſten Epoche der Nationalverſammlung ſind 
keine Beſtrebungen zum Vorſchein gekommen, die über das 
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eben angedeutete Maaß hinaus, die Bildung eines Bun⸗ 
desſtaates durch ſelbſtſüchtigen Partikularismus gefährdet 
hätten. Erſt der ſpäteren Zeit, wo die ſogenannte Ober— 
hauptsfrage in erſte Linie trat, iſt dieſe Erfahrung vor— 
behalten geweſen. Eben ſo wenig haben ſich damals die 
confeſſionellen Gegenſätze in dem politiſchen Wirrſale gel- 
tend gemacht; ſie äußerten ihre volle Wirkſamkeit da, wo 
ihre gewieſene Stätte iſt: auf dem Gebiete der großen 
Fragen über das Verhältniß von Kirche, Schule und 
Staat, und fanden hier einen übergroßen Schauplatz der 
ernſteſten Thätigkeit. 

Als die zweite der Hauptdifferenzen im Schooße der 
Nationalverſammlung trat ſchon früh die verſchiedene An- 
ſicht über die Stellung und Berechtigung derſelben au dem 
Abſchluſſe des Verfaſſungswerkes hervor. 

Die Einen faßten dieſe Verſammlung als eine ſolche, 
welche berufen und befugt ſei, die zukünftige Reichsver⸗ 
faſſung feſtzuſtellen, und als endgültig mit voller recht⸗ 
licher Wirkung für alle deutſche Lande zu verkünden. Sie 
hielten ſich ſowohl durch die Art der Berufung, als durch 
die Natur der Sache verpflichtet, die Umgeſtaltung Deutjch- 
lands zu vollbringen, ſo daß den Einzelnregierungen ledig— 
lich die Ausführung des in allen Theilen Feſtbeſchloſſenen 
anheimfalle. Da die demokratiſch-republikaniſche Parthei 
dieſer Lehre bis zum Außerſten hin beitrat, fo mußte fie 
eine überaus große Mehrheit in der Nationalverſammlung 
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für ſich vereinigen. Aber es darf nicht verkannt werden, 
daß auch für eine beträchtliche Zahl conſervativer und ge— 
mäßigter Abgeordneten die Erwägung entſcheidend wurde, 
nur auf dieſem Wege könne die große Aufgabe gelöſt und 
dem Widerſtreben der deutſchen Dynaſtien vorgebeugt wer— 
den, deren gleichberechtigte Mitwirkung ſonſt den nationalen 
Bundesſtaat entweder ganz vereiteln, oder in ſeinen weſent— 
lichſten Eigenſchaften verſtümmeln werde. 

Wie ſchwer auch dieſe trübe Betrachtung wog, ſo 
konnte ſie doch diejenigen nicht von ihrer gewiſſenhaften 
Überzeugung ablenken, die in einem ſolchen Verfahren 
einen offenen Rechtsbruch erkannten, und die noch trübere 
Vorausſicht daran knüpften, daß eben das Betreten dieſes 
Weges zu ſicherer Vereitelung der Hoffnungen und Wünſche 
der Nation führen müſſe. Der hier als alleiniges Rechts— 
fundament dienende Bundesbeſchluß berief die National- 
verſammlung um „zwiſchen den Regierungen und dem 
Volke das deutſche Verfaſſungswerk zu Stande zu brin— 
gen“. Sie wurde hierdurch als Organ des deutſchen Ge— 
ſammtvolkes eingeſetzt, damit zwiſchen dieſem und den Re— 
gierungen verhandelt werden könne. Auch der in ſpäteren 
Bundesbeſchlüſſen gebrauchte Ausdruck: „conſtituirende Ver: 
ſammlung«“, verlieh keine neue Vollmacht; er konnte keinen 
anderen Gedanken ausdrücken, als daß der Frankfurter 
Verſammlung im Gegenſatz zu einer blos legislativen, 
die Eigenſchaft beiwohne, die Verfaſſung ſelbſt zu be— 

v. Radowitz Schriften. II. 4 
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rathen. Die Nationalverſammlung war der eine, die 
Regierungen der andere Contrahent; erſt aus der Ver— 
einbarung beider konnte die neue Reichsverfaſſung mit 
rechtlicher Wirkung hervorgehen. Freilich mangelte zu 
einer ſolchen Verhandlung die entſprechende Vorkehrung. 
Der Nationalverſammlung, als Organ des Volkes, ſtand 
kein Organ der Regierungen zu fruchtbarer Gemeinſchaft 
zur Seite. Die Bundesverſammlung, frühere langjährige 
Sünden büßend, wurde haſtig zertreten; ihre rechtskräftige 
Auflöſung iſt zwar ſpäter, aus begreiflichen Urſachen, mit 
mehr Erfolg als Wahrhaftigkeit beſtritten worden, damals 
aber beſtand weder in- noch außerhalb der „Paulskirche 
darüber irgend ein Zweifel. Daß man mit der Zuſammen⸗ 
ſetzung eines Staatenhauſes hätte vorgehen können, mag 
nach den gegebenen Umſtänden bedenklich erſcheinen; immer 
aber wurde es unbefangenen Beobachtern bald klar genug, 
daß ſowohl das Recht als die Vernunft erheiſcht hätten, 
die zukünftige Verfaſſung aus dem Zuſammenwirken aller 
Betheiligten hervorgehen zu laſſen. Daß dieſe Anſicht 
einer kleinen Minderheit in den Zeiten keinen Eingang 
fand, wo ihre conſequente Durchführung noch auf ein 
überwiegend aufrichtiges, ja unbeſchränktes Entgegen— 
kommen von Seiten der Regierungen zählen durfte, daß 
fie ſpäter durch äußere Nothwendigkeit aufgedrungen wurde, 
als jene Vorbedingung bereits darniederlag, dies iſt eine 
der tiefliegendſten Urſachen zu dem gänzlichen Scheitern des 
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höchſten und ſegensreichſten hiſtoriſchen Unternehmens des 
Jahrhunderts geworden! 

Aus dem Zuſammentreffen der eben geſchilderten 
mannigfachen Gegenſätze ging als unbezweifelte Siegerin 
eine große Parthei hervor, die, wenn auch im Einzelnen 
an inneren Differenzen leidend und an vielfache Hem— 
mungen und Convenienzen gebunden, doch während der 
ganzen Dauer der Nationalverſammlung über deren weſent— 
liche Beſchlüſſe verfügt hat. Ihr Programm läßt ſich in 
einfache Sätze zuſammendrängen: Keine Zerſtörung der 
Einzelnſtaaten, keine republikaniſche Herrſchaft, möglichſte 
Steigerung der Reichsgewalt, und gültiger Abſchluß der 
Verfaſſung durch die Nationalverſammlung. 

Mit dieſen Vorſätzen trat die leitende Mehrheit der 
Verſammlung in die erſte Periode ihrer Exiſtenz. 

Niemand der den wirklichen Stand der Dinge im 
Frühjahr und Sommer 1848 richtig überſieht, wird ver— 
kennen, welche außerordentliche Macht in dem Parlamente 
ruhte. Die Regierungen der Einzelnſtaaten, ohnmächtig 
dahingegeben dem Treiben der Umſturzpartheien im eigenen 
Lande, ſuchten damals in Frankfurt eine Stütze, welcher 
ſie im hohen Grade bedürftig waren. Es unterliegt wenig 
Zweifel, daß während jener Epoche die Nationalver— 
ſammlung jeden geordneten und folgerechten Plan zur Neu⸗ 
bildung des deutſchen Bundesſtaates durchzuführen im 
Stande geweſen wäre. Weshalb wurde dieſe unwieder⸗ 
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bringliche Zeit nicht im Sinne der innerhalb der Ver— 
ſammlung vorwaltenden Abſichten benutzt? 

Ein raſches rückſichtsloſes Vordringen zum Endziele, 
ein ſchroffes Überwältigen oder Ignoriren aller Zwiſchen⸗ 
fragen in den erſten Stadien der parlamentariſchen Wirk⸗ 
ſamkeit, erſchien zu gewaltſam, zu ſehr dem Geiſte und 
Weſen der extremen Demokratie entſprechend, als daß man 
nicht hätte beſorgen ſollen, daß bei ſolchem Verfahren die 
Gewalt in die Hände des gemeinſchaftlichen Feindes der 
Regierungen ſowohl als der conſtitutionellen Majorität 
kommen müſſe. Welche Gefahr von dieſer Seite fort— 
während drohe, mit welchem Haſſe der gemäßigte Gang 
der Nationalverſammlung betrachtet, welche Pläne zur 
weiteren Entwickelung der Revolution ohne Unterlaß be- 
trieben wurden, darüber konnten freilich nur Wenige in 
Zweifel fein. Der verbrecheriſche Ausbruch am 18ten Sep⸗ 
tember mußte auch den Letzten die Augen öffnen, die da 
gewähnt hatten, man ſtehe auf feſtem Boden, und dürfe 
der Widerſtandsfähigkeit der geſetzlichen Ordnung vertrauen. 
Was an jenem inhaltſchweren Tage verſucht und vereitelt 
wurde, iſt noch bei Weitem nicht nach ſeiner vollen Trag— 
weite gewürdigt worden. Siegte damals der Aufruhr, 
gelang es ihm, aus der Nationalverſammlung die con⸗ 
ſervativen Beſtandtheile zu vertreiben, ſo würde ſich der 
verbleibende demokratiſche Reſt aus den Reihen Gleichge— 
ſinnter raſch ergänzt und als Convent mit vorausgeſetzter 


2 53 & 


Vollmacht des ſouveränen Volkes conſtituirt haben. Die 
Verkündigung der einheitlichen Republik, die Bildung eines 
Freiſchaarenheeres in größtem Maaßſtabe, die völlige Hin— 
gabe an ein franzöſiſches Bündniß mußten unmittelbar 
folgen. Wer die Kräfte des Widerſtandes gegen ein ſol— 
ches, mit äußerſter Energie verfolgtes Unternehmen ab— 
wägen will, der blicke auf den Zuſtand der Regierungen 
in den einzelnen Staaten. Der zündende Funke würde 
den Weſten, Süden und die Mitte von Deutſchland faſt 
ohne erhebliches Hinderniß durchlaufen und überall die 
hierzu vorbereiteten Brennſtoffe in lichte Flammen geſetzt 
haben. Oſtreichs Lage in dieſem verhängnißvollen Augen— 
blicke iſt allgemein bekannt, und daher die Folgen eines 
ſolchen neuen Anſtoßes auch dort leicht zu ermeſſen. Welche 
Mittel die preußiſche Regierung damals beſaß um einer 
neuen Umwälzung im eigenen Lande Schranken zu ſetzen, 
bleibe dahin geſtellt; zur Löſchung aber des Brandes in 
den Nachbarſtaaten waren ſchwerlich genügende Kräfte ver— 
fügbar. Daß aus dem Umſturze alles Beſtehenden keinerlei 
dauerndes Gebäude, auch nicht im Sinne der eigenen 
Urheber, hervorgegangen wäre, dieſes kann allerdings zu— 
verſichtlich behauptet werden; für den Moment aber und 
auf längere Zeit hinaus, wäre Deutſchland aus allen 
Fugen gewichen. ; 
Daher lag auch den leitenden Männern in Frankfurt 
der Wunſch nicht fern, daß es den durch die Märzmini— 
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fterien vertretenen Regierungen gelingen möchte, ſich bis 
auf einen gewiſſen Punkt wieder zu befeſtigen und zu 
Kräften zu kommen; die Nationalverſammlung konnte in 
ihnen die Stütze finden und ihnen wiederum den Rückhalt 
verleihen, der nothwendig war, um den ſtets drohenden 
Gefahren neuer Umwälzungen zu begegnen. 

Eine zweite Urſache der langen Zögerung in dem 
Verfaſſungswerke iſt der nicht glückliche Gedanke geweſen, 
die Verſammlung faſt ein halbes Jahr hindurch mit den 
Verhandlungen über die „Grundrechte“ zu beſchäftigen. 
Die characteriſtiſche Neigung zur Aufſtellung allgemeiner 
Doctrinen bei den Einen, bei den Anderen der Wunſch, 
jedenfalls einen beſtimmten „Gewinn“ für die einzelnen 
Landesgeſetzgebungen davon zu tragen, wie auch die deut— 
ſche Einigung ausfallen möge, dieſe Anreize ſind es, die 
die beſten und friſcheſten Kräfte der Verſammlung in jener 
Danaidenarbeit abnutzten. Man überſah, daß dergleichen 
abſtracte Sätze, von ihrer inneren Richtigkeit und Dien— 
lichkeit ſelbſt abgeſehen, immer nur als Ausfluß geſicherter 
ſtaatlicher Zuſtände Bedeutung und Ausführung erlangen 
können, daß man daher erſt Deutſchlands neues Staatsrecht 
ordnen müſſe, ehe es ſich um Normen für die innere Ge— 
ſetzgebung handeln könne. 

Die proviſoriſche Centralgewalt blieb während dieſer 
ganzen erſten Periode die einzige politiſche That der 
Nationalverſammlung. In der Art ihrer Ausſtattung 
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und Einſetzung find ſowohl im Guten als üblen die 
Grundzüge der Mehrheit erkennbar, die wir als die lei— 
tende bezeichnet haben. Jedenfalls war dieſe Inſtitution, 
deren Befugniſſe und Machtmittel weder geſichert noch be— 
gränzt werden konnten, doch nur als eine ſolche anzuſehen, 
die einem augenblicklichen vorübergehenden Bedürfniß ab— 
zuhelfen habe; daß ſie für längere Zeit hinaus die einzige 
Verkörperung der deutſchen Einheit geblieben, gehört nicht 
zu deren günſtigen Geſchicken. 

Die zweite Periode der Nationalverſammlung be— 
gann, als im Oktober und November 1848 die öſtreichiſche 
und preußiſche Regierung in Wien und Berlin geſiegt 
hatten und hierdurch wieder in den Vollbeſitz ihrer Ge— 
walt eintraten. An der Sicherheit, in den beiden Groß— 
mächten eine bereite Stütze zu finden, erſtarkten wiederum 
die deutſchen Fürſtengeſchlechter; die einen früher, die an— 
deren ſpäter, kehrten zu dem Bewußtſein zurück, daß ihre 
Zukunft nicht mehr von den Beſchlüſſen der Frankfurter 
Verſammlung abhänge, ſondern in ihre eigene Hand ge— 
geben ſei. Die Zeit, wo das Parlament aus ſich heraus 
eine Reichsverfaſſung zu erſchaffen vermochte, war hier— 
mit vorüber; eine neue trat heran, wo ganz andere Be— 
dingungen ſich geltend machten und die ſorgſamſte Ab— 
wägung und Beachtung erheiſchten, wenn das ganze Werk 
nicht rettungslos ſcheitern ſollte. Noch drang dieſe Ein— 
ſicht in der Verſammlung nicht in vollem Maaße durch; 
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die äußere Erſcheinung und die formellen Zuſtände hatten 
in den deutſchen Ländern noch zu wenig gewechſelt, um 
ſich in Frankfurt allgemein fühlbar zu machen. Nur das 
dunkle Gefühl regte ſich, daß man zu Ende kommen, daß 
man mit Hintanſetzung alles Anderen den Abſchluß der 
Verfaſſung erſtreben müſſe, nicht aber, daß dieſelben Gründe, 
welche zu unverzüglicher Vollendung der Verfaſſung mahnten, 
auch auf den Inhalt derſelben und auf das Verhältniß 
der Nationalverſammlung zu beiden, ihren Einfluß er- 
ſtreckten. Noch behauptete in Vielen, auch achtbaren und 
patriotiſchen Männern, die Überzeugung ihre Stätte, 
daß nach wie vor, beides die ausſchließliche Aufgabe des 
Parlamentes ſei. 5 

Die eigentliche Peripetie des ganzen Verfaſſungs⸗ 
werkes, die Oberhauptsfrage, trat nunmehr in ihrer wei⸗ 
ten Bedeutung hervor. Alles Abwägen der Gewalten, 
alle ſonſtigen Einrichtungen in dem neuen Reiche, er- 
ſchienen dagegen als verhältnißmäßig untergeordnet; es 
iſt kaum zu viel gejagt, daß jeder Regierungsform Ein- 
gang zu verſchaffen geweſen wäre, wenn auf die Frage, 
wer regieren ſolle, eine allgemein befriedigende Antwort 
ertheilt werden konnte. Daß es dahin gekommen, daß 
alle jene tiefen und innerlichſten Bedürfniſſe und An⸗ 
liegen der Nation gegen eine nur theilweiſe damit ver— 
wandte Aufgabe in den Hintergrund traten, das eben iſt 
der Beweis dafür, welcher Wechſel am Ende des Jahres 1848 
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eingetreten war. Noch war die Nationalverſammlung ein 
wichtiges Element für dieſe Phaſe der deutſchen Sache, 
noch vermochte ſie ein großes Gewicht in die Wagſchale 
zu werfen, aber der Schwerpunct der Entſcheidung lag 
nicht mehr in Frankfurt. 

Dies machte ſich ſofort geltend, als die Arbeit bis 
zu dem vorgeſchritten war, was man im laufenden Sprach— 
gebrauche „die Spitze der Verfaſſung“ nannte. Schon 
ſeit geraumer Zeit, ja ſchon vor dem Zuſammentritt der 
Nationalverſammlung war die Frage über die an die 
Spitze des Reiches zu ſtellende Centralgewalt, vielfach 
theoretiſch erörtert worden; jetzt wurde ſie praktiſch. Wir 
übergehen die Anträge, die von der republikaniſchen Par— 
thei ausgehend, verantwortliche Präſidenten oder Statt— 
halter als Executivbehörde einer Reichsverſammlung for— 
derten, welcher ſie die Rolle eines Conventes zuzuweiſen 
wünſchten; für dergleichen Pläne war ſchon damals inner- 
halb der Nationalverſammlung gar keine, und außerhalb 
nur eine äußerſt geringe Ausſicht zum Erfolge. 

Die Anſicht hingegen, daß die oberſte Reichsgewalt 
nur an ein aus mehreren deutſchen Fürſten zuſammenge— 
ſetztes Collegium gewieſen werden könne, hatte ſchon im 
Mai 1848, in einem Entwurfe der bairiſchen Regierung, 
ihren öffentlichen Ausdruck gefunden. Man hob hervor, 
daß dieſe Form, indem ſie den triftigen Anſprüchen der 
deutſchen Regierungen gleiche Rechnung trage, die weſent— 
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lichſte Schwierigkeit zur engeren Einigung beſeitige, daß 
ſie ſich in aller Hinſicht am leichteſten den vorhandenen 
Elementen anpaſſe, und auf natürlichem Wege eine Con— 
trolle der leitenden Mächte untereinander gewähre. Für 
die ſpecielle Geſtaltung einer ſolchen Executive wurde an— 
fänglich darauf hingedeutet, daß entweder die hierzu er— 
kornen dirigirenden Mächte nebeneinander oder nachein— 
ander an die Spitze des Bundesſtaates treten könnten. 
In beiden Fällen müſſe die Anordnung ſo getroffen wer— 
den, daß der Norden, der Oſten und der Süden von 
Deutſchland, an der Reichsgewalt gleichmäßig betheiligt ſeien. 

Später hingegen nahm dieſe Anſicht mehr die Geſtalt 
eines permanenten Directoriums, zuſammengeſetzt aus be— 
ſtimmten größeren Regierungen, an; auch der Gedanke, 
daß wohl füglich die kleineren ſouveränen Staaten jenen 
größeren dirigirenden mehr oder minder untergeordnet 
werden könnten, wurde hierbei angedeutet. Es wird ſpäter 
der Ort ſein, dieſe ſogenannten Gruppirungen zu be— 
leuchten. 

Gegen die Einſetzung jeder mehrgliedrigen Central— 
gewalt mußten ſich Alle erheben, die es als oberſte Bedin— 
gung der neuen Schöpfung anſahen, daß ſie eine wirkliche 
Einheit darſtelle. Die Zerſplitterung derſelben nach wel— 
cher Form und Art es auch geſchehe, erſchien ihnen daher 
als ein Widerſpruch im Begriffe, als „ein Armuthszeng- 
niß“, das die Nationalverſammlung ſich ſelbſt, dem deut— 
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ſchen Volke, und den deutſchen Fürſten ausſtellen würde. 
Man würde damit bezeugen, daß das geprieſene Streben 
nach deutſcher Einheit nur bis dahin reiche, wo zu ſeiner 
Verwirklichung auch nur der Schein eines Opfers ange— 
muthet werde. „Mit welchem Rechte wolle man zu Gunſten 
Weniger die Vielen ausſchließen? darauf antworte nicht 
das Princip, ſondern die Herzenshärtigkeit, nicht das 
Wohl der Völker, ſondern die Selbſtſucht der Dynaſtien, 
nicht die geſchichtliche Nothwendigkeit, ſondern die Be— 
gierde, für ſich Geſchichte zu machen“. Die Vielköpfigkeit 
und Vielſeitigkeit, die in gewiſſen Sphären natürlich und 
unbedenklich ſein möge, auch im Oberhaupte darſtellen, 
hieße den Partikularismus verewigen, das entſchiedene 
Wollen und conſequente Handeln da von Hauſe aus ver— 
bannen wo es unentbehrlich ſei. Nicht ohne Grund wurde 
darauf hingewieſen, daß das natürliche Gewicht der Dinge 
es dahin führen müſſe, daß auch innerhalb eines mehr— 
gliedrigen Directoriums immer wieder das Recht des 
Stärkeren ſich geltend machen, neben dem ſteten Zwie— 
ſpalte auch eine innere Unwahrheit durch ſolche Inſtitu— 
tionen begründet werden würde. 

Mehrere dieſer Vorwürfe trafen allerdings nicht den 
Gedanken, die oberſte Reichsgewalt immer nur einer der 
deutſchen Regierungen zu übertragen, deren Beſitz aber 
nach irgend einem feſtgeſetzten Turnus von 3 bis 6 Jahren 
unter voraus beſtimmten Staaten wechſeln zu laſſen. Hier 
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wäre demnach eine formale Einheit gegeben, und die 
Schweizer Vororte konnten ſogar als erfahrungsmäßiges 
Beiſpiel angeführt werden. Eben hieraus aber leuchtete 
die Schwäche einer ſolchen Anordnung da ein, wo man 
auf nicht blos formelle, ſondern reelle Befugniſſe der 
Centralgewalt hinaus ſtrebte. Um der Ausführung der 
für Deutſchland geſtellten Aufgabe zu genügen, müſſe deſſen 
Centralgewalt zu einer gleichmäßigen, dauernden Thätig⸗ 
keit befähigt fein; fie müſſe eine große zuſammenhäugende 
Politik nach Außen und Innen entfalten und daher auf 
die Durchführung der eingeſchlagenen Wege zählen können. 
Dieſe hohen Erforderniſſe um gewünſchter Zugeſtändniſſe 
an dynaſtiſche Gelüſte willen zu opfern, das oligarchiſche 
Element zur Grundlage der Reichsverfaſſung zu machen, 
erſchien den Gegnern des Turnus als durchaus verwerflich. 

Auch ſolche Stimmen erhoben ſich, welche mit Ab— 
ſehen von Directorien und Alternaten die Würde des 
Reichsoberhauptes einem einzigen unter den deutſchen 
Fürſten übertragen und dieſen entweder blos aus der 
Wahl der Fürſten ſelbſt, oder unter Mitwirkung der Volks— 
vertretung hervorgehen laſſen wollten. Man glaubte hier- 
durch eben ſo wohl den Gefahren vorzubeugen, welche die 
Hausintereſſen einer zum Oberhaupte dauernd berufenen 
Dynaſtie für die Volksfreiheiten bereiten könnten, als auch 
der Eiferſucht und Abneigung der übrigen Fürſtenge— 
ſchlechter gegen das bevorzugte unter ihnen. Nach der 
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Anſicht der bedeutendſten Vertreter dieſer Form der Cen— 
tralgewalt, ſollte die Wahl ihres Trägers eine lebens— 
längliche ſein. Aber auch hiergegen konnten die erheb— 
lichſten Bedenken nicht verdeckt werden. Jeder Wechſel in 
der Perſon des Oberhauptes mußte der Intrigue im In- 
lande, der Einwirkung vom Auslande freies Feld geben, 
die alten Wahlkämpfe traurigen Andenkens erneuern, und 
einen kürzeren oder längeren Zuſtand allgemeiner Un- 
ſicherheit erzeugen. Das unvermeidliche Werben um Stim— 
men würde zu den Zugeſtändniſſen gegen Einzelne und 
zu den allgemeinen Wahlcapitulationen zurückführen, deren 
jede nach alten Erfahrungen eine Niederlage der Reichs— 
gewalt zu Gunſten der Einzelnregierungen in ſich ſchloß. 
Konnte in früheren Jahrhunderten der hiſtoriſche Glanz 
und die geiſtliche Weihe, die auch den gewählten Kaiſer 
hoch über alle andere Fürſten erhoben, als Erſatz für un— 
vermeidliche Mängel gelten, ſo war auf eine ähnliche Stär— 
kung in der Neuzeit wenig zu zählen. Daß alle dieſe 
Gebrechen in weit erhöhtem Maaße dann zu Tage kommen 
mußten, wenn ſtatt der lebenslänglichen Wahl, die von 
manchem Anderen vorgeſchlagene Wahl auf Zeitdauer be— 
liebt wurde, leuchtet ein. Ein Mißbrauch, den der zeit— 
weilige Beſitzer der anvertrauten Macht im eigenen In— 
tereſſe von dieſer zu machen verſucht ſein konnte, mußte um 
ſo wahrſcheinlicher werden, als der Zeitraum dieſes Be— 
ſitzes klein und abgegrenzt wurde. 


Von dem Gewichte der Gründe, die gegen alle vor— 
erwähnte Formen der Centralgewalt zu erheben ſind, gingen 
endlich diejenigen aus, welche die Erblichkeit des Reichs— 
oberhauptes verlangten, oder genauer ausgedrückt: die 
ſtete Verbindung dieſes Amtes und dieſer Würde mit der 
Krone eines beſtimmten Landes. Nur „hierdurch ſeien die 
Gelüſte des dynaſtiſchen Ehrgeizes, die ſonderbündleriſchen 
Beſtrebungen, die kleinlichen Eiferſüchteleien, die eigen⸗ 
ſüchtigen Umtriebe mit einem Schlage zu vernichten“. 
Hierdurch werde der feſte Punkt gewonnen über dem Ge— 
treibe der partikularen Leidenſchaften und Intereſſen, hier- 
durch die deutſche Einheit wahrhaft verwirklicht, die deutſche 
Macht aufgerichtet, das Selbſtgefühl der Nation befriedigt, 
die anerkennende Achtung des Auslandes erzwungen. Der 
Regent eines großen Staates, der durch Erbgang be— 
rufen an der Spitze des deutſchen Reiches ſtehe, habe kein 
Intereſſe, auf deſſen Koſten ſeine Hausmacht zu ver⸗ 
größern; ſeine Pflicht, die verfaſſungsmäßigen Rechte auch 
des kleinſten deutſchen Landes zu ſchirmen, eine wahre 
Parität unter Allen aufrecht zu halten, falle durchweg mit 
dem eigenen Vortheile zufammen. In ihm werde jeder 
Regent den natürlichen Schutz gegen die Auflehnung ſeiner 
Staatsangehörigen, jeder Unterthan den rechtlichen Schutz 
gegen jede Überſchreitung der Regierungsbefugniſſe finden. 
So hatte ſchon der erſte Verfaſſungsumriß der 17 Ver⸗ 
trauensmänner die Sachlage betrachtet, und es inmitten 
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der Auflöſung aller Bande der Zucht und Ordnung ge— 
wagt, das kühne Wort eines mit großer Machtfülle zu 
bekleidenden Kaiſers auszuſprechen. 

Deſto heftiger erhoben ſich dagegen die vielgeſtaltigen 
Gegenpartheien. Zunächſt führten dabei die Vertreter des 
dynaſtiſchen Intereſſes und der Stammeseiferſucht das 
Wort, allerdings in ſehr begreiflicher Weiſe; die tiefſten 
Gegenſätze kamen jedoch erſt dann zur Sprache, als es 
ſich um die nähere Bezeichnung des Kaiſergeſchlechtes han— 
delte. Ein erbliches Kaiſerthum werde, was man auch 
dagegen vorbringen möge, ſtets geneigt ſein, ſeine Auto— 
rität zu Gunſten des eigenen Staates und auf Koſten 
aller Anderen zu verwenden, eine Benachtheiligung, die 
zu ertragen Niemand verpflichtet werden könne. In einem 
Lande, das wie Deutſchland größere und kleinere Staaten 
einſchließe, könne dieſen nie zugemuthet werden, plötzlich 
aus ihres Gleichen ein Oberhaupt über ſich hinaufzu— 
rücken. Eine ſolche Inſtitution könne nicht aus den Ver— 
handlungen einer Verſammlung oder den Beſtimmungen 
eines Vertrages hervorgehen; es werde nie gelingen ihr 
ein wahres Leben im Sinne der gewollten Reichsverfaſſung 
einzuhauchen. Entweder werde ſie den geſchichtlichen und 
tiefberechtigten Staatsindividualitäten gegenüber ohnmäch— 
tig daſtehen, oder fie werde trachten müſſen, ſich durch ge— 
waltſame Vernichtung auch der verfaſſungsmäßigen Gegen— 
ſätze, erſt einen realen Boden zu verſchaffen. Eine ſo 
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widerſpruchsvolle Schöpfung zu verſuchen, hieße Deutſch— 
land einem unabſehlichen Zwieſpalte, einem Kampfe Aller 
gegen Alle überliefern, aus welchem Alles, nur nicht 
die ohne Eintracht undenkbare nationale Einheit hervor— 
gehen könne. 

So lauteten, noch abgeſehen von der ſpeciellen Aus— 
wahl des erblichen Oberhauptes, aber freilich im Vorge— 
fühle der daraus erwachſenden brennenden Fragen, die 
Stimmen ſeiner Gegner. 

Wir haben ſchon früher die Parthei charakteriſirt, 
welche unter den vorhandenen über die größte Zahl der 
Stimmen in der Nationalverſammlung verfügte. Welche 
Bedeutſamkeit ſie aus dem Anſehen und den Talenten 
ihrer Führer, ſo wie aus deren innigem Zuſammenhange 
mit den Männern ſchöpfte, die in den meiſten deutſchen 
Regierungen die Zügel in den Händen hielten, hatten 
ſchon bisher die Wahlen zu den Präſidien der Verſamm⸗ 
lung ſtets dargethan; in der zweiten Periode trat ferner 
hinzu, daß auch die Glieder des Reichsminiſteriums aus 
ihrer Mitte hervorgingen. Was die Nationalverſammlung 
zur Vollbringung ihres Werkes vermöge, war alſo in 
dieſem Kreiſe verkörpert; aus ihm nur konnte Dienliches 
oder Schädliches kommen. 

Von entſcheidendem Einfluſſe mußte daher die Auf- 
faſſung ſein, welche die Oberhauptsfrage in eben dieſem 
leitenden Kreiſe fand. Sie trat bald völlig deutlich 
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hervor: Erbkaiſerthum und übertragung deſſelben an 
Preußen. 

Hiermit war nun die Fahne aufgeſteckt, um welche 
und gegen welche ſich innerhalb und außerhalb der Na— 
tionalverſammlung Alles ſchaarte. Die Intereſſen Oſtreichs 
und die Stellung der mittleren Höfe erſchienen zunächſt 
als bedroht; die Stammesgegenſätze, ſowohl die wahr— 
haften und berechtigten, als die unberechtigten und künſtlich 
erzeugten, erhoben mit Macht ihr Haupt. In natürlicher 
hiſtoriſcher Aufwallung und ehrlichſter Beſorgniß vor der 
Entfremdung altyerbundener Glieder am Körper der 
Nation, ſtemmten ſich manche auch völlig Unbetheiligte 
gegen die Ausſchließung Oſtreichs von der Krone des 
neuen deutſchen Reiches, die ſpäter, wenn auch mit Schmerz, 
ihre Anſicht aufgeben mußten, als die öſtreichiſche Central— 
verfaſſung deutlich genug an den Tag legte, wie man dort 
das eigene Verhältniß zu Deutſchland anſah. Dieſe weiter 
führende Betrachtung über die Stellung der öſtreichiſchen 
Monarchie zu dem Neubau Deutſchlands wird ſpäter ihren 
angemeſſenen Platz finden. 

Denen, welche ſich „Großdeutſche“ nannten, weil fie, 
wenn auch nicht mit bewußtem Willen, doch mit unaus— 
bleiblichem Erfolge es vorzogen, ftatt einer engeren ſtaat⸗ 
lichen Einigung innerhalb des bisherigen Bundes, bei 
dem Beharren aller ſeiner Glieder in dem früheren poli— 


tiſchen Zuſtande anzulangen, dieſen erwuchſen mächtige 
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Verbündete von ſehr verſchiedener Seite. Die Demokratie, 
die in der deutſchen Bewegung ſtets nur ein Mittel für 
ihre Zwecke geſehen, täuſchte ſich darüber nicht, daß die 
Conſtituirung eines monarchiſchen Geſammtdeutſchlands auf 
den Grundlagen geſetzlicher Freiheit und nationaler Be— 
friedigung, der Schluß der Revolution, und die Vernich— 
tung ihrer Hoffnungen ſein müſſe. Mit richtigem Inſtincte 
ſtellte ſie ſich, ohne Rückſicht auf früher Verheißenes, ſo— 
wohl in Frankfurt als in den Ständekammern der ein— 
zelnen Staaten auf die Seite der Gegner. Wie mächtig 
dieſer Zuwachs wirkte, wie er ſelbſt die leitende Parthei 
aus ihren Bahnen drängte, wurde bald offenbar. 

Aber von ganz anderer Seite her, fiel ein ſchweres 
Gewicht in die Schaale der Feinde des deutſchen Bundes- 
ſtaates mit preußiſcher Spitze. Wir berühren hier die 
tiefſte und ſchmerzensreichſte Seite der großen Bewegung 
in unſerem Vaterlande. Der Einfluß, welchen der Gegen— 
ſatz der Confeſſionen auf die politiſche Geſchichte Deutſch— 
lands ausgeübt hat, iſt ſeit dem 17ten Jahrhundert zum 
erſtenmale wieder in volle Wirkſamkeit getreten. 

Von nichts ſind wir ferner, als davor die Augen zu 
ſchließen, daß dieſe unläugbare Thatſache eine Seite dar— 
bietet, die entſchieden erfreulich genannt werden muß. In 
Zeiten, in welchen das chriſtliche Leben in dumpfem Schlum— 
mer darniederlag, während alle anderen Triebfedern des 
Daſeins fi) auf dem politiſchen Gebiete mit voller Ge— 
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walt geltend machten, konnte allerdings von einem poli— 
tiſchen Einfluſſe der Spaltung der chriſtlichen Bekennt— 
niſſe nicht die Rede ſein. Erſt mußte dieſes Leben wieder 
erwachen, ehe es ſich auch in den Welthändeln kundgeben 
konnte, und daß es dieſes in unſerer Zeit in ſolchem 
Maaße vermocht, ſoll immerhin als theures Zeichen kirch— 
licher Kräftigung anerkannt und mit Dank begrüßt werden. 

Eine ganz hiervon geſonderte Frage iſt aber die, ob 
die Art dieſer Außerung, ob deren nächſte Urſachen und 
nächſte Wirkungen in ſich gerechtfertigt, und für Kirche 
und Staat heilſam geweſen ſind. Wer ſeine Mutter mit 
voller Inbrunſt liebt, der wird jubeln, wenn er ſie von 
langer krankhafter Schwäche geneſen, wieder lebenskräftig 
und thätig ſieht. Aber dieſe Thätigkeit kann eine irre— 
geleitete und verderbliche ſein; dann wird ſie ebenden— 
ſelben, der ſie als Lebenszeichen erkannt und verehrt, zu— 
gleich doch mit ernſter Beſorgniß erfüllen müſſeu. 

Die deutſchen Katholiken faßten die Folgen der März— 
bewegung zuvörderſt unter dem Geſichtspunkte des Ein— 
fluſſes auf, welchen ſie auf das Verhältniß ihrer Kirche 
zu den erwarteten Staatsveränderungen ausüben werde. 
Daß dieſer ein günſtiger ſei, daß nicht blos neuem Unheil 
abgewehret, ſondern auch den alten wohlbegründeten Be— 
ſchwerden der Kirche bei der Umgeſtaltung der politiſchen 
Inſtitutionen abgeholfen werden möge, dies war ihr Wunſch 
und ihr Beſtreben. Was hierin in Frankfurt, Berlin 
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und Wien geleiftet worden, liegt zu Tage; manches blieb 
zu wünſchen, aber viel wurde erreicht. Niemand der die 
betreffenden Artikel der Reichsverfaſſung vom 28. März 
1849, der preußiſchen Verfaſſung vom 5. December 1848, 
der öſtreichiſchen vom 4. März 1849, des Unionsverfaſſungs⸗ 
entwurfes vom 26. Mai 1849 überblickt, wird läugnen 
wollen, daß hierdurch, aller verbliebenen Mängel unerachtet, 
der katholiſchen Kirche in Deutſchland ein ſelbſtſtändiges 
Leben aufgethan wurde, wie es in den vorhergegangenen 
zwei Jahrhunderten kaum noch erkennbar ſchien. 

Die Frage über das Oberhaupt das dem künftigen 
Reiche zu geben ſei, führte die deutſchen Katholiken auf 
ein neues Feld, auf das rein politiſche, und ſpaltete da— 
durch leider ihre Reihen. Während die kleinere Zahl 
davon ausging, daß es überhaupt nicht eine Sache der 
Katholiken als ſolcher ſei, welche hier verhandelt werde, 
ſchlug die größere Zahl den entgegengeſetzten Weg ein. 
Wer kann hier hoffen eine tief eingreifende Verſchieden— 
heit zu heben, die von beiden Seiten auf dem Bewußt⸗ 
ſein gewiſſenhafter Prüfung und dem vollen treuen Glauben 
an die Richtigkeit der gewonnenen Erkenntniß ruht! Wer 
auch nur erwarten, daß ſein hieraus erwachſenes Denken 
und Handeln die billige Rückſicht finde, die ſelbſt der wirk— 
liche, wenn aufrichtige Gegner in Anſpruch nehmen dürfte! 

Daß der Oſtreicher und Baier mit Abneigung auf 
eine Neugeſtaltung Deutſchlands hinblickte, welche den 
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König von Preußen an deſſen Spitze rufen follte, ift ſehr 
natürlich; daß dieſe Empfindung mehr oder weniger unbe— 
wußt zugleich mit dem Gedanken an eine confeſſionelle Unter— 
ordnung zuſammenfloß, bei Vielen wenigſtens begreiflich. 
Schmerzlicher mußte dieſe Erſcheinung berühren, wo ſie nicht 
in alten geſchichtlichen Stammesgefühlen ruhte, oder ſelbſt da 
hervortrat, wo die Oberherrſchaft Friedrich Wilhelm's IV. 
über deutſche Katholiken bereits in Pflicht und Gewohn— 
heit ihre Begründung fand. Schwieriges Räthſel! da eben 
in ſolchen Landen diejenigen Katholiken, welche ſich gegen 
den proteſtantiſchen Kaiſer erhoben, in den ſchwerſten 
Drangſalen durch Wort und That gezeigt hatten, daß ſie 
eingedenk der ewigen Gebote ihrer Kirche dem proteſtan— 
tiſchen König die volle Treue bewahrten! Solche, die nur 
durch Taufe und Namen der katholiſchen Kirche angehören, 
hatten in den neuen Landen vielfach gemeinſame Sache ge— 
macht mit den Widerſachern der Krone; in den wahren 
Bekennern des katholiſchen Glaubens hatte dieſe in Noth 
und Trübſal dort ihre feſteſten Stützen gefunden. Viel 
iſt ſeitdem über dieſe Hergänge geſprochen und geſchrieben 
worden, ohne den Widerſpruch genügend aufzuklären. 
Kein unbefangener Beobachter der Vergangenheit und 
Gegenwart kann ſich dem Wahne hingeben, daß der katho— 
liſchen Kirche dadurch Gefahr drohe, wenn der König von 
Preußen an die Spitze des Reiches träte. Nicht ohne 
Grund iſt bekanntlich von einer Seite, deren tiefe Liebe 
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zur Kirche wohl Niemand bezweifeln möchte, ſogar das 
Entgegengeſetzte darzuthun verſucht worden ). Die Vor— 
ausſetzung aber, daß Preußen vor Allem »ein proteftan- 
tiſcher Staat“ ſei, wie viel ſie auch von leidenſchaftlichen 
oder unverſtändigen Freunden und Feinden wiederholt 
wird, iſt rechtlich und faktiſch ein Irrthum. Es handelt 
ſich bei ſolchen Fragen in Deutſchland weder um die tief— 
ſten Wünſche für die Wiedervereinigung der getrennten 
Bekenntniſſe, noch um entgegengeſetzte Velleitäten, ſondern 
um einfache Anerkennung des Wirklichen. Das deutſche 
Staatsrecht, ſo wie es mit unbeſtrittener Wirkung gilt, 
kennt keine „katholiſche“ oder „proteſtantiſche“ Staaten, 
ſondern ſichert die Gleichberechtigung aller chriſtlichen Bes 
kenntniſſe. Ein Staat der unter ſeinen Bewohnern zwei 
Fünftheile Katholiken zählt, von deſſen neun Provinzen 
nur vier vorwiegend proteſtantiſch ſind, dreie zu gleichen 
Theilen beiden Confeſſionen angehören, und zwei über— 
wiegend katholiſch find, iſt auch thatſächlich kein proteſtan— 
tiſches Land. Das Bekenntniß des Regentengeſchlechtes 
entſcheidet hierin eben ſo wenig, als Sachſen dadurch zu 
einem katholiſchen, oder Baden zu einem proteſtantiſchen 
Staate wird. 

Aber die Räthe der Krone, die Beamten, die viel— 
ſeitigen Einflüſſe ſind es, welche das katholiſche Deutſch— 
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land unter einem proteſtantiſchen Oberhaupte gefährden 
würden! Allerdings tritt man mit ſolchen Einwürfen der 
Wirklichkeit näher. Verſteht man nämlich unter dieſen 
vereinzelten Bedenken überhaupt den modernen Staat, 
den Staat wie er ſich in den letzten beiden Jahrhunderten 
herausgebildet, ſo iſt hiermit wirklich der eigentliche Gegner 
der kirchlichen Selbſtſtändigkeit genannt. Die Grundanſicht, 
daß die Staatsidee das Geſammtleben ſeiner Ange— 
hörigen darſtelle und umfaſſe, daß es ihm alſo auch allein 
obliege, hierfür nach allen Seiten hin die Normen auf— 
zuſtellen und deren Geltung unbeſchränkt durchzuführen, 
dieſe Lehre iſt es, neben welcher eine unabhängige Kirche 
nicht beſtehen kann. Dieſer Staat iſt ein abſoluter, welche 
Form auch ſeine Regierung annehme, er muß und wird 
nicht blos die katholiſche Kirche, ſondern jede ſichtbare Ge— 
ſtaltung eines religiöſen Bekenntniſſes nur als einen Aus— 
fluß ſeiner Machtvollkommenheit betrachten und ſie nur 
mit allen anderen Inſtitution gleich ſtellen können, welche 
unter ſeiner oberen Leitung zur Förderung der ſittlichen 
und materiellen Wohlfahrt der Staatsbürger eingeſetzt 
ſind. So wie ſich aber dieſe Staatstheorie gegen jede 
Confeſſion in gleichem Maaße wendet, ſo tritt ſie auch 
ganz gleichermaßen in katholiſchen wie in proteſtantiſchen 
Landen auf. Ja es läßt ſich unwiderleglich nachweiſen, 
daß ihre Wirkung minder fühlbar geweſen iſt, wo die 
natürliche und ehrenhafte Scheu proteſtantiſcher Regie— 
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rungen jene Lehren gegen die katholiſche Kirche zur Aus— 
übung brachte, als da, wo dieſe Rückſichten wegfielen. 
Mit dem Namen des Joſephinismus iſt die ſchmachvollſte 
Epoche kirchlicher Zuſtände gezeichnet; was auch nachher 
noch in den öſtreichiſchen Landen geſchah, darüber möge 
als neuſter Beleg auf die betreffenden Stellen der Hirten— 
ſchreiben des öſtreichiſchen Episcopats vom 17. Juni 1849 
hingedeutet werden. Die Geſchichte des bairiſchen Staats— 
kirchenrechtes und deſſen praktiſche Ausführung hat eine 
lange Reihe von Jahren hindurch den treuen Katholiken 
mehr Kummer bereitet als irgend ein anderes deutſches 
Land. Wenn irn letzten Zeiten der Anblick, welchen jene 
beiden Glieder der katholiſchen Welt gewähren, ein be— 
friedigenderer geworden iſt, ſo möge man dieſes mit wärm— 
ſten Danke erkennen, immer aber aus ſolchen politiſchen 
Phaſen nicht Folgerungen ableiten die über die Dauer 
der Syſteme und Intereſſen des Augenblicks hinausreichen. 
Deutſchland iſt das Land der rechtlichen Parität und Selb— 
ſtändigkeit für alle chriſtlichen Confeſſionen; dahin wird 
es durch ſeine Geſchichte gewieſen. Preußen wiederum 
hat den Beruf, dieſe rechtliche Gleichſtellung und Unab— 
hängigkeit der Kirchen zunächſt in ſeinen eigenen Landen 
zu verwirklichen, dann in Deutſchland. Wenn beide Theile 
erſt daſtehen, jeder in völlig freiem Gebrauche ſeiner 
geiſtigen Waffen, ohne ſtaatliche Hülfe, wie ohne ſtaat— 
liches Hemmniß, dann möge Gott walten! 


73 * 


An dieſem Punkte angelangt, gehen die Vertreter der 
ſogenannten großdeutſchen Anſicht unter den deutſchen Katho— 
liken auf die Behauptung zurück: nicht die Berufung des 
proteſtantiſchen Königs zum Oberhaupte ſei der Grund 
ihres Widerſtrebens, ſondern deſſen nothwendige Folge: 
die Trennung Oſtreichs von Deutſchland, ja wohl auch 
Baierns und anderer ſüddeutſchen Staaten. Wer wollte 
nicht den Schmerz theilen, den eine ſolche Scheidung von 
einem der älteſten Stämme unſeres Volkes hervorruft, 
ſelbſt wenn er davon ausgeht, daß die politiſche Gemein— 
ſchaft nicht gelöſt, ſondern nur in einer beiden Theilen 
gleich dienlichen Weiſe umgewandelt werden ſolle! Wer 
würde nicht auch eine blos vorübergehende Sonderung 
einzelner ſüddeutſchen Staaten als einen Schmerz empfun⸗ 
den haben, auch wenn er noch ſo feſt überzeugt war, daß 
die dynaſtiſchen Abneigungen nicht hingereicht hätten, um 
vor den höheren Pflichten und Intereſſen dauernd die 
Augen zu ſchließen! Iſt aber durch alle dieſe ſonſt natür— 
lichen Empfindungen wirklich eine Beſorgniß gerechtfertigt, 
daß die katholiſche Sache als ſolche Schaden erlitten hätte 
bei einer Umwandlung des deutſchen Staatenbundes, die eine 
mehr oder minder dauernde Ausſcheidung größerer katholiſcher 
Landestheile zur Folge haben konnte? Daß dieſe Beſorg— 
niß nicht aus dem Ausſcheiden katholiſcher Regierungen an 
und für ſich fließen kann, wurde eben erörtert. Oder etwa 
daraus, daß eine mindere Zahl katholiſcher Regierungen 
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in dem neuen Bundesſtaate aufgetreten wäre, als in 
dem früheren Staatenbunde? Was hat der deutſche Bund 
unter Oſtreichs einflußreichem Vorſitze und Baierns ſteter 
Mitwirkung in einem Zeitraum von 33 Jahren gethan 
im Intereſſe der kirchlichen Freiheit und Unabhängigkeit, 
was zur Abwehr der nach allen Seiten hin vorgekommnen 
Unbilden? Nicht die geringſte Regung irgend einer Art, 
wie nah' auch oft genug der Anlaß lag, iſt verſpürt 
worden. 

Mit mehr Anſchein wird man ſich darauf beziehen 
können, daß in dem gewollten Bundesſtaate auch der 
Volksvertretung ſelbſt eine ſehr gewichtige Stimme einge— 
räumt wurde, und daß alſo die Zuſammenſetzung des 
Parlamentes nach Ausſcheiden zweier großen vorwiegend 
katholiſchen Lande die Zahl der katholiſchen Vertreter jeden— 
falls verringert hätte. Daß dieſe Annahme alle Wahr- 
ſcheinlichkeit für ſich hat, leuchtet ein. Und dennoch wider— 
ſprechen die Folgerungen, welche man hieraus zu ziehen 
unternommen, allen Erfahrungen, an denen unſere Zeit 
leider ſo überreich geweſen iſt. 

Die katholiſche Kirche hat an jede Verfaſſung, welche 
ſich das neue Deutſchland zu geben unternähme, drei Forde— 
rungen zu ſtellen: Unabhängigkeit und Selbſtſtändigkeit, 
Gewähr für ihr Eigenthum, Erhaltung ihrer Verbindung 
mit der Schule. In dieſen Punkten iſt Alles begriffen, 
was die Kirche vom Staate zu fordern hat und Alles 
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was ſie bedarf. Daß dieſe gerechten und nothwendigen 
Forderungen aber in irgend einer Geſetzgebung erreicht 
werden, dafür giebt die größere oder geringere Zahl der 
Katholiken, welche durch die Wahlen in die legislativen 
Körper gelangen, durchaus keine Bürgſchaft. Wem dieſer 
Satz als Paradoxie erſcheint, der prüfe die Verhandlungen, 
welche in Frankfurt, Berlin und Wien und in anderen 
Ständekammern über die kirchlichen Lebensfragen geführt 
worden ſind. Er vertheile die Stimmen, welche die In— 
tereſſen der Kirche vertraten oder bekämpften nach den 
Confeſſionen, und vergleiche die Reſultate *). 

Einem ernſten Studium aller Erſcheinungen auf die— 
ſem Gebiete, einem tieferen Eindringen in die Natur der 
dabei thätigen Triebfedern, kann es nicht entgehen, daß 
es nicht die äußeren Gegenſätze der Confeſſionen in unſerer 
Zeit, ſondern die innerhalb derſelben thätig gewordenen 
Kräfte ſind, welche über das Verhältniß der Kirche zum 
Staate die entſcheidende Stimme abgeben. 

Aber von allen dieſen Betrachtungen abgeſehen, ſollten 
ſchon die allgemeinen Bedenken gegen jede Vermiſchung 
politiſcher und kirchlicher Standpunkte und Intereſſen mehr 
als je da durchdringen, wo man dem Wohl und Weh der 
katholiſchen Sache nicht blos ein warmes Herz, ſondern 
auch ein offenes Auge zuwendet. Zu allen Zeiten iſt die 


) Rintel, die katholiſchen Intereſſen und die deutſche Frage. 1849. 
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Vermengung des Geiſtlichen mit dem Weltlichen die Quelle 
großen Schadens für die Kirche auf Erden geweſen; in 
der jetzigen Lage der Welt wäre ſie geradezu verderblich. 
Die Kirche kann nicht auf der einen Seite Freiheit und 
Selbſtſtändigkeit vom Staate fordern, und auf der an— 
deren wieder mit den Tendenzen und Phaſen irgend einer 
Politik gemeinſame Sache machen. Es wäre dies offen— 
bares Unrecht und leicht erſichtliche Unvernunft. 

Nie hat es einen Moment gegeben, wo die Stellung 
der Kirche eine großartigere und fruchtbringendere ſein 
könnte als eben jetzt. Sie pflanze ihre Fahne auf, hoch 
über allem politiſchen Getreibe, über allem Zanke und 
Kampfe der Partheiungen der Zeit. Sie fordere Alle 
auf, die angeekelt von dem Unfuge, blutend an den em— 
pfangenen Wunden, verzweifelnd an einer gerechten und 
heilſamen Löſung der Tagesfragen, ſich nach wahrer Ruhe 
und heiligem Frieden ſehnen, daß ſie ſich ſammeln unter 
dem Paniere des Kreuzes und hier eine Einheit und 
Stille finden, die der Welt verſagt iſt! Jeder der ihrigen 
ſoll dabei der Obrigkeit gehorchen „die Gewalt hat“, dem 
Kaiſer geben, was des Kaiſers iſt, aber Gott vorbehalten, 
was Gottes iſt. 

Dies iſt der Beruf, den nichts erfüllen kann als eben 
die Kirche, die an keine Territorialgränze, an kein Sonder- 
intereſſe, an keine Botmäßigkeit der Regierungen, an kein 
Evangelium politiſcher Doktrinen gebunden iſt. Von allem 


dieſem iſt fie frei, nur auf ſich angewieſen, auf die große 
Gemeinſchaft der Gläubigen dieſſeits, auf ihre ewige Ge— 
meinſchaft jenſeits. Sie iſt es die mit dem h. Franz 
Borgia von der ganzen Erdkugel ſagen kann: todo es poco. 

Was ſehen wir ſtatt deſſen? Wie oft ſchon die be— 
klagenswerthe Erſcheinung, daß gläubige Katholiken, und 
zwar nicht als „Staatsbürger“, ſondern in ihrer katho— 
liſchen Eigenſchaft, in dem Strudel der Tagespolitik unter— 
tauchen. Dort identificiren ſie nur zu häufig die Sache 
der Kirche mit den vergänglichſten, ja mit den verwerf— 
lichſten Formen der weltlichen Partikularintereſſen, und 
drücken auf dieſe den Stempel der katholiſchen Kirche. In 
Frankreich, wo von jeher die union du trone et de l’autel 
nur bittere Früchte für beide getragen, müſſen wir er— 
leben, daß eine recht eigentlich als Vertreterin des Katho— 
licismus ſich gerirende Parthei das Feldzeichen einer mehr 
als anrüchigen politiſchen Sache anſteckt und die Zuſtim— 
mung zu dieſem Unternehmen als Gewiſſenspflicht fordert; 
ſo daß jetzt ſchon die Katholiken unter dem Rufe: hie 
Louis Napoleon! hie Henri V.! gegeneinander ſtehen! 
In Italien, wo durch Verſchmelzung der Regenteninter— 
eſſen mit der öſtreichiſchen Politik das Gift des Haſſes 
gegen die Kirche durch die ganze Nation ausgegoſſen und 
ein unerhörter Rückſchlag gegen die heiligſte Sache her— 
vorgerufen wird. Wenn dort die nicht zu umgehende 
Thatſache, daß das Oberhaupt der katholiſchen Kirche zu— 


» 78 $& 


gleich das vielgetäuſchte und vielbedrohte Oberhaupt eines 
weltlichen Staates iſt, ſo Vieles erklärt, wie aber dann 
in Deutſchland, wo es nah daran gekommen iſt, daß die 
katholiſche Sache durch ihre Verkettung mit beftimmten. 
politiſchen Strebungen in directe Feindſchaft gegen die be— 
rechtigte Strömung des nationalen Geiſtes geſetzt worden? 
Das ſind wahrlich nicht die Wege, auf welchen die Wohl— 
fahrt der katholiſchen Kirche und ihrer treuen Bekenner 
gefördert wird. 

Wir kehren aus dieſer an Schmerzen und Sorgen 
reichen Betrachtung zu der Thatſache zurück, daß beim 
Schluſſe des Jahres 1848 die vielgeſtaltigen Gegner des 
in der Nationalverſammlung vorangeſtellten Verfaſſungs⸗ 
gedankens ſich feſter zuſammenſchaarten. Wie verſchieden 
auch ihre Ausgangspunkte und ihre Endziele waren, in 
dem was ſie zu hindern gedachten, beſtand genügende 
Uebereinſtimmung. Was hätte nun der Parthei des erb— 
lichen Reichsoberhauptes obgelegen, um ſolchem Wider— 
ſtande gegenüber ihre Aufgabe durchzuſetzen? Welche Linie 
hätte ſie bei richtiger Würdigung der Sachlage von ihrem 
Standpunkte aus, ſich vorzeichnen ſollen? Schlichtes Ein— 
geſtänduiß, daß in der Nationalverſammlung zwar noch 
immer der Rechtstitel zur Vereinbarung der Reichsver— 
faſſung ruhe, daß ihr aber zu deren Durchführung durch— 
aus die materielle Macht mangele. Fernere Erwägung, 
daß ſie dieſe fehlende Macht weder von einer neuen Re⸗ 


3 79 & 


volution fordern dürfe noch erwarten könne. Daher volle 
aufrichtige Verſtändigung mit der preußiſchen Regierung 
als derjenigen, welche ſie an die Spitze des nationalen 
Bundesſtaates ſtellen, und von deren eigener Macht ſie 
deſſen Realiſirung erwarten durfte. Auf dieſe Gemein— 
ſchaft geſtützt und durch dieſelbe vermittelt, dann Abſchluß 
mit den anderen deutſchen Regierungen und ſchließlich 
Uebereinkunft mit Oſtreich. 

Erkannten die leitenden Männer der Nationalver— 
ſammlung dieſe Bedingungen und Folgerungen als die 
richtigen, ſo ergab ſich von ſelbſt, daß man von Hauſe 
aus zwei Anſtöße überwinden müſſe: die Endgültigkeits— 
theorie und den Oberhauptszwiſt. In erſterer Hinſicht 
kam es darauf an, die Verlangen der preußiſchen Regie— 
rung in der Verfaſſung ſelbſt zu befriedigen; trat als Re— 
ſultat die beendete Verfaſſungsurkunde ſo auf, daß ſie 
keinen irgend erheblichen Differenzpunkt mehr in ſich ſchloß, 
ſo war der Frage, ob ſie durch die Verkündigung der 
Nationalverſammlung oder erſt durch die formelle Zuſtim— 
mung der Regierungen endgültig werde, von vorneherein 
die praktiſche Bedeutung entzogen. Um die zweite Haupt— 
ſchwierigkeit zu überwinden mußte die eigentliche Ober— 
hauptsfrage von der allgemeinen Verfaſſungsſache getrennt 
werden. Erſt wenn durch Annahme oder Ablehnung der 
Verfaſſung klar vor Augen lag, welche unter den früheren 
deutſchen Bundesſtaaten das neue Reich bilden würden, 
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konnte und durfte die Frage über die Übertragung der 
erblichen Oberhauptswürde entſchieden werden. Nur in 
dieſer Weiſe war der gefährlichen Verwechſelung vorzu— 
beugen, als werde Oſtreich aus dem deutſchen Bundes⸗ 
ſtaate ausgeſchloſſen, weil Preußen an deſſen Spitze trete, 
während in der Wirklichkeit Preußen an die Spitze treten 
ſollte, weil Sſtreich in einen wahren Bundesſtaat weder 
eingehen wollte noch konnte. 

Als Reihefolge der Handlungen hätte ſich dann fol— 
gende herausgeſtellt: 

1) Die Verſtändigung mit Preußen. Hierzu bot die 
Note vom 23. Januar 1849, in welcher die preußiſche 
Regierung über alle weſentliche Punkte ihre Anſichten und 
Bedingungen ausſprach, jede nur irgend zu wünſchende 
Baſis. Ihre Gedanken liegen in Folgendem: 

Hinſichtlich der Stellung zu Sſtreich: Sſtreich 
ſteht auf der Grundlage der Bundesverträge von 1815, 
erklärt ſich aber bereit zu deren weiterer Entwickelung. 
Dieſe Entwickelung muß eine ſolche ſein, daß Deutſchland 
zu einem feſten politiſchen Körper werde. Wenn Oftreich 
an den hierzu erforderlichen Bedingungen nicht durchweg 
theilnehmen kann, ſo werden die übrigen deutſchen Staaten 
innerhalb des bisherigen deutſchen Bundes einen engeren 
ſtaatlichen Verein bilden. Wenn Oſtreich die aus letzterem 
erwachſenden Pflichten nicht übernehmen kann, ſo wird es 
auch die denſelben correspondirenden Rechte nicht ausüben; 
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vorausſichtlich beziehen ſich dieſe auf die Geſammtvertre— 
tung, die eigentliche Regierung, die auswärtige allgemeine 
und commercielle Politik, die innere Geſetzgebung und den 
Finanzhaushalt. 

Hinſichtlich der Oberhauptsfrage: Deutſch— 
land bedarf einer kräftigen Centralgewalt. Die Wieder— 
aufrichtung der Kaiſerwürde iſt hiezu nicht allein nicht 
erforderlich, ſondern für die Einigung hinderlich. Preußen 
wird die obere Leitung nur mit Einwilligung der Regie— 
rungen übernehmen, die ſich dem Bundesſtaate anſchließen. 

Hinſichtlich der Vereinbarung: Preußen ver— 
zichtet nicht auf ſeine freie Zuſtimmung zu der Verfaſſung. 
Es iſt rathſam dieſen Gegenſatz nicht auf die Spitze zu 
treiben; daher zunächſt Verſtändigung über den Inhalt. 
Hierzu iſt die Erklärung der Regierungen über den Ver— 
faſſungsentwurf vor deſſen Abſchluß nothwendig. 

Dieſe dargebotene Hand mußte die leitende Parthei, 
wenn ſie die ungeheure Bedeutung des Augenblicks und 
die Wahrheit einigermaßen erkannte daß die Preußiſche 
Regierung in keinem Falle über dieſe Linie hinaus zu 
drängen ſei, ſofort und uneingeſchränkt ergreifen und feſt— 
halten. Dann hatte ſie für das Fernere einen ſicheren 
Boden unter den Füßen. 

2) Die Beendigung der Verfaſſungsarbeit, aber aus⸗ 
ſchließlich der ſpeciellen Beſtimmungen über das Reichs- 
oberhaupt. Hierbei vollſtändige Berückſichtigung der von 
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den Regierungen hervorgehobenen Puncte, alſo eines con— 
ſervativen Wahlgeſetzes, des abſoluten Veto, der auf das 
Weſentliche beſchränkten Centraliſation, und mit Aufnahme 
eines Vorbehaltes für die deutſch-öſtreichiſchen Lande, ſo 
daß beim Nichtzutritt zum engeren Bundesſtaate ihre 
Rechte aus den Bundesverträgen von 1815 unangetaftet 
blieben. Die von Preußen mit 28 anderen Regierungen 
am 23ſten Februar vorgelegten Einwendungen gegen den 
Verfaſſungsentwurf gaben das vollſtändigſte Material für 
deſſen Reviſion, wenn irgend guter Wille und Verſtänd— 
niß der Situation in Frankfurt entgegenkam. 

3) Vorlage der Verfaſſung an die Regierungen zur 
einfachen Erklärung der Annahme oder Ablehnung, am 
geeigenſten durch Vereinigung ihrer erſten Miniſter in 
Frankfurt a. M. 

4) Wenn Sſtreich vorausſichtlich dieſe Verfaſſung, 
abgeſehen von jeder Form des Oberhauptes, um ihres 
entſchieden bundesſtaatlichen Characters willen ablehnen 
mußte, ſo begannen ſofort doppelte Verhandlungen. 

5) Ohne die Betheiligung der Oſtreichiſchen Abge— 
ordneten: über den Abſchluß der Verfaſſung durch Erle— 
digung der Oberhauptsfrage im Sinne einer Preußiſchen 
Reichsvorſtandſchaft und eines Fürſtencollegiums. 

6) Mit den Oſtreichiſchen Abgeordneten: über den 
völkerrechtlichen Bund auf Grund der Verträge von 1815, 
mit oder ohne Ausdehnung derſelben auf ſämmtliche 
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Lande der Oſtreichiſchen Monarchie. Die Grundlage zu 
dieſem Theile der Verhandlungen mußte der National- 
Verſammlung durch eine vorgängige Übereinkunft der 
beiden großen Höfe über Form und Inhalt des neuen 
Staatenbundes gegeben werden. 

7) Formelle Zuſtimmung ſämmtlicher Regierungen 
und hiernächſt gleichzeitige Verkündigung beider Reſultate. 

8) Unverzügliche Einſetzung der Centralgewalten für 
den engeren und für den weiteren Bund. 

9) Einberufung eines legislativen Reichstages für den 
Bundesſtaat, um einſtweilen ſuspendirte Einzelnbeſtimmun— 
gen und Ergänzungen zu berathen, insbeſondere aber die 
abſtracten und mehrdeutigen Angaben der Grundrechte 
durch wirkliche Geſetze zu erſetzen. 

Welche Hinderniſſe und Hemmungen der glücklichen 
Durchführung der deutſchen Neugeſtaltung auch auf die— 
ſem Wege begegnet wären, wird Jedermann fühlen. Iſt 
derſelbe aber mit den innerlichſten Triebfedern der dama— 
ligen Dinge, mit der Art, Richtung und Macht aller 
einwirkenden Elemente innerhalb und außerhalb der Na— 
tional⸗Verſammlung, innerhalb und außerhalb des deutſchen 
Bodens wirklich bekannt, ſo wird er zweierlei zugeſtehen: 
daß auf der angedeuteten Linie das erſehnte Ziel zu er- 
reichen war, auf der eingeſchlagenen aber unausbleiblich 
verfehlt werden mußte. Für Letzteres hat leider die Er- 
fahrung den Beweis geliefert, für Erſteres würde freilich 
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auch eine noch näher tretende Beleuchtung des Für und 
Wider nicht über einen hohen Grad von Wahrſcheinlich— 
keit hinausführen. 

Weshalb wurde dieſer Weg nicht betreten? Es ſtand 
entgegen: die ganze Gewalt der herrſchenden Doctrinen 
über die Omnipotenz der Verſammlung, und über die 
unentbehrlichen Eigenſchaften der Reichsverfaſſung, ein 
ſehr begreifliches Mißtrauen gegen die äußeren Genoſſen 
am Werke und ein ſchwer begreifliches Vertrauen auf die 
inneren parlamentariſchen Kräfte. Jede große Verſamm— 
lung hat ihre eigenen Bedingungen und Convenienzen; 
von dem Standpunkte des Unbetheiligten betrachtet, fällt 
das Urtheil über Geſchehenes und Unterlaſſenes hart aus; 
derjenige aber, der ſolche Zuſtände, wenn auch mit ganz 
anderen Empfindungen, ſelbſt durchgelebt, wird jederzeit 
Anſtand nehmen den Stab zu brechen über Begebenheiten 
und Perſonen. 

Die leitende Partei der National-Verſammlung blieb 
alſo unerachtet der veränderten Umſtände, in der Richtung 
die ſie eingeſchlagen hatte. In demſelben Maaße als 
man die außerhalb ſtehenden Potenzen überſah oder un- 
terſchätzte, mußte nun eine ganz unverhältnißmäßige und 
ausſchließliche Wichtigkeit auf die Ereigniſſe innerhalb der 
Verſammlung gelegt werden. Stimmen um jeden Preis, 
eine Majorität, jet fie auch noch jo gering! Das trau— 
rigſte Schauſpiel, das dieſe denkwürdige Verſammlung 
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geſehen, bot ſich nun dar. Die vielfarbige aber ſtarkge⸗ 
gliederte Oppoſition der „Großdeutſchen“ ſtand in faſt 
gleicher Zahl gegenüber; die Entſcheidung lag daher in 
den Reihen der Linken. Ein kleiner Theil derſelben, ſei— 
nen patriotiſchen Gefühlen folgend, hatte ſich zwar aus 
edleren Motiven bereits der Einheitsparthei angeſchloſſen; 
die größere Zahl aber verlangte Lohn für ihre Stimmen, 
und dieſer konnte nur in Zugeſtändniſſen an die demo— 
kratiſchen Principien und Folgerungen gezahlt werden. 
Von entgegengeſetzter Seite aus begann hier jenes Wer— 
ben um die Stimmen, dort jene Abſtimmungen, die das 
eigene politiſche Bekenntniß ins Angeſicht ſchlugen, jene 
Gruppirung von Namen, die ſich einander „anheulen «, 
alle jene Verzerrungen des Partheiweſens, die man in der 
Erinnerung an eine an großen Intentionen und edlen 
Bemühungen ſo reiche Zeit, nur zu gerne verlöſchen 
möchte. Die Folgen blieben nicht aus. Gegen die deut— 
lichſten Erklärungen der Regierungen wurden die Einzeln— 
ſtaaten in einer maaßloſen Centraliſation begraben. Und 
nicht dem Kaiſer wuchs die Kraft zu, die den Fürſten 
entzogen wurde. Auf eine im extremſten demokratiſchen 
Sinne geſchaffene Volksvertretung wurde eine Fülle von 
Befugniſſen gehäuft, der gegenüber der Kaiſer nicht als 
eine monarchiſche Wahrheit, ſondern als eine machtloſe 
Fiction daſtand. Ein Regent, der einem dreimaligen Be— 
ſchluſſe der Repräſentanten unweigerlich zu gehorchen 
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hat, iſt keiner der Factoren der Geſetzgebung, ſondern 
lediglich ein ausführender Diener des ſouverainen Par— 
lamentes. Die monarchiſche Stellung, die dem Kaiſer im 
Reiche vorenthalten wurde, hätte auch der König in Preu— 
ßen eingebüßt, da auch dieſer Großſtaat faſt ohne Schranke 
der Reichsgewalt unterworfen worden wäre. Eine ſolche 
Verfaſſung anzunehmen konnte jeder deutſche Fürſt ent- 
ſchieden Bedenken tragen, doppelt aber derjenige, der ſich 
der Verpflichtung unterziehen ſollte, ihr mit allen Mitteln 
allgemeinen Eingang zu erzwingen. 

Wohl hätte es in früherer und in jetziger Zeit viel— 
leicht Herrſcher gegeben, die ſich hierzu bereit gefunden, 
in der Zuverſicht, daß einmal in der neuen Macht be— 
feſtigt, das ihnen Auferlegte abzuwerfen, das Zugeſagte 
und Verkündete durch eine andere politiſche Ordnung zu 
erſetzen ſein werde. Konnte aber eine ſolche Auffaſſung 
bei einem Fürſten erwartet werden, der vor Allem an 
ſein chriſtliches Gewiſſen gebunden, durch keinen Gewinn 
in der Gegenwart, durch keinen Glanz in der Zukunft, 
zu einer Handlungsweiſe zu beſtimmen iſt, die mit jenem 
Maaße gemeſſen als ſündlich erſcheint? 

Es gehörte nur ein mäßiger Grad von Einſicht dazu 
um ſich zu jagen, daß die Aufſtellung einer mit fo weni— 
gen Stimmen errungenen, dergeſtalt gearteten Verfaſſung, 
in Berlin keine Zuſtimmung finden, und daß in dieſer 
Vorausſicht alle Feinde des deutſchen Bundesſtaates ihre 
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Anſtrengungen verdoppeln würden. So geſchah es. Zwar 
hatten mit Ausnahme der vier Königshöfe, alle anderen 
Regierungen von der Überzeugung ſich durchdringen laſſen, 
daß der Abſchluß auf dem einmal eingeſchlagenen Wege 
geſucht werden müſſe, und ihre Einwilligung zu der Über— 
tragung der erblichen Kaiſerwürde an Preußen erklärt. 
Aber Oftreih konnte mit gutem Grunde feinen Wider— 
ſtand fortführen und ihn durch die Königlichen Mittel— 
ſtaaten verſtärken. Die Anſichten welche das Oſtreichiſche 
Cabinet den in Frankfurt vorwaltenden entgegenſtellte, 
hatten im Lauf der letzten Monate mannigfach gewechſelt, 
mindeſtens im Ausdrucke. Das Programm des neuen 
Kaiſerlichen Miniſteriums ſprach am 27ſten November 1848 
unumwunden aus, daß es der natürlichen Entwickelung 
des noch nicht vollendeten Umgeſtaltungs-Prozeſſes ent— 
gegenſehe. „Erſt wenn das verjüngte Sſtreich und das 
verjüngte Deutſchland zu neuen feſten Formen gelangt 
ſeien, werde es möglich ihre gegenſeitigen Beziehungen 
ſtaatlich zu ordnen.“ Hierauf geſtützt hatte die National- 
Verſammlung ihre Thätigkeit als eine ſolche betrachtet, 
welche als beſchränkt auf die Verjüngung Deutſchlands, 
mit Oſtreich und feiner Umgeſtaltung zunächſt nichts ge- 
mein habe, weder über die Sſtreichiſch-Deutſchen Bundes⸗ 
lande zu verfügen, noch auf deren ſpecielles Verhältniß 
zur Oſtreichiſchen Geſammtmonarchie beſonders zu rück⸗ 
ſichtigen habe. Die verſchiedenen Erklärungen der Öftrei- 
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chiſchen Regierung im Januar und Februar 1849 gingen 
ſteigend zu einer weſentlich anderen Auffaſſung über. 
Wenn auch vor der Hand mehr negirend, drückte das 
Kaiſerliche Cabinet doch den deutlichen Willen aus, die 
deutſche Verfaſſung nicht ihrer eigenen Entwickelung zu 
überlaſſen und keiner Geſtaltung derſelben zuzuſtimmen, 
die das bisherige Verhältniß Oſtreichs zum Bunde ver- 
ändere. Eine mitgetheilte Inſtruction vom 27ſten Fe⸗ 
bruar heftet ſich näher an die Oberhauptsfrage, und 
knüpft an die bereits früher abgegebene Erklärung, daß 
Oſtreich keinem anderen deutſchen Fürſten ſich unterordne, 
den Vorſchlag eines Directoriums von 9 Stimmen, in 
welchem Oſtreich und Preußen je zwei führen, Baiern 
eine, und die anderen vier den übrigen deutſchen Fürſten, 
mit Andeutung der Gruppirung unter die größeren, an— 
heim fallen ſollten. 

Neben dieſen amtlichen Außerungen gingen vielfache 
Privat⸗Verſuche her, um einen angemeſſenen Ausdruck für 
die Vereinigung der Wünſche mit den vorliegenden That— 
ſachen zu finden. Man konnte es in gewiſſen Augen— 
blicken möglich erachten, daß Deutſch-Oſtreich ein verbin⸗ 
dendes Glied zwiſchen dem deutſchen Reiche und der 
öſtreichiſchen Monarchie abgebe, indem es zugleich Gl ed 
des einen und des anderen Staatsverbandes bliebe. Es 
wären dann gewiſſermaßen drei Kreiſe entſtanden, deren 
erſter das deutſche Reich einſchließlich Deutſch-Oſtreichs, 
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der zweite die öſtreichiſche Monarchie ebenfalls Deutſch— 
Oſtreich umſchließend, der dritte aber das deutſche und 
das öſtreichiſche Reich in einem engvereinten völkerrechtli— 
chen Bund eingeſchloſſen hätte. Sollte dieſer Gedanke, 
der ungeachtet ſeiner augenfälligen Verwickelung doch große 
Vortheile für eine wahre Einigung darbot, aber irgend 
eine Ausführbarkeit erlangen, fo mußte die deutſche Bun⸗ 
desſtaatsverfaſſung ſich auf ein beſcheidenes Maaß von 
Centraliſation beſchränken, die öſtreichiſche Staatsbildung 
aber auf dem freieſten Föderations-Prinzipe fußen. 

Allen dieſen Wünſchen und Plänen um zwiſchen den 
entgegenſtehenden Abſichten eine mittlere, ausgleichende 
Linie aufzufinden, machte die öſtreichiſche Reichsverfaſſung 
vom Aten März 1849 ein Ende. Wohl mochten Zweifel 
übrigbleiben ob der conſtitutionelle und parlamentariſche 
Beſtandtheil jener Verfaſſung von Hauſe aus ernſtlich ge— 
meint, oder wenn dieſes, ob er dennoch je zur Ausführung 
gelangen werde. Darüber aber daß die Hauptfrage ent— 
ſchieden ſei, daß die öſtreichiſche Monarchie hinfüro nicht 
mehr ein aus ſelbſtſtändigen und freigeordneten Gliedern 
beſtehender Körper, ſondern ein gleichförmiger centraliſir— 
ter Staat im modernen Sinne ſein ſollte, darüber konnte 
füglich Niemand die Augen ſchließen. Wenn zu irgend 
einer Zeit die an die Stelle der verſchiedenen politiſchen 
Inſtitutionen der ehemaligen Sonderlande tretende Reichs- 
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conſtitution wieder verſchwände, ſo würden doch ſtets die 
geſammten anderen Folgerungen aus der neuen Staats— 
theorie in dem „verjüngten“ Oftreid) ihre volle Gültig— 
keit bewahren. Dieſes neue Oſtreich aber war, als unzer— 
trennlicher Körper, aus jedem organiſchen Zuſammenhange 
mit Deutſchland gelöſt, das Verhältniß der bisherigen 
Bundeslande zu Deutſchland nirgends vorbehalten, ja mit 
keinem Worte erwähnt. Keiner, auch der glühendſte To— 
taliſt, inſofern er ſehen konnte und wollte, durfte ſich darüber 
Illuſionen machen, daß alle aufrichtig „großdeutſchen « 
Pläne zerronnen, und nur zwei Wege überhaupt eröffnet 
blieben. Entweder die Rückkehr in die Verfaſſung des 
alten Bundes, mit oder ohne Aufnahme der öſtreichiſchen 
Geſammtmonarchie; in beiden Fällen ein deutſcher Verein, 
der auf den materiellen und polizeilichen Gebieten noch 
manche Steigerung zuließ, auf dem politiſchen und natio⸗ 
nalen aber noch tief unter die Zuſtände vor 1848 zu⸗ 
rückgehen mußte. Oder der Abſchluß eines nationalen 
Bundesſtaates ohne Oſtreich, mit ſtetem Anerbieten eines 
weiteren Bundes mit dieſem Reiche. Für das eine oder 
das andere muß die Entſcheidung erfolgen. 

Nach dem was vorhergegangen war, fand ſich die 
Majorität der National-Verſammlung bereits auf den 
letzteren Weg aber unter Umſtänden hingetrieben, die die 
Erreichung ihres Zieles unmöglich machten. Selbſt der 
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in der zwölften Stunde noch gemachte Verſuch dieſem Wege 
auch nur einige Ausſicht des Gelingens zu eröffnen, wurde 
zurückgewieſen! 

Sie ſchloß die Verfaſſung am 28ſten März ab, und 
legte ſie am Zten April zugleich mit der Kaiſerkrone dem 
König Friedrich Wilhelm IV. vor. 
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Berlin und Erfurt, 


Einleitung. 


Dis von der National-Verſammlung nach Berlin ent— 
ſendete Deputation hatte am Zten April 1849 aus dem 
Munde des Königs die Antwort erhalten: daß der König 
in der Stimme der Vertreter des deutſchen Volkes ein 
ihm gegebenes Anrecht erkenne, über welches aber keine 
Entſchließung ohne das freie Einverſtändniß der Fürſten 
und freien Städte Deutſchlands gefaßt werden könne. 
Deren Berathung müſſe daher die Prüfung anheim fallen, 
ob die vorgelegte Verfaſſung dem Einzelnen wie dem Gan— 
zen fromme, und ob die dem Reichs-Oberhaupte zugedach— 
ten Rechte dazu in Stand ſetzten deſſen Beruf zu erfüllen. 

An demſelben Tage ſetzte ein Circularſchreiben der 
preußiſchen Regierung die anderen deutſchen Höfe von dem 
Geſchehenen in Kenntniß, ſprach die Bereitwilligkeit des 
Königs aus, unter deren Zuſtimmung ſowohl die provi— 
ſoriſche Leitung der deutſchen Angelegenheiten zu über— 
nehmen, als auch an die Spitze eines aus ſolchen Staaten 
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ſich bildenden Bundesſtaates zu treten, welche ſich dem— 
ſelben aus freiem Willen anſchlöſſen. 

Viele Täuſchungen, erlaubte und begreifliche, wie un— 
erlaubte und unbegreifliche, mußten jetzt zerrinnen. Dennoch 
überwogen, durch bitteren Unmuth noch geſteigert, die frü— 
her geſchilderten Einflüſſe in der National-Verſammlung. 
Weitere Verſtändigung wurde abgewieſen und (am IIten 
April) beſchloſſen, an der verkündeten Verfaſſung und dem 
Wahlgeſetze unwandelbar feſtzuhalten. 

Hierauf folgte die Erklärung der preußiſchen Regie— 
rung vom 27ſten April, daß unter dieſen Umſtänden Preu⸗ 
ßen die in Frankfurt entworfene Verfaſſung und die von 
deren Anerkennung abhängige Kaiſerwürde ablehnen müſſe. 

Als nunmehr die National-Verſammlung die geſetz⸗ 
gebenden Körper, die Gemeinden, das geſammte deutſche 
Volk unmittelbar aufforderte (Aten Mai) die Reichsverfaſ⸗ 
ſung zur Geltung zu bringen, als ſie neue Wahlen zu dem 
zukünftigen Reichstage ausſchrieb, als ſie ſogar (10ten Mai) 
das Einſchreiten Preußens zur Bewältigung des offenen 
Aufruhrs in Sachſen als Bruch des Reichsfriedens er— 
klärte und alle Beſtrebungen des Volkes zur Durchführung 
der Verfaſſung ausdrücklich im Schutz nahm — da war 
der Bruch mit Preußen, der Bruch mit der rechtlichen 
Ordnung und der vernünftigen Möglichkeit vollendet. 

Alles Weitere: der Austritt der verſtändigeren Pas 
trioten, der Umzug des demokratiſchen Überreſtes nach 
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Stuttgart, die auch äußerlich vollendete Umwandelung in 
einen republikaniſchen Convent, und endlich der klägliche 
und ſchmähliche Ausgang dieſes Unternehmens ſind nur 
die nothwendigen weiteren Schritte auf einer unſeligen 
Bahn. Die deutſche National-Verſammlung, die ein Jahr 
vorher von Unzähligen als die koſtbarſte Frucht der März— 
revolution geprieſen, von Anderen als ein gebotenes Mit— 
tel zum Abſchluß dieſer Revolution auf heilſamen neuen 
Grundlagen betrachtet, von Allen aber als ſchlechthinnige 
Nothwendigkeit hingenommen worden war, verſank, ohne 
Frucht und Segen für das Vaterland zu hinterlaſſen. — 
So weit war es gediehen, daß Hohn und Haß ſie auch 
von ſolchen Seiten her überſchütteten, wo fie allein Ret— 
tung und Zeit zur Wiederkräftigung gebracht! 

Mochten Manche dagegen alles Verdienſt um Deutſch— 
land nur dort, alles Verderben nur in den widerſtreben— 
den Kräften ſuchen, darüber hätte ſich Niemand täuſchen 
dürfen, daß der nationale Bundesſtaat ſeine ſtärkſte Waffe 
eingebüßt habe, eine Waffe, die wenn auch noch ſo oft 
mißleitet, doch ſchwer und nur unter beſonders günſtigen 
Umſtänden erſetzt werden konnte! 


v. Radowitz Schriften. II. 7 


„„ ADıonıama 
Die Vorbedingungen. 


Die Aufgabe der preußiſchen Regierung; zwei mögliche Haupt— 
richtungen. — Der deutſche Beruf Preußens. — Das Verhältniß zu 
Oſtreich. — Frühere Pläne zu einem engeren Bunde in Deutſchland; 
der Gedanke der Dreigliederung. — Die Eigenſchaften des wahren 
Bundesſtaates; Vielheit und Einheit. — Die oberſte Richtſchnur für 
Preußens Politik; Erörterungen des Verhältniſſes der individuellen 
Moral zu dem politiſchen Pflichtgebote; Folgerungen, welche hieraus 
erwachſen find. 


Welche Erwägungen boten ſich, an dieſem Wende- 
punkte angelangt, nunmehr der preußiſchen Regierung dar? 
Im Großen und Ganzen betrachtet, liefen ſie auf eine 
einfache Wahl hinaus. Entweder glaubte Preußen nach 
den bisherigen Erfahrungen und Erlebniſſen, daß die Eini— 
gung Deutſchlands zu einem nationalen Bundesſtaate ge— 
genwärtig unerreichbar und anderen Zeiten anheimzuſtellen 
ſei. Oder es hielt an dieſer Aufgabe feſt und trachtete 
danach neue Wege zum Ziele zu eröffnen. 
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Wer will verkennen, daß diejenigen, welche die erſte 
dieſer Anſichten vertraten und auf alle Weiſe geltend zu 
machen trachteten, Erhebliches für ſich anzuführen ver— 
mochten! Augenblickliche Schwierigkeiten für Preußen wur— 
den gelöſt, zukünftige Gefahren vermieden, dies durfte man 
behaupten und mit manchem Wahrſcheinlichkeits- Grunde 
belegen. In der That vereinfachte ſich dadurch die poli— 
tiſche Aufgabe Preußens. Es war leicht mit dem öſtrei— 
chiſchen Cabinette in kurzer Friſt über die Einſetzung einer 
proviſoriſchen Regierung für Deutſchland übereinzukommen 
und dieſer hinreichende Mittel zu geben um verſuchten 
Widerſtand überall niederzuhalten. Ein enges Bündniß 
mit Rußland ſicherte dabei gegen auswärtige Störungen, 
ſelbſt wenn ſolche bei der übereinſtimmenden Abneigung 
der fremden Mächte gegen die Umwandlung der frühern 
Zuſtände Deutſchlands, zu beſorgen geweſen wäre. Der 
Zukunft, nämlich der Bezwingung der Aufſtände in der 
öſtreichiſchen Monarchie und der beruhigten Aufregung in 
Deutſchland ſelbſt, blieb es dann anheimgeſtellt wieder 
definitive Formen für den Bund hinzuſtellen, die voraus— 
ſichtlich in allen weſentlichen Puncten die der Verträge 
von 1815 geweſen wären. 

Gleichwohl, und ungeachtet dieſe Vortheile eindring— 
lich genug dargeſtellt wurden, konnte Preußen, ſein Kö— 
nig und ſeine Räthe, einer ſolchen Anſicht nicht Raum 
geben. Es hinderte ſie daran die politiſche Gewiſſenhaf— 
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tigkeit und die politiſche Vernunft, der Blick rückwärts und 
der Blick vorwärts. Neben der Gegenwart und deren 
Drängen fordert auch die Vergangenheit und die Zukunft 
ihre Rechte. 

Was die Vergangenheit, die nächſte eben zurückge— 
legte, in ſich ſchloß, konnte nicht verläugnet und durfte 
nicht gebrochen werden. Im Laufe eines ganzen Jahres, 
in den Zeiten ſowohl wo äußerer verderblicher Zwang 
laſtete, als in denen wo vollkommne Freiheit der Willens— 
beſtimmung waltete, hatte Preußen in feierlichen Kund— 
gebungen jeder Art ausgeſprochen, daß es das Verlangen 
der Nation nach einem wahren ſtaatlichen Gemeinweſen 
als vollkommen berechtigt anerkenne. Alles wodurch die 
Zuſage eines mächtigen Königs und ſeines Reiches feſte 
Wurzel in Treue und Glauben eines ganzen Volkes faſſen 
kann, war geſchehen; das gegebene Wort zu halten, nach 
allen Kräften, blieb heilige Pflicht! Nur die abſolute, 
Niemand zweifelhafte Unmöglichkeit konnte und durfte von 
der eingegangenen Verpflichtung entbinden, nie eine ſon— 
ſtige politiſche Berechnung oder ein Wechſel in den Stim- 
mungen, Sympathien und Antipathien. 

Was hier das politiſche Gewiſſen gebot, fiel aber 
auch mit jeder über die augenblickliche Conjunctur hinaus⸗ 
ſchauenden Erwägung der politiſchen Vernunft zuſammen. 
Manchen, die nur das Nächſte beachten, leuchtete es da— 
mals nicht ein, daß man bei der Rückkehr in die früheren 
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Zuſtände angenblickliche Gefahren durch zehnfache zukünf— 
tige erkaufen werde, und noch Wenigere mögen jetzt, wo 
dieſes Ergebniß wirklich eingetreten, jene Auffaſſung als 
richtig erkennen. Und dennoch iſt ſie es! Wir ſagen dies 
nicht mit dem bitteren Wunſche, daß ſie ſich beſtätigen 
möge, ſondern mit der heißen Bitte, daß die ewige Welt— 
regierung, die auch bei Irrwegen ihre Hand nicht abzieht, 
unſer theures Vaterland vor dem Schlimmſten ſchirmen 
wolle! 

Bei dem Ueberſchreiten eines Abſchnittes in der po— 
litiſchen Geſchichte, bezeichnet durch die Niederlage der 
Tendenzen die in ihm vorherrſchten, iſt nichts unthunlicher 
und verfehlter als der Verſuch die Formen wiederherzu— 
ſtellen, unter welchen regiert wurde, ehe die eben überwun— 
denen Tendenzen die vorhergegangene Staatsordnung zer— 
ſprengten. Was man in dieſem Sinne Reſtauration 
nennt, trägt ſeine Verurtheilung und ſeinen abermaligen 
Untergang jederzeit in ſich ſelbſt. In dem geſchichtlichen 
Leben der Völker geht aus doppelter Verneinung keine 
Bejahung hervor; es bedarf allemal einer Neugeſtaltung 
des zweimal in Trümmer Geworfenen. Als Übergangs- 
zuſtand kann es vielleicht natürlich oder unvermeidlich ſein, 
daß zunächſt nur der Wille und die Macht des Siegers 
gelte; immer aber wird ſtatt des überwundenen Gedan— 
kens ein neuer als Keim dienen müſſen, aus dem ein 
neues Staatsweſen organiſch erwachſe. 
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Dieſe allgemeine, aller geſchichtlichen Erfahrung ent- 
ſprechende Wahrheit forderte im Mai 1849 für Deutſch⸗ 
land die vollſte Anerkennung. Wir haben das traurige 
Bild hingezeichnet wie dieſe erſte der europäiſchen Natio— 
nen ſeine politiſche Stelle unter den europäiſchen Genoſſen 
eingebüßt, wie ihr Staatsleben zu immer tieferem Verfalle 
herabgeſunken war, und wie eben, in dieſem allgemeinen 
Gefühle eine der gewaltigſten Urſachen der Kataſtrophe 
von 1848 erkannt werden muß. Einen ſolchen Zuſtand 
wieder herbeiführen, das hieße jedem Pflichtgefühl wie 
jedem Blicke in die Zukunft den Rücken kehren. 

Auch nachdem der erſte Act vorüber, nachdem aus 
der Frankfurter Verſammlung keine ſtaatliche Einigung 
des deutſchen Volkes hervorgegangen war, behauptete dieſe 
Sehnſucht, dieſe tief begründete Forderung unter den 
Beſten und Edelſten der Nation unwandelbar ihre Stätte. 

Denen, welchen die „ideale“ Seite eines ſolchen 
mächtigen Gefühls weniger nahe lag, traten dagegen 
die materiellen Folgen der Zerriſſenheit deſto näher. 
Genügt hierzu in der weiten Reihe der Gebrechen aller 
Art nicht allein ſchon die offenkundige Unmöglichkeit 
einem Volke von 40 Millionen eine Kriegsflotte zu geben, 
und hierdurch deutſche Colonien zur Aufnahme der Aus⸗ 
wanderung zu gründen, die unſere Brüder in ſtets wach— 
ſender Zahl dem Verderben preisgiebt, im günſtigſten 
Falle ihrer Heimath auf immer entfremdet? Soll das 
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große Land, das an drei Meere grenzt, dazu verdammt 
bleiben in Europa den kläglichſten Inſulten zwerghafter 
Nachbaren zu unterliegen, und in fremden Welttheilen 
ſeinen Angehörigen nicht den Schutz zu gewähren, den 
ſelbſt der Däne, Holländer und Portugieſe genießt? 
Dieſe hier als Beiſpiel hervorgehobenen und nur zu viele 
andere Leiden werden in den deutſchen Landen auch von 
Solchen als nagender Schmerz empfunden, welchen die 
rein⸗geiſtigen Momente des Patriotismus fern liegen 
mögen. 

Aber nicht blos das Volk, ſondern auch feine Fürſten— 
häuſer ſind in gleichem Maaße auf eine ſtärkere, auf eine 
wahrhaft ſtaatliche Gemeinſchaft unter den deutſchen Terri— 
torien hingewieſen. Das entſchiedenſte Intereſſe der ge— 
ſetzlichen monarchiſchen Ordnung in Deutſchland fordert 
es, aus dem blos äußeren Bundesverhältniß heraus zu 
einem bundesſtaatlichen Verbande zu gelangen. Wir wie— 
derholen es Angeſichts alles deſſen was ſeit anderthalb 
Jahren geſchehen, und in genaueſter vorurtheilsloſeſter 
Betrachtung aller Erfahrungen der Gegenwart: nur auf 
dieſem Wege iſt die Revolution wirklich zu ſchließen, nur 
auf ihm eine dauernde Ordnung für Deutſchland zu 
gründen. Jedes andere Verfahren, wie viel augenblick— 
liche Vortheile es auch verheiße, ſteigert nur die Ge— 
fahren der Zukunft. Das ſind die Dämme, die den 
Strömungen nicht die natürlichen und heilſamen Bahnen 


% 104 * 


anweiſen ſondern fie ſtauen und zu größerer Verheerung 
anſpannen! 

Allerdings iſt es erſtes Erforderniß für jede ſolche 
Ordnung, daß eine Regierung vorhanden ſei, die Auto— 
rität beſitze. Zur Autorität gehört Macht, eine Macht, 
die bei den Widerſtrebenden Furcht erwecke, die erſte Stufe 
zur Ehrfurcht. Aber die materielle Gewalt, wie zweifel— 
los und ſtets bereit ſie auch ſein möge, ſchafft noch keine 
wahre Regierung; ſie iſt ein Kennzeichen der Obrigkeit, 
aber nicht deren Weſen. Nicht durch die eiſerne Ruthe 
der Militair-Occupation, wie unwiderſtehlich ſie auch die 
Länder unter ihren Willen beuge, werden dieſe zum Staate; 
es müſſen andere, der moraliſchen Weltordnung entnom— 
mene Bedingungen hinzutreten. Unter dieſen aber iſt die 
Liebe zum eigenen Volke und Vaterlande die höchſte; ohne 
Patriotismus kein wahrer Staat. Das iſt es was den 
vereinzelnten deutſchen Territorien und Bundesgliedern 
fehlte und fehlen mußte: der letzte Schlußſtein in dem 
Bau der eigenen Exiſtenz, den nur das Bewußtſein eines 
alles Getheilte wieder Zuſammenfaſſenden, eines großen na- 
tionalen Gemeinweſens einzuſetzen vermag. Die deutſchen. 
Staaten können weder gegen die innere Unterwühlung ihres 
Daſeins jene geiſtigen Mächte anrufen, noch den gewalt— 
ſamen Ausbruch mit ihren eigenen Kräften bezwingen. 
Wem iſt nicht längſt klar geworden, daß große Heere, 
allemal ſtärker als die rein politiſchen Verſuchungen, nur 
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den Gegenſatz verſchiedener Nationalitäten zu beſorgen 
haben, daß hingegen kleinere Truppenkörper keinesweges 
immer die moraliſche Widerſtandskraft gegen eine politi- 
ſche Atmosphäre zeigen, die ſie in nächſter Nähe umhüllt? 
Wie kurz aber der Schritt von den kleinen Staaten zu 
den mittleren ſei, und in welche Lage dann die größten 
verſetzt werden, dieſes ruht in friſcher Erinnerung! 

Dieſes und Anderes hatte Ende April 1849 die 
preußiſche Regierung zu erwägen, und kam in ſtrengſter 
Prüfung bei dem Entſchluſſe an: feſtzuhalten an der gro— 
ßen Aufgabe, an der Errichtung des nationalen Bundes— 
ſtaates für Deutſchland. 

Wem aber lag es ob, voranzutreten auf dem Wege 
voll unſäglicher Mühen und Beſchwerden? Gewiß dem— 
jenigen, dem die geſchichtliche Entwickelung ſelbſt die Mit— 
tel verliehen den neuen Bau zu gründen, und zugleich den 
Beruf deſſen Spitze abzugeben. War es aber Preußen, 
welches dieſe Eigenſchaften vereinigte? Wir haben jene 
welthiſtoriſche Frage damals entſchieden bejaht; auch heute 
geben wir dieſelbe Antwort. 

Nicht das unmittelbar Vorhergegangene: die dem 
Herrſcher Preußens dargebotene Kaiſerkrone, führt allein 
zu dieſem Schluße, obgleich auch der Ausgang einer ſol— 
chen Berathung der deutſchen Stämme ſtets ein tief be— 
deutungsreiches Zeichen bleiben wird, ſondern die ernſte 
Abwägung aller anderen Hülfsmittel politiſch-hiſtoriſcher 
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Erkenntniß. Wir können zurückweiſen auf die Bedeutung 
wie es gekommen daß Oſtreich und Preußen über alle 
andere deutſche Geſchlechter hinaus in die europäiſche 
Pentarchie eingetreten ſind, wie aber auch dieſer Anwachs 
bei beiden großen Staaten in entgegengeſetzter Richtung 
geſchehen iſt. Der Schwerpunkt der öſtreichiſchen Mo— 
narchie trat immer weiter hinaus aus dem deutſchen Mut⸗ 
terlande, die Geſchicke Preußens banden dieſes immer 
inniger und unauflöslicher an den Ausgangspunct ſeiner 
Größe. Nicht ohne tiefe Bedeutung iſt es, daß dieſer 
Staat aus einer Grenz-Mark hervorging, weder mit 
reichsunmittelbaren Stiftern, noch Rittern, noch Städten 
durchwachſen, von Hauſe aus aber altſächſiſche, thüringi— 
ſche und fränkiſche Bewohner umſchloß, die von allen 
Seiten dorthin ſtrömten. Dieſe Miſchung iſt es eben, 
die gegen andere deutſche Lande gehalten, nicht als Nach— 
theil ſondern als Vortheil erſcheint: nicht ein Stammes⸗ 
gefühl hielt das Volk der Marken zuſammen, ſondern die 
deutſche Gemeinſchaft, das Bewußtſein der Nation. 
Eben dieſer Staat, der von Anfang an ſeine Wurzeln in 
das deutſche Volksthum geſchlagen, war es nun, der durch 
feine Lage an feindlicher Grenze auf ſtete Bereitſchaft an— 
gewieſen wurde. Aus doppeltem Grunde mußte dort die 
Staatsverbindung höher ſtehen als die Stammesgenoſſen— 
ſchaft an andern Orten; ſie war es, die früh ſchon auf 
Zucht und Ordnung in Geſetz, Finanzen und Heereskraft 
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hinwies. Eine Reihe ausgezeichneter Regenten hat Jahr— 
hunderte hindurch dieſe Keime gepflegt und entwickelt, und 
ein Staatsweſen geſchaffen, das im weiteſten Kreiſe als 
Muſter betrachtet wurde. Was iſt Preußen? Wodurch 
iſt es Preußen geworden? Dadurch daß es ſtets die un— 
tergehenden politiſchen Zuſtände durchbrach, und ſich an 
die Spitze der Bewegung einer Neuzeit ſetzte. Dazu waren 
der Erwerb eines außerdeutſchen Landes und die Königs— 
krone die erſten Schritte. Und nicht in eine perſönliche 
dynaſtiſche Union, ſondern in eine reale Verbindung und 
Verſchmelzung gingen ſeine deutſchen und außerdeutſchen 
Beſtandtheile über. Preußen faßte feſten Fuß im euro— 
päiſchen Staatenſyſteme, um von dort aus Deutſchland 
neu zu gründen; es trat heraus um verſtärkt zurüdzufeh- 
ren. Dieſes Werk zu vollenden, das war und iſt ſeine 
politiſche Miſſion. Nicht blos im Jahre 1813, dem ent⸗ 
ſcheidendſten Augenblicke der neueren Geſchichte unſeres 
Vaterlandes, iſt es vorangeſchritten mit Einſetzung ſeines 
ganzen Daſeins, es wird und muß es in jeder zukünfti— 
gen Lebenskriſe der Nation. Hierin giebt es keine Ge— 
genſätze mehr; was Deutſchland groß macht, kriegsfertig, 
handels- und gewerbereich, das macht es auch Preußen. 
Preußen kann nicht ohne Deutſchland feine Aufgabe voll- 
bringen; Sſtreich nicht mit Deutſchland. Daher möge 
es gegenwärtig noch ſo fern ſtehen vom Ziele, die Zeit 
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wird nahen, wo es den von der Geſchichte überkommenen 
Beruf ſchlicht und muthig zu erfüllen hat! 

In erſter Linie erheiſcht dieſer Beruf daß Preußen 
den deutſchen Bundesſtaat aufrichte, in zweiter aber, daß 
ſich hieran unmittelbar die möglichſt enge Einigung mit 
dem öſtreichiſchen Reiche knüpfe. Es bedarf nicht des 
wiederholten Nachweiſes, daß Oeſtreich weder mit ſeiner 
geſammten Monarchie noch mit den deutſchen Erblanden 
in einen auf parlamentariſcher Geſammtgeſetzgebung und 
gemeinſchaftlicher Central-Gewalt beruhenden Bundesſtaat 
einzutreten vermag. Das erſtere verbunden mit unabweis— 
lichem Übergewichte Oftreichs im Parlamente und Execu— 
tive, würde die deutſche Nation aus der Reihe der ſelbſt— 
ſtändigen Völker tilgen; das Andere den centralifirten 
Geſammtſtaat Oſtreichs zerſprengen. Alſo hat Oſtreich 
auch keine Rechte in einem Bundesſtaate geltend zu mas 
chen, deſſen Pflichten es nicht zu übernehmen vermag. 
Aber auch keine Rechte an dieſen deutſchen Bundesſtaat? 
Allerdings; ſchon die Bundes-Verträge von 1815 deren 
Inhalt fortdauert, auch wenn die damals beliebte Form 
unterginge, verpflichtet dazu. Über dieſe formale Rück⸗ 
ſicht hinaus liegen aber, ſoweit als der menſchliche Blick 
in die Zukunft reicht, noch die höhere Pflicht im Inter— 
eſſe Deutſchlands und Oſtreichs zwiſchen beiden durch Jahr⸗ 
hunderte verbundenen Körpern, eine Gemeinſchaft zu be— 
wahren die für beide eine Lebensbedingung iſt. 
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Hier drängt ſich nun die Frage auf, ob, wenn ein 
wahrer Bundesſtaat für Alle nicht möglich iſt, dann nicht 
eine anderweitige Gliederung zuläſſig werde, die den ein— 
zelnen Theilen die volle ſtaatliche Gemeinſchaft, und dem 
Ganzen dennoch eine kräftige Centralgewalt ſichert. 

Dieſe Aufgabe iſt geſtellt worden ſeitdem ſich die 
Überzeugung unwiderſtehlich aufdrängte daß zwei Mächte 
innerhalb des deutſchen Reiches entſtanden ſeien, welche 
thatſächlich über die anderen deutſchen Staaten eine Herr— 
ſchaft ausübten. Dieſe Thatſache auch rechtlich zu normi— 
ren, für den Dualismus einen entſprechenden Ausdruck 
zu finden, hiefür ſuchten die Anhänger dieſer Lehre die 
Löſung. Man konnte ſie ſich entweder ſo denken, daß 
über ſämmtliche deutſche Lande Oſtreich und Preußen als 
gemeinſchaftliche Centralgewalt geſetzt, oder daß ſich zwei 
große Maſſen bilden ſollten, deren nördliche in Preußen, 
die ſüdliche in Oſtreich ihr Haupt gefunden hätte. 

Auf das von Friedrich II. ausgegangene Project des 
Fürſtenbundes wird als auf den erſten Verſuch zur Rea— 
liſirung dieſes Gedankens hingewieſen. Ganz paßt der 
Vergleich jedoch nicht; der große König ſah offenbar noch 
weiter, und trachtete danach innerhalb der Grenzen der 
Reichsverfaſſung die Hegemonie über das geſammte außer- 
öſtreichiſche Deutſchland zu conſtituiren. 

Der Ausbruch der franzöſiſchen Revolution genügte 
um ſolche umgeſtaltende Pläne zu durchkreuzen; auch die 
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Auflöſung des Reiches im Jahre 1806 führte nur einen 
vorübergehenden Gedanken auf Bildung eines norddeut— 
ſchen Bundes unter Preußens Oberleitung herbei, der dem 
ſüddeutſchen Rheinbunde gegenüber geſtellt werden ſollte. 
Die Regenten von Sachſen und Heſſen weigerten ſich da— 
mals wie heute irgend ein Opfer an ihrer Unabhängig— 
keit zu Gunſten einer ſtärkeren Verbindung zu bringen. 

Als es ſich am Wiener Congreſſe um die neue Be— 
gründung der deutſchen Verfaſſung handelte, trat wiederum 
die Andeutung hervor, daß es dienlicher ſein könne zwei 
Staatenvereine ſtatt einen zu gründen. Anderſeits ſprach 
noch im October 1814 die öſtreichiſche Regierung gegen 
Preußen aus, daß der deutſche Staatenbund „unter dem 
gleichen Einfluſſe beider Großſtaaten ſtehen werden, und 
die preußiſche Regierung nahm der öſtreichiſchen gegenüber 
„als Grundlage der neuen Geſtaltung das vollſtändigſte 
Gleichgewicht der Protektionen und Einflüſſe Preußens 
und Oeſtreichs an.“ Selbſt von der Errichtung einer 
deutſchen Kaiſerwürde Sſtreichs und einer deutſchen Kö— 
nigswürde Preußens war in Wien genugſam die Rede 
geweſen. Es iſt bekannt daß von Allem dieſem nichts 
geſchah; in Frankfurt zerrannen die genährten Illuſionen; 
der Bund erhielt keine Centralgewalt, ſondern ein öſtrei— 
chiſches Präſidium; die hieraus gefloſſenen Folgen ſind für 
diejenigen welche mit den inneren Hergängen der Geſchichte 
des Bundestages vertraut ſind, leicht nachzuweiſen. 
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Die deutſche Nation als ſolche, würde in ähnlichen 
Inſtitutionen zwar eine größere Kraft nach Außen, aller- 
dings aber nicht die Befriedigung ihrer auf engere Ge— 
meinſchaft aller Glieder gerichteten Wünſche gefunden ha- 
ben. Sie zeigte ſich daher wenig davon berührt, daß die 
Eiferſucht der mittleren Höfe Sſtreich die Mittel darge— 
boten hatte die gerechten Forderungen Preußens auch nach 
äußerer Parität zu vereiteln. 8 

Eben aus dieſer ſtets wirkſamen Abneigung anderer 
deutſchen Dynaſtien das naturgemäße Vorwalten Preußens 
auch rechtlich darzustellen, iſt ſchon früh der andere Gedanke 
erwachſen, Deutſchland in drei Glieder zu zerlegen, und 
hierdurch die ſämmtlichen mindermächtigen Staaten den 
beiden Großen unabhängig zur Seite zu ſtellen. 

Bekanntlich iſt aus dem Heſſen-Caſſel'ſchen Miniſte⸗ 
rium in dem letzten Viertel des vorigen Jahrhunderts 
ohne weiteren Erfolg ein ſolcher Plan hervorgegangen, 
nach welchem ſich die deutſchen Fürſten als in ſich ver— 
bundene Körper verpflichten ſollten ihre politiſche und mi— 
litairiſche Unabhängigkeit den beiden großen Mächten ge— 
genüber feſt zu halten. 

Der Rheinbund mag als die erſte Verwirklichung 
dieſer Sonderung gelten, zugleich aber auch als unver— 
gänglicher Beleg dafür, wohin es mit Deutſchland kom— 
men könne, wenn die trübſten Intereſſen feiner Regierun⸗ 
gen die Geſchichte der Nation beſtimmen. 
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Auch nach Abſchluß des Bundesvertrages von 1815 
haben dieſe Tendenzen nicht geruhet. Auf der Grund— 
lage der Bundestags-Verfaſſung ſtrebten Würtemberg und 
Andere ſeit 1817 danach, die militairiſchen Kräfte der 
Staaten, die ſie als das reine Deutſchland bezeichneten, 
auch als ſelbſtſtändige Corps hinzuſtellen. Dieſelbe Rich- 
tung wurde auf dem handelspolitiſchen Gebiet verfolgt; 
die Verhandlungen in Darmſtadt 1821, und die in Caſſel 
1828, ſollten aus den ſüd- und mitteldeutſchen Staaten 
geſchloſſene Körper bilden. Es iſt bekannt, daß beide Ziele 
nicht erreicht wurden. Die Bundeskriegsverfaſſung fußte 
auf der Idee der Mainlinie, und der preußiſche Zollverein 
nahm jene Staaten in ſich auf. 

Als nach den Märzbewegungen eine neue politiſche 
Ordnung in Deutſchland in Frage trat, mußte auch jene 
Richtung wieder ihr Haupt erheben. Schon die Baier⸗ 
ſchen Vorſchläge im Jahre 1848 deuten auf Ahnliches hin; 
mehrfache offiziöfe Schriften, die von Süddeutſchland aus⸗ 
gingen, ſtellen ſpäter die Trias von Oſtreich, Preußen 
und einem Körper der übrigen deutſchen Staaten als natür⸗ 
lichen und dienlichſten Ausgang der Verfaſſungswirren hin. 
Jedem dieſer drei Staatsverbände wurde dabei eine ge— 
ſonderte parlamentariſche Geſetzgebung, dem aus allen 
dreien erwachſenden Bunde aber ein Directorium als 
Executive in Ausſicht geſtellt. Eine Modification dieſes 
Gedankens iſt von aufrichtig patriotiſcher Seite dahin 
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formulirt worden, daß von jenen drei Körpern Oftreich 
den einen, Preußen und die norddeutſchen Staaten den 
anderen, Bayern und die ſüddeutſchen den dritten bilden 
möchten. 

Allen dieſen Projecten ſtehen jedoch die gleichen Ein— 
würfe entgegen. Der dritte, aus den deutſchen Einzeln— 
ftaaten zuſammengeſetzte Körper ermangelt jeder wahren 
Lebenskraft; die Gegenſätze müſſen da am ſchroffſten her— 
vortreten, wo die einzelnen Glieder genugſam verſchieden 
ſind um eine reale Parität abzuweiſen, aber nicht genug 
um ſich einander zu unterordnen, Gegenſätze die hier um ſo 
gefährlicher ſein würden, da eine über ihnen ſtehende, 
wahrhaft höhere Leitung gänzlich mangelte. Das Geſchick 
eines aus ſolchen Elementen gebildeten Bundesſtaates wäre 
deutlich vorauszuſehen: Einverſtändniß der Einen mit Oſt⸗ 
reich, der Anderen mit Preußen, und daneben ein eröff— 
neter Tummelplatz für die Umtriebe und den Verrath an 
das Ausland. 

Dieſe Betrachtungen, durch jede neue Prüfung der 
Sachlage geſtärkt, waren es, welche die preußiſche Regie— 
rung in jenen Augenblicken dahin führen mußten die ein- 
zige wahrhaft heilſame Ordnung des Verhältniſſes zwiſchen 
Oſtreich und Deutſchland in der Aufrichtung eines immer- 
dauernden ſtarken Bundes auf völkerrechtlicher Grundlage 
zu finden. Gegen das Ausland hin ein einiger Körper 
von 70 Millionen Angehöriger, wie bereits anderswo ge— 
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ſagt: nicht geeignet um anzugreifen, aber noch weniger um 
angegriffen zu werden, der Kern und Schwerpunct des 
europäiſchen Staatenſyſtemes, alle Theile dieſes Syſtemes 
zugleich trennend und verbindend, ihre wohlthätige Berüh— 
rung vermittelnd, ihre feindſelige ſcheidend. Nach Innen 
aber zwei ſelbſtſtändige Staatsweſen, jedes ſeine eigenen 
Wege gehend, angemeſſen den Intereſſen, Bedürfniſſen 
und Eigenſchaften feiner Bevölkerung. Beide aber gleich—⸗ 
zeitig darauf angewieſen auch auf dem inneren Gebiete 
das für beide Theile Dienliche auf dem Wege freier Ver— 
einbarung zu begründen. Welches iſt der hiſtoriſche Ge— 
danke der Neuzeit, der der Gegenwart mehr gegeben, der 
Zukunft mehr eröffnet hätte? 

Die politiſche Linie für die preußiſche Regierung wie 
ſie im Mai 1849 aus allen vorſtehenden Erwägungen 
hervorging, ließ ſich ſchließlich in folgende Sätze zuſam⸗ 
menfaſſen: 

Deutſchland iſt gegen Weſten und Oſten zwiſchen 
zwei politiſche Gegenſätze geſtellt. Die Herrſchaft des einen 
oder des anderen wäre für Deutſchland gleich verderblich; 
welches von beiden Extremen auch einen Sieg davon trage, 
er hat keine Dauer, und ruft immer wieder den Rückſchlag 
von der entgegengeſetzten Seite hervor. Eben ſo wenig 
kann etwa die Gefahr von der einen Seite durch die Hin— 
gabe an die andere neutraliſirt werden. Es wäre dies 
unwahr in ſich, und verderblich in den Folgen. 
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Einen gefunden und dauerhaften Abſchluß kann Deutſch— 
land nur in ſich ſelbſt und durch ſich ſelbſt finden. Hierzu 
führt daß Deutſchland ſich in einen nationalen Bundes— 
ſtaat zuſammenſchließe. Damit ein ſolcher möglich werde, 
muß Preußen vorantreten und die Centralgewalt in ſeine 
Hände nehmen, zugleich aber mit Oſtreich den Staaten— 
bund neu aufrichten und befeſtigen. 

Die Folgerungen für die Geſtalt des Bundesſtaates 
ergeben ſich hieraus naturgemäß von ſelbſt. Er ſoll die 
Einheit über die Vielheit ſtellen, und jedem dieſer beiden 
Factoren dabei überweiſen was er bedarf. 

Nach Außen ſoll Deutſchland als eine Einheit da— 
ſtehen, daher nur eine Politik, eine Diplomatie haben. 
Das Ausland kennt nur die Centralgewalt; mit deren 
Geſandten verhandelt es, und ſchließt die Verträge. Das 
Heer und die Flotte ſtehen im Kriege als ein Ganzes zur 
allgemeinen Verfügung der Centralgewalt; während des 
Friedens verbleibt jedem Einzelnſtaate das Commando und 
die Ausbildung ſeiner Truppen auf Grund einer über— 
einſtimmenden Wehrverfaſſung und fortlaufenden Über⸗ 
wachung. 

Nach Innen gelten als oberſte Regeln: was jeder 
Einzelnſtaat als einzelner, vollkommen zu leiſten vermag, 
bleibt Sache ſeiner eigenen Regierung. Was der Einzeln— 
ſtaat als ſolcher hingegen gar nicht oder nur unvollkommen 
leiſten kann, dabei tritt die Befugniß und Verpflichtung 
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der Centralgewalt zu ſelbſtſtändiger Ausführung ein. Wo 
die Zuſammenwirkung mehrerer einzelner Staaten hinrei— 
chend aber erforderlich iſt, hat die Centralgewalt die Ein— 
leitung und Vermittelung zu übernehmen. 

Rechte welche der Centralgewalt verfaſſungsmäßig 
zuſtehen, ſoll ſie ſtets ſelbſt, nicht durch die Einzelnſtaaten 
ausüben. In jedem gegebenen Falle handelt daher die 
Centralgewalt oder der einzelne Staat, in keinem Falle 
aber beide. Daher ſteht in gewiſſen Beziehungen jeder 
Deutſche unter der Centralgewalt, in anderen Beziehun— 
gen unter der einzelnen Staatsgewalt, in keiner Be— 
ziehung aber unter beiden zugleich. 

Dies ſind die Grundzüge des Syſtems, welches Preu— 
ßens Regierung ins Leben zu rufen ſich verpflichtet fand, 
das Ziel bei welchem ſie anzukommen trachtete. 

Die zweite Frage mußte ſich daher auf die Mittel 
richten die zur Erreichung jenes hohen Zieles anzuwenden 
ſeien; erſt aus der Vergleichung beider konnte der einzu— 
ſchlagende Weg und das Maaß der Möglichkeit erkannt 
werden auf dieſem zum Ziele zu gelangen. 

Was zu thun, was zu unterlaſſen ſei, beide Fragen 
erheiſchten Antwort. Aber während die erſtere von den 
mannigfachſten oft widerſprechendſten Bedingungen abhän- 
gig blieb, ſo wurde die andere eben ſo deutlich als unbe— 
dingt beantwortet. 

Nichts dürfe geſchehen wodurch Preußen als ſolches 
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gefährdet, feine ſtaatliche Exiſtenz, feine eigene Macht ge- 
ſchwächt werde. So verlange es ebenſo die Pflicht gegen 
die glorreiche Monarchie des großen Friedrich, als die 
wahre Sorge für Deutſchland. Preußen müſſe in ſeiner 
vollen Stärke und ſelbſtſtändigen Kraft bewahrt werden, 
damit der Neubau des nationalen Gemeinweſens einen 
Kern finde, an den es ſich anlegen und ſtützen könne. 
Sollen die inneren Widerſtände und ſelbſtſüchtigen Triebe 
gebrochen, ſollen die äußeren Anfeindungen und Hemmun— 
gen überwunden werden, ſo bedürfe das neue Deutſchland 
auf lange hinaus noch eines in ſeiner bisherigen Entwicke— 
lung ungehemmten Preußens. 

Neben dieſe, ja neben jede rein politiſche Bedingung 
traten aber Gebote die, wenn auch im Einzelnen verwandt, 
doch einer ganz anderen Ordnung der Begriffe angehören. 

Keinerlei Zwang gegen die deutſchen Regierungen! 
Nur aus ihrer eigenen Erkenntniß und ihrem freien 
Entſchluſſe dürfe der Wille hervorgehen ſich dem Wege 
Preußens in der deutſchen Sache anzuſchließen. Jede 
hierüber hinaus greifende directe oder indirecte Nöthigung 
ſei ein Act nackter Gewalt, angethan den gleichberechtigten 
Gliedern, den ebenbürtigen Genoſſen im deutſchen Bunde. 

Keinerlei Verbindung mit den revolutionären Kräften 
der Gegenwart, weder mit denen des Auslandes, noch mit 
deren Sinnesgenoſſen in den deutſchen Staaten! Und zwar 
bei Letzteren in keiner der beiden Formen: weder durch 
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unmittelbaren Aufruf an die erregten Maſſen, noch durch 
ſolche Alternative die den Regierungen geſtellt, nothwendig 
zur Schilderhebung ihrer inneren Feinde führen müſſen. 
Jede Berechnung dieſer Art wird als unſittlich in ſich und 
verderblich für das monarchiſche Princip, daher auch für 
Preußen ſelbſt, unbedingt ausgeſchloſſen. 

Keinerlei Steigerung der Gefahren welche auf der 
öſtreichiſchen Monarchie laſten! Alles was in dieſem ent⸗ 
ſcheidenden Momente Preußen und Oſtreich vor der Welt 
als Gegner hinſtellt, ſtärkt den Aufruhr da wo er bereits 
in lichten Flammen ſteht, und entzündet ihn da, wo das 
Feuer noch unter der Aſche glimmt. Die Ausſicht daß 
Preußen dahin getrieben werden könne, ſeine Fahnen ge— 
gen Sſtreich zu erheben, führe zu einem Todeskampf um 
das Daſein dieſes Reiches. Hierzu den Anſtoß geben, 
heiße jedem edleren Gefühle, jeder hiſtoriſchen Pietät ab- 
ſagen; den alsdann unvermeidlichen allgemeinen Krieg in 
Europa anfachen, wäre überdem ein Werk ſträflicher Ver⸗ 
wegenheit. 

Auch der Einwand daß ja den deutſchen Fürſten ſo— 
wohl als der öſtreichiſchen Regierung durch Zuſtimmung 
zu dem deutſchen Wege Preußens das Mittel geboten ſei, 
jene gefährlichen Folgen abzuwenden, ſei nicht als gültig 
zuzulaſſen. Der indirecte Zwang ſelbſt gegen bedauerns— 
werthe und tadelhafte Abſichten bei der Selbſtbeſtimmung 
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der deutſchen Regierungen, bleibe unter allen Umſtänden 
verwerflich. 

Dieſes ſind die oberſten Grundſätze geweſen von 
welchen die Entſchlüſſe der preußiſchen Krone in einem der 
größten Momente der deutſchen Geſchichte beſtimmt wor— 
den ſind. In dieſen allein kann der Ausgangspunct für 
ihre Handlungen, der Maaßſtab für das Geſchehene und 
Unterlaſſene gefunden werden. 

Angeſichts der äußeren Reſultate bei welchen das 
politiſche Verfahren der preußiſchen Regierung angelangt 
iſt, erhalten die Vorwürfe die ſchon damals von mehr als 
einer Seite erhoben wurden, allerdings ein verſtärktes 
Gewicht. 

Wieviel iſt von preußiſchem Ehrgeiz, von preußiſcher 
Vergrößerungsſucht geredet worden! Im Auslande galten 
ſolche Beſchuldigungen als unbeſtritten und unbeſtreitbar, 
und haben nicht wenig dazu beigetragen die Stimmung 
der Völker zu fälſchen, und deren Regierungen irre zu 
leiten. Und dennoch hätte jede nähere Kenntniß der Wirk— 
lichkeit, ja jede auch nur einigermaßen verſtändige und 
unbefangene Erwägung des Offenkundigen das gänzlich 
Nichtige, ja bis zum Lächerlichen Irrige der ganzen Vor- 
ausſetzung aufdecken müſſen! Eben das völlige Abſehen 
von allem Glanze großer hiſtoriſcher Erfolge, die Unter— 
ordnung jedes perſönlichen oder politiſchen Ehrgeizes iſt die 


* 120 * 


Signatur der preußiſchen Politik in einer Zeit geweſen 
die dem Glanze und dem Ehrgeize ein weiteres fruchtba— 
res Feld darbot als je. Weil die Urtheilenden aus ihren 
eigenen Trieben heraus urtheilten, mit ihrem eigenen 
Maaße maßen, deshalb übertrugen ſie die Schlußfolgen 
auch dahin, wo das Entgegengeſetzte allein gegolten und 
beſtimmt hat. Eine Erſcheinung die im Leben der Indi— 
viduen wie der Nationen nicht vereinzelt ſteht! 

Verhält es ſich nicht gleichermaßen mit der Anklage 
die in den Kreiſen der deutſchen Höfe und mancher poli— 
tiſchen Fractionen unabläſſig wiederholt wurde, daß Preu⸗ 
ßen das Gelingen feiner Abſichten auf die Wiederentfeſſe⸗ 
lung der revolutionären Kräfte baue, und dieſen hierzu 
Vorſchub leiſte? Sonderbarer, hoffentlich unbewußter Irr- 
thum! Und dieſes, während die verunglimpfte und ange— 
feindete Regierung jedes auch das ſicherſte und unfehlbarſte 
Mittel verſchmähete, das in entfernte Gemeinſchaft mit 
den Feinden ihrer Gegner geſetzt hätte, ja während ſie 
mit peinlichſter Strenge jeden Pfad vermied auf welchem 
ſie ſelbſt gegen ihren Willen mit ihnen zuſammentreffen 
konnte! Allerdings kann über den Begriff des Revolutio— 
nären noch Zwieſpalt ſtatt finden, wenn man nicht vor— 
zieht hiermit jederzeit dasjenige zu bezeichnen was den 
Intereſſen oder Neigungen des Betreffenden eben ſtörend 
in den Weg tritt. Da unbezweifelt die Sache der natio— 
nalen Einigung für Manche dieſen Character an ſich' trägt, 
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ſo iſt auch dieſe, wie ferner dargethan werden wird, dem 
Geſchicke nicht entgangen unter die allgemeine Verdam— 
mung der Revolution mit einbegriffen zu werden! 
Wie lauten hingegen die Vorwürfe die von Seiten 
ausgingen denen die deutſche Sache aufrichtig und ernſt— 
lich am Herzen lag? — Wir wollen uns, ſo weit unſere 
Kenntniß derſelben reicht, keine dieſer Anklagen erſparen. 
Die Regierung habe die nationale Einigung nie ernſtlich 
gewollt, ſondern dies nur vorgegeben; 

ſie habe die richtigen Mittel zur Erreichung des Zieles 
nicht erkannt, und daher falſche ergriffen; 

ſie habe nicht die Kraft gehabt auch die erkannten Mittel 
in Anwendung zu bringen und daher halbe geſucht; 

ſie habe im ganzen Verlaufe überall die richtigen Zeit— 
puncte verabſäumt. 

Zuſammengefaßt gehen dieſe Vorwürfe daher auf die 
Anklagen der Falſchheit, oder der Kurzſichtigkeit, oder der 
Schwäche, oder der Zögerung hinaus; in dem Geiſte man— 
ches ſchmerzbewegten Zuſchauers mögen ſie ſich auch wohl 
vereinigt haben. 

Eine Regierung, eben ſo wie der einzelne Menſch, 
ſoll verdiente Vorwürfe gelaſſen und reuig hinnehmen und 
daraus Nutzen ziehen. Aber ſie müſſen thatſächlich richtig 
ſein, ſonſt leiten ſie das Urtheil der Zeitgenoſſen und der 
Nachkommen irre. Sehr verſchiedenartige Motiven können 
zu denſelben Handlungen hinleiten; für den Erfolg iſt 
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dies gleichgültig, aber nicht für die geſchichtliche Beur— 
theilung. 

Hierin allein liegt für uns der Anlaß vor dem An— 
geſichte deſſen der in das Verborgene ſchauet, auszuſpre— 
chen, daß jene Vorwürfe nicht in der Wahrheit begrün- 
det ſind. 

Die preußiſche Regierung in jenem Zeitabſchnitte, 
als ihr die Aufgabe zufiel die deutſche Nation zu bundes⸗ 
ſtaatlicher Einigung zu führen, wollte dieſes ganz und auf— 
richtig; 
ſie wußte welches der kürzeſte Weg ſei, um dahin zu ge⸗ 

langen; 
ſie hat ſich durch keine Beſorgniſſe davon abhalten laſſen; 
ſie hat die Zeit zur Anwendung der bereitliegenden und 
wirkſamſten Mittel durch Schwanken und Zögerung 
nicht verabſäumt; | 
ſondern fie wollte dieſe bereitliegenden Mittel nicht au= 
wenden. 

Welches Verfahren zu beobachten ſei um ſicher und 
unaufhaltſam den Sieg zu erringen, dieſes wurde in dem 
Cabinette des Königs mindeſtens eben ſo deutlich erkannt 
als von denen welche jene Kritik übten. Daß der Wider⸗ 
ſtand gegen die Löſung der großen Aufgabe in Wien und 
in den deutſchen Mittelſtaaten ſeinen Sitz habe, daß es 
leicht ſei dieſen zu brechen ſo lange die Noth dränge, der 
eigene Untergang drohe, daß Preußen über die Kräfte zu 
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unfehlbarem Siege verfüge, darüber waltete kein Zweifel 
ob. Keine Halbheit in dem treuen deutſchen Bekenntniſſe, 
keine Zaghaftigkeit im Entſchluſſe hat daran gehindert daß 
Preußen ſich die glückbringenden Wege eröffnete, ſondern 
ein höheres Gebot, ein Gebot das aus anderen Quellen 
als aus denen des politiſchen Gelingens ſeinen Urſprung 
nimmt. Der hohe reine Wille der ſich jenem Gebote un— 
terwarf, würde für das Heil Deutſchlands Leib, Leben und 
jede irdiſche Wohlfahrt eingeſetzt, würde mit aufopfernd— 
ſter Selbſtloſigkeit jeden Weg hierzu verfolgt haben, ſobald 
er ihn mit dem Gewiſſen vereinbar fand. Man beurtheile 
das Geſchehene ſo verſchieden wie es die verſchiedenen 
Standpuncte mit ſich bringen, man belege Perſonen und 
Dinge mit dem härteſten Tadel und weihe ſie den Ver— 
wünſchungen der Gleichdenkenden in Mit- und Nachwelt, 
aber man wolle mindeſtens das Thatſächliche richtig auf— 
faſſen und zu den ſichtbaren Wirkungen die Urſachen da 
ſuchen, wo ſie wirklich zu finden ſind. 

„Wer den Zweck will der muß auch die Mittel wol— 
len“, fo lautet die Vorſchrift welche die preußiſche Regie— 
rung in jenem entſcheidenden Momente nicht befolgte, 
nicht befolgen wollte. Daß dieſe Vorſchrift für den Men— 
ſchen in ſeinem Einzelnleben keine unbedingte ſei, wird 
auch von denjenigen Gegnern der preußiſchen Politik, 
welche Pflicht und Recht höher als den eigenen Nutzen 
ſetzen, nicht geleugnet werden. Alſo, das iſt die Frage, 
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ob es für das Leben der Staaten eine andere Sittenlehre 
giebt, als die der Individuen, und wo die Grenze beider 
zu ziehen ſei. 

Es kann nicht die Abſicht ſein dieſe tiefſte und um— 
faſſendſte aller politiſchen Fragen hier erſchöpfend zu er— 
örtern. Iſt ſie je genügend beantwortet worden, iſt ſie 
überhaupt zu vollſtändigem und genügendem Abſchluſſe zu 
bringen? Sie zu berühren, auf ihren inneren Zufammen- 
hang hinzudeuten, dieſer Pflicht kann ſich aber derjenige 
nicht entziehen der von dem Schickſale Deutſchlands in den 
letztverfloſſenen Jahren ſpricht. 

Wenn von zwei Theilen die ſich auf dem politiſchen 
Boden gegenüberſtehen, der eine mit der zweifelloſen Kühn⸗ 
heit zu Werke geht, die bis zum Letzten hin ihr Hab und 
Gut dem Falle der Würfel anvertraut, der andere hin— 
gegen durch Vernunft und Gewiſſen gehindert iſt dies mit 
Gleichem zu vergelten, ſo iſt bereits die Lage beider Theile 
eine weſentlich verſchiedene. Die Vernunft verlangt Ab- 
wägung und verbietet um Alles oder Nichts zu ſpielen, 
wo nicht die äußerſte Vertheidigung dazu unabweislich 
nöthiget. Wie viele unter den möglichen Wegen zum Ziele 
find ſchon hierdurch ausgeſchloſſen! Das Gewiſſen unter— 
ſagt ungerechte Mittel, ſchließt daher von den verbleiben- 
den wiederum die Mehrzahl aus. 

Nach ſolchen Vorbehalten wird die Wahl zwiſchen 
den einzuſchlagenden Wegen faſt ſtets eine geringe ſein. 
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Aber auch dieſe beſchränkt ſich weiter, ſobald die Frage 
von dem Gebiete des in dem natürlichen Menſchen thäti— 
gen Gewiſſens, auf das Gebiet des chriſtlichen Gebotes 
übergeht. 

Schon negativ, ſchon nach den bloßen Verboten ab— 
gewogen, wo bleibt da noch ein freigelaſſener Pfad für 
die „welterſchütternden Thaten“, wenn dieſe mit demſel— 
ben Maaßſtabe wie die Pflichten des einzelnen Chriſten 
gemeſſen werden! Noch mehr aber, wenn du dich auf den 
höchſten Standpunkt, auf den der Verachtung der Welt 
und ihrer Herrlichkeit ſtellſt. Wo kann dann noch die 
Intenſität des Willens, die Unbedingtheit und Sicherheit 
des Entſchluſſes, die eiſerne Conſequenz des Handelns er— 
wartet werden, die allein zu großen Erfolgen führt! Giebt 
es überhaupt ein Höheres als die Geſchicke dieſer Welt, 
iſt auch das Glänzendſte und Gewaltigſte hienieden nur 
ein unſäglich Niederes gegen die unſcheinbarſte Führung 
zum Jenſeits, wie ſoll daneben der politiſche Enthuſias— 
mus, der politiſche Heldenmuth beſtehen? 

Werden dieſe Vorderſätze mit dem hiſtoriſchen Rück— 
blicke verglichen, ſo ſind die Folgerungen außer Zweifel, 
inſoweit eben von den größten politiſchen Helden der Neu— 
zeit, etwa von Richelieu, Peter I., Friedrich II., Napoleon, 
die Rede iſt. Was ſie leitete, trug, und zum Siege führte, 
war, wie ſchon anderwärts ausgeſprochen, durchaus das 
heidniſch-römiſche Princip: Der Staat iſt das abſolut 
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Höchſte, wer den Zweck will, muß die Mittel wollen, und 
dieſe Mittel ſind ſtets gerechtfertigt, inſofern und inſoweit 
ſie auf jenes höchſte Ziel gerichtet ſind. 

Wie aber mit den großen Figuren des Mittelalters, 
mit Theodorich, Karl dem Großen, Alfred, Heinrich l., 
Friedrich I.? Niemand wird ſchlechthin läugnen wollen, 
daß jene hohen Geſtalten ſich als Chriſten gewußt und 
bekannt hätten. Aber es iſt hier auf die allgemeine At⸗ 
mosphäre der Zeit zurückzugehen, die eine durchweg chriſt— 
liche war; dieſe Luft wurde unbewußt ein- und ausgeath⸗ 
met. Daher das dem heutigen Tage ſchwer begreifliche 
Phänomen, daß damals ein gläubiger Chriſt doch in fei- 
nem Gewiſſen oft einen ſchmerzlich weiten Spielraum fand, 
und in ſolchem Sinne lebte und handelte. Er konnte, 
wie leider nur zu häufig entgegentritt, ſelbſt entſchiedenen 
Laſtern fröhnen, und dabei gläubig bleiben, während jetzt 
eben ſo oft das Entgegengeſetzte ſich zeigt: natürliche Tu— 
genden bei entſchiedenem Unglauben. Dieſer Gegenſatz 
erklärt Vieles, ſchließt aber auch die unmittelbare Anwen⸗ 
dung früherer Beiſpiele auf den heutigen Tag aus. 

Gäbe es ein traurigeres Reſultat als dieſes, die 
Neuzeit laſſe nie zu, daß große hiſtoriſche Thaten mit der 
Heilighaltung der göttlichen Gebote zuſammengehn? Um 
ſo drängender und natürlicher iſt das Verlangen nach 
einer Verſöhnung des Gegenſatzes, die wohl zuweilen ver— 
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ſucht, aber noch nicht in der Tiefe durchforſcht worden ift, 
welche der Gegenſtand erheiſcht. 

So leicht dieſe Ausgleichung denen gelingt, welche 
ſich, wenn auch mit allen Tugenden und Vorzügen des 
natürlichen Menſchen geziert, doch außerhalb der geoffen— 
barten Wahrheit befinden, ſo ſchwierig wird ſie demjeni— 
gen, der da weiß, daß das Reich Gottes nicht von 8 
Welt iſt. 

Für ihn kann alles nur auf die Frage hinauslaufen: 
giebt es für das öffentliche Leben andere Gebote als für 
das Leben des Einzelnen? Wo von chriſtlicher Seite aus 
dieſe Frage bejaht wurde, mögen im Weſentlichen folgende 
Sätze aufgeſtellt worden fein: Der Staat geftattet ſei— 
nem Weſen nach keine Analogie mit dem einzelnen Men— 
ſchen; was dagegen angeführt wird: Jugend, Wachsthum, 
Alter, Tod ſind eben nur dichteriſche, nicht reale Verglei— 
chungspunkte. Der Staat iſt größer und kleiner als der 
Menſch; ſeine Geſchicke reichen hienieden weiter, aber ſie 
ſind auf die Endlichkeit beſchränkt; der Menſch hingegen 
iſt ſchon innerhalb eines engen Lebens auf die Unendlich— 
keit hingewieſen. Bei dieſer Weſens-Verſchiedenheit kön⸗ 
nen daher die für den einen Kreis geltenden Beſtimmun— 
gen nicht auf den anderen übertragen werden. Preußen 
z. B. kann nicht Buße thun, denn Preußen hat nicht ge— 
ſündiget, Preußen iſt weder gläubig noch ungläubig, 
Preußen wird nicht auferſtehen, wenn es nach Gottes 
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Rathſchluſſe unterginge, es kann nicht vor den ewigen 
Richterſtuhl treten, nicht zur Seligkeit oder Verdammniß 
eingehen. 

Daher ſind auch die Gebote Chriſti an den Menſchen 
nicht unbedingt anwendbar auf den Staat; die Gleich— 
gültigkeit gegen das irdiſche Wohlergehen, die Entäußerung 
von den irdiſchen Gütern kann da nicht vorgeſchrieben 
ſein, wo die organiſche Ordnung eben dieſes Außeren 
der weſentliche Zweck iſt. 

Aber auch bei der Anwendung derjenigen Sitten— 
geſetze, die dem Weſen des Staates entſprechen, darf das 
für die frühere Patrimonjal-Herrſchaft Gültige nicht auf den 
heutigen Staat, auf das wiedererſtandene rechtliche Gemein— 
weſen ohne Weiteres übertragen werden. Die Moral des 
Regenten dieſes Staates darf nicht mit der Moral des 
eben regierenden Chriſten identificirt werden; für ihn gelten 
andere Gebote. Verwirft er dieſe, ſetzt er ſich in Wider— 
ſpruch mit den Anforderungen des Staatslebens, ſo kann 
er ſich nicht auf ſein Gewiſſen zurückziehen; eine ſolche 
Berufung würde nur das Bekenntniß fein, daß er feine 
erſte Regenten-Pflicht verletzt und vergeſſen habe daß 
wenn ſein Ich ihm von Gott gegeben iſt, daſſelbe auch 
für das ihm anvertraute Amt gilt. 

Leitet aber dieſe Betrachtungsweiſe auf weitem Um⸗ 
wege, unter mannigfachen Vorbehalten nicht immer wie— 
der zu dem Schluſſe hin, daß der Einzelne, ob er ſelbſt 
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regiere oder an der Regierung durch Rath und Ausfüh— 
rung theilnehme, doch ſtets ſein individuelles Gewiſſen 
der Staatsraiſon unterordnen müſſe? Salus publica su- 
prema lex esto? 

Beſchränkt wird eine ſo weitgreifende Folgerung u 
die Hinweiſung darauf, daß es bei den Leitern des Staa— 
tes nicht auf Verfügung über eigenes, ſondern auf Ver— 
waltung anvertrauten Gutes ankomme. Selbſthülfe und 
Nothwehr ſind dann nicht blos geſtattete, ſondern gebo— 
tene Wege, und Zwang oder Gewalt darf nicht gemieden 
werden, um das Anvertraute vor Schaden zu hüten, und 
ſeine Wohlfahrt zu fördern. Wo die Grenze des Erlaub— 
ten zu ziehen, dies wird allerdings nicht nach dem Sitten— 
Gebote für den Einzelnen und ſeinen Beſitz, ſondern nach 
anderen Normen abzumeſſen ſein. Für das Verhältniß 
der Regierung zu den Regierten, ſind dieſe in den ſtaats— 
rechtlichen Satzungen zu finden, ſeien es hiſtoriſche oder 
pactirte Gewohnheiten oder geſchriebenes Recht. Für die 
Verhältniſſe der Regierungen unter einander, ſucht man 
ſie in den völkerrechtlichen Normen, leider noch den lücken— 
hafteſten aller Erzeugniſſe der Neuzeit. Daneben aber 
verlangt das Wort Geltung, das Preußen einſt ſelbſt ge— 
ſprochen: „vor allen Tractaten haben die Nationen ihre 
Rechte! (Manifeſt vom 9ten October 1806). — Innerhalb 


aller dieſer Grenzen ſollen nun die Doppelverpflichtungen 
v. Radowitz Schriften. II. 9 
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der chriftlichen Moral und des gemeinen Wohles ihre 
Verſöhnung ſuchen und finden. 

Wozu aber dieſes Hin- und Herwenden des Gedan— 
kens, das doch nur an dem tiefſten Probleme der politi— 
ſchen Ethik hinſtreift, ohne deſſen Löſung zu vollbringen? 
Wozu? Weil inmitten aller Combinationen und Enthüllun⸗ 
gen, die mit ihrem Geräuſche damals die Offentlichfeit er 
füllten, und auch heute noch das Material liefern, um die 
preußiſche Politik in dem inhaltſchwerſten Wendepunkte zu 
beurtheilen, eben nur jenes Für und Wider es war, von 
deſſen Abwägung die Entſcheidung abhing. Sie fiel ſo 
aus, wie die Eingangs zuſammengeſtellten Grundlinien an⸗ 
geben. — Wer aber davon ausgeht, daß eine eherne Kette 
die menſchlichen Thätigkeiten zuſammenſchließen müſſe, da 
mit große irdiſche Erfolge daraus erwachſen, der wolle 
ſich vergegenwärtigen, daß dieſe Kette einen goldenen Ring 
enthielt, der eben deswegen nicht ſo unbeugſam als das 
unedlere Metall ſchließen kann. Aber golden war und 
iſt er! 


Zweiter Abſchnitt. 


Die Verhandlungen bis zum Abſchluße des 
Bündniſſes. 


Die Unterhandlungen mit Sſtreich; Anerbietungen und Ableh— 
nung. — Die Verhandlungen mit den deutſchen Regierungen in Ber— 
lin. — Beſondere Beſprechungen mit Baiern. — Stellung von 
Hannover und Sachſen. — Das Bündniß vom 26ſten Mai 1849. — 
Der Entwurf der Reichsverfaſſung; Grundzüge und Folgerungen. — 
Die hannövriſch-ſächſiſchen Vorbehalte. 


Die nächſten Schritte der preußiſchen Regierung 
mußten gleichzeitig nach zwei Richtungen hin geſchehen: 
Verhandlungen mit Oſtreich über die Bildung des völker— 
rechtlichen Bundes, Verhandlungen mit ſämmtlichen Re— 
gierungen über die Bildung des deutſchen Bundesſtaates. 
Als das natürlichſte Verfahren bot ſich dar: zuerſt mit 
dem Wiener Cabinet die Grundzüge des Bundes feſtzu— 
ſtellen, und dieſem dann ſofort die angemeſſene Stellung 
zu der abzuſchließenden Verfaſſung des Bundesſtaates an⸗ 


zuweiſen. 
9 ** 
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Gab es aber bei unverbrüchlichem Feſthalten an den 
Bedingungen, die wir in dem vorigen Abſchnitte treu dar— 
gelegt, wirklich eine begründete Ausſicht, das Rieſenwerk 
zu glücklichem Ende zu führen? Manche wollten es von 
Hauſe aus verneinen, Anderen blieben wenigſtens tiefbe— 
gründete Zweifel. Wenn auf der einen Seite die pein— 
lichſte Gewiſſenhaftigkeit des Chriſten, auf der anderen 
die weiteſte Zulaſſung jedes politiſchen Vortheils, auf der 
einen die idealſte zu ferner Zukunft hingewendete Auf— 
faͤſſung der Dinge, auf der anderen das materiellſte Ge— 
nügen an der unmittelbaren Gegenwart ſich gegenüber⸗ 
traten, blieb da noch Hoffnung, daß mehr als bloße Pflicht⸗ 
erfüllung auf ſolchem Wege zu erreichen ſei? 

Und dennoch durfte auch jetzt eine beſſere Zuverſicht 
noch Raum finden. Konnte nicht auch in Wien die Über⸗ 
zeugung durchdringen, daß das wahre Intereſſe Sſtreichs 
dem Intereſſe Preußens nicht entgegenſtehe, ſondern da— 
mit zuſammenfalle? Daß für beide die Schöpfung eines 
Bundes, der Deutſchland und Sſtreich zuſammenſchließe 
und dennoch ſelbſtſtändig laſſe, das Heilſamſte ſei, und 
alle kleinen Mißfälligkeiten, alle traditionellen Eiferſüchte⸗ 
leien unendlich überwiege? 

Von den deutſchen Staaten hatte die größere Zahl 
bereits der Frankfurter Verfaſſung zugeſtimmt und konnte 
daher in dem preußiſchen Anerbieten nur einen dankens⸗ 
werthen Fortſchritt erblicken. N 
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Aber die mittleren Staaten, die eben aus dem Ver⸗ 
fall deutſcher Einheit herausgewachſenen königlichen Höfe? 
Niemand war berechtigt dort eine höhere patriotiſche Auf— 
faſſung, mindeſtens aber die Erinnerung an nächſtvergan— 
gene und den Blick in kommende Zeiten von vorneherein 
in Abrede zu ſtellen. Was die früheren Zuſtände abſtrac— 
ter Machtvollkommenheit ihnen gebracht, davon lag die 
offenkundige Erfahrung kaum ſeit einem Jahre hinter 
ihnen. In Württemberg hatte der Regent vor wenig 
Wochen feine unverholenſte perſönliche Abneigung unter 
den „Volkswillen“ beugen müſſen. Sachſen erbebte eben 
in dieſem Augenblick unter dem Aufruhr in der eigenen 
Reſidenz, und Baiern hat in beträchtlichen Landestheilen 
erfahren müſſen, ob und wie weit ſeine eigenen Mittel 
ausreichten. Sollten alle dieſe Erwägungen, die edelſten 
wie die ſelbſtſüchtigſten, gänzlich wirkungslos geblieben 
ſein? Die Antwort nahete, hier in kürzerer, dort in län— 
gerer Friſt. 

Die Verhandlungen in Wien begannen am I2ten 
Mai. Preußen ſtellte ſich keinesweges auf den ſo nahe— 
liegenden Rechtsſtandpunct daß die öſtreichiſche Regierung 
ihre deutſchen Lande durch die neue Verfaſſung aus dem 
vertragsmäßigen Zuſammenhange mit dem deutſchen Bunde 
gebracht und daher jeden Anſpruch auf Mitwirkung bei 
deſſen Neugeſtaltung ſelbſt aufgegeben habe. Es ging un⸗ 
mittelbar darauf hin, dasjenige zu begründen was unter 
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den gegebenen Umſtänden beiden Theilen heilſam ſei. Ein 
immerwährender Bund zwiſchen der öſtreichiſchen Monarchie 
und dem deutſchen Bundesſtaate; deſſen Zwecke dieſelben 
wie die des Bundes von 1815: Erhaltung der äußeren 
und inneren Sicherheit und der Wohlfahrt beider Glieder. 
Steter Friede, Streitigkeiten durch Schiedsrichter geſchlich— 
tet. Der Vertheidigungskrieg gegen jeden Feind nach allen 
Seiten hin ſtets gemeinſam. Der Angriffskrieg nur dann, 
wenn er im Geſammtintereſſe des Bundes liege. Beiden 
Gliedern bleibt die Berechtigung zu Bündniſſen und Ver- 
trägen mit dem Auslande, welche die Sicherheit des Gan— 
zen nicht gefährden. Die Intereſſen des Bundes im Aus⸗ 
lande werden durch gemeinſame ſtändige Geſandte vertreten; 
daneben bleibt es beiden Gliedern frei beſondere Bevoll— 
mächtigte abzuſenden. Die bisherigen Bundesfeſtungen 
werden Eigenthum des neuen Bundes. Zur Förderung 
der Gemeinſchaft in den materiellen Intereſſen werden 
ſogleich weitere Verhandlungen eröffnet. Das Organ zur 
Leitung der Bundes-Angelegenheiten iſt ein Directorium, in 
welches Sſtreich zwei und der Bundesſtaat ebenfalls zwei 
Mitglieder ſendet, die nach den Anweiſungen ihrer Macht⸗ 
geber handeln. 

Daß Preußen, eingedenk des großen Zieles, hier mit 
vollen Händen angeboten, iſt oft getadelt, immer aber von 
denen anerkannt worden welche die Ueberzeugung theilten, 
daß Alles geſchehen müſſe um Oſtreich durch feinen eige— 


> 135 


nen wahren Vortheil für die Sache der deutſchen Einigung 
zu gewinnen. 

Aber ſchlimme Zeichen gingen der Eröffnung der Wie— 
ner Verhandlungen ſchon voran. Das öſtreichiſche Cabi— 
net hatte es vorgezogen ſtatt die Hülfe in den inneren 
Bedrängniſſen der Monarchie da zu finden wo ſie aus 
dem preußiſch-deutſchen Anerbieten ſofort gefloſſen wäre, 
fie von der ruſſiſchen Macht nachzuſuchen. Am 10ten 
Mai rückten die erſten ruſſiſchen Truppen durch Ober— 
ſchleſien in Ungarn ein. 

Welche Richtung von da an die Politik des kaiſer— 
lichen Cabinets einſchlagen werde, war allerdings jetzt un— 
ſchwer vorauszuſehen, es galt nunmehr um Alles oder 
Nichts, zuvörderſt aber darum nach der einen Seite hin 
die Selbſtſtändigkeit an den Tag zu legen, die nach der 
anderen hin nur zu ſehr gefährdet ſchien. Oſtreich ging 
auf eine nähere Erörterung der preußiſchen Vorſchläge 
nicht ein; es könne mit einem noch nicht beſtehenden Pa— 
ciscenten, dem deutſchen Bundesſtaate, kein Vertrag ge— 
ſchloſſen werden. Neben der bloßen Verneinung ſtand in 
einiger Ferne die Andeutung daß es im Weſentlichen nur 
auf die Bildung einer proviſoriſchen Centralgewalt an— 
komme, die der Reichsverweſer nicht mehr führen könne. 
Sie ſollte aus drei Mitgliedern beſtehen, das dritte von 
den deutſchen Königen gewählt werden. Preußen blieb 
dabei allerdings die Function vorbehalten, die bereits wie— 
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der ausgebrochenen, ganz Deutſchland bedrohenden revo— 
lutionären Bewegungen mit ſeinen eigenen Kräften zu be— 
zwingen, Gefahr und Anſtrengung hierbei allein zu über— 
nehmen. Aber auch für die proviſoriſche Leitung der 
deutſchen Angelegenheiten die den Händen eines kaiſer— 
lichen Prinzen entfallen war, forderte Oſtreich gleiche Be— 
rechtigung und Betheiligung. Und dieſes nachdem Sſtreich 
allen Drangſalen und Opfern Deutſchlands ſeit einem 
Jahre völlig fremd geblieben war, zu den gemeinſamen 
Laſten, zu der Gründung der Flotte nicht das geringſte 
gegeben, die ganze Bürde des däniſchen Krieges nicht blos 
von ſich abgewälzt, ſondern feinen Geſandten in freund⸗ 
ſchaftlichſtem Verkehre mit dem Reichsfeinde gelaſſen, ſei— 
ner eigenen Marine aus der mit Deutſchland kriegenden 
däniſchen den oberſten Befehlshaber vorgeſetzt hatte! Und 
dieſes in einem Augenblick wo es außer Stande war den 
bedrängten deutſchen Staaten die kleinſte Hülfe zu gewäh— 
ren, und den eigenen Untergang nur durch fremde Heere 
abwehrte! In Ungarn hatte die National-Verſammlung 
ſich in wilder Leidenſchaftlichkeit bis zu dem Abfall von 
dem Kaiſerhauſe geſteigert, und einem Volke die demo— 
cratiſche Republik verheißen, das weniger als irgend ein 
anderes dazu geeignet iſt. In Böhmen, wo eben jetzt 
wieder aufs neue der Kriegszuſtand verkündet werden 
mußte, um die Pläne der Losreißung von Oſtreich nieder 
zu drücken. In Italieu, wo nach den Siegen eines der 


„ 137 » 


ruhmwürdigſten Heere aller Zeiten, doch Venedig noch 
belagert, und die Lombardei wie Feindesland erobert wer— 
den mußte, Alles offenbar nur von dem Entſchluſſe des 
gefährlichen weſtlichen Nachbars abhing. Und das öſtrei— 
chiſche Cabinet hielt es nicht für denkbar daß Deutſchland 
der preußiſchen Leitung wie dem preußiſchen Schutze an— 
heimfalle! 

Die ewige Weltregierung hat die öſtreichiſche Mo— 
narchie ſiegreich aus der ungeheuren Kriſe hervorgehen laſſen 
die ihr ferneres Daſein in Frage ſtellte. Möge ihre Re— 
gierung nie zu bereuen haben, daß ſie ſich in der gleich— 
zeitigen deutſchen Frage nur durch untergeordnete Antipa— 
thien beſtimmen ließ, und die Begründung einer neuen 
Ordnung von ſich wies, an welche auch die zukünftigen 
Geſchicke des Kaiſerreiches geknüpft ſein können! 

Die preußiſche Erklärung vom 25ſten Mai ſchließt 
dieſen Abſchnitt der Verhandlungen. Sie ſpricht ihr Be— 
dauern über die in Wien waltende Auffaſſung und die 
Erwartung aus, daß nun auch poſitive Vorſchläge von 
dort ausgehen möchten. Wenn nicht, ſo bliebe der Rechts— 
boden von 1815 als Norm ſtehen, die Bildung eines enges 
ren Bundes werde dieſen nicht verletzen, ſie werde viel— 
mehr den gewünſchten Paciscenten hinſtellen. Einſtweilen 
aber werde das nächſte Bedürfniß der Sicherung Deutſch— 
lands durch ein Bündniß der betheiligten Staaten ſelbſt 
befriedigt werden. ' 
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Wir wenden uns daher zu den Verhandlungen welche 
in demſelben Monate über die Gründung des engeren 
Bundes in Berlin ſtattfanden. 

Eine königliche Proclamation vom 15ten Mai ſprach 
es aus, daß Preußen mit den deutſchen Staaten welche 
ſich ihm angeſchloſſen, das in Frankfurt begonnene Werk 
der deutſchen Verfaſſung wieder aufnehme. Dieſe Ver— 
faſſung ſolle in kürzeſter Friſt der Nation gewähren was 
ſie mit Recht verlange und erwarte: ihre Einheit dar— 
geſtellt durch eine Executiv-Gewalt die nach außen den 
Namen und die Intereſſen Deutſchlands würdig und kräf— 
tig vertrete, und ihre Freiheit, geſichert durch eine Volks— 
vertretung mit legislativer Befugniß. Einem Reichstage 
aus allen Staaten die ſich dem Bundesſtaate anſchließen, 
werde ſie zur Prüfung und Zuſtimmung vorgelegt werden. 

Die Verhandlungen unter den deutſchen Bundesglie— 
dern welche ſich in Berlin vertreten ließen, ſollten im 
eigentlichſten Sinne des Wortes freie Conferenzen ſein; 
weder durfte hier eine Majorität erwarten die Minorität 
durch ihre Beſchlüſſe zu binden, noch eine Minorität daß 
ſie die Ausführung deſſen zu hindern befugt ſei, was die 
Majorität für ihre Theilnehmer beſchließen werde. Nur 
in dieſer Weiſe konnte man hoffen baldigſt bei einem 
Reſultate anzulangen. 

Dreißig deutſche Regierungen hatten früher ihre An— 
erkennung der von der National-Verſammlung verkündeten 
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Reichsverfaſſung ausgeſprochen, und glaubten daher die 
Berliner Conferenz nicht beſchicken zu können. Es erſchie— 
nen Bevollmächtigte von Oſtreich, Preußen, Bayern, Sad)- 
ſen und Hannover. 

Als Preußen den Entwurf der Verfaſſung der Con— 
ferenz bei deren erſtem Zuſammentritt vorlegte, erklärte 
der öſtreichiſche Bevollmächtigte wie vorauszuſehen war, 
daß er an den Verhandlungen über denſelben keinen Theil 
zu nehmen vermöge. Bei den anderen Bevollmächtigten 
zeigte ſich bald, daß es eigentlich nur die Frage über die 
Vorſtandſchaft ſei an welche das Intereſſe der drei Königs— 
höfe ſich hefte, während die eigentlichen Principienfragen 
entweder gar keine oder nur geringe Divergenzen vorfin— 
den würden. Daß die Centralgewalt, wenn auch unter 
Betheiligung aller Regierungen, nicht in einen einheit— 
lichen Vorſtand auslaufe, daß Preußen als ſolcher nicht 
eine Stellung über den königlichen Höfen einnehme, dieſes 
war das übereinſtimmende Verlangen. Als einfachſtes, 
wenn auch vielleicht nicht aufrichtigſtes Mittel bot ſich die 
eben jo oft ſchon erhobene als widerlegte Forderung dar, 
daß in der Verfaſſung des zukünftigen Bundesſtaats Sſt⸗ 
reich ſtets ſein Platz bewahret, und dieſer Regierung gleiche 
Befugniſſe wie Preußen zugetheilt werden müßten. Daß 
dieſe Bedingung wenn ſie feſtgehalten würde, einen wahren 
ſtaatlichen und nationalen Verband für Deutſchland unmög— 
lich mache, konnte ſchwerlich irgend Jemand entgangen ſein. 
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In dem weiteren Verhalten zeigte fich jedoch zwiſchen 
den drei Regierungen eine weſentliche Verſchiedenheit. Der. 
baieriſche Bevollmächtigte nahm an den Verhandlungen bis 
zu deren Beendigung Theil und ſprach ſich dabei gegen eine 
an Preußen zu übertragende Vorſtandſchaft aus, trat aber 
den gefaßten Beſchlüſſen nicht bei, ſondern behielt ſich 
weitere Erklärungen vor. 

Eben ſo wenig konnte eine Uebereinſtimmung mit 
Baiern bei den Beſprechungen erzielt werden die am Ende 
des Juni mit dem hiezu nach Berlin geſendeten Miniſter 
des Auswärtigen gepflogen wurden. Preußen ging hierin 
bis an die Grenze der Zugeſtändniſſe, jenſeits welcher 
eine thatkräftige Centralgewalt und daher ein wirklicher 
Bundesſtaat ſich in ſich ſelbſt aufhebt. Baiern hingegen 
beſtand auf der Forderung daß die Reichsregierung dem 
Fürſten-Collegium übertragen und lediglich die Ausfüh- 
rung dieſer Beſchlüſſe mit dem Vorſitze verbunden werde, 
der zwiſchen Oſtreich und Preußen wechſeln ſolle. Auf 
ſolche Vorſchläge konnte Preußen nicht eingehn, ohne den 
Sinn und die Bedeutung der ganzen Neugeſtaltung Deutſch— 
lands von vorneherein aufzugeben. Unvergeſſen aber möge 
es bleiben daß unter den bei dieſen Special-Verhandlungen 
zwiſchen Preußen und Baiern hervorgetretenen Differen— 
zen, letzteres es war das auf die Herſtellung des in 
dem Frankfurter Verfaſſungs-Entwurfe geſtrichenen Satzes 
antrug: „jede Religionsgeſellſchaft iſt wie jede Geſellſchaft 


3 141 K 


den allgemeinen Staatsgeſetzen unterworfen.“ Preußen 
war es, das dieſen Satz, der der gefährlichſten bis zur 
Vernichtung aller wahren Kirchenfreiheit führenden Miß— 
deutung fähig iſt, zurückweiſen mußte! 

Von Seiten der hannöveriſchen Regierung wurde ein 
Project vorgelegt nach welchem ebenfalls ſämmtliche frühere 
Bundeslande in den Bundesſtaat eintreten und dieſer durch 
einen Reichsrath von fünf Stimmen regiert werden ſollte, 
deren erſte von Oſtreich, die zweite von Preußen, die dritte 
von Bayern, die vierte von den drei anderen Königen, die 
fünfte von ſämmtlichen übrigen deutſchen Staaten zu be— 
ſetzen ſei. Oſtreich und Preußen gemeinſchaftlich würden 
den Vorſitz erhalten, alle Regierungshandlungen: die völ— 
kerrechtliche Vertretung, Krieg und Frieden, Wahrung des 
inneren Friedens, Verfügung über die bewaffnete Macht, 
Berufung und Schluß des Reichstages aber von dem 
Reichsrathe ausgehen. 

Das Eigenthümliche und Neue dieſes Projectes lag 
nur darin, daß die fünf Reichsräthe ſich in die Geſchäfts— 
zweige theilen, alſo zugleich die Miniſter des Reiches ſein 
ſollten, an keine Inſtructionen ihrer Comittenten hiebei 
gebunden, aber dem Ganzen und dem beſonderen Macht— 
geber verantwortlich. Daß dieſer ſonderbare Vorſchlag, 
außer den allgemeinen Gegengründen, auch wegen der 
mehr als zweifelhaften Ausführbarkeit bei der preußiſchen 
Regierung keinen Eingang fand, ließ eine Mißſtimmung 
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bei deſſen Urhebern zurück, die ſpäter mannigfache Ge— 
legenheit ſuchte und fand um an den Tag zu treten. 

Die königlich-ſächſiſche Regierung hatte während den 
Mai- Verhandlungen keinen Gegenentwurf zu den preußi— 
ſchen Vorſchlägen vorgelegt, und ſich damit begnügt ihre 
Abneigung gegen die preußiſche Reichsvorſtandſchaft und 
den Wunſch an den Tag zu legen daß derſelben durch den 
vorbehaltenen Beitritt Oſtreichs zu dem „Bundesſtaate a, 
von Haufe aus vorgebeugt werden möchte. Erſt im Mo- 
nat Juni trat der ſächſiſche Bevollmächtigte im Verwal- 
tungsrathe mit einem Project vor, welches die obigen 
Zwecke mit den bereits mehrfach dargeſtellten Mitteln zu 
erreichen ſtrebte. 

Dieſe hier anticipirend angeführten Gegenentwürfe 
Seitens der hannöveriſchen und ſächſiſchen Regierung, was 
ren aber bei den urſprünglichen Berathungen kein Gegen— 
ſtand der Verhandlung geworden. Beide Regierungen ge- 
langten vielmehr in der neuntägigen Conferenz zu einem 
völligen Abſchluſſe alles Angeſtrebten und einigten ſich in 
Folge deſſen zu einem übereinſtimmenden und gemein— 
ſchaftlichen ferneren Gange. Die Puncte in welchen Ha— 
nover und Sachſen ungeachtet ihrer rechtsverbindlichen Zu⸗ 
ſtimmung zu den Reſultaten der Verhandlungen, dennoch 
eine abweichende Meinung bewahrten, behielten ſie ſich vor 
auf dem zuſammentretenden Reichstage dann nach Kräf— 
ten geltend zu machen. So wenig dies an und für ſich 
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als löblich und aufrichtig geprieſen werden mag, ſo durfte 
doch darin weiter nichts als die ſelbſtverſtandene Befugniß 
erblickt werden, zu verſuchen ob bei der Prüfung und ſchließ— 
lichen Annahme durch die Geſammtvertretung, noch im 
Wege der Debatte und Stimmenmehrheit irgend eine In- 
derung in der mit ſo tiefer Abneigung betrachteten preu— 
ßiſchen Vorſtandſchaft zu erreichen ſei. Das Reſultat auf 
welches es in dieſem Augenblick allein ankam: die ge— 
meinſchaftlichen Vorlagen an die deutſchen Regierungen 
und die deutſche Nation, wurden durch den üblen Willen 
derer welche jene feierliche Verpflichtung mit Preußen ein— 
gingen, nicht berührt. 

Dieſe Reſultate welche am 28ſten Mai in die Öffent- 
lichkeit gelangten, umfaßten die geſammte Aufgabe nach 
ihren beiden Richtungen hin; ſie ſollten dem augenblick— 
lichen Bedürfniß Deutſchlands durch proviſoriſche Anord— 
nungen genügen, und für die ferneren Bedürfniſſe dauernde 
Inſtitutionen anbahnen. 

Den erſten Zweck erfüllte das am 26ſten Mai zwiſchen 
Preußen, Sachſen und Hanover abgeſchloſſene Bündniß, 
zu deſſen Beitritt ſämmtliche deutſche Staaten eingeladen 
wurden. „Erhaltung der äußeren und inneren Sicherheit 
Deutſchlands, und der Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit 
der einzelnen deutſchen Staaten“ wird eben ſo wie dies 
bei dem bisherigen deutſchen Bunde der Fall geweſen, als 
Beſtimmung des Bündniſſes bezeichnet. Alle zu dieſem 
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Zwecke erforderliche Maaßregeln werden der Krone Preu— 
ßen übertragen, daher geht von dieſer die Vollziehung 
der gemeinſam beſchloſſenen Anordnungen aus, ſo wie alle 
diplomatiſchen Verhandlungen mit anderen Mächten und 
die Leitung aller militairiſchen Operationen. Aus den 
Bevollmächtigten ſämmtlicher Glieder des Bündniſſes tritt 
ein Verwaltungsrath zuſammen, welcher entſcheidend über 
alle Geſchäfte zu beſchließen hat, die ſich auf allgemeine 
und dauernde Anordnungen beziehen, ſo wie über alle 
Maaßregeln zur Berufung eines die Verfaſſung berathen— 
den Reichstages und zur Leitung ſeiner Verhandlungen. 

Durch dieſes Bündniß wird zugleich ein Bundes- 
Schiedsgericht zur Schlichtung aller zwiſchen den Regie— 
rungen unter ſich oder mit deren Unterthanen vorkom— 
menden Streitigkeiten eingeſetzt, das am erſten Juli des 
Jahres in Wirkſamkeit trat. 

Das zweite Ergebniß der Mai- Verhandlungen war 
der Entwurf der Reichsverfaſſung welcher den Regierun— 
gen und dem Volke zu freier Zuſtimmung vorgelegt wer— 
den ſollte. Daß bei dieſer Arbeit die von der Frankfurter 
Nationalverſammlung ausgegangene Verfaſſung zu Grunde 
gelegt worden war, hat vielfache Anfechtungen erfahren, 
hauptſächlich jedoch da wo man die thatſächlichen Verhält— 
niſſe gänzlich überſah, oder von Partheileidenſchaft getrübt, 
ſie nicht ſehen wollte. Neun und zwanzig deutſche Regie— 
rungen hatten die in Frankfurt verkündete Verfaſſung 
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rechtsgültig anerkannt; nur die ſonderbarſte Verblendung 
hätte damit beginnen können ihnen den Anſchluß an den 
jetzt eröffneten Weg ſtatt zu erleichtern, im äußerſten Maaße 
zu erſchweren. Aber auch Preußen ſelbſt hatte eben da— 
durch daß es ſich früher gegen einzelne, wenn auch noch 
ſo weit greifende Puncte jener Verfaſſung entſchieden er— 
klärte, die nicht beanſtandeten Theile der Verfaſſung als 
zuläſſig und geeignet bezeichnet und dieſe Zuſtimmung in 
den eben verfloſſenen Monaten in mehr als einer Weiſe 
deutlich kund gegeben. Nach ſolchen Vorgängen handelte 
es ſich nicht mehr um einen völlig freien Boden zum Auf- 
baue der neuen Verfaſſung, ſelbſt abgeſehen davon daß 
manche Theile des früheren Entwurfs als durchaus zweck— 
mäßig anzuerkennen waren, und es überhaupt höchſt wün— 
ſchenswerth blieb, ſich in keine umfaſſenden und ins Ein- 
zelne gehende Berathungen über neue Formen und Mo— 
dalitäten zu verwickeln, ſondern die Verfaſſungsvorlage in 
kürzeſter Friſt feſtzuſtellen, und das Weitere der Reviſion 
durch den Reichstag vorzubehalten. 

Bei der äußeren Anordnung und Eintheilung der 
Verfaſſung wurde daher die Frankfurter Arbeit faſt durch— 
weg feſtgehalten. Dennoch aber bedurfte dieſe im Sinne 
der leitenden Gedanken, welche Preußen dem Neubau des 
Bundesſtaates zu Grunde legte, tief greifender Anderun- 
gen. Die Elemente welche die democratiſche Parthei hin— 
eingebracht, mußten gänzlich ausgeſchieden, die ſelbſtſtän⸗ 
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dige Exiſtenz der Einzelnftaaten gegen die abſtracte Cen— 
traliſation feſt begründet, und daneben doch der einheit— 
lichen Executivgewalt ihre volle und eigene Kraft geſichert 
werden. Erſt in der Vereinigung aller dieſer Bedingun— 
gen konnte die Nation für ihre wahren und gerechten 
Forderungen eine genügende und dauernde Erfüllung, und 
Preußen die Löſung der ihm geſtellten Aufgabe finden. 
Um zu beurtheilen in wie weit dieſe Anforderungen 
in der Verfaſſung vom 28ſten Mai bereits ihren Ausdruck 
gefunden hatten, iſt es nothwendig ſich lebhaft zu verge- 
genwärtigen unter welchen überaus ſchwierigen Verhält— 
niſſen, unter welchen geheimen und offenen Hemmungen 
jenes eilfertige Werk ſeinen Abſchluß gefunden, und wie 
unerläßlich es hierdurch wurde ſelbſt ſehr gerechtfertigte 
Verbeſſerungen einem ſpäteren Zeibabſchnitte vorzubehal⸗ 
ten. Wir werden auf dieſen Gegenſtand da zurückkommen 
wo es ſich um die nahe bevorſtehende Einberufung des 
Reichstages wirklich handelte. Andererſeits iſt bei jeder 
Erörterung über den Inhalt der ſogenannten drei Königs⸗ 
Verfaſſung ſtets die entſprechende Erläuterung hinzuzuziehen, 
welche die am 1ſten Juni veröffentliche Denkſchrift mit der 
ausdrücklichen Erklärung ausſpricht, daß ſie als untrenn— 
bar und gleichberechtigt mit den bezüglichen Verfaffungs- 
beſtimmungen zu betrachten ſei. Weshalb dieſe authen— 
tiſchen Auslegungen in ſolcher Form und nicht unmittelbar 
in den entſprechenden Verfaſſungs-Paragraphen auftreten, 
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dazu giebt die Geſchichte der Verhandlungen felbft die 
leicht erkennbare Erklärung. 

Die vorgeſetzte Abwägung zwiſchen dem nothwendi— 
gen Bedürfniſſe der Einheit und der eben ſo berechtigten 
Sicherheit der Einzelnſtaaten, iſt in der Verfaſſung vom 
28ſten Mai dadurch erreicht, daß die Execution von der 
Legislation getrennt wurde. Die Executiv-Gewalt wird 
allein von dem Reichsvorſtande ausgeübt, deſſen Amt mit 
der Krone von Preußen verbunden iſt. Dem Reichsvor— 
ſtande gebührt die Ernennung der Minifter, die auswär— 
tige Vertretung, daher die Ernennung der Geſandten und 
Conſulen, und der Abſchluß der Bündniſſe und Verträge. 
Er erklärt Krieg und ſchließt Frieden, und wahrt die innere 
Sicherheit im Reiche, daher ſteht ihm die Verfügung über 
die geſammte bewaffnete Macht ſowohl im Kriege als in 
denjenigen Fällen zu, wo die innere Ruhe im Reiche ge— 
waltſam geſtört iſt. 

Die Geſetzgebung hingegen, und alle Handlungen bei 
welchen der Reichstag mit betheiligt iſt, ſind ausſchließ— 
lich Sache des Fürſtencollegiums. In dieſem find ſämmt⸗ 
liche deutſche Staaten durch ſechs Stimmen vertreten. 
Die Beſchlüſſe werden ſtets durch Stimmenmehrheit ge— 
faßt, Preußen gebührt lediglich der Vorſitz. 

Die Reichsregierung iſt hiernach dergeſtalt geordnet, 
daß dem Auslande gegenüber nur der Reichsvorſtand, 
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dem Inlande gegenüber, hingegen das Fürſtencollegium 
hervortritt. 

Der zweite Factor der Legislation iſt der Reichstag. 
Zu deſſen Staatenhauſe ſenden zur Hälfte die Regierun— 
gen, zur anderen Hälfte die Kammern jedes einzelnen 
Staates die feſtgeſetzte Zahl der Mitglieder. Das Volks⸗ 
haus wird durch Abgeordnete gebildet, zu deren Wahl die— 
jenigen berechtigt ſind, welche dreijährigen feſten Wohnſitz, 
Heimathsberechtigung und Zahlung einer directen Staats 
ſteuer nachweiſen. Die Wahl iſt indirect und erfolgt nach 
Maaßgabe der Steuerquote in drei Abtheilungen. Wenn 
ſchon dieſe Zuſammenſetzung des Reichstages im hohen 
Grade Bürgſchaften für deſſen vorwiegend conſervativen 
Character darbietet, jo iſt ihm gegenüber noch dem Für⸗ 
ſtencollegium ein abſolutes Veto gegen jede Ueberſchreitung 
zugeſichert. In denjenigen Fällen wo es ſich um Ver— 
faſſungs-Veränderungen handelt, kommt hierzu noch, daß 
auch dem Reichsvorſtande ein abgeſondertes Veto vorbe— 
halten iſt. 

Ein monarchiſcher Bundesſtaat zuſammengeſetzt aus 
Monarchien, das war die Aufgabe die hier zum erſtenmale 
ihre Erledigung ſuchte! Und auch jetzt nachdem dieſer 
große Verſuch gänzlich geſcheitert iſt, nachdem der viel— 
ſtimmige Chorus der Widerſacher den Stab gebrochen 
über das Unternehmen und ſeine Vertreter, auch jetzt noch 
ſteht für dieſe in gewiſſenhafter und ſelbſtloſer Prüfung 
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die Ueberzeugung feſt, daß die angebotene Grundlage die 
richtige war, wenn überhaupt die geſammte Nation zu 
ihrem Rechte und zugleich die Einzelnſtaaten und deren 
regierende Häuſer zu einer Sicherung ihrer politiſchen 
Exiſtenz gelangen ſollten, außerhalb welcher nur das Trug— 
bild einer Rückkehr zu den früheren Zuſtänden liegt. Män⸗ 
gel und Gebrechen hängen der Verfaſſung vom 28ſten Mai 
vielfältig an, aber im Großen und Ganzen ſpricht ſie nur 
den unwiderleglichen Satz aus: keine Herrſchaft für das ge— 
ſammte Deutſchland iſt denkbar, die eine abſolute, ſchlecht— 
hin allein wollende und handelnde ſei. Nur in dem Zu— 
ſammenwirken unabhängiger Kräfte kann die neue Geſtalt 
für das politiſche Geſammtleben der Nation geſucht und 
ergriffen werden. Dies iſt der innerſte Gedanke der hier 
ſeinen Ausdruck gefunden, und ſoweit der menſchliche Blick 
hinausreicht in die Ferne, waren die Geſchicke der Zukunft 
bei dieſer Verfaſſung ernſt genug ins Auge gefaßt worden. 
Der Reichsvorſtand iſt in der inneren Regierung an ſtete 
Uebereinſtimmung mit dem Fürſten-Collegium und dem 
Reichstage, alſo dem Rathe der Fürſten und dem Rathe 
der Nation, gebunden, wie ſchwer auch ſein eigenes Ge— 
wicht ſtets dabei in die Wagſchale fallen muß. In der 
äußeren Regierung giebt ihm die Verfaſſung freie Ver 
fügung und ſeine eigene Macht auch ſtets bereite Kräfte; 
die wirkliche Handhabung dieſer Befugniſſe iſt aber aller— 
dings für ihn und ſein Miniſterium nicht denkbar bei 
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dauerndem Zwieſpalte mit dem Fürſten-Collegium und 
mit dem Reichstage. Das Fürſten-Collegium iſt mächtig 
wenn es ſich auf die Geſammtintereſſen des Reichs und 
daher auf die Mitwirkung des Reichstages gegen etwaige 
egoiſtiſche Übergriffe des Vorſtandes zu ſtützen vermag, 
ohnmächtig hingegen wenn es ſich um die Befriedigung 
partikularer Gelüſte, um blos fürſtliche Oppoſition han- 
delt. Der Reichstag iſt das eigentliche Bindemittel für 
die einzelnen Staaten, Stämme und Intereſſen des Rei— 
ches. Hier gelangt die in der Natur und Geſchichte be— 
gründete Sonderthümlichkeit zu freier Außerung, und hier 
. findet fie zugleich ihre Schranke und ihre Ausgleichung. 
Darin ruht ſeine höchſte Bedeutung und ſeine Gewalt; 
gegen die Intereſſen der Geſammtheit oder gegen den 
monarchiſchen Character der Verfaſſung gewendet, würde 
der Reichstag in dem Collegium der Fürſten und in der 
mächtigen Spitze des Reiches einen mehr als hinreichen— 
den Damm gefunden haben. Ja, wenn alle drei Beſtand— 
theile der Reichsgewalt in augenblicklicher Verblendung be— 
fangen, verderbliche Wege eingeſchlagen hätten, ſo konnte 
noch in den einzelnen Kammern der deutſchen Staaten die 
Wahrheit ihre Stimme frei erheben, und das unabhängige 
Reichsgericht war da um begründete Beſchwerden nach wel— 
cher Seite ſie ſich auch richteten, durch ſeinen Spruch zu 
ſchlichten. Der eigentliche Regulator des ganzen politi- 
ſchen Ganges blieb demnach immer die Nation ſelbſt, 
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dargeſtellt in ihren freien Fürſten und freien Völkern. 
Nur durch dieſe organiſche Gemeinſchaft konnte ſie ſich 
wieber hieneinleben in das Bewußtſein einer hiſtoriſchen 
und rechtlichen Totalität, nur in dieſem Boden wieder 
Wurzel ſchlagen, Blüthen treiben und mit Gottes Hülfe 
einſt herrliche Früchte tragen. — Es iſt anders gekom— 
men; wiederum iſt die Zukunft Deutſchlands eine tief 
verhüllte! — 

Wir haben am Schluſſe dieſer Andeutungen über die 
Verhandlungen im Mai 1849, noch der ſogenannten Vor— 
behalte zu erwähnen, welche die hannöveriſche und ſäch— 
ſiſche Regierung ihren Zuſtimmungen folgen ließ. Als 
Ausdruck des Wunſches bei veränderten Zeitumſtänden 
und weichender Beſorgniß hierin die Möglichkeit zu finden, 
ſich den eingegangenen Verpflichtungen zu entziehen, haben 
dieſe Schriftſtücke allerdings eine gewiſſe Bedeutung, in 
rechtlicher Beziehung hingegen deſto weniger. Daß ſie fünf 
Monat ſpäter, als das Bedürfniß auf Preußens Schutz 
und die deutſche Fahne zu zählen, hinreichend geſchwunden 
war, dazu gebraucht wurden um jene beiden Königshöfe in 
das Lager der Gegner hinüber zu geleiten, wird ſpäter noch 
erwähnt werden; im Mai konnte ihnen ein ſolches Verfah— 
ren wohl nur in allgemeinſten Umriſſen vorſchweben. Mit 
uneingeſchränkter Zuſtimmung von Hannover und Sachſen 
wurde durch die CollectivF-Note vom 28ſten Mai ſämmt⸗ 
lichen deutſchen Regierungen das Bündnißſtatut und der 
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Verfaſſungsentwurf vorgelegt und die Berufung eines 
Reichstages ausgeſprochen. Die drei Regierungen forder— 
ten ſie zum Beitritte und zum gemeinſchaftlichem Handeln 
auf; von Einſchränkungen, von Vorbehalten für Eventua⸗ 
litäten irgendwelcher Art, war dabei nirgends die Rede. 
Auf dieſe Eröffnung erfolgten die Erklärungen der übri- 
gen Regierungen; ſie waren für Alle, für die Anbietenden 
wie für die Annehmenden, in gleichem Maaße rechtsver— 
bindlich. 


itter BR ſich nit 
Der nächſte Verlauf. 


Die Aufſtände. — Die Verſammlung in Gotha. — Die Anſtren— 
gungen der partikulariſtiſchen Gegner Preußens. — Die Thätigkeit der 
Demokratie. — Die contrerevolutionäre Parthei; ihre Zuſammen— 
ſetzung; ihre Stellung zur deutſchen Sache. — Die Verbindung mit 
der ſpecifiſch preußiſchen Auffaſſung; Erörterung über das wahre 
Verhältniß Preußens zu Deutſchland. — Die angewendeten Mittel 
und Wege und deren Folgen. — Was zur kürzeſten Erreichung des 
Zieles hätte geſchehen können, und weshalb es nicht geſchah. 


Schon während der Berliner Verhandlungen hatte 
die Ablehnung der in Frankfurt beſchloſſenen Reichsver— 
faſſung für die revolutionäre Parthei den Vorwand ge— 
boten, wieder auf gewaltſamen Wegen ihren Zielen nach— 
zugehen. Eine allgemeine Aufregung verbreitete ſich über 
alle deutſche Lande, tiefer Mißmuth und dunkle Befürch— 
tungen bemächtigten ſich der Gemüther: der Moment 
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ſchien günſtig um das Werk wieder aufzunehmen, das vor 
einem Jahre mit ſeinem erſten Acte abgeſchloſſen hatte. 
Der Aufruhr in Sachſen brachte binnen wenigen Tagen 
die Regierung dieſes Landes an den Rand des Abgrun— 
des; nur die bewaffnete Einſchreitung Preußens, die ein- 
zige Hülfe, auf welche die regierende Dynaſtie zu hoffen 
hatte, ſetzte ſchon durch ihr ſchleuniges Auftreten der wei— 
teren Bewegung Schranken, und ſchlug in Gemeinſchaft 
mit den treuen ſächſiſchen Truppen die Empörung nach 
wenig Tagen nieder. 

Ausgedehnter und langwieriger trat an den beiden 
Ufern des Oberrheines die Revolution auf. Auch hier 
fiel Preußen allein die Aufgabe zu, die revolutionirten 
Länder zu bezwingen, und die bedrohten vor gleichem 
Schickſale zu hüten. Aber es bedurfte der Entwickelung 
größerer Streitkräfte und längerer Zeit um den Aufruhr 
in der baierſchen Pfalz zu ſtillen und in die zu einem völlig 
revolutionären Staate ausgebildeten badiſchen Lande den 
rechtmäßigen Landesherrn wieder zurückzuführen. Unbillig 
und unverſtändig würde es ſein, wenn man die traurigen 
Begebenheiten, deren Schauplatz Baden geweſen, aus be= 
ſonderen Gebrechen und Fehlern der dortigen Regierung 
ableiten wollte. Die Entſtehungsgeſchichte des Großher— 
zogthums iſt dadurch eine beſonders ungünſtige, daß der 
altbadiſche Kern, an welchen die fremden Beſtandtheile 
angelegt wurden, ein verhältnißmäßig kleiner iſt. Die 


Lage des längs des Rheines hingeſtreckten ſchmalen Ter— 
ritoriums iſt der Art, daß das ganze Land als Grenze 
angeſehen werden muß, und der größere Theil dieſer 
Grenznachbaren ſind die Bewohner des Elſaß und der 
Schweiz, ſind Länder, die mit vollem Grunde als die 
Heerde ununterbrochener revolutionärer Umtriebe betrach— 
tet werden müſſen. Unter den Vorwürfen, die der badi— 
ſchen Regierung ſeit 1830 gemacht zu werden pflegen, 
ſind unter vielen ungerechten freilich auch manche, die ſich 
begründen laſſen; die außerordentliche Schwierigkeit ihrer 
Lage, geſteigert durch mannigfache Angriffe gegen ihre 
dynaſtiſche Berechtigung von Seiten anderer deutſchen 
Fürſtengeſchlechter, hat nicht wenig dazu beigetragen, ein 
Gefühl von Unſicherheit zu nähren, mit welchem die Feſtig— 
keit des Entſchluſſes und die Conſequenz der Handlung 
oft ſchwer vereinbar iſt. — Aber dennoch würde es zu 
den größten Irrthümern gehören, wenn man die Her— 
gänge in Baden als etwas Vereinzeltes, aus den beſon- 
deren Verhältniſſen dieſes Staates Hervorgegangenes und 
daher auf dieſem Beſchränktes anſehen wollte. Ohne die 
mächtige Hand Preußens wäre der Aufruhr in Baden 
ſiegreich geblieben, und hätte einen feſten Beſtand gewon— 
nen. Von dort aus würde er aber alle Theile des ſüd— 
weſtlichen Deutſchlands in gleichem Maaße ergriffen und 
Württemberg, Heſſen, Naſſau und ſo wie die Hälfte des 
Königreichs Baiern in den Strudel der neuen Republik 
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hineingeriſſen haben. Daß dieſes nicht geſchehen, ift nicht 
das Verdienſt jener Regierungen, nicht ein Vorzug, den 
ſie vor Baden geltend zu machen hätten. Es iſt die That 
Preußens, wie weit auch die Erinnerung an das Geſche— 
hene und noch mehr an das hierdurch Vermiedene, in 
weite Vergeſſenheit zurückgetreten ſein mag. 

Der Beitritt der deutſchen Staaten zu den von Ber- 
lin aus an fie gerichteten Anerbieten, konnte nicht in kur⸗ 
zer Friſt erfolgen. Eben diejenigen, über deren Bereit— 
willigkeit die dargebotene Hand zu ergreifen, kein Zweifel 
obwaltete, fanden ſich hieran am meiſten gehindert. Wie 
ſchon erwähnt, hatten 28 Regierungen bereits am 14ten 
April ihre Zuſtimmung zu der in Frankfurt verkündeten 
Reichsverfaſſung erklärt. Es bedurfte der deutlichſten für 
Jedermann unzweifelhafteſten Kundgebung der Unmöglich— 
keit, daß jenes Werk zum Leben gelange, ehe dieſe Re— 
gierungen eine andere Verpflichtung zu übernehmen ver⸗ 
mochten. 

Während dieſer Zeit aber nahm ein anderer Her- 
gang mit Recht das Intereſſe aller derer in Anſpruch, 
welche dem Geiſte, der in dem deutſchen Volke lebt, 
ihre Aufmerkſamkeit zuwenden. Der größere Theil der— 
jenigen Männer, welche faſt ein Jahr hindurch die 
Handlungen der National-Verſammlung geleitet und be— 
ſtimmt hatten, vereinigte ſich Ende Juni in Gotha, um 
die augenblickliche Lage der deutſchen Angelegenheiten in 
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Berathung zu ziehen. In der Erklärung, welche ſie am 
Ende ihres Zuſammenſeins erließen, ſprechen fie die Über⸗ 
zeugung aus, daß ſie ſich nicht geſtatten dürften, die Augen 
vor der Thatſache zu verſchließen, daß die Durchführung 
der in Frankfurt verkündeten Verfaſſung ohne Abänderung 
zur Unmöglichkeit geworden ſei. In dem Verfaſſungs— 
entwurfe, welchen die Berliner Conferenz darbiete, ſei 
neuerdings ein Weg eröffnet, auf welchem ſich der ver— 
lorne Einigungspunkt möglicher Weiſe wiederfinden ließe. 
Da ihnen nun die Zwecke, welche durch die Reichsver— 
faſſung erreicht werden ſollten, höher ſtänden als das 
ſtarre Feſthalten an der Form, unter welcher ſie ſelbſt 
dieſes Ziel angeſtrebt, ſo erachteten ſie ſich für verpflich— 
tet, ſoviel an ihnen ſei, auf den Anſchluß an den Ber— 
liner Verfaſſungsentwurf hinzuwirken. 

Dieſer Erklärung hat von ihren Urhebern ſelbſt nur 
eine moraliſche Bedeutung beigemeſſen werden können, da 
ihrer Verſammlung eine Vollmacht ſich und Andere mit 
rechtlicher Wirkung zu binden nicht zur Seite ſtand, aber 
eine ſolche Bedeutung hat ihr auch im hohen Maaße bei— 
gewohnt, und ſie iſt für den weiteren Fortgang der gro— 
ßen gemeinſamen Sache keinesweges ohne Frucht geblie— 
ben. Wenn es ſeitdem Sitte und Unſitte geworden, die 
„Gothaner“ zu ſchmähen, jo mögen die patriotiſchen und 
ehrenhaften Männer, die ſich unter der Zahl der dort 
verſammelten gefunden, den Troſt feſthalten, daß ſie 
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einer Zeit das Beiſpiel aufopfernder Hingebung vorge— 
halten, in welcher nichts ſeltener geworden iſt als die 
Unterwerfung des eigenen Willens unter die Bedingungen 
der Wohlfahrt des Ganzen, nichts einzelner daſteht als 
das Opfer eines Parthei-Programms dargebracht den 
höchſten Verpflichtungen für das Vaterland. Dieſes Zeug— 
niß werden ihnen auch diejenigen nie verſagen, welche in 
weſentlichen Punkten von einer anderen politiſchen Auf— 
faſſung ausgehen und daher auch andere Folgerungen zu 
ziehen häufig genug in den Fall kommen. 

Von der anderen Seite gaben die preußiſchen Vor— 
ſchläge das Signal zu erneueten Anſtrengungen aller 
Gegner des engeren Bundesſtaates. Wir haben die Be— 
trachtungsweiſe Derer, die ſich Großdeutſche nannten, be— 
reits hervorgehoben und nach ihren Beſtandtheilen zer— 
gliedert. Auf dem Wege gegenſeitiger Verſtändigung und 
Überzeugung konnte hier leider nichts erreicht werden. 
Daß eine Zurückführung auf ein dem ehemaligen reichs— 
fürſtlichen analoges Verhältniß keine Mediatiſirung ſei, 
ließ ſich da nicht erweiſen, wo man ſich eben an die auf— 
zugebenden Attribute der Machtvollkommenheit und ſelbſt— 
ſtändigen Geltung in der europäiſchen Politik feſt anklam⸗ 
merte und zum Beſten eines Geſammt-Deutſchlands jedes 
Opfer verweigerte. Eben ſo wenig konnte es gelingen, 
den ſtets wiederholten Vorwurf, daß der vorgeſchlagene 
Weg Deutſchland zerreiße, in ſeiner ganzen Nichtigkeit 


darzuthun. Und doch gehörte hierzu nichts als die An— 
erkennung der einfachen Thatſache: Deutſchland iſt zer— 
riſſen, d. h. es iſt ihm Alles verloren gegangen, was eine 
ſtaatlich vereinigte Nation darſtellt. Dieſe Zerriſſenheit 
zu heben, das war eben die Aufgabe, nach deren Löſung 
Preußen trachtete. Es gehörte keinesweges zu den leeren 
Vorausſetzungen daß wenn der Bundesſtaaat nach der Ver— 
faſſung vom 28ſten Mai ſich wirklich zuſammenſchloß, die 
widerſtrebenden Dynaſtien in kürzerer oder längerer Friſt 
nachgefolgt wären. Geſetzt aber auch, dieſe Vorausſetzung 
wäre nicht eingetroffen, ſo faßte doch immer der bisherige 
völkerrechtliche Bund den engeren Bundesſtaat, Oſtreich 
und die übrigbleibenden deutſchen Staaten als ein Gan⸗ 
zes zuſammen. War dann etwas im Vergleich gegen den 
früheren Zuſtand verloren gegangen? war Bayern etwa 
dann weiter geſondert von Braunſchweig als vor 1848 
und jetzt? 

Diejenigen welche zu einer Zeit als es ſich um Be— 
jahung oder Verneinung der preußiſchen Vorſchläge han— 
delte, fie aus der einfachen Vorausſicht zurückgewieſen hät- 
ten, daß Deutſchland wie es einmal beſchaffen, zu einer 
nationalen Einigung ſchlechthin unfähig ſei, und daher keine 
andere Gemeinſchaft zulaſſe als fie in den Bundesverträ— 
gen von 1815 vorlag, dieſe Gegner des preußiſchen We— 
ges würden mindeſtens den eingetretenen Erfolg wenn 
auch nur ſcheinbar für ſich anführen können. Keiner der 
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abweiſenden Höfe, keine der mit ihnen verbundenen Par- 
theien ließ ſich aber zu jener ſchlichten Entgegnung herab; 
Jedem ſchwebte eine andere Form der bundesſtaatlichen 
Einigung vor, die alles Andere leiſte, nur aber die öſt— 
reichiſche Monarchie aufnehmen und die preußiſche Vor— 
ſtandsſchaft ausſchließen ſollte. Wir werden uns nie ge— 
ſtatten die Aufrichtigkeit Derer in Zweifel zu ſetzen, die 
uns gegenüberſtehen, dann aber es ſchwierig finden müſſen 
hiermit den Glauben an diejenige Einſicht in die That— 
ſachen zu vereinigen, ohne welche ein Urtheil in politiſchen 
Fragen allerdings nicht möglich iſt. Eben derſelbe Aus— 
gang aber, den man gegen die Ausführbarkeit der preußi— 
ſchen Vorſchläge anzuführen pflegt, mag vielleicht auch dazu 
dienen die umgekehrten Illuſionen zu zerſtreuen, da wo 
ſie wirklich in gutem Glauben gehegt wurden. 

Neben den „groß-deutſchen“ Widerſachern traten nun 
auch die rein politiſchen Partheien in die Schranken und 
trugen in hohem Maaße dazu bei, das Heer der Gegner 
des Bundesſtaates an Macht und Mannigfaltigkeit zu ver— 
größern. Die Demokratie, die im März 1848 die deutſche 
Einheit auf ihre Fahnen geſchrieben, die jedoch ſchon in 
Frankfurt ihre wahre Geſtalt kenntlich genug gemacht, ließ 
nun auch die letzte Maske fallen. Sie begriff vollkommen 
daß wenn es den Anſtrengungen Preußens gelinge die 
deutſchen Einzeluſtaaten in einen feſtgegliederten Verein 
zuſammenzufaſſen, deſſen gemeinſame Kraft dann alle Ver— 
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ſuche zu erneuerten Umwälzungen im Keime erſticken werde. 
Sie überſah nicht daß auf der Linie auf welcher Preußen 
vorſchreite, nothwendigerweiſe ſowohl die nationale als 
auch die Parthei welche nach geſicherter geſetzlicher Freiheit 
geſtrebt, ihre Befriedigung finden, und den Regierungen 
eine moraliſche Gewalt verleihen werde, gegen welche die 
ſeit 30 Jahren erprobten Mittel zur Verführung der Völ— 
ker ſich wirkungslos zeigen müßten. Daher einigte ſich die 
deutſche Demokratie in dem Entſchluſſe nach allen Kräften 
die Schritte Preußens zu durchkreuzen und zu hemmen. 
Der heftigere und thatkräftigere Theil bewährte dieſen 
Vorſatz durch die im Namen der Reichsverfaſſung unter— 
nommenen Aufſtände. Als dieſe aber ohne Erfolg blieben, 
verlegten die Vorſichtigeren den Schauplatz ihrer Thätig— 
keit in die Kammern der mittleren und kleineren Staaten. 
Indem ſie dort an den Sondergeiſt Berufung einlegten 
und dem Anſchluß an Preußen mit allen Mitteln entge— 
gentraten, bereiteten ſie den willfährigen Regierungen viel— 
fache Schwierigkeiten, während die Regierungen und Par— 
theien die der deutſchen Einigung entgegenſtanden, in ihnen 
bereite und thätige Gehülfen fanden. 

Für Preußen und die Staaten die ſich in ähnlicher 
Lage befanden, iſt jedoch die Wirkſamkeit des anderen 
politiſchen Extremes von ungleich größerem Einfluſſe ge— 
weſen. Wir begegnen hier abermals einer jener Erfah— 
rungen die unſere Zeit deshalb zu einer ſo tief ſchmerz— 
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lichen machen, weil in ihnen Wahres und Irriges, Ver— 
ehrungswerthes und Verwerfliches ſich in einem Grade 
durchdringen, daß es unmöglich iſt zu loben, ohne den 
beſchränkenden Tadel, zu tadeln ohne das innewohnende 
Lob gleichzeitig hinzuzufügen. Je freier man ſich wiſſen 
darf von irgendwelcher Abneigung gegen die Perſonen, je 
mehr Kummer müſſen deren Handlungen einflößen, je ent— 
ſchiedener die Abneigung gegen dieſe Handlungen, je mehr 
drängt es dahin die Liebe gegen die Perſonen aufrecht 
zu halten. 

Die Parthei der Contrerevolution ſetzt ſich aus meh— 
reren Beſtandtheilen zuſammen. Zunächſt diejenigen, welche 
früher oft auf ganz anderen Standpuncten ſtehend, durch 
das verbrecheriſche Treiben der Märztage und den daraus 
erwachſenen revo utionären Irrſinn angeekelt und verletzt 
worden ſind. Nichts iſt natürlicher als dieſe Empfindung, 
wenn auch an ſie die Aufforderung gerichtet werden muß, 
ſich zu erheben über ſolche Erinnerungen und einer 
dauernden Erbitterung keinen Raum zu laſſen. Eben ſo 
begreiflich iſt die Stimmung Derer, welche ſich durch die 
Inſtitutionen, die aus jenen Staatsveränderungen her- 
vorgegangen, in ihren materiellen und Standes-Intereſſen 
verletzt ſehen. Aber auch ihnen darf angemuthet werden 
daß ſie die Schranken anerkennen, jenſeits welcher auch 
unbeſtreitbare Rechte nicht verfolgt und wieder belebt wer- 
den können. Auch die Opferfreudigkeit, da wo eine Rück— 
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kehr unmöglich, ohne König und Vaterland zu gefährden, 
iſt eine adelige Eigenſchaft. 

Der weſentlichſte weil leitende Beſtandtheil der Par— 
thei iſt jedoch der doctrinäre, der auf die Realiſirung 
ſeiner politiſchen Principien gerichtete. Eine nähere Zer— 
gliederung würde wiederum darauf hinführen zwei Schat— 
tirungen zu unterſcheiden, deren eine den Accent mehr 
auf das theokratiſche Element des Staates, die andere 
hingegen auf deren altſtändiſch-ariſtokratiſche Beſtand— 
theile legt. Es würde ſich dabei näher zeigen, wie die 
erſtere dahingekommen ihre politiſche Lehre mit der ge— 
offenbarten Wahrheit zu identificiren und ſich daher, an 
frühere Erſcheinungen des 16ten und 17ten Jahrhunderts 
erinnernd, auf den gemiſchten Standpunkt einer chriſt— 
lichen und politiſchen Secte zu ſtellen; die andere hin— 
gegen mehr den hiſtoriſchen Standpunkt behauptet, deſſen 
Entwickelung aber nur bis auf eine gewiſſe Linie als eine 
geſunde, jenſeits als eine krankhafte, der heilenden Rück— 
führung bedürftige auffaßt. 

Die Erwägung des Für und Wider, auch wenn wir 
uns bewußt wären, die ungetheilteſte Gerechtigkeitsliebe 
zu dieſer ſchweren Aufgabe mitzubringen, gehört nicht zu 
unſerem Gegenſtande. Wir haben es hier nicht mit der 
Stellung der Parthei zu der inneren Frage zu thun; es 
werden noch große Mißverſtändniſſe zerrinnen, brennende 
Leidenſchaften ſich beſänftigen müſſen, ehe Wahrheit und 
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Irrthum ſich ſcheiden und die edleren Beſtandtheile dann 
in die Zuſammenſetzung jener Partheien der Zukunft über— 
gehen, welche die Stelle der jetzigen durchaus überlebten 
und daher verderblichen Partheien des Augenblicks einzu— 
nehmen berufen ſind. 

Hier beſchäftigt uns nur die Stellung der contre— 
revolutionären Parthei zu der deutſchen Frage, die eine 
überaus beklagenswerthe und ſchädliche geweſen iſt. Sie 
iſt es dadurch geworden, daß die Parthei den deutſchen 
Verfaſſungskampf zuſammenwarf mit dem im eigenen 
Lande, und daher beide als Ausgeburten der Revolution 
mit gleicher Verdammung belegte. Dieſe verhängnißvolle 
Irrung iſt aus mannigfachen Quellen entſprungen. 

Dem oberflächlichen Betrachter mochte es ſchon als 
Beweis gelten, daß beide Bewegungen in der Zeit und 
zum Theil auch in denſelben Menſchen zuſammenfielen. 
Der nähere Hinblick auf die Männer, die in den März- 
tagen eine Rolle geſpielt und ſpäter in Wien, München 
und an anderen Orten die Fahne gegen die deutſche 
Einigung trugen, hätte freilich allein hingereicht, um jenes 
ſcheinbare Zuſammentreffen ſchärfer zu beleuchten. Ver⸗ 
ſtärkt wurde aber die Überzeugung durch den augenfälligen 
Umſtand, daß die auswärtigen Mächte einſtimmig den 
deutſchen Einheitsbewegungen ihre ſichtbare Abneigung zu— 
wendeten. Hatte man ſich doch noch beſonders gewöhnt 
in Oſtreich den Hort und Prototyp des Conſervatismus 
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zu erblicken! Was dort ſo tiefes Mißfallen erregte, mußte 
nothwendig dem revolutionären Intereſſe dienſtbar ſein. 

Schärfer denkende Glieder der Parthei begnügten 
ſich allerdings nicht mit einer ſo ungründlichen Betrach— 
tungsweiſe; ſie ſchöpften ihre Anſicht von der revolutio— 
nären Richtung der Mai-Entwürfe aus anderen Vorder- 
ſätzen. 

Zunächſt erregte ſchon die Vorlage einer „geſchrie— 
benen Verfaſſung ihren principiellen Widerwillen. Es 
kommt uns hier nicht darauf an, nachzuweiſen, daß in der 
Meinung eine wahre und kräftige Regierung könne neben 
einer Verfaſſungsurkunde nicht beſtehen, eben eine ſolche 
unbegründete und bedenkliche Abſtraction enthalten iſt, als 
in der entgegengeſetzten, die mit Recht als eine Haupt— 
urſache vieler Übel angeſehen worden iſt. Die Wahrheit 
der hier ausgedrückten Beſorgniſſe liegt nicht in dem Vor— 
handenſein oder Nichtvorhandenſein einer formulirten Ver— 
faſſung, ſondern darin, ob der Quell der wahren Auto— 
rität erſt aus dieſem Vertrage abgeleitet, oder ob er nur 
durch dieſen conſtatirt werden ſoll. Die rechtlichen Ver— 
hältniſſe der Obrigkeit und der Unterthanen, eben ſo wie 
die Rechtsverhältniſſe der Staatsangehörigen untereinan— 
der, ſind das Erzeugniß eines natürlichen und geſchicht— 
lichen Entwickelungsprozeſſes; aber es kann unvermeidlich, 
ja wahrhaft heilſam werden die einen wie die anderen 
auf einen möglichſt deutlichen und beſtimmten Ausdruck 
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zurückzuführen. Niemand aber, wie auch ſonſt ſeine per- 
ſönlichen Sympathien und Antipathien beſchaffen ſein 
mögen, wird, wenn er ſich von vorgefaßten Meinungen 
loszureißen vermag, die Zeit betrachten in welcher wir 
leben, ohne zu der Überzeugung zu gelangen, daß eine 
verſtändige und gerechte Formulirung dieſer Verhältniſſe 
zum unabweislichen Bedürfniſſe geworden iſt. 

Für die deutſche Frage bedarf es überdem nicht der 
näheren Unterſuchung über den Werth oder Unwerth ge— 
ſchriebener Verfaſſungen. Hier handelte es ſich offenbar 
nicht um das Conſtatiren eines bereits Beſtehenden, ſon— 
dern wirklich um das Conſtituiren eines Neuen. Sowohl 
die Verhältniſſe der Fürſten unter einander, als der 
Fürſten zu den Völkern, ſollten geregelt werden; hiezu 
genügten nicht blos allgemeine Sätze, ſondern es bedurfte 
beſtimmter formulirter Vertragspuncte, die wiederum aus 
einem Grundgedanken hervorgingen und zu dieſem zu⸗ 
rückführten. Daß Special-Verträge über verſchiedene Ob⸗ 
jecte nach verſchiedenen Richtungen hin irgend ein dauern— 
des und genügendes Reſultat geliefert haben würden, kann 
wohl im Ernſte kaum behauptet werden. Anſichten dieſer 
Art ſind genugſam ausgeſprochen, ſchwerlich aber je wahr— 
haft erwogen worden. Vereinbarungen auf den Gebieten 
des Handels, der Zölle, der Militäreinrichtungen, der 
Poſten, der Stromſchiffahrt und Ahnliches, können für 
das materielle Wohl von höchſter Wichtigkeit ſein, für die 


politiſche Gemeinschaft hingegen haben fie an und für ſich 
gar keinen Werth, und es iſt ein großer, wenn auch noch 
ſo weit verbreiteter Irrthum ſolche Vereinigungen, die 
eben ſo oft den Saamen der Eiferſucht und des Miß— 
trauens gegen die überwiegende Macht ausſtreuen, als 
nothwendige Übergangsſtufe zu einer wahrhaft politiſchen 
Einigung zu betrachten. Nur ein wirklicher Verfaſſungs— 
Vertrag, feſtgeſtellt und angenommen durch alle Bethei— 
ligten, konnte in Deutſchland zum Ziele führen, wenn dieſes 
überhaupt nicht von Hauſe aus als unerreichbar und die 
Rückkehr zu den Zuſtänden vor 1848 als einziger Aus— 
weg hingeſtellt werden ſollte. 

Der weitere Vorwurf von dieſer Seite richtete ſich 
darauf, daß der Verfaſſungs-Entwurf vom 28ſten Mai 
auf einer parlamentariſchen Grundlage ruhe. Wir haben 
es auch hierbei nicht mit der Frage über den Segen oder 
Unſegen, die Nothwendigkeit oder Überflüſſigkeit einer zur 
Geſetzgebung mitberufenen Volksvertretung überhaupt zu 
thun, und halten dafür daß dieſe Frage immer nur in 
ihrer Anwendung auf ein beſtimmtes Land und einen be— 
ſtimmten Zeitmoment beantwortet werden kann. Eben 
deshalb aber bejahen wir fie unbedingt für die Grün⸗ 
dung eines deutſchen Bundesſtaates im Jahre 1849. Die 
einheitliche Centralgewalt und das einheitliche Parlament 
ſind ſchlechthin die Lebensbedingungen jeder wahren Eini— 
gung für das in 39 Staaten getheilte Deutſchland; wenn 
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die eine oder die andere dieſer beiden Potenzen fehlt, jo 
können mancherlei Formen des Nebeneinanderlebens ge— 
funden werden, aber nie der nationale Bundesſtaat. Nur 
eine aus allen deutſchen Volksſtämmen und Landen be— 
ſchickte Geſammtvertretung kann die Vereinzelten ſammeln, 
die Intereſſen vermitteln, den nationalen Geiſt erzeugen 
und erhalten. Nur unter Zuſammenwirkung mit einem 
ſolchen Körper kann Deutſchland zu demjenigen Maaße von 
Centraliſation hingeführt werden, an deſſen Mangel es 
darniederliegt. Hierin liegt der tiefe Unterſchied unſeres 
Vaterlandes gegen andere moderne Staaten; Frankreich 
iſt abgeſehen von allem Anderen doch ſtets in ſich ge— 
ſchloſſen; Abſtammung, Geſchichte, Geſetzgebung, Religion 
ſind bis auf unerhebliche Abweichungen überall dieſelben; 
die Benennung alter und neuer Provinzen kennt dort 
Niemand. Das Staatsgebiet ruht in vollkommner Sicher⸗ 
heit, ſeine Nachbaren ſind ohnmächtige oder getheilte. Dort 
kann offenbar die Durchführung der Centraliſation auf 
Koſten des Einzelnlebens viel zu weit gehen, und ſie iſt 
es in ſolchem Maaße daß hierin und in dem dadurch bes. 
gründeten Übergewichte der Hauptſtadt die größte Calamität 
des neueren Frankreichs liegt. Das Umgekehrte gilt für 
Deutſchland, und auf lange hinaus werden hier wenn auch 
mit ſteter Beachtung des Hiſtoriſchen und Geſunden, noch 
große Beſtrebungen in die Richtung der Centraliſation 
fallen müſſen, ehe ein heilſames Gleichgewicht erzielt iſt. 
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Die hierzu erforderliche Stütze kann die Central-Gewalt 
aber nur in einer Geſammtvertretung der Nation finden, 
und in ihr den natürlichen Bundesgenoſſen gegen den 
Widerſtand der Partikular-Intereſſen und der dynaſtiſchen 
Gewöhnungen. 

Aus allen in Obigem dargelegten Elementen der Par— 
thei, welche ſich gegen den deutſchen Weg der preußiſchen 
Regierung in deren nächſter Nähe auflehnte, wäre jedoch 
nur ein unerheblicher Schaden erwachſen, wenn es ihr 
nicht gelungen wäre eine weit mächtigere und bedeutſamere 
Anſchauung für ſich geltend zu machen. Sie wußte der 
Behauptung Eingang zu verſchaffen: die Verfaſſung vom 
28ſten Mai fördere nicht blos die Revolution, ſondern ſie 
ſchade auch Preußen. Hierdurch legte die Parthei Beru— 
fung ein an die altpreußiſchen Sympathien, an die Herzen 
die in den alten Landen mit gerechtem Stolze und heißer 
Liebe an der glorreichen Monarchie Friedrich des Großen 
hängen, und Gottlob deren Zahl iſt groß! Von dieſer 
Seite her erwuchſen die mächtigſten Verbündeten, ſtark 
durch ihren Einfluß und durch ihre Aufrichtigkeit. 

Und dennoch welche Verwirrung der Begriffe, welches 
Gewebe von Irrthum und Mißverſtändniß! Schon die 
naheliegendſte Betrachtung der wirklichen Sachlage mußte 
den negativen Beweis liefern. Daß es gelingen könne 
die deutſche Bewegung wieder ruhig in den Todesſchlaf 
des Bundes vor 1848, in die ungebundenen Willensäuße— 


rungen von 39 Regierungen zu verſenken, glaubte wohl 
im Mai 1849 Niemand. Auch jetzt wo die äußere Er— 
ſcheinung dafür zu ſprechen ſcheint, glauben wir es nicht. 
Wenn aber Preußen nicht die Leitung der deutſchen Re— 
generation in ſeine Hand nahm, wenn ſeine Hegemonie 
nicht hierin den Urſprung und die Berechtigung fand, blieb 
dann dieſe Hegemonie res nullius? Nein, ſie kam an Andere, 
und ſie iſt es gekommen! Kaum zwei Jahre ſind ſeitdem 
verfloſſen und dieſelben Menſchen in denſelben Organen 
ergießen ſich in faſt zu naiver Entrüſtung darüber, daß 
die Kräfte und Tendenzen denen ſie damals den Triumpf 
über Preußens deutſche Politik gewünſcht und nach beſten 
Kräften zugewendet, jetzt die eben jo natürlichen als un⸗ 
ausbleiblichen Folgen dieſes politiſchen und moraliſchen 
Sieges auch auf anderen Gebieten geltend machen! 

Aber nicht die bloße Kehrſeite ſoll als Widerlegung 
dienen; die preußiſche Regierung fand eben ſo in der Er— 
füllung poſitiver Pflichten die Rechtfertigung ihrer Politik. 
Weit entfernt davon daß der Eintritt in den deutſchen 
Bundesſtaat Preußens höhere Intereſſen gefährde, ſo wird 
er vielmehr durch dieſe entſchieden geboten. Preußen iſt 
im Laufe des letzten Jahrhunderts in die europäiſche Pen- 
tarchie eingetreten; es muß und wird dieſe ihm von der 
göttlichen Weltregierung angewieſene Stelle behaupten. 
Aber jede nähere Betrachtung zeigt unwiderleglich darauf 
hin, daß es hierdurch auf die innigſte Verbindung mit 


Deutſchland hingewieſen iſt und in dieſer Gemeinschaft 
die Stärkung ſeiner materiellen Kräfte finden ſoll, an 
welchen ihm die europäiſchen Nebenbuhler überlegen ſind. 
Die Führung großer Regenten, die Vollkommenheit ſei— 
nes militairiſchen und adminiſtrativen Organismus, die 
überlegenheit ſeines geiſtigen Lebens haben Preußen ge— 
ſtattet ſich den älteren und umfangreicheren Gliedern des 
europäiſchen Staatenſyſtemes ebenbürtig zur Seite zu ſtellen. 
Dauernd und nachhaltig wird dieſe Stellung aber erſt dann 
befeſtigt ſein, wenn Preußen und Deutſchland zu einem 
untrennbaren Ganzen verbunden ſind. Dahin weiſt ſeine 
geographiſche Situation, die locale und militairiſche Tren— 
nung ſeiner Provinzen, dahin weiſt ſeine hiſtoriſche Gliede— 
rung. Preußen iſt nicht mehr der Staat deſſen Angehörige 
durch mehrhundertjährige Leiden und Freuden gleichſam 
leiblich verſchmolzen ſind; es umfaßt jetzt auch große und 
herrliche Landestheile, die eine andere Geſchichte, andere Er— 
innerungen hinter ſich haben. Das nationale, das deutſche 
Band iſt es welches auch für die preußiſche Monarchie 
von unſchätzbarem Werthe iſt. 

Wir wiederholen raſtlos, wie wir begonnen: Preußen 
kann ſich nicht dauernd auf ſich ſelbſt beſchränken, nicht 
im höheren Sinne gedeihen ohne Deutſchland, und zwar 
ohne ein wahrhaft geeinigtes, an deſſen Spitze es ſelbſt 
ſteht. Deutſchland bedarf Preußens, und Preußen bedarf 
Deutſchlands; das iſt die große Wahrheit, die jedes kom— 
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mende Jahr in helleres Licht ſetzen wird, aller vorüber— 
gehenden Verdunklung unerachtet. 

Aber die Verfaſſung vom 28ſten Mai, iſt es dieſe 
nicht, die Preußen in dem gewollten Bundesſtaate zu Scha— 
den bringt? Dieſer Ruf den die Parthei ſo vielfach er— 
tönen ließ, iſt gewöhnlich ſchon dadurch zu widerlegen, daß 
nachgewieſen wird wie feine verſuchte Begründung faſt im- 
mer auf bewußte oder unbewußte Vermengung der Frank— 
furter Beſtimmungen und derer hinausläuft, welche ſtatt 
ihrer in dem Vertrage der drei Regierungen ſubſtituirt 
worden. Nicht ohne Grund wurde behauptet, der Kaiſer 
der Frankfurter Reichsverfaſſung in ſeiner Stellung zu den 
Volksvertretern, fer nur der erbliche Präſident einer demokra— 
tiſchen Republik, und der ſcharfſinnigſte Stimmführer der 
Parthei durfte wohl fagen:*) „es habe ſich hierbei nicht um 
den Erwerb einer Krone ſondern um die Abtretung einer 
Krone gehandelt“. Aber eben auf denſelben achtbaren 
Gegner dürfen wir verweiſen wenn es auf den überzeu— 
genden Nachweis ankommt, in welchem Maaße die Ver— 
faſſung vom 28ſten Mai die Reichsgewalt auf andere 
Grundlagen geſtellt hatte. Wir erſparen uns deshalb um 
ſo mehr hier die Darlegung des Einzelnen, und möchten 
Jedem, der feine Augen offen erhalten, lediglich auffor— 
dern jetzt, nachdem ſo Vieles darüber hingegangen, un— 


) Stahl die deutſche Reichsverfaſſung 1849. 


befangen zu erwägen, ob Preußen in dem neuen Bundes— 
ſtaate nicht durch ſeine eigene und ſeine verfaſſungsmäßige 
Gewalt ſtark genug geweſen wäre um die Übergriffe ab- 
zuwehren, ſie mochten aus den Reihen der Volksvertretung 
oder aus denen ſeiner in dem Fürſten-Collegium vereinigten 
Genoſſen hervorgehen! Wahrlich ſchon die eben hierauf, 
auf die zukünftige Stellung Preußens, gerichteten raſt— 
loſen und maßloſen Angriffe von anderer Seite her, 
hätten wohl über dieſe ſonderbare Verblendung aufzuklä— 
ren vermocht; wäre der König als Haupt und Preußen 
als Glied des neuen Reiches wirklich in die Lage gekom— 
men, welche von ſo manchen irregeleiteten preußiſchen 
Patrioten gefürchtet wurde, man würde in Wien, München, 
Stuttgart, Dresden und Hanover nicht danach gerungen 
haben um jeden Preis die Verfaſſung vom 28ſten Mai 
zu vernichten, noch ehe ſie zum Leben gedieh! 

Was die Parthei im Inlande der von ihr geſchmäh— 
ten und verfolgten Bundesſtaatsverfaſſung gegenüber zu 
ſtellen im Sinne trug, war ſchwieriger wahrzunehmen. 
Die Einen mochten es genügend finden nur erſt die 
„Revolution“ zu beſiegen und dann das Weitere der Zu— 
kunft anheim zu ſtellen; fie fielen hierin auffallender Weife . 
ganz mit den innerſten Wünſchen des öſtreichiſchen Cabi— 
nets zuſammen. Andere verſuchten wohl hie und da einige 
weitere Gedanken zu formuliren, die aber da, wo ſie nicht 
wieder auf die bereits gewürdigten „Special-Verträge u 
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hinausliefen, ſich doch nur als Bruchſtücke aus dem Ent: 
wurfe vom 28ſten Mai auswieſen. „Praktiſch“, wenn 
auch weder edel noch irgend einer höheren politiſchen Auf— 
faſſung angehörig, waren die Gedanken derer, welche eine 
ſtaatliche Einigung der zerriſſenen Glieder der Nation 
zwar mit widerwilliger Gleichgültigkeit betrachteten, da⸗ 
gegen aber in dem Gedanken die preußiſche Monarchie 
durch Aufnahme einiger paſſend gelegener Kleinſtaaten zu 
arrondiren, einen eben ſo löblichen als dienlichen Ausgang 
erblickten. Ihre Zahl, wir ſagen es nicht ohne Schaam, 
war nicht gering, und ihre Einwirkung ſelbſt Ai manche 
Staatsmänner im Wachen. 

Bisher haben wir nur die Zuſammenſetzung und die 
Anſichten des Kreiſes betrachtet, in welchem ſich die Op— 
poſition gegen die Politik der Regierung concentrirte. 
Niemand kann geneigter ſein als wir es ſind auf einem 
Gebiete, das weder aus ewigen noch aus irdiſchen Erfennt- 
nißquellen unbedingte Gewißheit zu ſchöpfen vermag, auch 
den abweichendſten Meinungen ihre relative Berechtigung, 
ja ihren Antheil an der einigen Wahrheit zuzuerkennen. 
Leider iſt es aber hier nicht geſtattet blos bei dem Ge— 
genſatze der Lehren ſtehen zu bleiben; auch die Mittel, 
welche angewendet wurden, erheiſchen eine, wenn auch 
noch ſo eng begrenzte Erwähnung. Hier nun tritt die 
Erſcheinung entgegen, daß aus dem Schooße der Parthei, 
welche den deutſchen Beruf Preußens verwarf, eine offene 
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und geheime Oppoſition hervortrat, für welche es nicht 
leicht ſein würde, ſelbſt in den Staaten, wo der moderne 
Conſtitutionalismus ſeine äußerſten Folgerungen entwickelt 
hat, die paſſende Bezeichnung zu finden. Die Ziele, 
welche die Regierung des Königs ſich geſteckt, die Wege, 
welche ſie in vollſter Übereinſtimmung mit der Krone be⸗ 
ſchritten, die Verpflichtungen die fie gegen die deutſchen Re— 
gierungen und Völker wie gegen das eigene übernommen, 
allen dieſen innerſten und inhaltſchwerſten Grundlagen einer 
ehrenhaften preußiſchen Politik wurde eine Feindſeligkeit 
zugewendet, welche die Handlungen und die Perſonen 
gleichmäßig zum Ziele nahm. Die Tribünen der Kam— 
mern, die periodiſche Preſſe, die Broſchüren-Literatur, die 
individuelle und private Wirkſamkeit nach den mannig— 
faltigſten Seiten hin, alle dieſe Mittel wurden in einer 
Ausdehnung in Anwendung gebracht, wie ſie ſonſt nur 
bei ganz anderen politiſchen Partheien als zuläſſig erach— 
tet worden. Wir haben erlebt daß das halbamtliche Or— 
gan der Regierung, das Organ derſelben Männer, welche 
ein Jahr vorher Preußen und auch jene Parthei vom 
Untergange retteten, ermächtigt werden mußte auszu— 
ſprechen „von keiner anderen Seite würde das Innerſte 
und Heiligſte, würden Pflichttreue und Gewiſſen der Mi- 
niſter jo tief verletzt“ als von da her, wo man eine Be— 
rechtigung zu ehrenrührigen Angriffen gegen das Mini- 
ſterium finde, „wie ſie keiner der demokratiſchen Gegner 
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in ſeinem Haſſe gefunden habe.“ Wohl war der daran 
geknüpfte Wunſch ſehr begründet: die Parthei möge da⸗ 
von ablaſſen „die Autorität der Regierung in ihrem Kreiſe 
eben ſo tief herabzuſetzen, wie das die Demokratie in den 
ihrigen thue. Es könnte nicht ohne die traurigſten Fol⸗ 
gen bleiben, wenn ſie fortführe, das Anſehen, deſſen die 
Regierung noch immer in ſo hohem Maaße bedürfe, durch 
den täglichen Vorwurf des Verraths, des Treubruches und 
der Unſittlichkeit zu ſchwächen!“ Und dieſer ſchwere Vor— 
wurf mußte nach einer Seite hin gerichtet werden, von 
welcher aus ein Jahr ſpäter, als die Parthei zur Mit⸗ 
herrſchaft gelangt war, einer ihrer Wortführer gelegent- 
lich des Schleswig'ſchen Antrages feierlich ausſprach: 
„Wäre dem Antragſteller aufgegeben worden eine Rede 
„ſich auszudenken, recht darauf berechnet und dazu ange⸗ 
„than, das Vaterland zu ſchwächen, die preußiſche Regie— 
„rung dem Auslande gegenüber herabzuſetzen, ihr alles 
„Vertrauen in ihre Maaßregeln, allen Nachdruck und Er- 
„folg zu entziehen, ich glaube nicht daß er eine andere 
„Rede als die er gehalten hat, hätte zu Stande bringen 
„können. Liegt uns das Vaterland mehr am Herzen als 
„unſere Partheileidenſchaft, jo ſollten wir doch wahrlich 
„in Momenten ſchwieriger und folgenreicher Entſcheidun— 
„gen die Regierung unterſtützen ſtatt ſie zu entkräften 
„und zu thun, was nur ihre Feinde wünſchen können. 
Das iſt die Gleichheit des Maaßes und Gewichtes 
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mit welcher die Partheien meſſen und wägen! Trübſte 
und quälendſte Wahrnehmung in einer Zeit, in welcher 
auch bei den Beſſeren, bei denen welche einer großen 
Sache unter Anrufung des göttlichen Namens dienen, 
ſelbſt die Gerechtigkeit und Wahrhaftigkeit des natürlichen 
Menſchen unter dem Gifthauche der Partheileidenſchaft 
erliegt! 

Die traurigen Folgen, welche die warnenden Stimmen 
damals verkündeten, ſind nicht ausgeblieben. War ſchon 
die Wirkung auf das eigene Land eine ſolche, daß die 
Regierung in den ſchwerſten Augenblicken für preußiſche 
Ehre und Weltſtellung, gerade in den Reihen auf welche 
ſie zählen mußte, nur auf halbe Zuſtimmung rechnen 
konnte, ſo mußte die Wirkung auf das übrige Deutſch— 
land und das Ausland ſich noch weit verderblicher fühl— 
bar machen. Wir haben mehr als einen Grund um der 
Betrachtung nicht weiter nachzugehen, welchen Einfluß die 
genaue Kenntniß dieſer Zuſtände auf die nächſtbetheiligten 
Gegner ausgeübt hat, und wie hierin eine der weitgrei— 
fendſten Vorbereitungen wie eine der wirkſamſten Ent— 
ſcheidungen des endlichen Ausganges zu ſuchen iſt. Ja, 
Preußen hat eine große politiſche Niederlage erlitten, aber 
nicht ſeine deutſche Politik hat ſie bereitet, ſondern die 
antideutſche! 

Das iſt das verhängnißvolle Geſchick Deutſchlands, 
daß hier nicht wie in Frankreich oder England das Ge— 

v. Radowitz Schriften. II. 12 


meingefühl als Nation ein Gegengewicht gegen die poli— 
tiſchen Spaltungen oder vielmehr ein Feld abgiebt, das 
von dem Principienkampfe unberührt bleibt. Wir haben 
dies unlängſt an einem der ſchlagendſten, wie unzweifel- 
hafteſten Hergänge erkennen müſſen. Selten oder nie 
wird ein Fall hervortreten, in welchem die höchſten In— 
tereſſen Deutſchlands als eines Ganzen, und zwar die 
materiellſten wie die ideellſten, in ſolchem Maaße in An⸗ 
ſpruch genommen wurden als bei der Frage über den 
Ausgang des Kampfes in den Herzogthümern Holſtein 
und Schleswig. Was für Deutſchland im Allgemeinen 
galt, das galt ganz insbeſondere wiederum für Preußen. 
Ob dort ſich ein auf eigenem Rechte ruhender, unter ſich 
und mit Deutſchland feſt verbundener Staatskörper bilde, 
oder ob dieſes theure Land, dieſer herrliche Volksſtamm 
dem kleinen bösartigen Nachbarn zu uneingeſchränkter Be⸗ 
fugniß anheimfalle, davon hing unſere Sicherung gegen 
Norden, unſere Ausſicht auf das Entſtehen einer ſtarken 
Kriegsflotte, unſere Theilnahme an dem Welthandel, ja 
ein großes Stück unſerer europäiſchen Geltung ab. Mit 
ſelten geſehener Begeiſterung hatten alle deutſchen Lande 
dieſen Kampf als den ihrigen erkannt, große Opfer 
waren gebracht, zu noch größern war die Nation bereit. 
Nicht die Rechtsfrage konnte als Gegengrund ausgegeben 
werden; ſie iſt für den eigentlichen Streitpunct kaum eine 
zweifelhafte; nichts liegt ferner ab von dem unzweideu⸗ 
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tigſten Rechte als eben die Löſung die jetzt von den dä— 
niſchen und fremden Feinden der Herzogthümer vorberei— 
tet wird. Und dennoch vermochte es auch hier nicht die 
Parthei ſich über ihr Programm zu erheben, nicht Deutſch— 
lands theuerſte Güter, nicht Preußens verpfändete Ehre 
durfte dagegen in die Wagſchaale gelegt werden. Wir 
haben es hören müſſen, daß man den Ausgang der 
Schlacht von Idſtedt pries, den Sieg der Fremden über 
die Deutſchen, den Sieg eines von dem Copenhagener 
Pöbel zur Herrſchaft geförderten Syſtems über die ihrem 
Herzoge treu ergebenen Edelleute, Bürger und Bauern. 
Aber es war ein Sieg „der Soldaten des Königs über 
die Soldaten der Rebellen“! 

Wir haben nicht Einzelne anzuklagen, am wenigſten 
aber die mannigfach abgeſtuften Glieder der Parthei für 
die Worte und Handlungen Einzelner verantwortlich zu 
machen, aber die Betrachtung wohin auch die edelſten 
Kräfte und der reinſte Wille durch eigene und fremde 
Verſchuldung geführt werden können, muß mit tiefer Weh— 
muth wegen der Perſonen, und mit ernſter Mißbilligung 
wegen der daraus erwachſenen Schäden erfüllen. 

Wer dieſer Darſtellung der vielgeſtaltigen und mäch— 
tigen Gegner, die das deutſche Verfaſſungswerk in weitem 
Kreiſe umſtellten, bis hierher gefolgt iſt, der wird ſich 
des Gefühles nicht erwehren können, daß ſein Gelingen 
ſchon in den erſten Stadien von ſchweren Gefahren be⸗ 
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droht war. Welches war nun das Verfahren, das bei 
Erwägung aller und jeder obwaltenden Umſtände, die 
preußiſche Regierung einzuſchlagen hatte, um ihr großes 
und edles Unternehmen ſiegreich durchzuführen? Eine auf 
dem Gebiete der kriegeriſchen ſowohl als der politiſchen 
Kämpfe durch alle Zeiten bewährte Regel ſchreibt vor, 
daß man nie thun ſolle was der Gegner will. Was 
wollte nun der Gegner in dieſem Falle, welchen Weg 
hatte er ſich ſelbſt vorgezeichnet? Merkwürdig genug 
konnte dieſe Frage damals nicht allein ganz unzweifelhaft, 
ſondern auch für die von den entgegengeſetzten Enden 
ausgehenden Widerſacher, ganz in gleicher Weiſe beant- 
wortet werden. Hinhalten, Zeitgewinnen, danach ſtrebten 
Alle die der Durchführung der Verfaſſung vom 28ſten 
Mai entgegenſtanden. Zeit verlangte Oſtreich, um zuvor 
ſeine eigene Monarchie vom Verderben zu retten; Zeit 
verlangten die mittleren Höfe, um nach bezwungenem Auf- 
ruhr auch noch der Beſorgniß vor den deutſchen Sympa— 
thien in ihren Landen überhoben zu ſein; Zeit verlangten 
manche der kleinen Fürſtengeſchlechter um zwiſchen der 
Scylla der angemutheten Souveränetäts-Opfer und der 
Charybdis der drohenden Demokratie einen Mittelweg zu 
finden; Zeit endlich bedurfte die contrerevolutionäre Par- 
thei um im Inlande und Auslande die Fäden ihres 
Netzes feſter zu ſchürzen, ehe ein ſicherer Boden für die 
neue Ordnung der Dinge gewonnen war. 
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Was lag alſo näher für die preußiſche Regierung 

als das Entgegengeſetzte ſich zur Richtſchnur zu nehmen, 
keine Zeit zu gewähren, in kürzeſter Friſt zum Abſchluſſe 
zu ſtreben? 

Allerdings hätte es hierzu des ſchnellſten Entſchluſſes 
und einer Ausführung bedurft, die auch nicht den gering— 
ſten Aufſchub zuließ. Die vorbereiteten Arbeiten waren 
Mitte Juni 1849 beendiget, vor Ende Juni war die 
Pfalz und Baden unterworfen, die Reſte der National— 
Verſammlung in Stuttgart aufgelöſt, die Gothaner Ver— 
ſammlung als Vertreterin einer für dieſen Gang ſehr 
einflußreichen Parthei hatte ſich ausgeſprochen. Geſetzt 
nun, die preußiſche Regierung hätte in jener Zeit den 
Entſchluß gefaßt, durch ein offenes Manifeſt einen Prä— 
cluſivtermin für die Abgabe der Erklärungen der deutſchen 
Regierungen, die ſich noch nicht ausgeſprochen, auf den 
15ten Juli anzuſetzen, das Parlament auf den Iſten Auguſt 
einzurufen, dort die unverzügliche Annahme der Verfaſſung 
ohne einzelne Discuſſion durchzuſetzen, die Verfaſſung ſo— 
fort zu verkünden und ins Leben treten zu laſſen. Gleich— 
zeitig aber der Haltung der Demokratie in Deutſchland und 
den etwaigen Schilderhebungen des Auslands gegenüber, 
wäre die Mobilmachung des preußiſchen Heeres und der 
dem Bündniß angehörigen Staaten angeordnet, und die 
Erklärung gegeben worden, daß man eben ſo jeden auszu— 
übenden Zwang, als jeden Verſuch entſchieden von ſich weiſe 
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in irgend einer Art der freien Entwickelung des deutſchen 
Verfaſſungswerkes Hinderniſſe zu bereiten. 

Die Bedenken, welche ſich bei einem ſolchen Gange 
dargeboten haben würden, bedürfen einer näheren Be— 
leuchtung. 

„Die kleineren Staateu, auf deren Anſchluß man 
rechnen konnte, hatten ſich noch nicht ausgeſprochen; erſt im 
October erfolgten die letzten Beitritts- Erklärungen“. — 
Es bedarf kaum der Bemerkung, daß dieſe ſämmtliche 
Regierungen den anberaumten Termin nicht würden haben 
vorübergehen laſſen können und wollen. Die Verzögerung 
welche großentheils aus der Mitwirkung der Stände ent— 
ſprang, wäre der Nothwendigkeit eben jo gewichen, als 
mehrere dieſer Regierungen, welchen ſpäter durch eine 
demokratiſche Majorität ihrer Kammern der Anſchluß an 
Preußen unterſagt werden ſollte, ſich berechtigt und ver— 
pflichtet fühlten demunerachtet zu thun was das Wohl 
ihrer Länder gebot. 

„Hannover und Sachſen würden ſich der Einberufung 
des Parlaments widerſetzt haben“. — Bei dem Geiſte 
der in dieſen Regierungen ſich bald genug kundgab, iſt 
ein ſolcher Vorſatz nicht zu bezweifeln, deſto mehr aber 
daß man in jenem Momente unternommen hätte die 
Wahlen zum Parlamente zu verweigern. In Hannover 
würde man, des übelſten Willens unerachtet, bei feſtem 
eiſernen Vorgehen auf dieſer Linie, ſchwerlich einen offe— 
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nen Bruch mit denjenigen Verheißungen gewagt haben, 
die noch in einem Publikandum dieſer Regierung vom 
gten Juli feierlich wiederholt wurden. In Dresden war 
doch der Mai und ſeine Ereigniſſe noch in zu friſcher 
Erinnerung, der Blick auf Oſtreichs Hülfe noch zu um⸗ 
hüllt, das Bedürfniß der Stütze Preußens noch zu vor— 
waltend. Man würde damals, wenn auch mit mannig— 
fachen Verwahrungen und mißfälligen Seitenblicken, das 
deutſche Parlament beſchickt haben. 

„Baiern und Würtemberg hatten ſich noch nicht über 
ihr Verhältniß zu der Verfaſſung vom 28ſten Mai aus⸗ 
geſprochen, und würden die Feſtſtellung eines Termins 
zurückgewieſen haben“. — Allerdings möglich, wenn auch 
keinesweges bei beiden ſicher. Sollten aber dieſe beiden 
Höfe, in denen die tiefſte Abneigung gegen das preußiſche 
Primat ſich verkörperte, dennoch je zum Anſchluß an den 
deutſchen Bundesſtaat vermocht werden, ſo war dies ſicher 
nur durch das kühnſte, unverrückteſte Vorangehen zu er— 
reichen. Beharrten ſie dennoch bei ihrer Weigerung und 
wagten ſie deren Folgen, ſo wurde die Lage der Sache 
dadurch nicht ſchlimmer, als ſie ſich im März 1850 den— 
noch darbot. 

„Aber Oſtreich? würde der große Kaiſerhof ſich nicht 
den Schritten Preußens widerſetzt haben?“ — Ohne Zwei— 
fel; in welchem Maaße, mit welchem Erfolge, das iſt 
jedoch die Frage die näher zu betrachten iſt. Das kaiſer⸗ 
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liche Cabinet würde bei aller Kühnheit ſeiner Politik doch 
nicht die naheliegende Erwägung überſehen haben, daß 
man nicht wohl thut einen neuen Kampfplatz zu eröffnen, 
ehe der alte geſchloſſen iſt, zumal dann wenn der neue 
Kampf auf den alten ſteigernd zurückwirken könnte. In 
Ungarn hatten die kaiſerlichen Waffen, ſeitdem die ruſſi— 
ſchen Streitkräfte dort und in Siebenbürgen eingerückt 
waren, bedeutende Fortſchritte gemacht, aber Görgey 
unterwarf ſich erſt am 11ten Auguſt, und Komorn fiel 
erſt am 27ſten September. In Italien erzwang das 
heldenmüthige Heer nach zweijährigen unvergeßlichen Tha— 
ten, doch erſt am (ten Auguſt den Frieden mit Sardi⸗ 
nien, und Venedig kam erſt am Ende dieſes Monats 
wieder in öſtreichiſche Hände. Würde die Unterwerfung 
Ungarns und Italiens ſo ſchnell, ja überhaupt erfolgt 
ſein, wenn an dem Horizonte eine neue gewaltige Wolke 
heraufzog? 

Wer kann behaupten, daß er vorauszuſehen vermöge, 
welche Entſchlüſſe in dem kaiſerlichen Cabinete aus dieſer 
Lage der Dinge hervorgegangen wären? Aber es mag 
mindeſtens nicht als leichtfertige Vermuthung gelten, daß 
Oſtreich ernſten Anſtand genommen hätte in ſolchem Mo⸗ 
mente mit Waffengewalt zu drohen. Es würde ſich auf 
Verwahrungen beſchränkt, die vollendete Thatſache hinge— 
nommen und eine angemeſſene und vortheilhafte Stellung 
zu dem neuen Bundesſtaate gefordert und erlangt haben. 
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Wie man aber darüber anders urtheilen möge: das iſt 
unläugbar, daß die Sprache und die Handlungen der kaiſer— 
lichen Regierung weit unter denjenigen geblieben wären, 
die ſich ein Jahr ſpäter kundgaben. 

Wir wollen noch einen Einwand ganz anderer Art 
nicht unerwähnt laſſen: „das Zuſammentreffen jenes Ter— 
mins mit der Einberufung der preußiſchen Kammern“. — 
Das Gewicht dieſes in Berlin viel vernommenen Beden— 
kens darf allerdings nicht zu gering veranſchlagt werden, 
da es ſich um die Berathung und Reviſion der preußi— 
ſchen Landesverfaſſung handelte. Konnte man ſie an dem 
verfaſſungsmäßigen Termin (7ten Auguſt) zuſammentreten 
laſſen und dann bis zum Schluſſe des deutſchen Parla— 
mentes vertagen? Oder war es dienlich daß beide Ver— 
ſammlungen neben einander tagten? Wir haben zwiſchen 
beiden Anſichten hier nicht zu entſcheiden, dürfen aber für 
eben ſo zuläſſig als unbedenklich halten, daß einer der 
beiden Auswege für die jedenfalls kurze Zeitdauer des 
deutſchen Parlaments ergriffen werden konnte. 

Wer bei allſeitiger Prüfung des hier gegebenen Um— 
riſſes zu dem Schluſſe gelangt, daß der in Obigem an— 
gedeutete Weg durch alle Hinderniſſe hindurch mit hoher 
Wahrſcheinlichkeit zum Ziele geführt haben würde, dem 
liegt die Frage allerdings nahe weshalb er nicht betreten 
worden, und zwar ſofort, ohne jeden Aufſchub. Und den— 
noch iſt die Antwort bereits gegeben. Am Schluſſe des 
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vorhergehenden Abſchnitts wurden in objectiveſter Wahr— 
haftigkeit die oberſten Principien dargelegt, welche alle 
und jede Entſchlüſſe und Handlungen der preußiſchen 
Krone beſtimmt haben. Mit dieſen, welche Anſicht man 
auch über deren Grundgedanken hegen möge, wolle man 
vergleichen, um was es ſich in dem gegebenen Augen— 
blicke handelte. Wir können uns das nochmalige Ein— 
gehen in dieſe innerlichſte aller politiſchen Unterſuchungen 
füglich erſparen. Preußen wollte nicht den Kampf Oſtreichs 
um Sein oder Nichtſein ſteigern, es wollte nicht dem Auf- 
ruhr in Ungarn und Italien und dem Gährungsſtoffe 
in den Erblanden neue Ausſichten und dadurch neue Nah⸗ 
rung zuführen, es wollte nicht die deutſchen Dynaſtien 
der Mittelſtaaten Geſchicken ausſetzen, deren näherer oder 
fernerer Ausgang unſchwer vorauszuſehen war. Mit 
einem Worte, die Krone Preußen hielt ſich durch eine 
höhere Pflicht gebunden in ihrem Streben zur Einigung 
der Nation, nicht die Revolution zum Bundesgenoſſen zu 
berufen. 5 
Dieſes Gebot wurde das ſchlechthin oberſte; ihm 
mußte jede andere Rückſicht ſich unterwerfen. Auch die 
naheliegende Betrachtung daß Sſtreich und die vereinig— 
ten Höfe eben aus ihrer Kenntniß dieſes Standes der 
Dinge, den Anreiz und die Zuverſicht ſchöpften, den Wi— 
derſtand bis auf's Nußerſte zu treiben, vermochte nicht 
der unbedingten Pflichterfüllung zu entheben. Es konnte 


einen Augenblick davon die Rede fein, daß wenn die 
Selbſtſucht einzelner Höfe den Aufſtand in ihren Landen 
entzündete, es Preußen noch immer offen bliebe die revo— 
lutionäre Bewegung mit ſeinen Kräften niederzuſchlagen, 
den gefährdeten Regenten zu ſchirmen, und dann zwiſchen 
der Veranlaſſung ſolcher Schilderhebungen deutſcher Völ— 
ker, und zwiſchen den Regierungen vermittelnd einzu— 
treten. Aber auch dieſer Gedanke reichte nicht aus, um 
darin eine Berechtigung zur Aufſtellung und Durchführung 
eines Syſtems zu finden, welches zu ſolchen Colliſionen 
der Pflichten führen könne. Die Regierung des Königs 
fand ſich gebunden den kurzen und ſicheren Weg zu ihrem 
eigenen Ziele nicht zu betreten. Und dieſes in dem Mo— 
mente als die Partheien im Inlande ſich nicht entblöde— 
ten, ihr ein Buhlen mit „der Revolution“ vorzuwerfen, 
und als „der preußiſche Ehrgeiz“ die Parole wurde, an 
welcher ſich Gleichgeſinnte an deutſchen und auswärtigen 
Höfen wiedererkannten! Man könnte verſucht ſein dieſe 
Erſcheinung eine ſehr lächerliche zu nennen, wenn ſie nicht 
eine ſehr traurige geweſen wäre. 


fer ADımumE 
Die Zeit bis zum Zuſammentritt des Parlaments. 


Das Verhalten der preußiſchen Regierung; deren Rechenſchaft vor 
den Kammern. — Die Beitrittserklärungen der deutſchen Staaten. — 
Die Siege der öſtreichiſchen Waffen und deren Einfluß. — Die Er— 
klärungen von Baiern. — Die Ablehnung von Württemberg; die 
Thronrede. — Der Abfall von Hanover und Sachſen; Widerlegung 
der vorgewendeten Gründe. — Die Veränderung in der Lage der 
deutſchen Sache. — Die Verhandlungen über die Bildung der intermi— 
ſtiſchen Bundescommiſſion; Abſchluß und Einſetzung. — Die Stellung 
des Auslandes zur deutſchen Frage und deſſen Einwirkung. — Die 
allgemeinen Gründe der Abneigung und die einzelnen. — Rußland; 
fein politiſches Syſtem. — Frankreich. — England; die Gründe welche 
dieſen Staat zum Verbündeten Preußens hätten machen müſſen; die 
Gegenwirkungen; die doctrinellen Irrthümer; Schleswig. — Nähere 
Erörterungen über die Sache der Herzogthümer; die Rechtsfrage; die 
verſchiedenen Stadien des Herganges; die Succeſſionsfrage. — Die 
Vorboten des Abfalls von den kleineren deutſchen Höfen; Preußens 
und Sſtreichs Stellung zu denſelben. — Die Vorbereitungen zu dem 
Parlamente; die Additional-Acte. — Die Münchener Convention; 
deren nähere Zergliederung. 


Die Linie, welche ſich die preußiſche Regierung für 
ihr Verhalten vorgezeichnet hatte, läßt ſich nach allem in 
dem vorhergehenden Angedeuteten in folgenden Punkten 
zuſammenfaſſen: 
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Feſtes Beharren auf dem Wege zur Verwirklichung 
der Bundesſtaats-Verfaſſung vom 28ſten Mai. Aber kein 
direkter oder indirekter Zwang gegen die Glieder des bis— 
herigen deutſchen Bundes, und keine Anregung der revo— 
lutionären Kräfte. 

Offene Darlegung dieſes ganzen Syſtemes vor dem 
eigenen Lande und Verſicherung ſeiner Zuſtimmung in 
den Kammern. 

Abwarten, welche deutſche Regierungen den Vor— 
ſchlägen Preußens ſich anſchließen. 

Bildung der Verwaltungsbehörde für den hieraus 
erwachſenden engeren Bund. 

Ausſchreibung des Reichstages zur Annahme der 
Verfaſſung vom 28ſten Mai. 

Mit letzterem Schritte dann gleichzeitig Wiederauf— 
nahme aufrichtiger Verhandlungen mit Oſtreich über die 
Reconſtruction des weiteren Bundes auf Grund der Ver— 
träge von 1815. — 

Allgemeine Erwägungen und Betrachtungen ließen es 
damals als möglich erſcheinen, daß man bis zum October 
des Jahres bei dieſem Abſchnitte anlangen könne. In 
äußerer Beziehung iſt dieſes erreicht worden, aber deſto 
weiter blieb der innere Werth des Erreichten hinter den 
Wünſchen und Hoffnungen zurück. 

Zwar wurde der Regierung die Beruhigung und 
Kräftigung vollauf zu Theil, daß ihre Handlungsweiſe 
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ſich der Zuſtimmung des eigenen Landes in einem Um— 
fange zu erfreuen habe, wie er in dieſen Zeiten des Miß— 
trauens und Mißmuthes nur zu ſelten hervorzutreten 
pflegt. Schon bei dem Zuſammentritte der Kammern 
ſprach deren unzweifelhafte Mehrheit den feſten Vorſatz 
aus: die Regierung auf dem durch den Entwurf vom 
28ſten Mai betretenen Wege in der Durchführung des 
deutſchen Verfaſſungswerkes nachdrücklich zu unterſtützen. 

Vor dem Angeſichte des ganzen Landes legte die Re— 
gierung in beiden Kammern die vollſtändigſte und aufs 
richtigſte Rechenſchaft über ihre Stellung zu der Vergan- 
genheit, Gegenwart und Zukunft der deutſchen Sache ab. 

Sie erkannte eben ſo unumwunden das Wahre und 
Berechtigte an in den Forderungen der Nation, als die 
traurige Thatſache, daß der deutſche Bund eben dieſe ge— 
rechten Anſprüche während dreißig Jahren unerfüllt ge— 
laſſen. Sie ſprach es aus, daß die Revolution wahrhaft 
nur durch Befeſtigung eines neuen Rechtszuſtandes genrd- 
net werden könne. Ein ſolcher aber ſei nicht zu erreichen 
durch dictatoriſche Anordnung, wie es die Nationalver⸗ 
ſammlung in Frankfurt unternommen; nach vergeblichen 
Verſuchen zu billiger Verſtändigung habe es die preußiſche 
Regierung aufgeben müſſen mit einer Verſammlung zu⸗ 
ſammenzugehen, deren große Verdienſte um Deutſchlands 
Beruhigung ſonſt entſchieden anerkannt worden. Eben ſo 
wenig aber könne und dürfe der Abſchluß der großen 
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Bewegung in der Zurückführung auf den bisherigen deut— 
ſchen Bund geſucht werden. Eine ſolche Handlungsweiſe 
würde weder gerecht noch weiſe ſein. Alſo bliebe nur 
übrig unter freier Zuſtimmung der Regierungen und 
freier Annahme durch eine National-Vertretung einen 
wahren Bundesſtaat in Deutſchland aufzurichten. Für 
einen ſolchen ſofort ein Proviſorium zu ſchaffen und ein 
Definitivum anzubahnen, dies ſeien die Zwecke des Bünd— 
niſſes vom 26ſten, und des Verfaſſungs-Entwurfes vom 
28ſten Mai. Die Einwürfe, die von den entgegengeſetz— 
ten Seiten aus gegen die vorgeſchlagene Verfaſſung ge— 
richtet worden, höben ſich bei näherer Betrachtung gegen— 
einander auf. 

Hieran knüpfte die Regierung eine offene Darlegung 
des Verhältniſſes zu Sſtreich, der rechtlichen und der in— 
neren Gründe, weshalb Deutſchland in ungeſtörter Ver— 
bindung mit dieſen alten Genoſſen zu bleiben habe, aber 
auch der Unmöglichkeit, daß die öſtreichiſche Monarchie 
ſich den unerläßlichen Bedingungen eines wahren Bundes— 
ſtaates unterziehen könne. Mit einer Inſtitution könne 
daher die geſtellte Aufgabe nicht gelöſt werden; es bedürfe 
deren zwei: eines engeren und eines weiteren Bundes. 
Für den zweiten werde ebenwohl ein proviſoriſcher Zu— 
ſtand aufgerichtet als der definitive wieder befeſtigt wer— 
den müſſen. Nur im wahren Intereſſe aller Theile ver- 
folge Preußen dieſen Weg. Es weiſe jeden Verdacht gegen 
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die Reinheit und Uneigennützigkeit ſeiner Abſichten auf 
das entſchiedenſte zurück; kommende Zeiten würden Preu⸗ 
ßen hierin volle Gerechtigkeit widerfahren laſſen. — 

Noch ſind dieſe Zeiten nicht gekommen, noch über— 
täuben die Leidenſchaften das Gewiſſen der Einen, noch 
verſchleiern die abſichtlichen und unabſichtlichen Entftellun- 
gen die Augen der Anderen. Aber ſie wird dennoch 
herankommen dieſe Zeit, und ein unbefangeneres Geſchlecht 
es beſtätigen, daß die preußiſche Regierung in jenem in⸗ 
haltsſchweren Wendepunkte deutſcher Geſchicke nichts an⸗ 
deres geſucht und gewollt als „das gute Recht des klein— 
ſten deutſchen Staates zu wahren, aber auch das gute 
Recht der großen deutſchen Nation!“ 

Im eigenen Lande und auch in weiteren deutſchen 
Kreiſen außerhalb der Grenzen Preußens, fand die offene 
und deutliche Sprache der Regierung williges Gehör und 
freudige Zuſtimmung. Aus dem eigenen Schooße der 
Kammern ging der Beſchluß hervor, daß die Verfaſſung 
Preußens mit der auf Grund des Entwurfes vom 28ften 
Mai feſtzuſtellenden Reichsverfaſſung, in ſtete Überein⸗ 
ſtimmung gebracht, und etwa nothwendige Abänderungen 
der erſteren, ſelbſt ſchon vorläufig durch Königliche An— 
ordnung ins Leben gerufen werden ſollten. Jedenfalls 
das entſchiedenſte Vertrauens-Votum für den deutſchen 
Gang der Regierung! 

Schon am 18ten Juni trat die gemeinſame Behörde 
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des bundesſtaatlichen Proviſoriums: der Verwaltungsrath, 
in Wirkſamkeit. Am 2ten Juli erfolgte die Einſetzung 
des Reichs-Schiedsgerichtes. Die erſten und wichtigſten 
Grundſteine für den neuen Bau waren hierdurch gelegt; 
Deutſchland war nicht ferner ohne gemeinſame Organe 
für ſeine höchſten Intereſſen auf den Gebieten der Ge— 
ſammtpolitik und des Rechtes. 

Von den einzelnen deutſchen Regierungen gingen die 
Beitrittserklärungen im Laufe der nächſten Monate ein: 
Anhalt⸗Bernburg, Meklenburg-Schwerin, Baden, Naſſau, 
Großherzogthum Heſſen, die thüringſchen Fürſtenhäuſer, 
Oldenburg und Kurheſſen ſprachen ſich im Juni und Juli 
aus; Meklenburg-Strelitz, Braunſchweig, Hamburg, Reuß 
ältere und jüngere Linie, Schwarzburg-Rudolſtadt, Bremen 
im Auguſt; Schwarzburg-Sondershauſen, Auhalt-Deſſau 
und Köthen, Lippe-Detmold im September; Lippe-Bücke⸗ 
burg, Waldeck und Lübeck im October. Als characteriſti— 
ſches Zeichen darf hier nicht unerwähnt bleiben, daß es 
der Demokratie gelang ihrer wohlbegründeten Abneigung 
gegen die preußiſchen Vorſchläge in den Coburgiſchen, 
Oldenburgiſchen und Meiningenſchen Kammern ſelbſt die 
Majorität zu erwerben, und daß die betreffenden Regie— 
rungen genöthigt waren, dieſe verderblichen Mehrheiten 
durch Kammerauflöſung zu ſprengen, um ihrer Pflicht 
gegen Deutſchland zu genügen. So viel deutlicher über— 
ſahen die Freunde der Revolution was dieſer nutze oder 
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ſchade, als viele unter denjenigen, welche die Vernichtung 
der Revolution auf ihre Fahnen geſchrieben! Daß ſolche 
Verwirrung der Begriffe in jener Zeit des Werdens 
viele Köpfe erfüllte, darf allerdings um fo weniger Wun— 
der nehmen, da auch jetzt noch, nachdem das Gewor— 
dene vor aller Augen aufgerollt liegt, Manche bei den 
Stichworten der Parthei beharrend, es als eine „unheil— 
volle Politik der Regierung zu beklagen pflegen, daß fie 
es damals abzuwenden geſucht, Preußen und Deutſchland 
dahin gelangen zu laſſen, wohin ſie ſeitdem gekommen ſind! 

Inzwiſchen aber, während die Stimmen aller Derer, 
welche das Wohl des Vaterlandes höher als ihre Parthei— 
anſichten ſetzten, in immer weiteren Kreiſen ſich laut für 
die Einigung Deutſchlands unter Preußens Voranſchritt 
ausſprachen, gelang es den öſtreichiſchen Waffen auf die 
mächtige Hülfe Rußlands geſtützt, der Bewegungen in 
Ungarn und Italien Meiſter zu werden und die ſeit einem 
Jahre mit gänzlichem Zerfalle drohenden Theile der Mo— 
narchie wieder zuſammenzufaſſen. 

Begünſtigende Umſtände und Ereigniſſe der verſchie— 
denſten Art wirkten mit dem nie genug zu preiſenden 
Heldenmuthe des Kriegesheeres zuſammen, um im Laufe 
von wenigen Monaten ein Reſultat zu erzielen, das den 
Meiſten noch kurz vorher als unerreichbar erſcheinen konnte. 
Es hat hohe und reine Seelen gegeben, die, wenn auch 
vereinzelt und einſam, den Gedanken nährten, daß die 


Siege Sſtreichs der deutſchen Sache keinen Schaden brin— 
gen, ſondern eher Vortheile zuwenden würden. Auf Vor⸗ 
theile ſo ſchlimmer Art wie die Todeskämpfe der öſtreichi— 
ſchen Monarchie gegen den Aufruhr, habe Preußen ohnehin 
nie zählen dürfen und wollen, und könne es daher nur 
als einen Gewinn betrachten, daß jetzt auch der Schein 
wegfiele als benutze man die augenblicklichen Gefahren 
und Verwickelungen der öſtreichiſchen Regierung, um der— 
ſelben Zugeſtändniſſe abzufordern. In ſolchen Zeiten 
hätte der kaiſerliche Hof es ſelbſt mit ſeiner politiſchen 
Ehre, die mindeſtens eben ſo viel werth ſei als die poli— 
tiſche Klugheit, unvereinbar finden können, Zugeſtändniſſe 
zu machen, ſeine traditionellen Vorzüge zu opfern. Jetzt 
nach den Triumphen ſeiner Waffen in Ungarn, Sieben— 
bürgen und Italien, falle für Preußen jene Rückſicht, 
für Oſtreich jener Ehrenpunkt weg; beiden Theilen ſeien 
nun die Hände frei gegeben. Preußen könne unbeſchwer— 
ten Gewiſſens nunmehr vorgehen mit den weiteren Schrit— 
ten zu der wirklichen Belebung des deutſchen Bundesſtaates, 
Oſtreich mit unbefleckter Ehre bereitwillig die Hand bie— 
ten zu dem was im höheren Sinne durchaus nur ſein 
eigener wahrer Vortheil ſei. 

Wie gerne und freudig würde man ſich dieſer edlen 
Betrachtungsweiſe hingegeben haben, wenn ſie ſich nicht 
bald genug als durchweg auf irrigen Vorausſetzungen 
fußend ausgewieſen hätte. Schon die Formen, deren ſich 
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das öſtreichiſche Cabinet bei dem ſpärlichen Verkehr über 
dieſe hohe Sache mit Preußen bediente, zeigten einen merk— 
lichen Unterſchied gegen den ſchriftlichen und mündlichen 
Ton, welcher noch bei den Unionsverhandlungen im Mai 
des Jahres obgewaltet hatte. Aus der blos abwartenden 
Stellung wurde ſchrittweiſe eine vorgehende. Die Ein— 
wirkungen an den einzelnen deutſchen Höfen nahmen jetzt 
immer mehr den Charakter an, deſſen weitgreifende Er— 
folge das nächſte Jahr dann vollauf zu Tage gebracht hat. 

In jener Epoche der zweiten Hälfte des Jahres 1849 
mußten ſie ſich wenigſtens äußerlich auf die vier könig— 
lichen Höfe beſchränken und hier wiederum bei den Re— 
gierungen zuerſt hervortreten, welche ſich am unmittelbar— 
ſten dem Einfluſſe von Wien hinzugeben für angemeſſen 
gefunden hatten. 

Der Stellung, welche Baiern bei den Verhandlun— 
gen in Berlin angenommen hatte, iſt ſchon früher gedacht 
worden. Aus ſpäteren Eröffnungen dieſer Regierung an 
ihre Kammern geht hervor, daß Baiern im Juni in 
Wien darauf hingewirkt hatte, Oſtreich möge an dem 
einzuberufenden Reichstage theilnehmen, daß aber Oftreid) 
dieſes als unmöglich erklärt, ſelbſt wenn der Verfaſſungs⸗ 
entwurf vom 28ſten Mai abgeändert werde. Was Oſtreich 
ſtatt deſſen als ſeine Abſicht hinſtellte, darüber hatte es 
nähere Auskunft noch nicht gegeben, jedoch darauf hinge— 
deutet, daß zwar von dem beſtehenden Bundesrechte aus— 
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gegangen, aber auf eine Vereinfachung des Bundesorgans 
und eine Volks-Vertretung bei demſelben hingeſtrebt wer— 
den könne. Die baieriſche Regierung behielt ſich bei die— 
ſen Beſprechungen in Wien vor, ſich der Betheiligung an 
dem auszuſchreibenden Reichstage, auch ohne Oſtreich, 
nicht zu entziehen, immer aber unter der Vorausſetzung, 
daß der Verfaſſungsentwurf für den Bundesſtaat in ſei— 
nem Sinne abgeändert werde. 

Worin die verlangten Anderungen damals und ſpäter 
beſtanden, darüber blieb kein Zweifel. Es wäre vollkom— 
men überflüſſig alle anderen zur Sprache gekommenen 
Punkte irgend einer näheren Erwähnung zu unterziehen; 
das Ganze lief auf den einfachen Vorſatz hinaus, Preußen 
keine Stellung einzuräumen, die es eben ſo rechtlich über 
Baiern erhöbe, wie es factiſch nicht füglich zu läugnen 
war. Dies war der Ausgangs- und Schlußpunkt der 
Politik des baieriſchen Cabinets, das Mittel dazu die 
feſtgehaltene Forderung, daß die Neugeſtaltung Deutſch— 
lands Sſtreich gleichmäßig mit umfaſſen müſſe. Daß 
dann ein wahrer Bundesſtaat unmöglich ſei, iſt den welt— 
kundigen und wohlunterrichteten Leitern dieſer Politik 
ſchwerlich entgangen, aber auch denen unter ihnen, welchen 
die Gebrechen der bisherigen deutſchen Zuſtände vollkommen 
bekannt und ſicher nicht gleichgültig waren, erſchien deren 
Rückführung doch als das geringere Übel. Es iſt noth— 
wendig ſich die Geſchichte des baieriſchen Staates in den 
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letzten drei Jahrhunderten lebhaft zu vergegenwärtigen, 
um die hieraus erwachſene Auffaſſung der Gegenwart und 
die hieran geknüpften Ausſichten in die Zukunft nicht blos 
mit richtigem, ſondern auch mit billigem Verſtändniß zu 
würdigen. 

Die Berliner Verhandlungen hatten zur ſchlimmen 
Folge, daß in gereizter Rede und Gegenrede Baierns 
Beruf zur Vermittelung zwiſchen Sſtreich und Preußen 
von der einen Seite hervorgehoben, von der anderen eben 
ſo nachdrücklich zurückgewieſen wurde. Der von München 
aus geäußerten Beſorgniß eines factiſchen Bruches zwi— 
ſchen beiden Großmächten wurde von Berlin erwiedert, 
daß eine ſolche Gefahr nicht beſtehe, ſicher aber ſonſt durch 
den Dazwiſchentritt des baieriſchen Miniſteriums nicht 
abzuwenden ſein würde. Traurig, aber unvermeidlich, 
daß in großen Momenten auch die perſönlichen Miß— 
empfindungen und Verletzungen ihre Stelle finden und 
ihren Einfluß üben! 

Nach längerem Schweigen richtete Ende Auguſt die 
preußiſche Regierung an die baieriſche die Aufforderung, 
ſich über deren Verhältniß zu dem vorgelegten Verfaſſungs— 
entwurfe auszuſprechen. Die Antwort erfolgte den Sten 
September und lehnte den Beitritt unter den beiden Ge— 
ſichtspunkten ab, daß Baiern eine Verfaſſung nicht anzu- 
nehmen vermöge, welche Sſtreich nicht gleichmäßig um⸗ 
faſſe, und die Regierungsgewalt an Preußen übertrage. 
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Hinſichtlich anderer möglichen Formen des Bundesſtaates 
wurde auf die Schweiz und auf das vereinigte Nord— 
amerika hingewieſen und die Hoffnung ausgedrückt, daß 
Oſtreich jetzt nach wiederhergeſtellter Macht in kurzer Zeit . 
mit Vorſchlägen für die künftige Geſtaltung Deutſchlands 
hervortreten werde. | 

Die preußiſche Erwiederung (17ten September) be— 
klagt es daß Baiern keine Gründe gegen die preußiſchen 
Vorſchläge, ſondern nur Negationen vorgebracht habe. 
Wie Sſtreich einem Bundesſtaate mit gemeinſchaftlicher 
Geſetzgebung, welche auch Baiern nöthig erachte, ſich au— 
zuſchließen vermöge, hierüber fehle die Andeutung. Daß 
Preußen nach einer ausſchließlichen Regierungsgewalt 
nicht trachte, zeige jedes nähere Eingehen auf den Ver— 
faſſungsentwurf. Dieſer eben erwieſe, daß Preußen in 
dem was es für ſeine Vorſtandsſchaft in Anſpruch ge— 
nommen, nichts anderes als das nothwendigſte geſucht, 
dasjenige was das tiefe Bedürfniß und die lange Sehn— 
ſucht der Nation zu befriedigen, die oft ſchon von innen 
und außen ihr vorgehaltene Schmach von ihr zu nehmen, 
geeignet ſei. 

Hiermit ſchließen ſich die beſonderen Verhandlungen 
die mit Baiern gepflogen worden. Jedem der mit unge— 
trübtem Auge in die wirkliche Lage der Dinge blickte, 
konnte nicht verborgen bleiben, daß das Verhalten Baierns 
zu der deutſchen Sache von entſcheidender Wichtigkeit war, 


daß ein über alle, wenn auch noch jo natürlichen Gegen- 
wirkungen, über alle noch ſo empfindlichen Opfer hoch— 
herzig hinwegſchreitender Entſchluß dieſer Regierung, die 
„Nation zum Ziele ihrer Einigung geführt haben würde. 
Eben ſo deutlich aber mußten die Wirkungen des ent— 
gegengeſetzten Verfahrens einleuchten; das Zuſtandekom— 
men eines ganz Deutſchland umfaſſenden Gemeinweſens 
war nunmehr den günſtigen oder ungünſtigen Wechſel— 
fällen kommender Zeiten hingegeben. 

Die Württembergiſche Ablehnung erfolgte am 26ſten 
September. Sie beſchränkt ſich unter Hindeutung auf die 
Ausſchließung Oſtreichs durch die in dem preußiſchen Ver- 
faſſungsentwurfe enthaltene Löſung der Oberhauptsfrage, 
auszuſprechen, daß weil ihr nur die Alternative geſtellt 
ſei, ihren Beitritt entweder ſogleich zu erklären oder ihn 
abzulehnen, ſie ſich für letzteres entſcheiden müſſe. Aller— 
dings war es von dieſer rein ſachlich gehaltenen Ableh— 
nung noch weit bis zu den Invektiven, welche ſechs Mo— 
nate ſpäter der Regent des Landes bei der feierlichſten 
Veranlaſſung gegen Preußen ausſprach. Daß Deutſch— 
land ſeit den Märzereigniſſen nicht aufgehört habe „der 
Spielball der Partheiſucht und des Ehrgeizes“ zu fein, 
dieſer Ausdruck der Thronrede enthielt ſicher eine un— 
zweifelhafte Wahrheit. Ob der deutſche Einheitsſtaat wie 
man ihn in Berlin erkannt, ein Traumbild ſei, ob darin die 
Verwirrung und Spaltung der deutſchen Zuſtände liege, 


. a0 


ob es andere Zwecke als die angegebenen geweſen, welche 
das Bündniß vom 26ſten Mai ſtifteten, ja ob dort die 
hierbei thätigen „Leidenſchaften“ zu ſuchen, wird aller— 
dings einſt „die unpartheiiſche Geſchichte“ nicht verſchwei— 
gen! Daß aber dieſes ſo hart geſchmähte und verdächtigte 
Bündniß auf die „Volksſympathien“ keinen Anſpruch 
habe, hierüber wurden in großer Nähe, wo jene tief ver— 
letzenden Worte erſchallten, andere Stimmen vernommen. 
Die von tauſenden Württembergiſcher Männer beſuchte 
Verſammlung zu Plochingen hatte kurz nachher ausge— 
ſprochen, daß „keine andere Möglichkeit vorhanden ſei, 
eine wahre deutſche Einheit, den deutſchen Bundesſtaat, 
die Bedingung der Macht und der Ehre wie der Freiheit 
Deutſchlands und ganz beſonders der kleineren Staaten 
ins Leben zu führen, als der von Preußen vorgelegte Ver— 
faſſungsentwurf. Wenn ein großes, von mancher Seite 
das größte Gewicht gelegt werde auf die Beſchränkung 
der Souveränität Württembergs, ſo ſei es dagegen die 
feſtbegründete Überzeugung der Verſammelten, daß Würt— 
temberg als Kleinſtaat eine politiſche Selbſtſtändigkeit in 
höherem Sinne bisher nie gehabt habe noch künftig an— 
ſprechen könne, und daß die Zurückführung der Württem— 
bergiſchen Souveränität auf die ehrenhafte und ſtolze 
Stellung eines deutſchen Reichsfürſten mit Sitz und 
Stimme im Fürſten-Collegium, wenn überhaupt ein 
Opfer, gewiß nur ein ſolches ſei, deſſen wahre Vater— 


landsliebe ſich nicht weigern dürfe.“ Nicht Demokraten 
führten dieſe Sprache, ſondern ſolche Patrioten, die „aus 
der Erbitterung mit welcher die inneren und äußeren 
Feinde der deutſchen Einheit dem Plane des Bundes— 
ſtaates entgegenwirkten, den Sporn entnahmen mit Auf— 
bietung aller geſetzlichen Mittel das Mögliche zu retten, 
in unbefriedigender Gegenwart doch die dauernde Grund— 
lage einer beſſern Zukunft des Vaterlandes mit Überwin— 
dung und Selbſtverläugnung feſtzuſtellen.“ 

Die preußiſche Regierung durfte in dieſer bedeutungs— 
reichen Außerung des wahren Volksgeiſtes in Württem— 
berg immerhin eine präventive Repreſſalie gegen die ihr 
zugefügte Verletzung erblicken; ſie begnügte ſich den diplo— 
matiſchen Verkehr mit dem Stuttgarter Hofe abzubrechen. 

Als Dritter an Baiern und Württemberg ſchloß ſich 
die Landgräflich Heſſen-Homburgiſche Regierung an, die 
am 14ten September erklärte, „daß S. D. keine Ver— 
anlaſſung fände mit dem Anſchluſſe an einen ſolchen Ver— 
band auf Ihre Stellung als ſelbſtſtändiges Mitglied des 
deutſchen Bundes zu verzichten!“ 

Zunächſt hieran knüpfte ſich nun der offene Abfall 
des Hanövriſchen und des Sächſiſchen Hofes. Beide Re— 
gierungen waren, wenn auch in ungleichem Maaße, von 
Hauſe aus zwiſchen zwei Sorgen geſtellt geweſen: von 
dem Aufruhr umgeworfen oder von Preußen unterworfen 
zu werden. Die erſte Gefahr blieb hierbei allerdings 
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immer noch die verderblichere, und da fie im Mai des 
Jahres 1849 insbeſondere für Sachſen auch die wahr— 
ſcheinliche war, ſo hatte man ſich dem zweiten Übel un— 
terzogen. Nachdem nun aber, wie die ſächſiſche Regierung 
es aufrichtig genug ausſprach, „Oſtreich wieder in die 
Lage verſetzt worden war das volle Gewicht ſeiner Macht 
auch in Deutſchland fühlen zu laſſen“, und die Wahr— 
ſcheinlichkeit neuer Aufſtände in den Hintergrund trat, 
lag nichts näher als die eingegangenen Verpflichtungen 
wieder zu löſen und ſich den durch den Verfaſſungsentwurf 
vom 28ſten Mai angeſonnenen Opfern zu entziehen. 

Der dabei verfolgte Gang läßt ſich einfach auf den 
vitiöſen Cirkel zurückführen: Hanover und Sachſen ſchei— 
den aus dem Bundesſtaate, weil dieſer nicht ganz Deutſch— 
land umfaßt, und der Bundesſtaat gelangt nicht dazu 
ganz Deutſchland zu umfaſſen, weil Baiern und Württem— 
berg vollkommen wiſſen, daß Hanover und Sachſen aus— 
ſcheiden werden! 

In der äußeren Form ergriffen die beiden Regierun— 
gen den Anlaß, der durch den Entſchluß des Verwaltungs- 
Rathes zur Einberufung des Parlaments ſich darbot. 
Ihre Erklärungen (October 1849) gingen darauf hinaus, 
daß da es bisher nicht gelungen ſei, die ſüddeutſchen Re— 
gierungen zum Beitritt zu vermögen, nur die Bildung 
eines norddeutſchen und eines ſüddeutſchen Bundes in 
Ausſicht ſtehe. Dieſes ſei dem Zwecke des Bündniſſes 
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entgegen und bedrohe die innere und äußere Sicherheit 
Deutſchlands. Daher träten jetzt die früher erwähnten 
Vorbehalte, welche beide Regierungen ihrer Zuſtimmung 
zu den preußiſchen Vorſchlägen beigefügt, in Wirkſamkeit. 

Von Seiten der dem Bündniſſe treuen Regierungen 
wurde hiergegen mit allem Nachdruck angeführt, daß die 
Einberufung des Parlaments in keiner Weiſe als eine 
dem Zwecke des Bündniſſes entgegenlaufende Maaßregel 
anzuſehen ſei, da die auch von den beiden opponirenden 
Höfen miterlaſſene Denkſchrift ausdrücklich erkläre, daß 
der Reichstag aus den Vertretern derjenigen Lande be— 
ſtehen ſolle, die ſich dem verkündeten Verfaſſungs-Entwurfe 
in freiwilliger Übereinſtimmung anſchließen. Die Bedin— 
gung, daß ſämmtliche deutſche Regierungen zuvor bei— 
getreten ſeien, wäre daher in keiner Weiſe vorausgeſetzt 
worden, und die innere und äußere Sicherheit Deutſch— 
lands könne durch ein ſolches Vorgehen um ſo weniger 
in Hanover und Dresden gefährdet erſcheinen, als beide 
Höfe am 28ſten Mai ſelbſt vor ganz Deutſchland ausge— 
ſprochen hätten, daß der Abſchluß des Verfaſſungswerkes 
der Nation gewähre was ſie zu fordern habe und zur Noth— 
wendigkeit geworden ſei. Die hervorgehobenen Vorbehalte 
ſeien als völlig nichtig zu erachten, da ſie durch den In— 
halt der ſpäteren gemeinſchaftlichen Eröffnungen an die 
anderen deutſchen Regierungen aufgehoben würden; Preu— 
ßen, Hanover und Sachſen hätten ihre Genoſſen zum un— 
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bedingten Beitritt aufgefordert, ja ſogar denen, die da 
fragten, ob ihnen alles Material vorläge, protokollariſch 
mit Ja geantwortet. — Aber wenn auch ſelbſt jene viel— 
beſprochenen Vorbehalte die Bedingung begründeten, daß 
ſämmtliche deutſche Staaten dem Verfaſſungsentwurfe bei— 
träten, ſo ſchlöſſen ſie doch keinerlei Art von Zeitbeſtim— 
mung in ſich. Jene Vorausſetzung könne daher lediglich 
ſo verſtanden werden, daß wenn der Reichstag zuſammen— 
träte, ohne daß ihn die ſüddeutſchen Staaten beſchickten, 
mit dieſem Reichstage dann über die hieraus erwachſenden 
Modificationen der Verfaſſung verhandelt werden müſſe. 

Daß dieſe und noch weiter eindringende rechtliche 
und politiſche Gründe bei den Höfen von Hanover und 
Dresden keine Anderung ihrer ſchon länger vorbereiteten 
Handlungen bewirken würden, war vorauszuſehen. Beide 
Regierungen erklärten zwar an dem Bündniſſe vom 
26ſten Mai feſthalten aber keinen Theil an den ferneren 
Schritten zur Verwirklichung ſeiner Zwecke nehmen zu 
wollen; ſie zogen ihre Bevollmächtigten aus dem Ver— 
waltungsrathe zurück (October 1849). Erſt mehrere Mo— 
nate ſpäter (21ſten Februar 1850) ſagte ſich Hanover 
auch feierlich von dem Bündniſſe los, und veranlaßte 
hierdurch die preußiſche Regierung den amtlichen Verkehr 
mit jenem Staate gänzlich abzubrechen. Sachſen vermied 
bis zuletzt, es zu dieſem äußerlichen Argerniſſe kommen 
zu laſſen. 
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Wie das Verfahren des Hanövriſchen und Sächſiſchen 
Hofes zu betrachten ſei, hierüber konnte es kaum eine ver— 
ſchiedene Meinung geben. Deſto verſchiedener aber äußer— 
ten ſich dieſe über die Frage, welche Maaßregeln gegen 
einen ſolchen Hergang zu ergreifen ſeien, der an ſich ſchon 
überaus ſchädlich, zugleich noch als verlockendes Beiſpiel 
doppelt verderblich wirken mußte. Von dem Gedanken 
eines directen Zwanges zur Erfüllung der eingegangenen 
Verpflichtungen gingen diejenigen aus, die von dem Rechte 
der Bundesgenoſſen hierzu durchdrungen, keine der daraus 
erwachſenden Gefahren für ſo groß als die ſtrafloſe Ge— 
ſtattung eines ſolchen Abfalles hielten. Andere erachteten 
den Gebrauch der Gewalt bei dem in den letzten ſechs 
Monaten erwachſenen politiſchen Zuſtande für durchaus 
unzuläſſig, drangen jedoch auf die Anwendung indirecter 
Mittel, welche geeignet fein könnten, den abgefallenen Re⸗ 
gierungen die Folgen ihres Beginnens hinreichend fühl— 
bar zu machen, und denen, welche ihnen nachfolgen möch— 
ten, ein warnendes Beiſpiel vorzuhalten. Die preußiſche 
Regierung konnte, nach dem Standpunkt auf dem ſie ſich 
von Hauſe aus in dieſer großen Angelegenheit geſtellt 
hatte, weder zu dem einen noch zu dem andern greifen; 
fie blieb auch bei dieſem ſchlimmen Aunlaſſe ſtreng inner- 
halb der ſelbſt gezogenen Grenzen und leitete nur die 
vertragsmäßige Beſchwerde bei dem Schiedsgerichte des 
Bündniſſes ein! | 
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Dagegen aber konnte ſich Niemand verhehlen, daß 
nachdem Sſtreich eine entſchiedene feindſelige Stellung 
gegen Preußens deutſchen Weg eingenommen, nachdem 
Baiern und Württemberg den Beitritt abgelehnt, Hano— 
ver und Sachſen ſich ihm wieder entzogen hatten, ein 
Abſchnitt eingetreten ſei, der neue Erwägungen und dem 
entſprechende Entſchlüſſe erheiſche. Wie groß auch der 
Schmerz ſei über das Erlebte, der Kummer über die 
eigene und fremde Schuld dabei, er enthob nicht der Ver— 
pflichtung ſtets aufs Neue wiederum zu unterſuchen, was 
unter den gegebenen Umſtänden relativ beſtes zu thun ſei. 

Die Aufgabe war eine andere geworden, ja ſie hatte 
ſogar in der kurzen Zeit, ſeitdem im Mai an ihre Lö— 
ſung Hand angelegt worden, mehr als ein Stadium durch— 
laufen. Nach dem urſprünglichen Gedanken ſollte der 
engere und der weitere Bund in den Geſtalten des deut— 
ſchen Bundesſtaates und des deutſch-öſtreichiſchen Bünd— 
niſſes gleichzeitig ins Leben gerufen werden; die Weigerung 
des öſtreichiſchen Cabinets vereitelte dieſen heilſamſten 
Vorſatz. Da Sſtreich zugleich ausdrücklich darauf hin— 
wies, daß vor Bildung des deutſch-öſtreichiſchen Bundes 
zuvörderſt der eine dieſer Paciscenten abgeſchloſſen da⸗ 
ſtehen müſſe, ſo war um ſo mehr Anlaß gegeben, den Bau 
von Innen nach Außen zu verſuchen: zuerſt die deutſchen 
Staaten in dem engeren Bundesſtaate zu vereinigen, und 
für dieſen dann die Gemeinſchaft mit der öſtreichiſchen 
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Monarchie zu begründen. Auch dieſer Plan ſcheiterte in 
ſeiner Weſenheit, da die vier mittleren Königshöfe ſich 
von der Verfaſſung des 28ſten Mai ausſchloſſen. Nun 
erſchien es nicht mehr zuläſſig, den bisherigen weiteren 
Bund als das ſpätere anzuſehen, ſondern es blieb kein 
anderer Weg eröffnet, als von Außen nach Innen zu 
bauen: die Verhältniſſe des früheren deutſchen Bundes 
mindeſtens vorläufig zu ordnen, und innerhalb deſſelben 
den engeren Bund aus allen den Staaten aufzurichten, 
die es in ihrer Pflicht und in ihrem Nutzen erachteten, 
den übernommenen Verbindlichkeiten gegen ihre Genoſſen 
und gegen ihre eigene Angehörigen treu zu bleiben. 

Der erſte Schritt auf der Bahn, in welche ſich Preu— 
ßen jetzt gedrängt fand, war die Einſetzung einer provi— 
ſoriſchen Centralgewalt für den bisherigen deutſchen Bund. 
Die preußiſche Regierung hatte zu keiner Zeit in Abrede 
geſtellt, daß die Verträge durch welche die Glieder des 
deutſchen Bundes ſich gegeneinander verpflichtet, fortwäh— 
rend in rechtlicher Gültigkeit beſtanden; ſie hatte dieſes 
aus ihrer rechtlichen Überzeugung entſpringende Princip 
ſowohl in der Lehre als in der Anwendung ſelbſt in den 
Augenblicken mit Mund und That bekannt, wo ihr hier— 
aus heftige Vorwürfe von den Seiten her erwuchſen, die 
hierin ein Hinderniß für den gewünſchten Neubau er- 
blickten. Eben ſo beſtimmt aber hatte die preußiſche 
Regierung erklärt, daß ſie die frühere Verfaſſung des 
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Bundes, daß fie insbeſondere das Organ deſſelben: die 
Bundesverſammlung, durch die eigenen rechtskräftigen 
Handlungen als aufgelöſt und nicht mehr vorhanden be— 
trachte. Den in jenem Momente freilich noch nicht auf— 
tauchenden Gedanken, daß ſich die Bundesverſammlung durch 
ihre im vollgültigen Auftrage ihrer ſämmtlichen Commit— 
tenten erlaſſenen Erklärungen gewiſſermaßen nur vertagt 
habe, daß es daher unbenommen ſei, bei günftigeren 
äußeren Umſtänden wieder auf dieſe Form zurückzukom— 
men, einen ſolchen Gedanken wies die preußiſche Regie— 
rung eben ſo wie die allgemeine Stimme der Nation 
gänzlich von ſich. Hiernach waren der Auflöſung der 
Bundesverſammlung bis zu dieſem Momente nur Provi— 
ſorien gefolgt, und als ein ſolches war die am 12ten 
Juli 1848 eingeſetzte Centralgewalt des Reichsverweſers 
anzuſehen geweſen. Ja man konnte nicht ohne Grund 
behaupten, daß während der Periode der Thätigkeit dieſer 
Centralgewalt, der völkerrechtliche auf die ſouveräne Un— 
abhängigkeit ſeiner Glieder baſirte Bund von 1815 gar 
nicht mehr beſtanden habe, ſondern an ſeiner Stelle ein 
vorausgegriffenes Bild desjenigen Bundesſtaates, den man 
zu gründen eben unternahm. Immer aber mußte jeder 
rechtlichen ſowohl als jeder wahrhaft politiſchen Betrach— 
tung einleuchten, daß man nach dem Rücktritte der pro— 
viſoriſchen Centralgewalt nicht ohne Weiteres in die frü— 
here Geſtalt des Bundestages zurückkehren dürfe. Dieſer 
v. Radowitz Schriften. II. 14 
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Zeitpunkt, bei welchem über eine neue Bildung des Or— 
ganes für den bisherigen Bund Beſchluß gefaßt werden 
mußte, war aus begreiflichen Gründen ſeit mehreren Mo— 
naten hinausgeſchoben worden. Der Erzherzog Reichs— 
verweſer hatte zwar früher in richtiger Erkenntniß, daß 
ſein unter den ſchwierigſten Umſtänden verwaltetes Amt 
keiner ferneren Dauer mehr fähig ſei, ſich an die preußi— 
ſche Regierung mit dem Wunſche gewendet, ihn einer 
Stellung zu entheben, die vorher eben ſo wohlthätig für 
die deutſche Sache geweſen, als ſie ſpäter derſelben hin— 
derlich wurde. Dieſer einſichtsvolle Fürſt hatte dabei aus— 
drücklich hervorgehoben, daß der König ſich gefaßt machen 
möge, daß jeden Tag der Augenblick eintreten könne, wo 
der König die Leitung der deutſchen Angelegenheiten in 
die Hand nehmen müſſe. 

Niemand wird behaupten wollen, daß in den Mona- 
ten Februar bis Mai 1849 die Zuſtände Deutſchlands 
eine Anderung erfahren hätten, welche die Stellung des 
Reichsverweſers gekräftiget und geeigneter gemacht hätte 
den Aufruhr zu bändigen und geordnetere Verhältniſſe 
herbeizuführen. Als jedoch die preußiſche Regierung am 
23ſten Mai dem Erzherzog Reichsverweſer in aufrichtig— 
ſter Weiſe ausſprach, daß gegenwärtig der Moment ge— 
kommen ſei, ſeine unhaltbare Lage zu enden, wurde ihr 
die Antwort zu Theil, „daß S. K. H. keiner Macht der 
Erde das Recht zugeſtehe ihn von dem ihm anvertrauten 
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Poſten zu verdrängen.“ Der preußiſchen Regierung blieb 
bei dieſer dem Vorhergegangenen ſo wenig entſprechenden 
Antwort nur übrig, ihrerſeits beſtimmt zu erklären, daß 
ſie und die mit ihr verbündeten Staaten eine fernere 
amtliche Thätigkeit der bisherigen Centralgewalt nicht an— 
erkennten. Die Einſetzung derſelben durch den Beſchluß 
der Frankfurter National-Verſammlung vom 28ſten Juni 
1848 band die Ausübung der Gewalt des Reichsverweſers 
auf das beſtimmteſte an das Einverſtändniß mit dieſer 
Verſammlung: ihr war das Reichsminiſterium verant— 
wortlich. Der Beſchluß der Bundes-Verſammlung vom 
12ten Juli ſprach lediglich die Zuſtimmung der Regie— 
rungen zu jenem Acte der National-Verſammlung aus, 
ohne denſelben irgendwie zu alteriren. Mit dem Unter— 
gange der National-Verſammlung ſchwand daher die recht— 
liche Grundlage der proviſoriſchen Centralgewalt, die auch 
nicht wie die ſonſtige Bundes-Verſammlung den Regie⸗ 
rungen verantwortlich war, und daher eine unbeſchränkte 
Selbſtſtändigkeit dargeſtellt hätte, zu welcher ſie weder 
befugt noch befähigt erſchien. 

Dem weiteren Bunde mangelte daher jedes geſetz— 
liche Organ, und von dem Augenblicke an, wo die Re— 
conſtruction ſeiner Verfaſſung als nächſtes Bedürfniß gel— 
ten konnte, mußte auch ſofort zu deſſen Befriedigung ge— 
ſchritten werden. 

Die preußiſche Regierung, die, wie im Vorſtehenden 
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dargelegt, ſo lange den Abſchluß des engeren Bundes— 
ſtaates als erſtes Bedürfniß anerkannte, als die Hoffnung 
vorhanden war, ſämmtliche reindeutſche Staaten in den— 
ſelben zu vereinigen, war nun verpflichtet zu der Errich— 
tung einer neuen proviſoriſchen Central-Gewalt ımver- 
züglich die Hand zu bieten. 

Bei den Verhandlungen, welche hierüber zwiſchen den 
Cabineten von Berlin und Wien unter Vermittelung eines 
Beauftragten des Reichsminiſteriums in den Monaten 
Auguſt und September geführt wurden, fand darüber un- 
getheilte Einigung ſtatt, daß die neue Centralgewalt von 
Oſtreich und Preußen im Namen ſämmtlicher Bundes⸗ 
regierungen geführt und daß ihr dieſelben Zwecke ange— 
wieſen werden ſollten, welche früher dem Bundestage 
vorgezeichnet und von deſſen engerem Rathe gehandhabt 
worden waren. Jede der beiden Regierungen ſolle hierzu 
zwei Mitglieder entſenden, die ſich in die Geſchäfte thei— 
len, gemeinſchaftliche Beſchlüſſe faſſen und allein ihren 
Vollmachtgebern verantwortlich bleiben würden. Schwie— 
rigkeiten erwuchſen bei dieſen Verhandlungen nur aus 
denjenigen Punkten, welche mit den weiter reichenden 
Fragen verwandt waren. Preußen verlangte, daß in der 
betreffenden Übereinkunft beſonders hervorgehoben werde, 
ſowohl die Verfaſſungs- Angelegenheit des weiteren als 
auch die des engeren Bundes bleiben der freien Verein— 
barung der einzelnen Staaten überlaſſen; Oſtreich ſah 
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hierin ein indirectes Zugeſtändniß zu dem Berfaffungs- 
Entwurfe vom 28ſten Mai und verlangte genau umge— 
kehrt, daß eine allſeitige Zuſtimmung zu dem Verfaſſungs— 
werke überhaupt ausdrücklich vorbehalten werde. Beide 
Theile mußten von ihren entgegengeſetzten Forderungen 
abſtehen, und ſo geſchah jener allerdings nicht unmittelbar 
hieher gehörigen Frage keine Erwähnung. Eben ſo wenig 
konnte über den Vorſitz eine Einigung erzielt werden; 
weder der für Oſtreich in Anſpruch genommene, noch das 
von Preußen beantragte Alternat, kam zu Stande. Den 
Verſuch, den vier mittleren Königshöfen durch deren Be— 
zeichnung als ſtete Schiedsrichter eine bevorzugte Stellung 
zuzuwenden, gab Oſtreich auf; im Falle eines Diſſenſes 
im Schooße der neuen Central-Gewalt ſollten aus allen 
deutſchen Regierungen drei Schiedsrichter beſtellt werden. 


* 


In dieſer Geſtalt kam die Convention am 30ſten 


September 1849 zum Abſchluß; ihre Dauer war vor— 
läufig bis zum AIften Mai 1850 ausbedungen, fernere 
Verlängerung aber in Ausſicht geſtellt. Sie hat von 
zwei entgegengeſetzten Seiten Angriffe erfahren. In den 
mittleren deutſchen Staaten ſah man vielfach hierin eine 


Unterordnung unter die beiden Großmächte und einen 


Vorläufer zu ſpäterer definitiver Feſtſtellung des Dualis— 
mus in der Neugeſtaltung Deutſchlands. Das Neben- 
einanderſtehen beider Großmächte innerhalb des deutſchen 
Bundes wurde dort zwar als das natürlichſte und wirk— 
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ſamſte Mittel betrachtet, um jede derſelben von einer 
wirklichen Obergewalt über Deutſchlands Fürſtengeſchlech— 
ter fern zu halten, aber ihre Vereinigung zu gemeinſchaft— 
licher Leitung der deutſchen Angelegenheiten entſprach 
durchaus nicht dieſem Zwecke. 

Von einer ganz anderen Seite, von der Seite derer 
her, welche der deutſchen Einheit mit glühendem Eifer zu⸗ 
ſtrebten, kamen die umgekehrten Vorwürfe. Es lag nahe 
die Sorge zu hegen, daß der hierdurch gemachte Abſchnitt 
ein Fallſtrick für den engeren Bundesſtaat werden und 
deſſen Zuſtandekommen gefährden könne. Bei der Ge— 
ſinnung, welche die preußiſche Regierung in dieſen Ver— 
handlungen leitete, war eine ſolche Beſorgniß jedoch un— 
begründet; Preußen ſah ſich in der Interims-Commiſſion, 
die jedenfalls der ſchädlichen Zwiſchenſtellung der bisheri— 
gen Centralgewalt ein Ende machte, durchaus als den 
Vertreter des engeren Bundes an, beſaß alle Mittel um 
zu verhüten, daß die Action dieſer unerläßlichen Behörde 
dem großen Werke Hinderniß bereite, und konnte daher 
in deren Einſetzung nur eine Bürgſchaft gegen die Um— 
triebe in anderen Regionen, ein günſtiges Vorbild einer 
Neugeſtaltung des weiteren Bundes erblicken. In dieſem 
Sinne konnte ſie daher mit beſtem Gewiſſen die Beden— 
ken erledigen, welche hierüber in den preußiſchen Kammern 
zur Sprache kamen. 

Die interimiſtiſche Bundes-Commiſſion trat am 20ſten 


December ins Leben ſie hat, fo weit an ihr war, jene 
Vorausſetzungen gerechtfertigt. Den vortrefflichen Män— 
nern, welche der kaiſerliche Hof hierzu erkoren, wird ſtets 
als hohes Verdienſt anzurechnen ſein, daß ſie den Beweis 
geliefert, wie ſelbſt unter den ſchwierigſten und gereizteſten 
Zuſtänden der redliche Wille und die volle Ehrenhaftig— 
keit ihren Weg zu finden wiſſen. Wie zerriſſen auch die 
Zeiten, wie weit auch die Verwirrung der Begriffe und 
der Worte gediehen ſeien, immer wird ſich ſelbſt bei den 
verſchiedenſten Ausgangspunkten eine wahre Gemeinſchaft 
da gewinnen laſſen, wo beide Theile ſich in gegenſeitiger 
Gerechtigkeit und Wahrhaftigheit begegnen. 

Während alſo von Frankfurt in jenem Zeitabſchnitte 
ſicher keine Störung einer ruhigen und gedeihlichen Ent— 
wickelung der deutſchen Verhältniſſe ausgegangen iſt, die 
Ehre und der Nutzen des gemeinſamen Vaterlandes viel— 
mehr ernſt gewahrt wurden, wo ſich hierzu der Anlaß 
bot, entwickelte die öſtreichiſche Politik eine um ſo größere 
und folgenreichere Thätigkeit bei den Höfen und Regierun— 
gen innerhalb und außerhalb der deutſchen Grenzen. 

Die Stellung der auswärtigen Cabinete zu der deut— 
ſchen Frage iſt leider von ſo unermeßlichem Einfluß ge— 
weſen, daß ſie einer näheren Hinweiſung bedarf. 

Die Möglichkeit der Einmiſchung des Auslands in 
die inneren Angelegenheiten der deutſchen Nation beruht 
lediglich auf ihrer Theilung in eine Anzahl unabhängiger, 
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keiner höheren Einheit unterworfenen Staaten, deren jeder 
die Befugniß in Anſpruch genommen hat, ſeine partiku— 
laren Intereſſen auch in dieſer Weiſe zu fördern. Die 
beiden großen deutſchen Mächte wurden vorkommenden 
Falles Alliirte, die mittleren ſtets bereite Heerde für die 
Umtriebe und Gelüſte der auswärtigen Politik. Seit dem 
30jährigen Kriege iſt jedes Blatt der deutſchen Geſchichte 
mit dieſem ſchmachvollſten Makel bezeichnet; was bei an— 
deren Völkern vereinzelte und gebrandmarkte Ausnahme 
blieb, wurde bei uns zur Regel. 

Auch in der gewaltigen Kriſe, von der hier gehan— 
delt wird, iſt dieſe Erbſünde, wenn auch in etwas heim— 
licheren Geſtalten, nur zu wirkſam geworden; fie allein 
hat den fremden Cabineten den Anlaß und die Vorwände 
zu der Drohung mit den quaſilegalen Interventionen ge— 
liefert. Was hierbei aus den Berechtigungen der Ga— 
ranten der Verträge von 1815 abgeleitet werden ſollte, 
bedarf keiner ernſtlichen Erörterung; ſchon der Blick auf 
das ſeit jenen Acten Geſcheheue, die Erinnerung an Bel— 
gien, die Schweiz, Krakau, und vor Allem an die fran— 
zöſiſchen Umwälzungen ſelbſt, reicht hin um zu würdigen 
was jene Garantien jetzt noch zu bedeuten haben. Fand 
doch ſelbſt der Bundestag Kraft genug um dergleichen 
Anmuthungen zurückzuweiſen, als ſie im Jahre 1834 von 
England und Frankreich gegen die Beſetzung von Frank— 
furt erhoben wurden. 
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Aber dieſelben Einmiſchungen werden in dem Augen— 
blicke erfolgreich, wo es ſich darum handelt, daß die bei— 
den im Bunde begriffenen Großmächte ihre Differenzen 
unter ſich auszutragen unternehmen. Hier nun tritt für 
die in Rede ſtehenden Fragen die Thatſache hervor, daß 
drei Jahre hindurch alle' diejenigen Kräfte im Auslande 
entfeſſelt und thätig waren, welche für Oſtreichs Intereſſe 
eintraten, alle diejenigen hingegen gefeſſelt oder todt, welche 
darauf angewieſen geweſen wären, für Preußen ein— 
zuſtehen. 

Als allgemein wirkſame Urſache dieſer ungleichen 
Vertheilung des Intereſſes im Auslande, muß allerdings 
eine traditionelle Abneigung gegen die Einigung Deutſch— 
lands, gegen die Aufrichtung eines wahren Gemeinweſens 
für eine Nation und ein Land angeſehen werden, das ſo 
lange ſchon den Boden dargeboten, auf welchem die euro— 
päiſchen Mächte ihre Vortheile verfolgten oder ihre Zwiſte 
ausfochten. Dieſer begreifliche wenn auch wenig lobens— 
werthe Inſtinct beſeelte die Cabinete und die Maſſen, 
ſeitdem der Ruf nach deutſcher Einheit wieder erſcholl; 
mit größerer oder geringerer Aufrichtigkeit ſtellten ſie da— 
bei die Verträge von 1815 und den Ehrgeiz Preußens 
voran. Den Ehrgeiz Preußens! — 

Zu dieſen allgemeinſten Motiven traten bei den ein— 
zelnen Cabineten noch die beſonderen Rückſichten hinzu. 

Für Rußlands Verfahren giebt das Syſtem des 
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Kaiſers die einfachſten und klarſten Aufſchlüſſe. Es iſt 
identiſch mit der Miſſion das göttliche Recht der unbe— 
ſchränkten Herrſchergewalt aufrecht zu halten, da wo es 
von den Forderungen des „Zeitgeiſtes« gefährdet oder 
verdunkelt worden, und es wieder aufzurichten, wo es in 
den Stürmen der Revolution erlegen iſt. Wenn auch der 
Hinblick auf die realen Zuſtände ſeiner eigenen Staaten 
und die Erfahrungen in Polen dem Kaiſer Nicolaus 
hierzu den nächſten Anlaß gegeben, und es erklären, wie 
der Gedanke an ein geſundes und berechtigtes Staats— 
leben bei anderen Völkern, gleich fern von der unbe— 
ſchränkten Gewalt von oben, wie von der ungebändigten 
Zügelloſigkeit von unten, ſo vollkommen in ihm erlöſchen 
konnte, ſo bleibt jenem Gedankengange doch das Verdienſt 
großartiger Conſequenz und einer Reinheit der Abſichten, 
die ſich bei keiner Gelegenheit verläugnet hat. Wie ſchwer 
man daher auch die Laſt fühlen möge, welche eine ſolche 
Auffaſſung des europäiſchen politiſchen Lebens, und zwar 
eine ſiegreiche, auf die Gegenwart gelegt hat, das iſt ſtets 
vor Augen zu halten, daß die Hegemonie Rußlands nicht 
die eines Cabinets, ſondern die eines Princips ge- 
worden iſt. 

Während des Laufes der Verhandlungen über die 
deutſche Frage haben die Außerungen der ruſſiſchen Re— 
gierung im Einzelnen mehrfach gewechſelt, theis durch den 
Gang der Dinge ſelbſt veranlaßt, theils mit der Abſicht 
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keinen der beiden ftreitenden Theile zu einer irrigen Sicher— 
heit gelangen zu laſſen. Zu entſchiedenen Kriegsdrohun— 
gen fand ſich, mit einer einzigen nicht auf die reindeutſche 
Frage bezüglichen Ausnahme, der Kaiſer nicht gedrungen; 
er beſchränkte ſich auf wiederholte Abmahnungen, gewährte 
den Handlungen Oſtreichs, inſoweit fie gegen die Bildung 
des engeren Bundesſtaates gerichtet waren, ſeine mora— 
liſche Unterſtützung und verhieß ſeinen ſtets bereiten Schutz 
für die öſtreichiſchen Lande, wenn dieſe in Folge eines 
durch jene Politik herbeigeführten gewaltſamen Zuſammen— 
ſtoßes mit Preußen, wieder durch innere Bewegungen 
heimgeſucht werden ſollten. Erſt dann wenn der Kampf 
bis zu völligem Übergewichte eines der beiden ſtreitenden 
Theile gediehe, wäre Rußland faktiſch eingeſchritten, aber 
zu Gunſten des Unterliegenden und mit dem Zwecke ihn 
vor dem Schlimmſten zu ſchützen. Daß Sſtreich unter- 
liege, konnte der Kaiſer im Intereſſe ſeines Syſtems nicht 
zugeben, daß Preußen in ſeiner Weſenheit zum Opfer 
falle, nicht im Intereſſe der ruſſiſchen Weltlage, und we— 
gen der tiefbegründeten Pietät gegen dieſes Land, ſein 
Heer und ſein Fürſtengeſchlecht. 

Frankreich, das kriegsmächtige, zur Betheiligung 
an allen auswärtigen Zwiſten ſonſt nur zu ſehr geneigte, 
war ſeit dem Februar 1848 an Händen und Füßen ge— 
bunden. Die Partheiungen, die dieſes unglücksſchwangere 
Land ſeit 1815 zerriſſen, ſtanden ſich in ſchrankenloſer 
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Ungebundenheit gegenüber und verdammten Frankreich zu 
völliger Ohnmacht. Damals (Ende 1849) lag das par— 
lamentariſche Übergewicht in den Händen der Conſerva⸗ 
tiven, und dieſe lebten dort wie anderswo, in der ſonder— 
baren Täuſchung, daß die Ziele und Mittel des öſtreichi⸗ 
ſchen Cabinets in Deutſchland „der guten Sache«, die 
Anſtrengungen Preußens hingegen der Revolution zu Gute 
kommen würden. Neben der doctrinären Vorliebe ſtand 
aber die durch Preußens Einheitspläne gefährdete Unab— 
hängigkeit der deutſchen Mittelſtaaten, in welcher die fran— 
zöſiſchen Staatsmänner auf hundertjährige Tradition ge— 
ſtützt, „un des points les mieux etablis de la politique 
exterieure” erblickten. Dieſe naive Offenbarung floß da— 
mals aus dem Herzen des einflußreichſten Organes der 
franzöſiſchen Preſſe! 

Jene verhängnißvolle Nation hat ſeitdem innere Er— 
fahrungen gemacht, die dem Einen oder Anderen unter 
den damaligen conſervativen Gegnern Preußens auch über 
die Dinge jenſeits des Rheins deutlichere Vorſtellungen 
zugeführt, und ihnen vielleicht über den inneren Zuſammen⸗ 
hang und die Zwecke des politiſchen Syſtems die Augen 
geöffnet haben, welchem ſie ſo lebhaft den allgemeinen 
Sieg wünſchten! 

Von höherer Bedeutung noch iſt die Stellung, welche 
England zu der deutſchen Frage eingenommen hat, aber 
in demſelben Maaße ſchwer zu verſtehen und ſchwer zu 
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rechtfertigen. Wie hat es geſchehen können, daß in dieſem 
Lande Jahre hindurch, eine in den mannigfaltigſten und 
weiteſten Kreiſen heimiſche Abneigung gegen Preußen und 
ſeinen deutſchen Weg obgewaltet hat? 

Was mußte jedem Engländer, ſelbſt demjenigen, der 
ohne zur Staatsleitung berufen zu ſein, nur einige Kennt— 
niß von den wirklichen Hergängen erworben hatte, näher 
liegen als folgende Betrachtung: Wenn bei dem politi— 
ſchen oder militäriſchen Kampfe in Deutſchland Preußen 
unterliegt, ſo folgt daraus die zweifelloſe Obergewalt 
Oſtreichs. Hieraus ferner der Sieg der Reaction und 
daher die Gefährdung des conſtitutionellen Princips in 
dem wichtigſten europäiſchen Lande, und zwar ſowohl in 
deſſen Geſammtverfaſſung als in den Verfaſſungen der 
Einzelnſtaaten. Einen ſolchen Ausgang muß England 
als entſchieden ſchädlich für ſich betrachten, da er: 

die Hegemonie Rußlands bis an den Rhein aus— 
dehnt; 

die natürlichſten Bundesgenoſſen Englands niederwirft; 

die Stellung Englands zu dem Continente iſolirt; 

in dem conſtitutionellen Principe auch das Lebensprincip 
der engliſchen Nation antaſtet; 

den Eintritt der öſtreichiſchen Geſammtmonarchie in die 
deutſchen Zoll- und Handelsverbände als nächſte 

Forderung hervorrufen muß; 

alles dieſes überhaupt nur den Keim neuer Umwälzun— 
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gen in den Boden der europäiſchen Central-Lande 
ausſtreuet, demnach in vielleicht naher Zukunft neue 
europäiſche Gefahren vorbereitet. 

Hieraus mußte ſich für jeden verſtändigen engliſchen 
Politiker, der von dem heutigen Tage hinweg auf den 
nächſten zu ſehen vermochte, die Folgerung ergeben, daß 
es dahin nicht kommen dürfe, und daß England ſich da— 
her nicht auf die Linie einer leeren Neutralität beſchrän— 
ken, ſondern entſchieden auf Preußens Seite ſtellen müſſe. 
Dadurch eben wurde jener Ausgang vermieden und die 
Gefahr eines Continental-Krieges nicht geſteigert, ſondern 
verringert, ja gänzlich gehoben. Daß eben durch dieſes 
Verfahren England einen wohlberechtigten Einfluß auf die 
Politik der preußiſchen Regierung ſich ſicherte, leuchtet ein. 
Tadelte der engliſche Staatsmann an dem Gange Preu— 
ßens manches als ſchwankend und unverläſſig, ſo mußte 
er die Urſache davon eben in deſſen völliger Iſolirung 
ſehen und das Heilmittel da ſuchen, wo es wirklich lag! 

Welches ſind nun die Triebfedern geweſen, die mit 
geringer Ausnahme faſt in allen engliſchen Partheien die 
Mehrzahl den Feinden Preußens zuführte? Im Allge— 
meinen die ſchon erwähnte Abneigung gegen die Einigung 
Deutſchlands, die bei der Geſchäftswelt mit einer dunklen 
Idee zuſammenfiel, daß daraus für den engliſchen Handel 
Schaden erwachſen könne, bei den Politikern hingegen als 
Antipathie gegen ein Ziel hervortrat, das ihnen als phan— 


taſtiſche Romantik erſchien. Sprach es nicht einer der 
hochgeſtellteſten Vertreter der engliſchen Politik in einem 
ſehr bedeutenden Momente deutlich genug aus: „Every 
wish that Germany should be strong and united, but 
union, federative state, nationality, parliament, are non- 
sense.“ Hätte der erfahrene Staatsmann nur gleich die 
Fingerzeige hinzugefügt, wie die Stärke und Einheit 
Deutſchlands ohne jene geringgeſchätzten Vorbedingungen 
zu erreichen ſtehe! 

Neben ſolchen unbeſtimmten Antipathien ſtand die 
unter den Tory's mit Einſchluß der Peeliten eingewur— 
zelte Meinung: ihre eigene politiſche Farbe werde in 
Wien und Petersburg getragen, in Berlin hingegen an— 
getaſtet; es zieme ſich alſo in dem deutſchen Kampfe 
Oſtreich zu begünſtigen, Preußen zu hindern. Es ge— 
hörte freilich die faſt unbegreifliche Unkenntniß der deut— 
ſchen Verhältniſſe dazu, um eine ſolche Verwirrung der 
Begriffe zu erklären; dieſelben Männer, welche damals 
Oſtreich prieſen, Preußen ſchmähten, würden mit ihrem 
nach engliſchem Maaßſtabe allerdings hochconſervativen 
politiſchen Bekenntniſſe, nach Berlin verpflanzt, auf der 
äußerſten Linken beider Kammern ſitzen, nach Wien aber, 
unfehlbar in irgend einer Feſtung Zeit und Gelegenheit 
erhalten über das Verhältniß ihrer politiſchen Begriffe zu 
denen des Continents reiflich nachzudenken! Zu jener Zeit 
aber galt ihnen die Genoſſenſchaft mit den Gegnern der 
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deutſchen Sache als nothwendiger Theil ihres Programmes 
und es hat ſchlagender Erfahrungen und des 2ten De— 
cembers 1851 bedurft ehe das Hauptorgan des engliſchen 
Conſervatismus dahin gelangte anzuerkennen: „es iſt 
kaum zu bezweifeln, daß die neulichen Maaßregeln des 
Präſidenten die vollkommne Billigung jener mächtigen 
Verbindung abſoluter Regierungen gefunden haben, welche 
ſich jetzt von Petersburg bis zum Rheine, der Donau und 
Neapel ausdehnt. Die Vernichtung des conſtitutionellen 
Rechts, das Übergewicht der Militärherrſchaft iſt ganz im 
Einklange mit den Doctrinen, die jetzt in einem großen 
Theile des Continents Geltung haben. Lord Palmer— 
ſton iſt zu verſtändig um nicht zu erkennen, daß eine po— 
litiſche Combination zwiſchen Frankreich und den anderen 
Militärſtaaten ein Ereigniß von ernſtem Einfluße auf 
die Ruhe und Sicherheit Britanniens fein würde “. Das 
iſt alſo jetzt die Sprache der Parthei in England, die es 
mehr als etwas anderes verſchuldet, daß die öffentliche 
Meinung des engliſchen Volkes irre geleitet und die engli— 
ſche Regierung gedrängt wurde ſich in der großen Kriſe 
gegen Preußens deutſchen Beruf zu erheben, hierdurch 
aber recht eigentlich die ruſſiſch-öſtreichiſche Herrſchaft be— 
gründet hat, über welche ſie jetzt klagt! 

Würde aber auch Jemand damals verſucht haben, 
die hier obwaltenden Mißverſtändniſſe aufzuklären und 
über die wahren Abſichten Preußens richtigere Anſichten 
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zu verbreiten, ſo hätte ihm ganz England entgegengerufen: 
was bedarf es weiterer Beweiſe für die Prussian ambition, 
hierzu genügt ein Wort: Schleswig! Dieſe irrſinnige 
Verblendung, die ein edles, verſtändiges, ehrliebendes und 
gerechtes Volk erfaßt hatte, bedarf zwar für den deutſchen 
Leſer keine Widerlegung, aber dennoch erheiſcht der lei— 
densvolle Gegenſtand derſelben, da er einen unberechen— 
baren Einfluß auf die Schickſale der deutſchen Sache aus— 
geübt hat, eine etwas nähere Beleuchtung. 

Was die Frage über die künftigen Geſchicke der Her— 
zogthümer für Deutſchland und für Preußen bedeutete, 
und ſtets bedeuten wird, iſt bereits früher berührt wor— 
den. Hier traf der höchſte äußere Nutzen mit den höch— 
ſten Geboten der Ehre und des National-Gefühles voll— 
kommen zuſammen. Es war gleichſam die Prüfung ob 
der erwachende Gemeinſinn des deutſchen Volkes ein ächter 
und ein nachhaltiger ſei. 

Aber der Rechtspunct, ſtand dieſer nicht auch den 
theuerſten Wünſchen, den wohlbegründeteſten Anforderun— 
gen an deutſche Ehre und Vaterlandsliebe entgegen? — 
Zwei Gegenſtände ſind hier von vorneherein zu unter— 
ſcheiden. 

Die däniſchen Gelüſte nach Einverleibung der beiden 
Herzogthümer in den Geſammtſtaat, oder auch nach der 
Trennung der Schleswigſchen Lande von Holſtein, ſind 
revolutionären Urſprungs, revolutionärer Natur und durch- 
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aus widerrechtlich. Ungeachtet der beklagenswerthen In— 

competenzgewohnheiten des früheren Bundestages läßt 
hierüber ſchon der Beſchluß vom 17ten September 1846 
keinen Zweifel und die daraus erwachſenen Auseinander— 
ſetzungen mit dem däniſchen Bundestaggeſandten ſtellen 
in volles Licht wie der Bund zu jener Zeit auch ſeine 
Verpflichtung zum Schutze der Rechte Holſteins an Schles— 
wig betrachtete. b 
Ganz geſondert hiervon iſt die durch die Frankfurter 
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Nationalverſammlung angeſprochene und thatſächlich an— 
gebahnte Vereinigung Schleswigs mit dem deutſchen Bunde. 
Ein ſolches Unternehmen hatte das beſtehende Recht durch— 
aus gegen ſich; es konnte nur die Frucht eines aus gro— 
ßen Siegen hervorgegangenen Friedensſchluſſes werden. 
In der augenblicklichen Lage der Dinge war es nicht 
durchzuführen, da ſich ganz Europa dagegen ſchaarte, theils 
aus Abneigung gegen Deutſchlands Vergrößerung, theils 
aus Sorge vor Dänemarks Verfall und dem hieraus er— 
wachſenden Gedanken einer Neubildung des ſkandinavi— 
ſchen Nordens. Welches Glück wenn die ganze Frage 
über die Geſchicke der Herzogthümer erſt zur Sprache 
gekommen wäre, nachdem Deutſchlands innere Zuſtände be— 
feſtigt waren! Der wirkliche Hergang, die Verſchmelzung 
der Schleswig-Holſteinſchen Sache mit der allgemeinen 
deutſchen, iſt für den einen wie für den anderen Theil in 
einem ganz unberechenbaren Grade verderblich geworden. 
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In der Mitte des Jahres 1848 waren beide Theile, 
die Herzogthümer und Dänemark, eigentlich bei der Über— 
zeugung angelangt, daß auf die vorhergegangenen Zuſtände 
nicht zurückgegangen werden könne, ſondern eine neue Form 
für das Verhältniß derſelben gefunden werden müſſe. Als 
eine ſolche bot ſich die Trennung Schleswigs nach den 
nationalen Beſtandtheilen dar, ſo daß das nördliche mit 
Dänemark, das ſüdliche mit Holſtein integral vereinigt 
würde. In jenem Zeitmomente war für eine ſolche Lö— 
ſung wirklich Ausſicht vorhanden, da das engliſche Cabinet 
ſich zu derſelben hinneigte, und eine ſtarke Parthei in 
Dänemark ſelbſt hierin den Ausdruck ihrer eigentlichen 
Wünſche fand. Daran hätte ſich dann im ſpäteren Ver— 
laufe, bei eingetretener Trennung durch die verſchiedenen 
Erbfolgeordnungen, naturgemäß für Dänemark die Hin— 
neigung zu der Verwirklichung des ſkandinaviſchen Ein— 
heitsgedankens geknüpft; wir können nicht umhin vom 
deutſchen Standpunkte aus, in der Bildung eines aus 
Schweden, Norwegen und Dänemark zuſammenwachſenden 
Geſammtſtaates überwiegende Vortheile zu erblicken. Es 
iſt hier nicht der Ort dieſes Problem der Zukunft zu 
erörtern; es wird ſeine Stelle finden wenn die Zeit ge— 
kommen iſt. 

Daß es damals nicht zum Abſchluſſe auf Grund 
einer nationalen Scheidung Schleswigs kam, hat ſeine 
weſentlichen Urſachen in den freilich ſehr natürlichen Em— 
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pfindungen der Herzogthümer ſelbſt, und in deren Rück— 
wirkung auf die Stimmung in Deutſchland. 

Der Kampf begann 1849 auf's Neue; mit ungeheu- 
ren Opfern von Seiten der Herzogthümer und der be— 
treffenden deutſchen Staaten wurde nur Geringes erzielt. 
Jetzt wäre das Erringen einer nach beiden Seiten hin 
ſelbſtſtändigen und verbürgten Stellung für das ungetrennte 
Herzogthum Schleswig, das einzig Erreichbare geweſen. 
Wenn die Erbfolge hierbei ganz unberührt blieb, ſo trugen 
alle ſolche Einrichtungen nur den Character eines Tran— 
ſitoriums, und vergaben der Zukunft, der Wiedervereinigung 
beider deutſchen Lande nichts. Aber auch dieſer Moment 
ging ungenutzt vorüber. Wer will den Stab brechen 
über diejenigen, die hierzu Veranlaſſung gegeben, wer 
überhaupt nur Einzelne ausmitteln und verantwortlich 
machen, wo die allgemeine Strömung mit fortzieht, und 
die Bitterkeit am höchſten ſteigt, eben wenn bei unver⸗ 
dienten Leiden die peinlichen Enttäuſchungen ſich häufen! 
Aber die Sibylle zog wiederum ein Buch zurück, und ver— 
langte für den verbleibenden Reſt den doppelten Preis! 2 

Die verderbliche Rückwirkung auf die deutſchen An— 
gelegenheiten wurde erdrückend; die Gegner wußten die 
Verwickelung in welche Preußen durch ſeine Stellung zur 
Schleswig-Holſteinſchen Sache verſtrickt war, in vollem 
Maaße zu nutzen. Von Rußland drohte das Nußerſte, 
in den engliſchen und franzöſiſchen Cabineten galt alles 
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dieſes als vollgültiger Beweis für Sſtreich und gegen 
Preußen. Preußen ſchloß den Frieden von 1850, um 
nicht ſelbſt zu Grunde zu gehen. Was weiter geſchehen, 
gehört nicht in den Kreis dieſer Betrachtungen, nicht die 
Londoner Protokolle, nicht der letzte Verſuch Preußens 
die Kämpfenden faktiſch durch einen Waffenſtillſtand zu 
trennen und ihre Sache durch unpartheiiſchen Spruch zu 
ſchlichten, nicht die ſchließliche Hingabe an den ruſſiſch— 
öſtreichiſchen Willen, nicht die „Pacification , noch die 
weiteren Hergänge, für deren Character es ſchwer ſein 
müßte den angemeſſenen Ausdruck zu finden. Die Zu— 
kunft der Herzogthümer, dieſes theuren unſchätzbaren Glie— 
des am Leibe der Nation, ruht jetzt nur noch auf der 
Succeſſionsfrage, auf der Frage ob dieſe deutſchen Lande 
für immer die Anhängſel eines fremden Staates und 
eines fremden Volkes bleiben ſollen, von dem ſie jetzt 
durch tiefere Klüfte geſchieden ſind als je. 

Auch dieſe neigt ſich bereits zum beklagenswertheſten 
Ende, auch hierin wird deutſches Recht und deutſches 
Weltintereſſe wieder dem böſen Willen der Einen, der 
Hülfloſigkeit der Anderen zum Opfer fallen. Die einfache 
Betrachtung der obwaltenden Rechtsverhältniſſe im Großen 
und Ganzen konnte nur zu dem Schluſſe führen, daß 
beim Ausſterben des Mannesſtammes in der älteren kö— 
niglichen Linie, Holſtein der jüngeren Linie anheimfalle 
und Schleswig derſelben Succeſſionsordnung folgen müſſe. 
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Aber das Irrgewinde der Einzelnbeſtimmungen, welche 
in dieſen beiden bedrängten Landen Berückſichtigung for— 
dern, haben zu noch ſpecielleren Unterſuchungen hinge— 
nöthigt. Nach dieſen darf von keinem Staate Schleswig- 
Holſtein, ſondern nur von einem Aggregate von Territo— 
rien die Rede ſein. Die jüngere Königliche Linie, das 
Auguſtenburger Haus, iſt hiernach zur Succeſſion in ganz 
Holſtein, mit Ausnahme der Grafſchaft Ranzau, und in 
den allezeit Königlichen Antheil von Schleswig berufen. 
Jenes kleine Land in Holſtein, und der ehemals Got— 
torfiſche Antheil an Schleswig, fällt an die däniſche 
Weiberlinie. 

Es iſt allerdings traurig aber begreiflich, wenn die 
politiſchen Intereſſen und die nationalen Neigungen und 
Abneigungen auch bei der reinen Rechtsfrage das ge— 
wünſchte Reſultat als Endpunkt vorweg annehmen und 
hierzu die Vorderſätze ſuchen. Unbegreiflich aber muß es 
bleiben, wenn deutſche Gelehrte, wohl unbewußt, daſſelbe 
Verfahren für das däniſche Intereſſe in Anwendung brin— 
gen. Wir haben unlängſt geſehen, wie hieraus die Theorie 
hervorgegangen, daß ſelbſt in Holſtein das deutſche Haus 
der Auguſtenburger ohne Erbanſprüche ſei, weil es die 
aus dem Lehnsverhältniſſe fließenden Rechte, theils nicht 
rechtzeitig gewahrt, theils gar nicht beſeſſen, theils abge— 
treten habe. Aber ſelbſt wenn dieſe Rechte nicht anzu— 
taften wären, jo würde nach jener Lehre das genannte 
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Haus fie nicht auszuüben vermögen, da ſämmtlichen Agna— 
ten der jüngeren königlichen Linie die Ebenbürtigkeit 
mangeln. Schlimme Argumente in einer ſchlimmen Sache! 
Die Scheingründe, welche aus dem Lehnsverhältniſſe ge— 
zogen ſind, zerrinnen bei jeder näheren und wahrhaft un— 
partheiiſchen Prüfung, und die aus der Ebenbürtigkeit 
hergenommenen ſchlagen faſt in einen Scherz um, bei 
einem Regentenhauſe, in welchem ſeit mehr als einem 
Jahrhunderte die Ehen mit fürſtlichen Perſonen faſt als 
Ausnahme, die Ehen mit adlichen Frauen hingegen als 
eine nie und von keiner Seite angefochtene Gewohnheit 
daſtehen. Und dieſes ſind die, aus den dunkelſten und 
beſtrittenſten Theilen des formalen Privatfürſtenrechtes 
hergenommenen Waffen, durch welche Wohl und Weh, 
Gegenwart und Zukunft zweier deutſchen Lande beſtimmt 
werden ſollen! 

So alſo iſt es gekommen, daß in den Zeiten, wo 
die Schickſale der deutſchen Nation vielleicht auf lange 
hinaus entſchieden wurden, alle Kräfte gegen Preußen 
frei, alle Kräfte für Preußen gebunden waren. Nur ein 
großes politiſches Ereigniß, ein ſolches das die Gegen— 
ſätze der europäiſchen Politik auf den Schauplatz rief, 
hätte hierin eine Anderung bewirken können, und dieſes 
trat nicht ein. 

Wie konnte es ausbleiben, daß die Anſtrengungen 
der Gegner Preußens die nach allen Seiten mit großer 


20 232 » 


Thätigkeit und Ausdauer offen und geheim ihr Ziel ver- 
folgten, auch in Deutſchland ſelbſt immer mehr Beten 
gewannen! Die erreichten Erfolge an den Höfen von 
Caſſel, Darmſtadt, Strelitz und Bückeburg traten am 
offenſten hervor, aber auch in weiteren Kreiſen, wenn 
auch in ungleichem Maaße, machten ſich die Wirkungen 
fühlbar. Die Miniſter, welche ſich als dem deutſchen 
Einigungsſtreben und daher auch Preußens Wege zuge— 
than gezeigt, wurden entfernt; bei den Männern, die an 
ihre Stelle traten, konnte über Geiſt und Abſicht kein 
Zweifel obwalten und daher eben ſo wenig über die Rich— 
tung, welche dieſe Regierungen einzuſchlagen beabſichtigten. 
In der That ſtellte ſich, nachdem die äußere zwingende 
Sorge gewichen, die preußiſche und öſtreichiſche Politik in 
zu ungleicher Geſtalt dar, als daß vorausgeſetzt werden 
durfte, die Liebe zum gemeinſamen Vaterlande und das ge— 
wiſſenhafte Einhalten eingegangener Verpflichtungen werde 
wie bei einigen, ſo bei allen deutſchen Höfen genügen 
um jene Ungleichheit aufzuwiegen. Preußen mußte Opfer 
verlangen, Oſtreich bot Gewinn. Preußen mußte auf 
rechtliche Auseinanderſetzung mit dem ſeit dem März 1848 
Geſchehenen hinweiſen, Oſtreich geſtattete und unterſtützte 
den Wunſch es niederzuſchlagen. Preußen ging von der 
Gleichſtellung aller Glieder des Bundesſtaates aus, Oft 
reich ſtellte Gruppirungen in Ausſicht, die mindeſtens für 
einige deutſche Geſchlechter Vortheil verhießen. Preußen 
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war an ein Syſtem gebunden, das ſchon an und für ſich 
dunkel und verwickelt, in ſeiner Durchführung aber noch 
unſicherer erſcheinen mußte; Oſtreich deutete zwar auch 
zuweilen auf Neugeſtaltungen hin, hatte aber doch die 
bloße Rückkehr in das Frühere zum leicht erkennbaren 
Hintergrunde, das einfachſte aller Syſteme zu deſſen Durch— 
führung nichts gehörte als die phyſiſche Macht, und dieſe 
war wieder vorhanden. Preußen hatte bei ſeinem Wer— 
ben um die Zuſtimmung der deutſchen Höfe nichts für 
ſich als die Ehre, die Wahrheit und die Vernunft, und 
dieſes ſind in gewiſſen Zeiten ſehr ungenügende Stützen. 

Der gefaßte Beſchluß, das Parlament des engeren 
Bundes wirklich einzuberufen, und die Wahlen hierzu auf 
den 31ſten Januar 1850 auszuſchreiben, gab das Signal 
zu beſtimmterem Hervortreten der Gegenſätze. Einem von 
dem Kaiſerlichen Cabinete angedrohten förmlichen Pro- 
teſte gegen die Bildung des engeren Bundesſtaates und 
gegen die Berufung eines Parlamentes aus den dem 
Bündniſſe beigetretenen deutſchen Landen, ſetzte die preußi— 
ſche Regierung die deutlichſten Erklärungen entgegen (21ſten 
November 1849). Ein Proteſt in obiger Weiſe wurde 
hierbei entſchieden abgelehnt und darauf verwieſen, „was 
Pflicht und Ehre ſowohl wie die eigene Überzeugung von 
dem unabweislichen Gebote der Nothwendigkeit“ von 
Preußen fordere. 

Die verbündeten Regierungen ließen ſich daher nicht 
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abhalten die Vorlagen, welche den Gegenſtand der Ver— 
handlungen mit dem Parlament abgeben ſollten, in fort— 
geſetzte Berathung zu nehmen. Da es nunmehr leider 
feſtſtand, daß ein Theil der deutſchen Bundesglieder ſich 
nicht dem engeren Bundesſtaate anſchließen werde, ſo 
wurde es nothwendig in ſorgfältige Erwägung zu ziehen, 
ob und welche Anderungen in dem Verfaſſungsentwurfe 
vom 28ſten Mai vorzunehmen ſeien. Sie auf das wirk— 
lich Nothwendige zu beſchränken, wurde als Regel feſt— 
gehalten; man durfte in ſo kritiſchem Augenblicke nicht 
einem Experimentiren an der Verfaſſung die Bahn er- 
öffnen. Daher unterblieben ſelbſt ſolche Veränderungen 
die zwar an und für ſich wohl zu wünſchen waren, ſich 
aber aus den ſeit dem 28ſten Mai veränderten Umſtän⸗ 
den nicht aufrichtig ableiten und rechtfertigen ließen. 
Zwei Geſichtspunkte waren dabei maaßgebend: die 
Verringerung des Umfangs des Bundesſtaates im Ver— 
hältniß zu deſſen urſprünglichen Gedanken, und die Ver— 
pflichtung, in deſſen Verfaſſung die Rechte des früheren 
deutſchen Bundes, deſſen Theil er zu werden beſtimmt 
war, ausdrücklich zu wahren. Die erſte dieſer Rückſichten 
führte auf eine veränderte Zuſammenſtellung des Fürſten— 
Collegiums und auf die entſprechende Modifikation der 
Zahl der Mitglieder, welche jeder Staat zu dem Staaten— 
hauſe zu entſenden habe. Aus demſelben Grunde auch 
mußte es angemeſſen erſcheinen den theuren Namen des 
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deutſchen Reiches jetzt noch nicht auf die unvollſtändige 
Zahl der verbündeten Regierungen in Anwendung zu 
bringen; man wählte ſtatt deſſen den Ausdruck: deutſche 
Union. 

Die andere Rückſicht: der Vorbehalt der Beziehun— 
gen zu dem weiteren Bunde, gebot es ausdrücklich in der 
Verfaſſung auszuſprechen, daß zwar das Verhältniß der 
Union zu den nicht beitretenden deutſchen Staaten ferne— 
rer Verſtändigung vorbehalten bleibe, die Union aber als 
politiſche Geſammtheit im deutſchen Bunde alle die Rechte 
ausüben und alle die Pflichten erfüllen werde, welche 
ſämmtlichen darin begriffenen Einzelnregierungen ſeither 
zuſtanden und oblagen. Das Recht des Krieges werde 
den außer der Union bleibenden deutſchen Staaten gegen— 
über nicht ausgeübt, vielmehr die Beſtimmungen der Bun— 
desacte über den Landfrieden in Kraft erhalten. Das 
Heerweſen der Union ſei dergeſtalt zu ordnen, daß es 
ſich der Kriegsverfaſſung des Bundes anſchließe. Die— 
jenigen Unionsglieder, die mit Staaten außerhalb der 
Union über Zoll, Handel, Münze, Maaß und Gewicht 
in Vertragsverhältniß ſtehen, ſollten durch die Unions— 
verfaſſung nicht gehindert werden jene Pflichten zu er— 
füllen. 

Dies iſt der Inhalt der Additional-Acte zur Ver— 
faſſung vom 28ſten Mai, über welche ſich die verbündeten 
Staaten einigten, ſie enthält Alles was nach dem bishe— 
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rigen Bundesrechte an Bürgſchaften gefordert werden 
konnte, und bezeichnet genau die Stellung der Union als 
eines Collectivgliedes innerhalb des Bundes von 1815, 
das alle Rechte fordert und alle Pflichten leiſtet, welche 
die Bundesverträge jedem einzelnen Staate einräumen und 
auferlegen. Sie ſollte gleichzeitig mit dem Verfaſſungs— 
Entwurfe vom 28ſten Mai, dem aus den verbündeten 
Staaten zuſammentretenden Parlamente vorgelegt werden, 
das auf den 20ſten März 1850 nach Erfurt einberufen 
wurde. 

Die Abſichten der entgegenſtehenden deutſchen Höfe 
mußten nunmehr ebenfalls eine deutlichere Geſtalt an— 
nehmen. Seit der Mitte des Januars 1850 waren in 
München die Bevollmächtigten von Baiern, Sachſen, 
Württemberg und Hanover zu einer Conferenz zuſam— 
mengetreten, und das Reſultat dieſer Berathungen trat 
am 27ſten Februar in Geſtalt einer zwiſchen den drei exft- 
genannten Höfen abgeſchloſſenen Convention über einen 
Vorſchlag zur Umgeſtaltung der Bundesverfaſſung hervor, 
welchen ſie ſich verpflichteten gemeinſam zu vertreten. 
Hanover hatte ſich der ſchließlichen Übereinkunft nicht an⸗ 
geſchloſſen, indem es in dem unbedingten Beitritte der 
öſtreichiſchen Geſammt-Monarchie und in der Zuſammen⸗ 
ſetzung der beabſichtigten Volksvertretung Bedenken fand. 
Das öſtreichiſche Cabinet hingegen erklärte durch amtlichen 
Erlaß vom 13ten März ſeine volle Zuſtimmung, jedoch 
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unter der ausdrücklichen Bedingung, daß Oſtreich mit der 
geſammten Monarchie in den Bund eintrete, und daß 
unter den, den Bundesangehörigen zu gewährenden Rech— 
ten, nicht „die Grundrechte“ zu verſtehen ſeien. 

Zum erſtenmale alſo ſeit einem Jahre traten die 
Gegner des preußiſchen Weges in der deutſchen Sache 
auch ihrerſeits mit wirklichen Vorſchlägen für die Löſung 
der großen Frage hervor, während ſie bis dahin in der 
leichteren Stellung der abwartenden Negation verharrten. 
Es iſt dieſes daher ein überaus wichtiger Moment in der 
Geſchichte jener inhaltsſchweren Jahre, und wenn auch die 
Münchener Übereinkunft keinen Erfolg irgend einer Art 
hinterlaſſen hat, ſo verdient ſie doch als Verſuch von jenem, 
dem ſogenannten „großdeutſchen“ Standpunkte aus, eine 
neue Verfaſſung für Deutſchland aufzurichten, auch jetzt 
noch einer genaueren Würdigung. Eine ſolche hat ſie auch 
zu jener Zeit in Berlin vollkommen gefunden. 

Die erſte Frage die ſich hierbei darbot, war die über 
den Territorialumfang des Bundes, oder näher 
bezeichnet, über den Eintritt der öſtreichiſchen Geſammt— 
monarchie in dieſen Bund. 

Welche Bedenken ſich dieſem Verlangen entgegeit- 
ſtellten, lag am Tage. Der Schwerpunkt des bisherigen 
deutſchen Staatenſyſtems wurde dadurch verlegt und das 
Verhältniß der Nationalitäten im Bunde zum Nachtheile 
des deutſchen Elementes weſentlich verändert. Die politiſche 
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Verbindung der Glieder des Bundes konnte, welche For— 
men und Bezeichnungen man auch dafür anwenden mochte, 
doch in der Wirklichkeit nur eine loſere, die ſtaatliche Ge— 
meinſchaft nur eine minder intenſive werden, als ſelbſt 
die Bundesverträge von 1815 zu ſchaffen beabſichtigt hat— 
ten. Allerdings waren auch ſelbſt die Anordnungen der 
Bundes-Acte nie zu gedeihlicher Wirkſamkeit gelangt; was 
aber in den Jahren 1815 bis 1848 aus mannigfachen, 
nur zu bekannten Urſachen unterblieb, das würde nach 
Einſchluß der öſtreichiſchen Geſammt- Monarchie, auch bei 
allſeitiger Willfährigkeit unausführbar bleiben müſſen. 
Die in Ausſicht geſtellten materiellen Einigungen, ſelbſt 
wenn ſie zu realiſiren wären, konnten die Schwäche der 
politiſchen und legislativen Einheit in Deutſchland nicht 
erſetzen. 

Dieſen unläugbaren Bedenken ſtanden aber eben ſo 
gewichtige Gründe gegenüber. Oſtreich, die Einheit ſeiner 
Lande als oberſte Forderung hinſtellend, erklärte daß es 
nur mit dem Ganzen ſeiner Monarchie dem Bunde von 
1815 in Zukunft angehören könne. Wenn nun Deutſch⸗ 
land dieſe alte Verbindung nicht löſen konnte und wollte, 
ſo mußte immer wieder nach den Mitteln geſucht werden 
um deren Nachtheile in möglichſt enge Schranken zu brin— 
gen. Hierzu waren und ſind die unerläßlichen Grund— 
bedingungen: 

daß die modificirte Bundesverfaſſung auf das wirkliche 
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Maaß des unter ſolchen Umſtänden Möglichen auf— 
richtig zurückgeführt werde; und 

daß denjenigen deutſchen Landen, welche eine engere 
ſtaatliche Verbindung bedürfen, dieſe völlig frei 
bleibe. 

Damit daher der Eintritt der öſtreichiſchen Geſammt— 
Monarchie in den deutſchen Bund zuläſſig werde, iſt die 
Bildung und Anerkennung des engeren Bundesſtaates 
untrennbare Bedingung. So hatte die preußiſche 
Regierung die Sachlage betrachtet als ſie im Mai 1849 
ihre Vorſchläge in Wien vorlegte, ſo ſah ſie die Sach— 
lage an, als ihr ein Jahr ſpäter die Vorſchläge zur 
Umgeſtaltung des bisherigen Bundes von der entgegen— 
geſetzten Seite aus dargebracht wurden. Die abſolute 
Nothwendigkeit, die rein deutſchen Staaten innerhalb der 
loſen Verbindung des repriſtinirten Staatenbundes zu 
einem wahren Bundesſtaate zu vereinigen, mußte in 
demſelben Maaße einleuchtender werden, als auch Oſt⸗ 
reichs außerdeutſche Lande in den alten Bund einzutreten 
verlangten. Auch dem Verblendeteſten konnte dann kaum 
noch ein Zweifel übrig bleiben, daß mit einer Inſti— 
tution die höchſten Bedürfniſſe der Nation nicht zu er— 
füllen ſeien. 

Die zweite Frage richtete ſich auf die neue Zuſam— 
menſetzung des Central-Organes, welches der 
Münchener Plan für den deutſchen Bund beſtimmte. Die 


bisherige Bundes-Verfaſſung hatte alle Bundesſtaaten bei 
den 69 Stimmen des Plenums und bei den 17 Stim- 
men der engeren Bundesverſammlung verhältnißmäßig 
betheiliget. Das neue Project gab in der Bundes-Re— 
gierung acht Bundesſtaaten, nämlich Oſtreich, Preußen, 
den vier Königreichen, Kurheſſen und Großherzogthum 
Heſſen Sitz und Stimme, und zwar den 6 erjten eine 
einzelne, den beiden letzten eine gemeinſchaftliche. Den 
29 übrigen Bundesſtaaten wurde anheimgeſtellt, durch 
Abſchluß und Übereinkommen mit einer der ſtimmführen⸗ 
den Regierungen eine Theilnahme an der Bundesregierung 
zu erwirken. 

Es war dieſes daher ein Verſuch die ſchon früher 
mehrfach angeregten „Gruppirungsgedanken“ zu verwirk— 
lichen, wobei nur zu den mittleren Königshöfen inzwiſchen 
noch die beiden Heſſen in Rückſicht auf die von ihnen 
jetzt erwartete Willfährigkeit geſellt worden waren. Preu— 
ßen hatte dieſe Anmuthung zu einer Zeit zurückweiſen 
müſſen, als ſie mit dem Anerbieten auf eine über jenem 
Directorium ſtehende, nur von Sſtreich und Preußen ge— 
bildete Executivbehörde verbunden wurde, ja als man 
daran die Hindeutung knüpfte, daß einer gleichzeitigen 
Hegemonie Preußens bis zur Mainlinie hin nichts im 
Wege ſtände. Es mußte auch in der jetztgewählten Form 
dieſe Combinationen entſchieden zurückweiſen, und zwar 
aus denſelben Gründen. | 
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Die gewollte Scheidung der deutſchen Staaten in 
ſolche, welchen ihr Antheil an der Bundesregierung vor— 
weg geſichert, und in andere die hierin auf eine ganz un⸗ 
beſtimmbare, jedenfalls unterordnende Vereinbarung hin— 
gewieſen werden ſollten, iſt weder im Rechte begründet, 
noch in der Natur der Sache, noch in dem wahren Nutzen 
für Deutſchland. 

Daß die Bundesverträge, deren unwandelbare Dauer 
man nach anderen Seiten hin ſo oft anrief, alle Glieder 
des völkerrechtlichen Bundes als völlig gleichberechtigt an— 
erkennen, bedarf keines Beweiſes. Jeder deutſche Staat, 
der größere oder kleinere, iſt vollkommen befugt bei Her— 
ſtellung der Verfaſſung des Staatenbundes von 1815, 
daſſelbe Maaß von Theilnahme an deſſen Centralorgane 
anzuſprechen, das er früher beſaß. Opfer durften ihm 
angemuthet werden zu Gunſten einer principiellen Neu— 
geſtaltung des nationalen Gemeinweſens, aber nicht zur 
Bereicherung ſeines Gleichen im Staatenbunde durch eine 
Unterordnung, die dann mit Recht als N be⸗ 
zeichnet werden mußte. 

Eine aus der Natur der Verhältniſſe der deutſchen 
Staaten hervorgehende Nothwendigkeit für gerade dieſe 
ſpeciell vorgeſchlagene Sonderung, konnte Niemand nach— 
weiſen. Es war weder einzuſehen weshalb der eine Staat 
ſeinen Platz in der ſo hoch bevorzugten Reihe gefunden, 
noch weshalb der andere in die untere Categorie verſetzt 
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worden war. Der hierbei angewendete Maaßſtab war 
weder in der materiellen, noch in der hiſtoriſchen Bedeut— 
ſamkeit der einzelnen deutſchen Stämme und Staaten 
aufzufinden. 

Am wenigſten aber konnte auch nur mit einem Scheine 
von Wahrheit behauptet werden, daß eine ſolche Gliederung 
dem wahren Nutzen des großen Vaterlandes entſpreche. 
Nichts würde die Spaltung und Zerriſſenheit, an welcher 
Deutſchland ſeit Jahrhunderten darniederliegt: den Quell 
tiefer Mißſtimmung für das eigene Volk, und ſteter Ver— 
ſuchung für das Ausland, mehr erweitern und dauernder 
befeſtigen, als die Conſtituirung eines ſolchen Gruppen— 
ſyſtemes für die deutſchen Mittelſtaaten. Wahrhaftig, 
damals als das deutſche Reich noch 9 Kurfürſtenthümer, 
33 geiſtliche und 61 weltliche Reichsfürſten, 38 Reichs— 
prälaten, 88 Reichsgrafen und 51 Reichsſtädte, daher ab— 
geſehen von einer noch weit größeren Zahl freier Reichs— 
ritter, Reichsherrſchaften und Reichsdörfer, 280 ſelbſtſtän— 
dige Territorien umfaßte, war es nach Innen und Außen 
immer noch einiger, nationaler und geachteter, als es nach 
Ablauf eines Jahrzehntes daſtehen würde, wenn je eine ſo 
unſelige Tendenz zum Siege gelangte! | 

Als die dritte Frage bei den Münchener Vorſchlägen 
war der Umfang der dem Central-Organ beige— 
legten Befugniſſe zu betrachten. Die völkerrechtliche 
Vertretung des Bundes, die Entſcheidung über Krieg und 
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Frieden, die Oberleitung der bewaffneten Macht, die Er— 
haltung der inneren Ruhe und Sicherheit, die Erhebung 
der Matrikularbeiträge, waren ſchon in den bisherigen 
Bundes -⸗ Verträgen eingeſetzt. Die Oberaufſicht über die 
Handels- und Zollangelegenheiten, über die Anſtalten für 
Verkehr, Schiffahrt, Poſten und Eiſenbahnen, ſo wie die 
Förderung des Einverſtändniſſes über Gleichheit in Münze, 
Maaß und Gewicht, erſchienen zwar als neue Befugniſſe, 
waren aber füglich aus den allgemeinen Andeutungen der 
Bundesacte herzuleiten, und konnten nur als wirklicher 
Gewinn für das Ganze betrachtet werden. Daſſelbe galt 
für die Gewähr der allen Angehörigen des Bundes zu— 
geſicherten Rechte, und für die Geſetzgebung in den ge— 
meinſamen Bundesangelegenheiten, die ſich gemäß der 
öſtreichiſchen bedingten Zuſtimmung immer nur auf die 
eben bezeichneten Gegenſtände zu erſtrecken hatte. 
Preußen konnte daher nur in dieſen Theilen der 
Vorſchläge eine Vereinigung und eine analogiſche Anwen— 
dung der Befugniſſe des ehemaligen Plenums mit denen 
des Bundestages erblicken, gegen welche im allgemeinen 
Intereſſe nichts einzuwenden ſei. Daſſelbe galt für die 
vorgeſchlagenen Veränderungen in den Beſchlußfaſſungen 
des Central-Organes, vermöge welcher die Stimmenein— 
helligkeit der früheren Bundesverfaſſung, mit Ausnahme 
der Abänderung an den Grundgeſetzen, überall auf die 
bloße Stimmenmehrheit zurückgeführt werden ſollte. Mit 
16 
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der in der Münchener Convention vorgeſchlagenen Ein— 
ſetzung eines Bundesgerichtes, deſſen Competenz zwar 
noch im Unklaren gelaſſen war, konnte ſich die preußiſche 
Regierung ebenfalls nur einverſtanden erklären. 

Die letzte Frage betraf die in jenen Vorſchlägen auf⸗ 
geführte Volksvertretung. Sie ſollte aus 300 von 
den einzelnen Landeskammern gewählten Abgeordneten be⸗ 
ſtehen, zu welchen Oſtreich und Preußen jedes ein Drittheil, 
die übrigen Bundesglieder das letzte Drittheil zu ſenden 
hätten. Die Befugniſſe dieſer Vertretung bezogen ſich 
auf die Mitwirkung bei der Bundesgeſetzgebung, auf die 
Zuſtimmung zu den Bundesausgaben, und auf das Pe⸗ 
titionsrecht in gemeinſamen Bundesangelegenheiten. 

Es war klar, daß es ſich hierbei nicht um eine wahr- 
hafte Nationalvertretung, ſondern nur um ein Staaten⸗ 
haus handele, deſſen Zuſammenſetzung eben ſo eigenthüm⸗ 
lich als feine Befugniſſe beſchränkt waren. Ob ſich eine 
ſolche Körperſchaft zu irgend einer wahrhaften Wirkſam⸗ 
keit erheben könne, mußte im Hinblicke auf die deutlich 
kundgegebenen Anſichten der öſtreichiſchen Regierung aller⸗ 
dings mehr als zweifelhaft erſcheinen. Immerhin mochte 
jedoch dem vorgeſetzten Zwecke der Münchener Contra- 
henten hierdurch genügt werden, und Preußen ſo wie 
ſeine Verbündeten hatten an ſich keinen Grund dagegen 
aufzutreten, ſobald hierbei wie in Allem die ſtete Be- 
rückſichtigung der Verfaſſung des engeren Bundesſtaates 
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vorbehalten blieb. Da dieſer in dem neugeftalteten deut— 
ſchen Bund nur als ein untrennbares, ſtaatlich geeinig— 
tes Ganze auftreten wollte und konnte, ſo erwuchs daraus 
die nothwendige Forderung, daß bei der Zuſammen— 
ſetzung jener Volksvertretung hierauf durchweg Rückſicht 
genommen werde. 


Fünfter Abſchnitt. 


Das Parlament zu Erfurt. 


Die Anzeichen des Abfalls. — Die neue Linie für das fernere 
Verhalten Preußens. — Der Zuſammentritt des Parlaments; ſeine 
Zuſammenſetzung und ſeine Partheien. — Die Verhandlungen über 
die Annahme des Verfaſſungs-Entwurfes im Ganzen. — Das Recht 
der Union über Krieg und Frieden. — Die aus beiden Differenzen 
erwachſenen Schäden. — Die Gefahren der Partheien überhaupt; die 
Partheien der Zukunft. — Die Reſultate der parlamentariſchen Ars 
beiten. — Der Schluß des Parlaments. 


In dem im vorhergehenden Abſchnitte angedeuteten 
Sinne, ſprach ſich die preußiſche und die mit ihr verbün⸗ 
deten Regierungen gegen die Münchener Contrahenten 
aus. Ein weiterer Fortgang in der Richtung, die jenem 
Vorſchlage zu Grunde lag, hat bekanntlich ſeitdem nicht 
ſtattgefunden, vielmehr wurde durch unumwundenere Rück— 
kehr in die politiſchen Zuſtände vor 1848 ein Weg betre- 
ten, deſſen Darſtellung nicht mehr zur Aufgabe dieſer 
Schrift gehört. 
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Vorboten mehrfacher Art zeigten deutlich, daß die 
Gegner ihren Unternehmungen gegen die bundesſtaatliche 
Einigung neue Formen geben, aber auch verdoppelte An— 
ſtrengung zuwenden würden. 

Die Anzeichen mehrten ſich, daß nicht blos bei den 
früher genannten Regierungen deren Trennungsgelüſte 
unverholen dalagen, ſondern auch bei anderen unter den 
verbündeten Höfen derſelbe Einfluß Eingang fand, oder 
doch die Sorge vor dem zu erregenden Mißfallen und 
den bevorſtehenden Conflicten vorzuwiegen begann. 

Die gewollten und die unwillkührlichen Mißdeutun— 
gen erreichten ihre volle Höhe. Daß Oſtreich aus Deutſch— 
land herausgedrängt werden ſolle, um dieſes an Preußen 
zu überliefern, galt den „Großdeutſchen“ als ſonnenklare 
Wahrheit; daß die mittleren Staaten dabei mediatiſirt 
würden, gab den Vorwand ab für eine ſtets wachſende 
Zahl deutſcher Höfe; daß endlich Preußen ſich ſelbſt da— 
bei verlieren werde, dieſes wurde immer mehr die Parole 
für eine Parthei im eigenen Lande. Die ſo naheliegende 
Betrachtung: daß Sſtreich zehnfach in dem neuen Bunde 
gewinnen werde, was es an dem alten verlöre, daß die 
kleinen Staaten nur aufgäben was auf die Dauer nicht 
zu halten ſei, um dagegen das Weſentlichſte deſto ſicherer 
zu bewahren, und daß Preußen ſeine iſolirte Stellung in 
Europa nur fallen laſſe, um eine verſtärktere an der Spitze 
des Bundesſtaates wiederzufinden: dieſe einfachen Wahr- 
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heiten verhallten im Getöſe der Leidenſchaft und der 
Selbſtſucht. 

Als Reſultat der ernſteſten Abwägung dieſer trauri— 
gen Sachlage (Februar 1850), konnten ſich für die preußiſche 
Regierung nur folgende Grundlinien für ihr nächſtes Ver⸗ 
halten ergeben: Das Parlament tritt jedenfalls zuſammen, 
um Bürgſchaften zu geben und Bürgſchaften zu empfangen. 
Die den eingetretenen Umſtänden gemäß revidirte Ver⸗ 
faſſung wird allen verbündeten Regierungen vorgelegt, dte 
renitenten unter ihnen ohne äußeren Zwang aber rechts— 
verbindlich feſtgehalten. Mit den tren bleibenden Staa- 
ten wird eine vereinfachte Unionsregierung vereinbaret 
und das Fürſten-Collegium in volle Thätigkeit geſetzt. 
In dieſem werden dann die Punkte der Verfaſſung er— 
mittelt, welche bis zu vergrößertem Umfange der Union 
einſtweilen ruhen müſſen, und eine dieſes ausſprechende 
Tranſitions-Acte dem wieder eingerufenen Parlament zur 
Zuſtimmung vorgelegt. 

Sollte hingegen der Abfall ſo weit reichen, daß ein 
definitiver Abſchluß der Union in deren eigenem höheren 
Intereſſe unthunlich würde, ſo tritt ein Proviſorium ein, 
bei welchem der Zukunft nichts vergeben, aber eben ſo 
wenig eine Umgeſtaltung der rechtsbeſtändigen Verfaſſung 
unter Umſtänden nothwendig wird, die ihren eigentlichen 
Character aufheben und den Keim zu einſtigem Zuſammen⸗ 
ſchluſſe aller deutſchen Staaten vernichten müßte. 
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Um zu dem letztgenannten, einzig genügenden Ziele 
zu gelangen, blieb dann nur ein negatives Verfahren 
übrig: der offenkundige Erweis, daß auf keinem anderen 
Wege die Aufgabe für Deutſchland zu löſen ſei. Freie 
Conferenzen, auf welchen die Umgeſtaltung des bisherigen 
deutſchen Bundes nach allen Seiten hin erwogen und ver— 
handelt worden wäre, konnten nur zu dem ſchon ſo oft 
ausgeſprochenen Schluſſe führen, daß innerhalb des loſen 
Staatenbundes ein feſtgegliederter Bundesſtaat unabweis— 
liches Bedürfniß ſei. Was der Berufung an die Ver— 
nunft und an den Patriotismus nicht gelungen, das mußte 
und konnte die Nothwendigkeit vollbringen. Die Form 
aber lag dann in der Unionsverfaſſung und in dem An— 
ſchluſſe an dieſelbe, ſei es auch unter Modificationen, die 
ihr Weſen nicht änderten, fertig vor. 

Trat Oſtreich auch dann noch dieſem Abſchluſſe der 
deutſchen Frage entgegen, ging es bis zur gewaltſamen 
Verwirklichung ſeiner Drohungen, nun dann mochte das 
Schickſal der Waffen entſcheiden; es war vielleicht nie für 
eine beſſere Sache, für eine heiligere Verpflichtung ange— 
rufen worden! Aber ſelbſt für diejenigen, welche einen 
ſolchen Preis auch für die Ehre Preußens und das Heil 
Deutſchlands zu hoch fanden, blieb immer noch als un— 
fehlbares Mittel den Krieg zu vermeiden, daß die Ent— 
ſcheidung durch einen europäͤiſchen Congreß gefordert 
wurde. Für einen ſolchen lag in den ſonſtigen europäi⸗ 
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chen Fragen noch mannigfacher Stoff vor, zu welchem 
die einzelnen Mächte in verſchiedenartigem Verhältniß 
ſtanden und daher auch ihrerſeits Preußens bedurften. 
Was aber auch der Ausgang einer ſolchen rein politiſchen 
Verhandlung ſein mochte, nie konnte er ſchädlicher für 
Deutſchland und für Preußen ausfallen, als die Unter- 
ordnung unter den Willen der nächſten Gegner! 

Das Parlament trat am 20ſten März 1850 in Er⸗ 
furt zuſammen und ſechs Tage ſpäter legten die verbün— 
deten Regierungen demſelben die Mittheilungen über Ver— 
gangenes und Gegenwärtiges in derjenigen Rede vor, 
welche den Schluß dieſer Schrift bilden ſoll. Eine um⸗ 
faſſende Darſtellung der faktiſchen Hergänge während der 
Dauer des Parlamentes würde daher ſchon über die 
Grenzen hinausreichen, welche hier gezogen ſind. Wir 
beſchränken uns auf einige Betrachtungen über dieſe merf- 
würdige Verſammlung ſelbſt, und über deren weſentlichſte 
Reſultate, ohne der Zwiſchenfälle und der Folgen irgend 
Erwähnung zu thun. 

Wer die Verſammlung in den beiden Häuſern des 
Parlamentes aufmerkſam beſchauete, der ſagte ſich ſofort, 
daß hier eine Anzahl Männer vereinigt worden ſei, wie 
ſie die betreffenden deutſchen Länder nicht beſſer aufzu— 
weiſen hatten. Perſönliches Anſehen, großer Grundbeſitz, 
anerkannte Intelligenz, hoher Staatsdienſt, parlamentari- 
ſche Berühmtheit, alles dieſes hatte reichliche Beſtandtheile 
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geliefert; die Demokratie war gar nicht, ja auch der 
„extreme Fortſchritt / nur in verſchwindend geringem Maaße 
zu finden. Es war eine Notablenverſammlung im eigent- 
lichſten Sinne des Wortes. 

Betrachtete man die politiſche Gliederung näher, ſo 
zeigten ſich zunächſt drei organiſirte Partheien. 

Als die zahlreichſte trat von Hauſe aus die Parthei 
der ſogenannten Gothaner auf, die Männer, die früher 
die Frankfurter Nationalverſammlung als überwiegende 
Mehrheit geführt hatten, unter ihnen Namen, die in 
weiten Kreiſen auf großen Anklang zählen durften. Wenn 
ihr damaliges Programm die deutſche Einheit um jeden 
Preis und durch jedes Mittel geweſen war, ſo hatte die 
Heftigkeit und Unbedingtheit dieſer Auffaſſung inzwiſchen 
eine natürliche Mäßigung erfahren; immer aber lag hierin 
das Characteriſtiſche ihres Verfahrens, ihre Tugenden und 
ihre Mängel. 

Als die zweite Parthei ſtellte ſich die contrerevolu— 
tionäre dar. Ihr Programm hieß: nieder mit der Re— 
volution! Da ſie aber unter dieſe Rubrik auch die natio— 
nale Bewegung und deren Ziel den deutſchen Bundesſtaat 
brachte, ſo kam ſie mit dem Vorſatz nach Erfurt, dieſes 
Verfaſſungswerk nach Kräften zu hemmen. Allerdings 
ſtanden immer noch zwei Schattirungen innerhalb der 
Parthei. Während die Einen weder dieſen noch einen 
anderen Bundesſtaat ſondern die Rückkehr zum früheren 


Bunde und vor Allem die hergeſtellte Allianz mit Oſtreich 
forderten, würden die Anderen einen nationalen Bundes⸗ 
ſtaat nicht zurückgewieſen haben, wenn derſelbe auf Grund 
ihrer politiſchen Principien zu Stande käme. Die Zahl 
der Mitglieder der Parthei war nicht groß, deſto größer, 
deſto verhängnißvoller aber ihr Einfluß. 

Wir haben auch der noch kleineren Parthei, der 
„Großdeutſchen “, zu gedenken, die wie ſchon mehrfach 
dargelegt, die Unionsverfaſſung aus dem doppelten Ge— 
ſichtspunkte bekämpften, daß fie Sſtreich ausſchließe und 
Preußen an die Spitze ſtelle. 

Neben den drei organiſirten Partheien ſtand nun 
eine beträchtliche Zahl von Abgeordneten, die nach Erfurt 
kamen ohne vorgefaßte Meinung oder früher eingegan— 
gene Verbindlichkeit, lediglich mit dem ehrlichen Willen 
nach beſten Kräften dasjenige zu ſuchen, was für die ge— 
ſtellte Aufgabe am heilſamſten ſei. Die Preußen unter 
ihnen brachten faſt Alle den Wunſch mit, ſich dem Gange 
ihrer Regierung vertrauend anzuſchließen. Auch die Nicht— 
preußen ſtanden dieſer Abſicht wenigſtens nicht entgegen, 

wenn fie auch begreiflicherweiſe oft ihr nächſtes Landes⸗ 
| intereſſe voranſtellten. 

In erſte Linie trat gleich bei Beginn der Ver— 
handlungen die Vorfrage, ob der Verfaſſungs-Entwurf 
vom 28ſten Mai als Ganzes, „en bloc“, alſo ohne ein- 
zelne Discuſſion angenommen werden, oder eine Reviſion 


der einzelnen Theile vorhergehen ſolle. Im erſten An— 
blick ſchien es als wenn nichts der bedrohlich ſchwanken— 
den Lage des Augenblicks mehr entſpräche, nichts den 
Regierungen ein höheres Vertrauen zeige, als wenn das 
Parlament den Verfaſſungsentwurf von vorneherein an— 
nehme und dadurch feſtſtelle. Gleichwohl war die preußi— 
ſche Regierung bei der Überzeugung angekommen, daß ein 
ſolcher Abſchluß des Verfaſſungswerkes ſchädlich ſei. Daß 
ſeit dem 28ſten Mai 1849 durch den ſchnell fortrollenden 
Strom der politiſchen Geſchichte manches hervorgetreten 
ſei, was auf den Verfaſſungs-Entwurf, der jenes Datum 
trägt, zurückwirke, war allerdings nicht zu verkennen. Die 
Hauptſtelle hierin nahm der inzwiſchen erfolgte Abſchluß 
der preußiſchen Landesverfaſſung ein; man durfte nicht 
zulaſſen, daß dieſe, wo fie von der Unionsverfaſſung ab- 
weicht, nochmaliger Abänderung unterworfen werde, die 
außerdem ſogar eine entſchiedene Verſchlimmerung geweſen 
wäre. Es betraf dies insbeſondere den Abſchnitt der 
Grundrechte, bei welchen die Gefahr allgemeiner Sätze 
ohnehin am nächſten entgegentritt. 

Auch der Umfang der Union, der weit unter dem 
bei den Berliner Conferenzen vorausgeſetzten geblieben 
war, machte es ſchon jetzt nothwendig mehrere Punkte fo 
zu faſſen, wie es die Stellung zu dem weiteren Bunde 
durchaus erforderte. Die Natur der Dinge und die 
Rückſicht darauf, daß nicht den Gegnern ſchneidende An- 
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griffswaffen in die Hände gelegt würden, machten hier 
die größte Vorſicht nothwendig. 

Daher hatte die preußiſche Regierung nur zu der 
Alternative gelangen können, daß das Parlament entweder 
mit der Reviſion der einzelnen Abſchnitte der Verfaſſung 
beginnen möge, oder, daß wenn es auf einer vorgängigen 
„en bloc“ Annahme beſtünde, hiervon der Abſchnitt von 
den Grundrechten ausdrücklich ausgeſchloſſen und erſt ſpe— 
cieller Berathung unterzogen werde. 

Eben hiergegen erhob ſich aber die große Zahl patrio— 
tiſcher und ehrenwerther Männer, welche unter dem Namen 
der Gothaner begriffen, die Majorität in beiden Häuſern 
bildeten. Neben den auch von ihnen anerkannten Ver— 
beſſerungen müſſe die unveränderte Verfaſſungsvorlage 
acceptirt und den Regierungen nur die Wahl gelaſſen 
werden eine von beiden, entweder die revidirte oder die 
unveränderte Verfaſſung unmittelbar auszuführen. Hierzu 
drängte ſie das tiefe Mißtrauen gegen die Regierungen, 
nicht blos gegen die offenbar übelwilligen, ſondern auch 
gegen die preußiſche. Wie oft ſchon iſt im politiſchen 
Leben durch das Mißtrauen eben dasjenige herbeigeführt 
worden, gegen welches es gerichtet war! Wenn ein dunkles 
Gefühl gefahrdrohender Zuſtände durch die Geiſter zieht, 
ſo wirft es ſich nur zu häufig in völlig falſche Richtun— 
gen und bringt dann unſäglichen Schaden. Auf den Na- 
men von Perſonen die man irgendwie betheiligt weiß, 
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wird das Geſchehene und das Unterlaſſene gehäuft, in blin— 
der Unkenntniß ob ſie nicht in derſelben Zeit das Erſtere 
nach allen Kräften zu verhindern, das Andere mit heißem 
Bemühen zu erringen trachten, ob ſie nicht gerade in 
ſolchem Augenblicke nur noch durch das äußerſte Pflicht— 
gefühl an ihren peinvollen Platz geheftet ſind. Das ſind 
die Zeiten wo zum Verderben des lebenden Geſchlechtes 
die Sprache verwirrt wird, „ſo daß einer des anderen 
Rede nicht verftehet!u 

Allerdings zeigten erſt die nächſtfolgenden Monate 
dies traurige Schauſpiel in ſeinem ganzen Umfange, wenn 
auch in Erfurt in leicht begreiflicher Irrung dazu der 
Grund gelegt worden war. 

Man wollte, was auch ferner geſchehen möge, dort 
jedenfalls einen Rechtsboden gewinnen und nach allen 
Seiten hin befeſtigen. Auch die Regierungen mehrerer 
kleineren Staaten, deren politiſche Führer im Parlamente 
oder in ſonſtigen Kreiſen wirkſam waren, theilten jene 
Auffaſſung; ſie ſahen auch für ihr Land, oft genug im 
ſchneidenden Gegenſatze zu den perſönlichen Velleitäten 
ihrer Regenten, das alleinige Heil in der unverweilten 
Annahme der Verfaſſung in Bauſch und Bogen. 

Die Erörterungen die ſich an dieſe inhaltsſchwere 
Vorfrage knüpften, waren daher eben ſo peinlich als in 
ihren Erfolgen verderblich. Der Beſchluß beider Häuſer 
bei der vorgängigen Enbloc-Annahme der ganzen Ver— 
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faſſung ſtehen zu bleiben, konnte für jede unbefangene 
Betrachtung freilich nur als ein unerheblicher Nachtheil 
gelten, da man der Reviſion voraus verſichert war. Aber 
er wurde zu einem unverhältnißmäßig weitgreifenden mo— 
raliſchen Schaden durch die Stellung der Partheien zu 
einander. Schon Monate vor Eröffnung des Parlamentes 
war dieſe Frage das Stichwort des Partheikampfes in 
Berlin geworden; jetzt galt alſo dieſer Ausgang als ein 
entſchiedener Sieg der „Gothaner“. Die preußiſche Re— 
gierung habe eine Niederlage erlitten, nicht ſie führe das 
Parlament, ſondern ſie werde von ihm fortgeriſſen, ihrem 
eigenen weiteren Ermeſſen und dem der verbündeten Re⸗ 
gierungen vorweg die Hände gebunden. Wurde dieſer 
Eindruck in der Region der Staatsmänner ſehr nachhal⸗ 
tig empfunden, ſo fand ſich der altpreußiſche Sinn eben 
ſo durch die Wahrnehmung verletzt, daß hierbei wirklich 
die Stimmen der Nichtpreußen die Entſcheidung gegeben 
hatten. Aus beiden mußte nothwendig ein erfolgreicher 
Triumph für die Parthei hervorgehen, welche es ſtets 
vorausverkündet hatte, daß Preußen in Erfurt den „Go— 
thanern“ oder vielmehr, wie es in ihrer Auffaſſung zu— 
ſammenfiel, den Frankfurtern unterliegen werde! 

Die zweite Veranlaſſung zu gefährlichem Zwiſte er— 
öffnete ſich in dem Antrage der Regierungen: in die 
Unionsverfaſſung eine Beſtimmung aufzunehmen, welche 
das Verhältniß des Rechtes zu Krieg und Frieden für 
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die Union, dem weiteren Bunde gegenüber, näher präcifire. 
Ein ſolcher Vorbehalt war unter den gegebenen Umſtänden 
ſchlechthin unabweislich, um den Einwand zu entkräften, 
daß die Unions-Verfaſſung den Beſtand des bisherigen 
Bundes von vorneherein unmöglich mache. Sie war auch 
völlig unbedenklich, da es klar war daß Oſtreich, wie 
auch der weitere Bund geregelt werden mochte, die Be— 
fugniß, unbeſchadet der Verpflichtungen gegen den Bund, 
ſeine eigenen Kriege zu führen, nie aufgeben werde. Für 
Preußen war hierdurch daſſelbe Recht eben ſo unbeſtreit— 
bar. Es kam alſo nur darauf an daß die mit Preußen 
unirten Staaten in dieſe Befugniß mit eintraten, eine 
Folgerung die gar nicht angetaſtet werden konnte, ſobald 
die Union erſt in der repriſtinirten Bundes-Verfaſſung 
ihre anerkannte Stellung eingenommen hatte. Zwei Be— 
ſchränkungen blieben hierbei allerdings ſtehen: daß das 
Recht zum Kriege nicht gegen den Bund oder deſſen ein— 
zelne Glieder ausgeübt werde, und daß es nicht an der 
Ausübung derſelben Pflicht für Bundeskriege hindern 
dürfe. Dieſen Beſchränkungen unterlag aber auch die 
öſtreichiſche Monarchie, und eine weitere Folge nahm der 
angetragene Vorbehalt nicht in Anſpruch. 

Nichts deſto weniger trafen die Vorſchläge der Re— 
gierung in beiden Häuſern auf unerwartete Mißdeutung 
und hartnäckigen Widerſtand. Hieraus wie aus der Ab— 
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neigung der preußiſchen Regierung gegen die Annahme 
en bloc, zog man die ſonderbarſten und gehäſſigſten Fol— 
gerungen über die Abſichten und Menſchen die zu jener 
Zeit in Berlin in Betracht kamen. Schon die Unkennt⸗ 
niß der in ſolchen Kriſen wirkſamen Elemente kann zu 
ſchweren Mißgriffen verleiten; artet ſie aber in eine völlige 
Verwechſelung von Freund und Feind, von Heilſamem und 
Schädlichem aus, ſo ſind die Folgen vernichtend. Dieſer 
Zuſtand hat in Erfurt begonnen und ſich durch Einflüfte- 
rungen und Umdeutungen aller Art bis zu jener beiſpiel— 
loſen Verblendung geſteigert, die zu dem endlichen Siege 
der Gegner der deutſchen Sache mehr beigetragen hat 
als näher darzulegen hier die Abſicht iſt. 

Die Bewegungen in den Fractions-Clubbs und in 
der Preſſe thaten das ihrige dazu um den Schaden zu 
mehren. Entmuthigung auf Seiten der Freunde des Bun— 
desſtaates, Argerniß bei der engeren preußiſchen Parthei, 
und tiefe dauernde Nachwirkung eben in den Regionen, 
wo dieſer erſte Lebens-Verſuch der deutſchen Union die 
uneingeſchränkteſte Zuſtimmung hätte finden, die vollſte 
Hingebung befeſtigen müſſen. In dem gefährlichſten, drin— 
gendſten Wendepunkt der deutſchen Sache wurde ihren 
Feinden die ſchärfſte Waffe in die Hände gelegt! Und 
ſie haben ſie gebraucht! 

Fern ſei es hierbei Perſonen anzuklagen, ſie mögen 
einen größeren oder geringeren Antheil an ſolchen Schäden 


genommen, fie mögen auf der einen oder auf der anderen 
Seite dabei geſtanden haben. Wenn es eine politiſche 
Wahrheit giebt die danach ringt, durch die Nebel der 
Gegenwart hindurch zu dringen, ſo iſt es die, daß die 
politiſchen Partheien die in den letzten Jahren auf dem 
Kampfplatze ſtanden, als ſolche vollkommen verlebt find, 
nur noch Kraft zum Hindern und Zerſtören, nicht mehr 
zum Fördern und Aufbauen in ſich tragen. 

Der Continent hat eigentlich nie Partheien gekannt, 
wie ſie der Staat, dem alle dieſe Formen entlehnt wor— 
den, anderthalb hundert Jahre hindurch wirklich beſeſſen: 
Theile eines Ganzen, die eben deshalb auf demſelben 
Boden, der ehrfurchtsvollen und gewiſſenhaften Anerken- 
nung der Landesverfaſſung ſtehen, und den aufrichtigen 
Willen haben einander gegenſeitig das Recht der Exiſtenz 
nie zu beſtreiten. Nur bei ſolchen iſt es möglich, daß 
„die parlamentariſche Allgewalt ſich für eine gewiſſe Zeit 
erhalte, denn jede Parthei kann, ohne ſich untreu zu wer— 
den, die Regierung in der Hand der anderen wiſſen; ſie 
bekämpft deren beſondere Verwendung, aber ſie geſteht 
ihre allgemeine Berechtigung vollkommen zu. Dieſe 
Staatsform, welche die Gewalt eigentlich außerhalb des 
Königs und des Volks, in eine nach beſtimmten Normen 
ſich erneuernde Körperſchaft legt, iſt ſchon in England 
aus einer Umbildung des urſprünglichen deutſchen Ver- 
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faſſungslebens hervorgegangen, wie groß und edel unter 
beſonders begünſtigenden Umſtänden auch ihre Früchte 
dort find. Auf dem Continente aber iſt eine Partheiherr— 
ſchaft ſchlechthin unmöglich, da ſie der geſchichtlichen und 
rechtlichen Entwickelung dieſer Staaten durchaus wider— 
ſpricht. Hier werden die Partheien immer nur ſich ſelbſt, 
ihre Zwecke, ihren Nutzen, ihre Leidenſchaften zu befrie— 
digen ſtreben, kein über Allen ſtehendes Ganzes anerken— 
nen, und da ſie nichts Gemeinſchaftliches mit ihren Gegnern 
verbindet, ſtets nach deren Vernichtung trachten. Während 
die engliſchen Partheien die Schläge eines Pendels dar— 
ſtellen, oder vielmehr noch vor einigen Jahrzehnten dar- 
ſtellten, der mit mäßigen ſtets geregelten Ausweichungen 
um die anerkannte Verticale ſchwingt, zeigt der Continent 
nur ein wildes Hin- und Herzerren, das wenn es ſich 
überlaſſen bleibt, den Pendel ſtets zum Überſchlagen hin⸗ 
ſchleudert. Dabei aber kann keine Uhr beſtehen, welche 
die Zeit anzeigt, indem ſie ihr folgt. 

Was aber dann? Daſſelbe was ſich auch ſchon in 
jenem Muſterſtaate des neueren Europa aus der Zer— 
ſetzung der alten Partheien offenbar vorbereitet. Die— 
jenigen, welche berufen werden an die Aufrichtung des 
Neubaues in dem europäiſchen Staatsweſen Hand anzu= 
legen, müſſen mit dem feſten Entſchluſſe beginnen *) „nie 


) Worte aus Shiels Rede in Bezug auf Robert Peel. 
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zurück auf ihr eigenes Geſtern, ſondern ſtets vorwärts 
auf das Morgen ihres Landes zu ſchauen!“ Sie wer— 
den ſich von den Doctrinen und Stichwörtern ſämmtlicher 
Partheien völlig löſen und allein danach zu fragen haben 
was in dem gegebenen Lande, in dem gegebenen Zeit— 
punkte, und in dem gegebenen Falle das wahrhaft 
Heilſame iſt. Jeder prüfe ſtets in ernſteſter Gewiſſens— 
erforſchung, ob die ihm abgeforderte Maaßregel ſeinem 
Vaterlande dienlich ſei oder nicht, er überwinde in ſich 
alle ſubjectiven Neigungen und Abneigungen für Perſonen 
oder Dinge, und dann erſt handle er. Das Zuſammen— 
ſtehen in Gemeinſchaft mit anderen Gleichberufenen habe 
keinen anderen Zweck als ſich gegenſeitig mit Sachkennt— 
niß und Erfahrung zu unterſtützen; ſolche Genoſſenſchaften 
mögen in ihrem Schooße gewiſſermaßen Ausſchüſſe der 
jedesmaligen Sachverſtändigen darſtellen, aber weder für 
noch gegen ein vorgefaßtes Programm irgendwelche Ver— 
bindlichkeit eingehen. Hier auf dieſem Gebiete handelt es 
ſich nicht um abſolute Wahrheiten, ſondern um relative; 
jeder Einzelne iſt ſo berechtigt als verpflichtet nach eigener 
beſter Überzeugung ſich zu entſcheiden. Wenn hierdurch bei 
den einzelnen Fragen Trennung eintritt, ſo ſchließe ſich 
immer wieder die Genoſſenſchaft der ehrlichen Patrioten auf 
ihrer einzigen Grundlage zuſammen: auf dem Willen ſich 
gegenſeitig nach Kräften aufzuhellen, und dann nach eige— 
nem Gewiſſen zu handeln. Wie die jedesmaligen Gegner 
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heißen, von wem eine Maaßregel ausgegangen, wer ſie 
unterſtützt, welchen ſonſtigen Partheiabſichten ſie entſpricht 
oder widerſpricht, bleibe ohne jeden Einfluß auf die Ent— 
ſcheidung. Nie gelte dieſe den Perſonen, ſondern immer 
und in Allem nur der Sache, und für dieſe Sache 
gebe es keinen anderen Maaßſtab als das wahre Wohl 
des Ganzen, dasjenige was in gegebenem Falle die 
rechtliche Ordnung und die rechtliche Freiheit gleichmäßig 
fördert. 

Auch auf einem ſolchen Wege wird menſchliche Ge— 
brechlichkeit und Verblendung vielfach genug verſpürt wer- 
den, aber ſchon der aufrichtige Vorſatz an dem einen 
allgemeinen Ziele feſtzuhalten, daran allein die Genoſſen 
und die Gegner zu erkennen, nicht an den Wegen die 
jeder unter ihnen zum Ziele eingeſchlagen, ſchon dieſer 
Vorſatz iſt ein heilſamer. Und er wird in weiteren Krei— 
ſen gefaßt werden müſſen, wenn nicht die Geſchicke, die 
Frankreich ſeit ſieben und dreißig Jahren betroffen, die 
kläglichſten denen ein Volk verfallen kann, ſich überall 
wiederholen ſollen! Was hat es in dieſem großen Lande 
dahin gebracht, wo wir es jetzt ſehen? Daß von den Par⸗ 
theien der Ordnung die eine ſie nur als Herſtellung der 
Monarchie der älteren Bourbonen, die andere nur als 
den Conſtitutionalismus der Orleans, die dritte nur als 
die „ehrbare Republik begriff. Statt zu handeln in dem 
Bewußtſein eines gemeinſchaftlichen Zieles: der Aufrich— 
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tung einer politiſchen Ordnung für Frankreich, bei welcher 
eine ſtarke Obrigkeit das Recht und die Freiheit zugleich 
verbürge, hatte jede nur Herz und Auge für ihren Weg; 
mit allen Mitteln, in allen Weiſen wurden diejenigen 
angefallen, geſchmähet und herabgewürdiget, die man auf 
einem anderen wußte. So zerſtörten die Partheien in 
dem endloſen Hader der Tribüne und der Preſſe ſich 
ſelbſt und ihr übereinſtimmendes Ziel, und es bedurfte 
nur eines feſten einigen Vorſatzes um ſie zu Boden zu 
werfen, unter dem Jubel oder der Gleichgültigkeit der 
ermüdeten und angeekelten Nation! Wenn die aus dem 
ſittlichen Gebiete entſpringenden politiſchen Lehren und 
Normen ihren Einfluß bei den Völkern einbüßen, ſo bleiben 
dort nur zwei materielle Kräfte in Wirkſamkeit: das 
Heer und das Proletariat. Das eine oder das andere 
ergreift dann die Herrſchaft. Wer weiß ob nicht das 
Reſultat einer Ausgleichung zwiſchen beiden: der ſocialiſti— 
ſche Despotismus, dazu beſtimmt fein kann die Übergangs- 
form abzugeben, durch welche der moderne Staat unter 
großen Leiden und großen Erfahrungen hindurchgehen 
muß, ehe er zu einer der göttlichen Weltordnung ent— 
ſprechenderen Geſtalt gelangt! 

Als die Arbeiten des Parlamentes bei ihrem Ende 
angelangt waren, konnte Niemand verkennen, daß der gute 
Wille und die patriotiſche Einſicht der Mehrheit dem Ver— 
faſſungsentwurfe erhebliche Verbeſſerungen zugeführt hat— 
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ten. Alle Abänderungen bei dieſer Reviſion in beiden 
Häuſern waren durchaus im conſervativen und im Sinne 
der wahren Stärkung des Bundesſtaates ausgefallen; ſie 
legten vollgültiges Zeugniß von der vorwaltenden Ge— 
ſinnung der Verſammlung ab. Preußen wurde durch das 
dem Unionsvorſtande zugelegte beſondere Veto auch bei 
der Geſetzgebung zum ſelbſtſtändigen dritten Factor der— 
ſelben. Die Beſtimmung, daß die Unionsgeſetzgebung be— 
fugt ſei auch die Wahlgeſetze der Einzelnſtaaten zu regeln, 
eröffnete den kleineren Regierungen den unſchätzbaren Vor— 
theil aus dem bisherigen Cirkel herauszukommen: mit einer 
aus demokratiſchem Wahlgeſetze hervorgegangenen Kammer, 
eben dieſe Geſetze im Geiſte geordneter Zuſtände zu ver— 
beſſern. Sämmtliche Veränderungen die in den Beſtim— 
mungen über das Verhältniß der Kirche, des Unterrichtes, 
über die Eidesformel, die Civilehe getroffen waren, athme— 
ten den chriſtlichen Geiſt. Eben ſo mußten alle Verände— 
rungen und Beſtimmungen über die Volksverſammlungen, 
die Stellung der Militär-Perſonen zu den Verfaſſungs— 
beſtimmungen, die Auswanderung, die Fidei-Commiſſe, die 
Offentlichkeit der Gerichtsverhandlungen, den Gemeinde— 
verband als eben jo viele Fortſchritte zur rechtlichen Ord- 
nung angeſehen werden. 

Die alſo revidirte und ergänzte Verfaſſung wurde 
den Regierungen zur Verkündung gegeben, mit dem Hin— 
zufügen, daß wenn jene Vorſchläge ganz oder theilweiſe 
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nicht die Genehmigung der Regierungen erhielten, es bei 
den Beſtimmungen des gleichzeitig angenommenen Ver— 
faſſungsentwurfes vom 28ſten Mai 1849 verbleiben ſolle. 

Wohl konnten und mußten die verbündeten Regierun— 
gen als ſie am 29ſten April das Parlament ſchloſſen, 
„den Männern, welche dieſes erſte deutſche Parlament 
hier vereinigte, den lebhafteſten Dank und die volle An— 
erkennung für den patriotiſchen Sinn, den ernſten Willen 
und den angeſtrengten Eifer ausſprechen, der ſich bei der 
Reviſionsverhandlung und den hieraus hervorgegangenen 
Verbeſſerungs-Anträgen kundgegeben habe“. Aber der 
Blick derer die eben in dieſer Zeit die Unwetter heran— 
ziehen ſahen, und die auf beiden Seiten wirkſamen Kräfte 
gegeneinander abwogen, war ein trüber. Nur eine höhere 
Hand wie ſie in den Geſchicken der Nationen zuweilen 
ſichtbar geworden, konnte hier den Sieg verleihen. Keines 
der Weltereigniſſe, an welches die ſinkende gute Sache ſich 
aufzurichten vermocht hätte, trat ein; — ſie unterlag! 

Wir ſchließen hier dieſe Betrachtungen, da der Ab— 
ſchnitt (April 1850) erreicht iſt, auf welchen ſie ſich zu 
beſchränken haben. Den weiteren Verlauf zu beleuchten, 
und dieſes Licht auch noch auf manche rückwärts liegende 
Momente zu reflectiren, bleibt einer ſpäteren Zeit vor⸗ 
behalten. 

Das deutſche Volk wird noch ferner umherziehen 
müſſen in der Wüſte, ehe es das gelobte Land ſeiner 
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nationalen Einheit erreicht; es wird zuvor noch allen 
fremden Götzen abzuſagen, alle Rottengeiſter in ſeinen 
eigenen Reihen vertilgen müſſen. Wer weiß ob es einem 
unter denen, die hiefür geſtritten und gelitten, beſchieden 
iſt, den verheißenen Boden zu betreten, ja nur ihn von 
Ferne zu ſchauen! Aber die Verfolger werden untergehen! 


Ne . 


Rede in der National-Verſammlung am 
Sten Juni 1848. 


Die National-Verſammlung hatte beſchloſſen eine Kriegs— 
marine für das deutſche Reich in das Leben zu rufen, und 
hierzu aus ihrer Mitte einen eigenen Ausſchuß eingeſetzt. Die 
Rede giebt die Anträge dieſes Ausſchuſſes und deren nähere Be— 
gründung; ſie wurden von der National-Verſammlung angenom— 
men, und die veranſchlagte Summe auf die deutſchen Bundes— 
ſtaaten vertheilt. 


Meine Herren! Ihr Marine-Ausſchuß hat damit 
beginnen müſſen, ſich den ganzen Umfang ſeiner Aufgabe 
zu vergegenwärtigen. Ein Volk, das es unternimmt, eine 
Seemacht neu zu ſchaffen, tritt damit in eine der größten 
Unternehmungen ein, die es ſich überhaupt vorzuſetzen 
im Stande iſt. Wir haben daher uns zuerſt die ganze 
Aufgabe zerlegt und die Hauptbedingungen hingeſtellt, die 
zu beachten ſind. Als erſte Frage bot ſich dar: Welches 
ſind die Bedingungen, die eine deutſche Seemacht über— 
haupt zu erfüllen hat, und zwar ſowohl in Bezug auf die 
Vertheidigung der eigenen Küſten, als in Bezug auf die 
Beförderung der großen commerciellen und politiſchen In- 
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tereſſen des Geſammtvaterlandes? Wir haben ferner hieran 
die zweite Frage geknüpft: Von welcher Art und von wel— 
cher Zahl müſſen die Schiffe ſein, um dieſen erſten Be— 
dingungen zu entſprechen? Wir ſind dann übergegangen 
zu der dritten Frage: Welches Erforderniß an Geld und 
an Zeit iſt vorhanden, um dieſen Bedingungen zu ent⸗ 
ſprechen? und endlich viertens: In welche natürliche Ab— 
ſchnitte zerfällt die Ausführung der geſammten Aufgabe? 

Wir haben uns ſagen müſſen, daß es einer längeren 
Zeit bedarf, ehe wir dieſer Verſammlung ein Werk vor— 
legen können, das den Grad der Reife hat, der es fähig 
macht, als Grundlage fernerer Beſchlüſſe zu dienen. Schon 
das Herbeiziehen der erforderlichen Materialien, die Ver—⸗ 
bindungen, in die wir uns mit den verſchiedenen Marine⸗ 
Comité's zu ſetzen, die Auskunft, die wir in fremden 
Seeſtädten einzuziehen haben, alles dieſes erfordert ge— 
raume Zeit. Es würde nicht zu rathen ſein, daß wir 
mit unreifen Vorſchlägen vorträten; unſer Werk würde 
nicht gefördert, ſondern gehindert, und von vorneherein 
Zweifel in die Tüchtigkeit unſerer Vorſchläge hervor⸗ 
rufen. 

Andererſeits haben wir uns gejagt, daß der Augen- 
blick drängt. Meine Herren! Wir wollen die Einheit 
Deutſchlands gründen; es giebt kein Zeichen für dieſe 
Einheit, das in dem Maaße innerhalb Deutſchlands und 
außerhalb Deutſchlands dieſen Entſchluß verkündet, als 


die Schöpfung einer deutſchen Flotte ). Denn nur aus 
dem Zuſammenwirken des geſammten Vaterlandes kann 
dieſe erſtehen. Es handelt ſich hier von andern Ver— 
hältniſſen, als bei der Landmacht. Dieſe beſteht, fie iſt 
ſtark und kräftig und beweiſt es in dieſem Augenblicke an 
mehr als einer Stelle. Die Seemacht beſteht aber nicht, 
ſie iſt neu zu ſchaffen. Kein einziger, ſelbſt der größeren 
deutſchen Staaten, würde fähig ſein, dieſe Aufgabe auch 
nur entfernt in dem Umfange zu löſen, den wir bedür— 
fen. Indem wir alſo ausſprechen: „Es entſteht eine 
deutſche Flotte,“ und es durch Handlungen zeigen, haben 
wir ein Zeugniß abgelegt von der Einheit Deutſchlands, 
das in die fernſten Zonen ſich fortträgt. Das erſte deutſche 
Kriegsſchiff, das erſcheint, und ſich vor die Mündung des 
Rio de la Plata legt, zeigt den dortigen zahlreichen Deut— 
ſchen, daß ſie nicht mehr von der Willkür eines Tyrannen 
ausſchließlich abhängen, ſondern daß hinter ihnen ein Volk 
von vierzig Millionen ſteht. Daſſelbe gilt allenthalben. 
Die Schöpfung der Flotte iſt nicht blos eine militäriſche 
Frage, eine commercielle Frage, ſondern im höchſten Grade 
eine nationale Frage. Sie iſt jedes Opfer ſchon deswegen 
allein werth. 


) Es iſt tief bezeichnend, daß ſo wie die Bildung einer deutſchen 
Kriegsflotte das erſte Lebenszeichen der verwirklichten Strebung nach 
nationaler Einheit war, bei Aufgeben dieſes Zieles auch die Auflöſung 
der Flotte unabwendlich wurde. Keines der verſuchten Auskunfts- 
mittel reichte aus. 


Wir haben uns daher geſagt, daß jetzt unverzüglich Hand 
an's Werk gelegt werden müſſe; es kommt aber darauf 
an, wie ſich dieſe Nothwendigkeit in Einklang bringen 
laſſe mit dem Bedürfniſſe einer längeren Zeit zur Be— 
gründung reifer Vorſchläge. Wir haben uns geantwortet, 
daß die Schöpfung einer Marine naturgemäß in gewiſſe 
Zeitabſchnitte zerfalle. Es handelt ſich nur um den erſten 
Zeitabſchnitt, und ferner darum, in dieſem erſten Zeit— 
abſchnitte zugleich dem nächſten Bedürfniſſe zu entſprechen. 

Meine Herren! Wenn es je nothwendig geweſen 
wäre, zu erinnern, daß wir einer Seemacht bedürfen, ſo 
würde der jetzige Augenblick ſelbſt dem Widerwilligſten 
dieſe Nothwendigkeit nahe legen. Wenn nach dem Siege 
bei Schleswig Deutſchland nur einen Anfang von Flotte 
gehabt hätte, ſo endete dieſer Sieg den Krieg. Weil wir 
aber ſelbſt dieſen Anfang nicht beſaßen, weil uns nicht 
möglich war, den ſchmalen Arm zwiſchen dem Feſtland 
und der Inſel Alſen zu überſchreiten, ſo ſehen wir, daß 
der Rücken unſerer vorgeſchrittenen Armee preisgegeben 
iſt, daß ſchon auf das Zeichen, Dänemark erhalte fremde 
Unterſtützung, ein tapferer und unerſchrockener General 
ſich zurückziehen mußte aus ſtrategiſchen Urſachen. Er 
wird zwar wieder vorrücken, er mußte dieſes aber, um 
uns nicht weit größeren Gefahren und der Schmach einer 
Niederlage auszuſetzen. Eine gewöhnliche Fregatte zwei— 
ten Ranges, eine Flotte von einer geringen Zahl von 
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kleinen Schiffen, verbunden mit Kanonier-Schaluppen und 
Transportſchiffen hätte hingereicht, um uns der Inſel zu 
nähern, uns an den Küſten ſicher zu ſtellen, und vor dem 
Schaden zu ſchützen, den wir vor wenigen Tagen erfah— 
ren haben. Wir erleben in dieſem Augenblick den mate— 
riellen Nachtheil und die moraliſche Demüthigung, daß 
eine der kleinſten Seemächte der Welt uns Gefahren 
bringt und uns nöthigt, einen Krieg in die Länge zu zie— 
hen, der in wenigen Wochen entſchieden geweſen wäre. 

Wir haben dieſes das erſte Bedürfniß genannt und 
glauben, daß es ſo angeſehen und behandelt werden könne, 
daß es zugleich den erſten Act der Schöpfung einer Ma— 
rine bildet, wie wir uns ſie vorſetzen. Es kommt darauf 
an, daß dieſer Act ſo geregelt werde, daß nichts geſchieht, 
was nicht in der großen Reihe unſerer Vorſätze ſeine 
natürliche Stellung finde, daß weder unnützes Geld aus— 
gegeben werde, noch eine Schwankung entſtehe, die ſich 
bis ans Ende der Unternehmung fühlbar mache. Darauf 
hat Ihr Ausſchuß ſein nächſtes Augenmerk gerichtet. 

Wir werden uns erlauben, beſondere Vorſchläge über 
dieſen erſten Abſchnitt Ihnen vorzulegen, bedürfen dazu 
jedoch noch einer kurzen Zeit. Unter allen Umſtänden iſt 
es indeſſen nothwendig, ſchon jetzt für bereite Geldmittel 
zu ſorgen, die bei größeren Summen nur langſam her— 
beigeſchafft werden können. Darauf iſt der Antrag ge— 
richtet, den wir uns erlauben vorzulegen. 

v. Radowitz Schriften. II. 18 
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Derſelbe lautet: 

„Die hohe Nationalverſammlung hat dem unterzeich— 
„neten Ausſchuſſe den Auftrag ertheilt, derſelben die geeig— 
„neten Vorſchläge zur Bildung einer deutſchen Kriegsmarine 
„vorzulegen. Von der ganzen Bedeutung eines Auftrages 
„durchdrungen, der einem der tiefgefühlteſten Bedürfniſſe 
„der Nation entſpricht, hat ſich der Ausſchuß den Um— 
„fang ſeiner Aufgabe vergegenwärtigen müſſen. Es um— 
„faßt derſelbe folgende Hauptfragen: 

„1. Welches ſind die Bedingungen, die durch eine 
„deutſche Kriegsmarine erfüllt werden ſollen, und zwar 
„ſowohl hinſichtlich der Vertheidigung der eigenen Küſten, 
„als in Bezug auf die großen und commerciellen Inter— 
„eſſen des Geſammtvaterlandes? 

„2. Welche Mittel ſind geeignet, um dieſen Zwecken 
„zu genügen, ſowohl in Bezug auf Zahl und Art der 
„Schiffe, als auf Hafenbauten, Küſtenbefeſtigungen und 
„Anſtalten zum Schiffsbau? 

„3. Welche Geldmittel werden durch die Beſchaffung 
„des Flottenmaterials, deſſen Aufbewahrung und Erhal— 
„tung, ſowie durch die laufenden N der Bemannung 
„in Anſpruch genommen? a 

„4. In welche natürliche Zeitabſchnitte wird die ge— 
„ſammte Bildung der deutſchen Flotte zerfallen? 

„Der Ausſchuß, indem er ſich mit der Bearbeitung 
„dieſer Fragen beſchäftigte, hat ſich nicht verhehlt, wie 


„ausgedehnt fie ſeien, und daß es ihm nicht gelingen könne, 
„in kürzeſter Friſt der National-Verſammlung feine Vor— 
„ſchläge vorzulegen. Andererſeits aber leuchtet ein, daß 
„unter allen Umſtänden der Anfang im geringeren Maaß— 
„ſtabe gemacht, und hiermit zugleich dem nächſten Be— 
„dürfniſſe genügt werden müſſe. Der materielle Nach— 
„theil und die moraliſche Demüthigung, welche Deutſchland 
„eben jetzt durch die Feindſeligkeiten von Seiten einer der 
„kleinſten Seemächte erleidet, mahnen ernſt und unauf— 
„ſchieblich daran, daß kein Augenblick verſäumt werden 
„dürfe, um eine ſolche Lage zu enden. Indem wir daher 
„vorſchlagen, daß, mit beſonderer Rückſicht auf das nächſt— 
„liegende Erforderniß, die Bildung einer deutſchen Flotte 
„unverzüglich beginne, gehen wir davon aus, daß alle 
„Anſchaffungen und Einrichtungen ſo zu treffen ſind, daß 
„ſie, von dieſem unmittelbaren Zwecke unabhängig, jo 
„weit als thunlich auch den erſten Abſchnitt des Geſammt— 
„werkes bezeichnen. Die nähere Angabe des hierzu geeig— 
„neten Materials und Perſonals müſſen wir uns zwar 
„noch vorbehalten, finden uns aber ſchon jetzt verpflichtet, 
„der hohen National-Verſammlung die Nothwendigkeit 
„vorzuſtellen, die Heranziehung der erforderlichen Geld— 
„mittel unverzüglich anzuordnen. Unſeren demnächſt näher 
„zu begründenden Vorberechnungen nach wird die Summe 
„von 6 Millionen Thalern nothwendig ſein, um die Aus⸗ 
18 
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„gaben dieſer erſten Periode zu beſtreiten; wir ſtellen daher 
„den Antrag: 
„Hohe National⸗Verſammlung wolle beſchließen, 
„daß die hohe Bundesverſammlung zu veranlaſſen 
„ſei, die Summe von ſechs Millionen Thalern auf 
„verfaſſungsmäßigem Wege verfügbar zu machen, 
„und zwar drei Millionen ſofort, und die fer— 
„neren drei Millionen nach Maaßgabe des Be— 
„dürfniſſes.“ 

Ich habe nur noch einige Worte hinzuzufügen, um 
dieſe Summe von 6 Millionen Thalern ſoweit zu be— 
gründen, als es augemeſſen ſein mag, bevor wir unſere 
beſonderen Vorſchläge vorlegen können. Wir werden bei 
jener größeren Arbeit nachweiſen, daß unſere Anträge 
nicht darauf gerichtet ſind, zunächſt für Deutſchland eine 
Linienflotte zu ſchaffen, ſondern daß wir glauben, daß 
dieſe Aufgabe, nämlich der Schutz unſeres Handels, die 
Förderung unſerer politiſchen Intereſſen, und die Sicherung 
unſerer Küſten, zu löſen iſt durch Kriegsſchiffe, die nicht 
den zweiten Rang überſteigen. Darauf hinaus geht auch 
der Theil unſerer Forderung, der in den 6 Millionen 
Thalern begriffen iſt. Wir ſind nicht im Stande, ein— 
zelne ſcharf dargethane Vorſchläge jetzt ſchon zu machen. 
Es kommt nur darauf an, zu zeigen, was für dieſe Summe 
zu leiſten möglich ſei. | 
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Nach den Nachrichten, welche wir eingezogen haben, 
begründet auf Angaben mehrerer Marine-Comité's, würde 
dieſe Summe auf folgende Weiſe zu verwenden ſein: 
2 Fregatten zu 46 bis 54 Kanonen. Es iſt dies nicht 
die ſchwerſte Gattung, die der ſogenannten Sechsziger, 
welche wir ſpäter zu erbauen beabſichtigen. Dieſe Fre— 
gatten ſind nach dem Durchſchnitte auf 450,000 Thaler 
zu berechnen, ſohin im Ganzen auf 900,000 Thaler; 
4 Corvetten zu 20 bis 32 Kanonen, welche wir anneh— 
men zu je 230,000 Thaler, in Summa 920,000 Thaler; 
2 Dampfſchiffe zu 500 Pferdekraft, nach dem von uns 
von London eingezogenen Anſchlag zu 400,000 Thaler, 
in Summa 800,000 Thaler; 4 Dampfſchiffe zu 350 
Pferdekraft, jedes zu 300,000 Thaler; giebt 1,200,000 
Thaler. Endlich 200 Kanonenboote zu 2 Kanonen nach 
den neueſten däniſchen Riſſen, jedes zu 7000 Thaler, in 
Summa 1,400,000 Thaler. Die ganze Summe beträgt 
5,220,000 Thlr. Den Reſt von 780,000 Thlr. veran⸗ 
ſchlagen wir für Hafen- und Arſenalanlagen und kommen 
ſohin zur Summe von ſechs Millionen Thaler, die wir 
beantragen. 

Über die ſpecielle Verwendung dieſer erſten Abthei— 
lung unſerer Flotte erlaſſen Sie uns wohl, gegenwärtig 
zu ſprechen. Es iſt mehr als ein Grund vorhanden, der 
gewiß Würdigung verdient, weshalb wir die beſondere 
Weiſe, wie wir uns den nächſten Gebrauch dieſer Flotte 
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denken, hier unberührt laſſen. Ich hoffe, daß dies keines 
weiteren Zuſatzes bedarf; daher verlangen wir in gewiſſer 
Hinſicht ein Vertrauensvotum, glauben aber, daß es we— 
nigſtens in ſoweit bereits gegründet iſt, damit nicht ein 
bloßes Fordern, Abthun oder Zuthun im Dunkeln ſtatt— 
finde. 


Rede in der National-Berjammlung am 
Sten Juni 1848. 


Bei dem Zuſtande von Deutſchland bis zum Herbſte 1848 
lag nichts näher als die Beſorgniſſe, daß die extreme Demo— 
kratie, die ihre Abſichten in der National-Verſammlung nicht 
durchdringen ſah, letztere durch ein gewaltſames Attentat zu 
ſprengen ſuchen werde. Wenn auch die National-Verſammlung 
den großen Vortheil vor den Verſammlungen in Wien und Ber— 
lin genoß, daß ſie nicht in Abhängigkeit von den Umtrieben in 
einer großen Stadt gerieth, ſo konnte doch der Zuzug von Außen 
reelle Gefahr bereiten. Mehrere Eingaben deuteten darauf hin, 
und es handelte ſich um die Frage ob dieſe in Betracht gezogen 
und einem beſonderen Ausſchuſſe überwieſen werden ſollten. 
Darauf zielte der Antrag, welcher durch die folgende Rede ein— 
gebracht wurde. Die Scheu vor der Unpopularität ſolcher Maaß— 
regeln ließ die National-Verſammlung nicht auf dieſe Erwägun— 
gen eingehen; wenige Monate ſpäter (sten September) ſtand 
ſie dadurch am Rande des Verderbens. 


Es bedarf wohl keines Beweiſes, daß die erſte Be— 
dingung der Wirkſamkeit dieſer großen Verſammlung die 
iſt, daß ſie nicht von Außen her gewaltſam geſtört werde. 
Meine Herren! Als dieſe Verſammlung hier zuſammen— 
trat, mag eine bedeutende Parthei in Deutſchland die 


Hoffnung gehegt haben, ſie als Werkzeug ihrer Abfichten 
benutzen zu können. Wenn ich mich nicht täuſche, ſo iſt 
dieſe Hoffnung bereits in den wenigen Wochen ſehr ge— 
ſunken. Wird nun jene Parthei es dabei bewenden 
laſſen? Wird ſie nicht zu denſelben Verſuchen ſchreiten, 
die von 1790 an bis zum Löten Mai des Jahres 1848 
anderwärts theils mit, theils ohne Erfolg in Auwendung 
gebracht worden ſind? 

Dieſe Frage iſt es, um die es ſich handelt. Ich 
glaube ſogar, das Loſungswort eines ſolchen Verſuches iſt 
bereits gefunden. Es heißt: Nieder mit der Reaction! 
Meine Herren! Mit dieſem Worte geht es jetzt ungefähr 
ebenſo, wie vor etwa 20 Jahren mit dem Wort „Dema— 
gogie.“ Damals nannte man Jeden einen Demagogen, 
der irgend einen Fortſchritt in dem nationalen Leben für 
nothwendig hielt, gleichviel zu welchem Zwecke und mit 
welchen Mitteln. Jetzt nennt man Jeden einen Reactionär, 
der das rechtlich Beſtehende nicht eher vernichtet wiſſen 
will, als bis er von deſſen Unverträglichkeit mit den hö— 
hern Bedürfniſſen der Nation ſich überzeugt, und bis er 
erkannt hat, ob Dasjenige, was man an deſſen Stelle 
ſetzen will, beſſer ſei, als das Beſtehende. 

Meine Herren! Wird dieſe Verſammlung ihr Werk 
zu Ende bringen können, das Werk, durch das ſie der 
Welt zeigen ſoll, daß ſie jedem wahren Fortſchritt hul— 
digt? — Dieſe Frage iſt davon abhängig, daß ſie, die 
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Verſammlung, nicht geſtört werde in ihrer Thätigkeit. 
Ich brauche das Mißverſtändniß hier nicht aufzuklären, 
als handle es ſich um den Schutz unſerer Perſonen. Es 
iſt wohl Niemand unter uns, der an ſich denkt, wo es 
ſich um ſo Großes handelt. Aber haben Sie auch Ihrer— 
ſeits ſich vergegenwärtigt, lebhaft vergegenwärtigt, welches 
die Folgen ſelbſt einer momentanen Unterbrechung der 
Verhandlungen dieſer Verſammlung ſein würden? — 
Meine Herren! Die Einſetzung einer proviſoriſchen Re— 
gierung, die Proclamirung der Republik; ja! in Folge 
hiervon eine Scheidung von Deutſchland in zwei zum 
Glück ſehr ungleiche Hälften, der innere Krieg, dann das 
Einbrechen des Feindes und der äußere Krieg, das wür— 
den die Folgen davon ſein! Das ſind keine reactionären 
Gedanken, ſondern Wahrheiten. 

Meine Herren! Wir leben hier in einer treuen, 
wohlgeſinnten Stadt; was dieſe Bürgerſchaft will, unter— 
liegt keinem Zweifel. Aber ob ſie es vermag, wenn der 
gefahrdrohende Stoff nicht blos aus dem Innern ſelbſt, 
ſondern von Außen hereingebracht wird, das iſt die große 
Frage. Es iſt, glaube ich, die heilige Pflicht der National— 
Verſammlung, nicht blos gegen ſich, ſondern vor Allem 
gegen Deutſchland, daß ſie ſich ſelbſt und Anderen die 
Überzeugung verſchafft, gegen jeden gewaltſamen Störungs— 
verſuch vollkommen ſicher zu ſein. Dahin zielt mein An— 
trag. Er lautet: 


„Die National-Verſammlung wolle einen Aus— 
„ſchuß von 5 Mitgliedern ernennen, unter welchen 
„der Herr Präſident ſei, und demſelben den 
„Auftrag ertheilen, ungeſäumt ſich mit den Be— 
„hörden der freien Stadt Frankfurt in Verbindung 
„zu ſetzen, um vollſtändige Nachricht darüber ein— 
„zuziehen, welche adminiſtrativen und militäriſchen 
„Maaßregeln getroffen ſind, um jeden etwaigen Ver— 
„ſuch zur Störung der Verhandlungen der National— 
„Verſammlung ſicher zurückzuweiſen. Wenn dieſe 
„Auskunft dem Ausſchuſſe nicht genügend erſcheint, 
„ſo wird derſelbe ſich an die Regierungen der Nach— 
„barſtaaten wenden und mit dieſen das Erforder— 
„liche feſtſtellen. Über den Erfolg dieſer Verhand— 
„lung hat der Ausſchuß dann in kürzeſter Friſt in 
„vertraulicher Sitzung Bericht zu erſtatten.“ 


Rede in der National-Verſammlung am 
19ten Juni 1848. 


Nachdem die bisherige Bundesverſammlung ihre Autorität 
eingebüßt hatte, und nicht mehr als geeignet erkannt wurde, den 
Anforderungen der Gegenwart zu entſprechen, wurde in der 
National-Verſammlung der Antrag auf Errichtung einer pro— 
viſoriſchen Centralgewalt geſtellt. Eine Reihe von Fra— 
gen kam hierbei in Betracht: ob ein Einzelner oder ein Diree— 
torium Mehrerer, ob von der National-Verſammlung allein be— 
rufen oder in Gemeinſchaft mit den deutſchen Regierungen, ob 
der National-Verſammlung verautwortlich oder nicht. Auf dieſe 
Fragen bezieht ſich die Rede. 


Meine Herren! Über die Nothwendigkeit der Ein— 
ſetzung einer proviſoriſchen Executivgewalt beſteht kein 
Zweifel zwiſchen uns. Zwei Dinge ſtehen feſt: die äußere 
und innere Sicherheit Deutſchlands iſt gefährdet, und die 
beſtehenden Gewalten ſind nicht im Stande, ſie zu ſchützen. 
Ich ſchweige in dieſem Augenblicke von unſerer äußeren 
Lage; bald genug wird dieſe Lage in die erſte Linie tre— 
ten, und wir werden ſie zu erwägen haben, ohne die Sym— 
pathien und Antipathien des Moments zu ſchonen. Unſere 
innere Sicherheit iſt ebenfalls gefährdet; ſie war es früher 
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häufig durch Willkür von Oben, ſie iſt es jetzt durch 
Zügelloſigkeit von Unten. 

Wir bedürfen einer proviſoriſchen Centralgewalt und 
fragen uns: wie ſoll fie beſchaffen fein? Die Rechtskun— 
digen unter uns werden darin übereinſtimmen, daß bei 
der Regulirung eines Proviſoriums man trachten ſoll, es 
möglichſt nahe an das zu erwartende Definitivum zu 
bringen. Es iſt daher unmöglich, von der beſten provi— 
ſoriſchen Executiogewalt zu reden, ohne ſich zuerſt die 
Frage vorzulegen: was wird deren Stellung in der dem— 
nächſt von uns zu vereinbarenden Verfaſſung ſein? Iſt 
dieſe Frage jetzt ſchon einer Antwort fähig? Ich glaube, 
ja, ſobald man ſich auf das beſchränkt, was hierbei allein 
in Betracht koͤmmt, und die Wirklichkeit ins Auge faßt. 

Meine Herren! Deutſchlands Geſchichte zeigt uns 
eine Vielheit und eine Einheit, Beides iſt tief in unſerm 
Weſen verwachſen, Beides macht uns recht eigentlich zu 
dem, was wir ſind; es giebt uns unſere Vorzüge, es legt 
uns aber auch die Nachtheile auf, die unſere Stellung zu 
den europäiſchen Völkern mit ſich bringt. 

Die Nachtheile leuchten zunächſt ein: es iſt klar, 
Deutſchland vermochte nie eine centraliſirte Nationalkraft 
in die Wagſchale zu legen, wie Frankreich ſeit Ludwig XI. 

Aber es wird Ihnen eben ſo wenig entgehen, welche 
Vorzüge daraus erwachſen ſind, daß Deutſchlands Herz 
und Leben nie in eine einzige Hauptſtadt hat zuſammen⸗ 
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gedrängt werden können, ſondern bis in die entfernteſten 
Punkte der Peripherie ſeine Thätigkeit äußert. Ich kann 
dies für ausgemacht annehmen, aber wichtiger und für 
Viele noch einleuchtender iſt eine andere Thatſache. Meine 
Herren! Die große Mehrzahl des deutſchen Volkes will 
ſeine ſtaatlichen Beſonderheiten nicht vernichtet wiſſen! 
Stellen Sie mir nicht die Stimmung entgegen, die in 
einzelnen Theilen Deutſchlands ſich zeigen mag, — vor— 
züglich da, wo dieſe Lande nie Beſtandtheile einer großen 
Monarchie, einer alten Genoſſenſchaft geweſen ſind, wo 
ſie deren ruhmwürdige Erinnerungen nicht getheilt haben. 
Aber fragen Sie nach in den größern Völkerſtämmen, ſo 
werden Sie finden, daß die überwiegende Mehrzahl nicht 
haben will, daß man damit beginne, ihre ſtaatlichen Be— 
ſonderheiten zu zertrümmern. Man will und wird dort 
gern die Hand zu Allem bieten, was die Eintracht be— 
feſtigen, was unſere Wohlfahrt fördern und unſere Kraft 
nach Außen ſtärken kann, aber man verlangt, daß die 
Nothwendigkeit vorher klar erkannt werde, daß nicht der 
öſtreichiſche, der baieriſche, der preußiſche oder jeder andere 
deutſche Staat zuerſt zertrümmert werde, um dann an den 
Trümmern zu experimentiren, welches neue Gebäude ſich 
etwa daraus aufrichten laſſe. 

Daher, meine Herren, — ich faſſe dieſe Betrachtung 
zuſammen — wird die Verfaſſung, der wir entgegenſehen, 
beide Bedingungen zu erfüllen haben; ſie wird der Selbſt— 
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ſtändigkeit volle Rechnung tragen müſſen und über dieſe 
dann die Einheit ſtellen. | 

Die Aufgabe iſt ſchwierig, aber fie ift nicht unlöslich, 
wenn man den guten Willen allſeitig hinzubringt. Dieſer 
gute Wille, meine Herren, hat früher oft und nur zu oft 
gemangelt, wenn es ſich darum handelte, Opfer zu brin— 
gen für die Einheit Deutſchlands. Es ſind vielleicht 
Manche unter uns, die dies ſchwer genug empfunden 
haben, die alle Sehnſucht ihres Herzens, alle Kraft ihrer 
Handlung daran ſetzten, nach der Einheit hin zu ſtreben, 
lange vorher, ehe dieſer Gedanke Gemeingut geworden 
und hierin die Bedenken verloren hat, die damals im 
Wege ſtanden. 

Aber hüten Sie ſich, in den andern Abweg zu ver— 
fallen und diejenigen Opfer zu verweigern, die der Selbſt— 
ſtändigkeit und Vielheit gebracht werden müſſen! 

Die Verfaſſung, die wir erwarten, wird, wie geſagt, 
beide Bedingungen zu erfüllen haben und daher im Gro— 
ßen und Ganzen zwei Körper neben einander ſtellen; den 
einen, der die Geſammt-Intereſſen, und den andern, der 
die Bedürfniſſe und die berechtigten Intereſſen der Ein— 
zelſtaaten vertritt. Man nenne nun den einen dieſer Kör— 
per das Geſammthaus und den andern das Staatenhaus, 
immerhin iſt ſo viel gewiß, daß das, was Deutſchland 
wahrhaft heilſam ſein ſoll, aus der Vereinigung beider 
wird hervorgehen müſſen. 
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Dieſen gegenüber wird demnächſt die Centralgewalt 
treten. Man nenne dieſe Kaiſer, Präſident, Directorium, 
Vorort, oder wie man will, man übertrage ſie Einem 
oder Mehreren, immer wird ihre naturgemäße Stellung 
die ſein, daß ſie dasjenige auszuführen und zu vollziehen 
haben wird, was aus den gemeinſamen Beſchlüſſen beider 
Körper hervorgegangen iſt. 

Stelle ich mit dieſem Ziele nun das Proviſorium 
zuſammen, das uns vorliegt, ſo tritt zuerſt entgegen, daß 
die proviſoriſche Executivgewalt nur einem jener bei— 
den Körper gegenüber treten wird, nämlich uns, der 
National⸗Verſammlung, der Vertreterin der Geſammt— 
Intereſſen. Ich weiß, daß der zweite Körper fehlt, und 
weiß auch, daß er jetzt nicht zu beſchaffen, nicht zu im— 
proviſiren iſt. Die Bundesverſammlung iſt dazu nicht 
fähig. Zwar billige ich nicht jene Reihe ſchwerer Vor— 
würfe, die wir auch hier hörten, allein ich weiß, daß eine 
Verſammlung, die in vielen Fällen an Einſtimmigkeit, in 
allen Fällen an Special-Inſtructionen gebunden iſt, dieſe 
Aufgabe nicht zu erfüllen vermag, wie gut ſie auch in 
Beziehung auf die Perſonen zuſammengeſetzt und wie 
achtbar ihr Wille ſein möchte. Dieſer zweite Körper fehlt 
alſo und wird fehlen bis zur Vollendung unſeres großen 
Verfaſſungswerks. | 

Um ſo höher ift aber auch die Bedeutung, die ich 
darauf lege und legen muß, daß den Regierungen allein 
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die Bezeichnung oder Ernennung der Perſonen bleibe, die 
die Centralgewalt bilden ſollen. 

Wir haben hier vielfach gehört, daß es ſich darum 
handle, ob man die Ernennung dieſer Perſonen in die 
Hände der Fürſten oder des Volks legen ſolle. Meine 
Herren! dies iſt ein großes, ſchweres und, ich will hoffen, 
allſeitig unbewußtes Mißverſtändniß. Wir find in Deutſch⸗ 
land umgeben von conſtitutionellen Staaten. In dieſen 
Staaten haben die Fürſten keine Regierungsacte ausgehen 
zu laſſen, die nicht in Übereinſtimmung mit ihren Mini⸗ 
ſterien ſtehen. Dieſe Miniſter ſind der Ausdruck der 
Mehrheit der Kammern, und die Kammern ſind der Aus— 
druck der Mehrheit des Volkes. Dies iſt wohl, glaube 
ich, die conſtitutionelle Theorie. Wenn alſo die Ernen— 
nung der Mitglieder der proviſoriſchen Centralgewalt in 
die Hände der Regierungen gelegt wird, ſo heißt dies 
nicht, ſie werde in die Hände der Fürſten gelegt, im Ge— 
genſatz zum Volke, ſondern in die Hände der einzelnen 
deutſchen Staaten, im Gegenſatz zu dem Geſammtſtaate. 
Das, ſage ich, iſt der hier vorliegende Unterſchied; er iſt 
weſentlich und durchaus verſchieden von der Aufſtellung, 
die wir hier vernommen haben; er iſt nothwendig, damit 
unſer Werk nicht von Haus aus an dem tiefſten Gebrechen 
kranke und nicht übergehe in die république une et in- 


divisible. 


Rede in der National-Berfammlung am 
23ſten Juni 1848. 


Bei der mehrtägigen Verhandlung über die Bildung der 
proviſoriſchen Centralgewalt hatte ſich eine ſo große 
Verſchiedenheit der Meinungen gezeigt, daß die National-Ver— 
ſammlung alle eingebrachten Vorſchläge auf ſieben zu beſchränken 
und für jeden derſelben zwei Redner zu hören beſchloß. Jeder 
Theil der Verſammlung wählte hierzu unter ſich diejenigen, welche 
ſeinen Antrag vertreten ſollten. Hieraus iſt die folgende Rede 
hervorgegangen, welche die Anſicht der Rechten darlegt. Die 
National-Verſammlung ging auf deren Vorſchlag nicht ein, ſon— 
dern entſchied ſich für die Berufung des Erzherzogs Johann aus 
eigener Machtvollkommenheit. 


Meine Herren! Ich bin von meiner Seite bezeichnet 
worden, um für das Amendement zu ſprechen, welches am 
weiteſten nach der Rechten hin liegt. Ich bin mir voll- 
kommen bewußt, meine Herren, daß dieſes Amendement 
von andern Seiten her nur auf Ungunſt rechnen kann. 
Eben deshalb bitte ich um die Erlaubniß, einige einlei⸗ 
tende Worte vorausſchicken zu dürfen, die vielleicht auch 
dazu dienen, die Stellung der Parteien in dieſer Ver— 
ſammlung etwas deutlicher zu bezeichnen. 

v. Radowitz Schriften. II. 19 
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Man wird damit beginnen, den Sinn dieſes Amen— 
dements als reactionär zu bezeichnen. Ich frage deshalb: 
Wer iſt reactionär? Doch wohl nur Derjenige, der einen 
untergegangenen Zuſtand wieder hervorrufen will. Nun, 
meine Herren, wenn dieſe Beſtimmung die richtige iſt, ſo 
ſage ich: Gäbe es auch eine ſolche Partei in Deutſchland, — 
in dieſer Verſammlung beſteht ſie nicht; Niemand iſt 
reactionär in der Verſammlung! Allerdings befinden ſich 
hier Perſonen, die der alten Monarchie treu und auf— 
richtig gedient haben. Aber ſie ſind nicht blind geweſen 
gegen deren Mängel; ſie haben ſich nicht verhehlt alle 
Gebrechen des Polizeiſtaates. Sie haben ſehr gut ge— 
wußt, daß nur der Rechsſtaat der wahren politiſchen Ord— 
nung entſpricht, daß nur dieſer die Dauer in ſeinem 
Schooße trägt. Sie wünſchten, daß der Übergang auf 
geſetzlichem Wege geſchehen möge, ſie wünſchten Evolu— 
tion, nicht Revolution. 

Leider iſt jener Weg nicht rechtzeitig betreten worden, 
das erkennen wir mit tiefem Schmerz an; daher iſt die 
Revolution erfolgt. Hierin ſtimme ich ganz überein 
mit dem, was wir in den vorigen Tagen gehört haben. 
Folgt nun daraus, daß die Perſonen, die ich Ihnen 
charakteriſirte, reactionär ſind? Ich ſage: Nein! Nie- 
mand hier im Saal wünſcht die gefallenen Zuſtände wie— 
der hervorzurufen, und zwar aus einem doppelten Grunde: 
Erſtens, weil ſie factiſch untergegangen ſind; zweitens, 


weil fie wirklich mangelhaft waren. Nicht blos das Ge— 
ſetz der Nothwendigkeit iſt es, was uns daher vor den 
reactionären Gelüſten hütet, ſondern eine höhere ſittliche 
Verpflichtung. Ich hoffe, meine Herren, daß dieſer äußere 
und innere Zwang vollkommen genügt, um die Bürg— 
ſchaften zu geben, die man von Jedem verlangen kann, 
der ein Mandat zu dieſer Verſammlung angenommen hat. 
Daher fordern wir: Richten Sie uns nach unſern Hand— 
lungen; daſſelbe ſagen wir Jedem von Ihnen zu, meine 
Herren! (Zur Linken gewendet.) Wir Alle wollen das 
Wohl Deutſchlands, obgleich auf ſehr verſchiedenen Wegen. 
Darum ſind wir politiſche Gegner, aber das ſchließt nicht 
die Achtung, es ſchließt nicht die volle Anerkennung der 
Perſönlichkeiten aus. O ja, es giebt Perſonen, die in 
den politiſchen Kämpfen ſich ſelbſt ſuchen, die Befriedi— 
gung ihrer eigenen Leidenſchaften und Intereſſen; aber 
dieſe ſind auf allen Seiten. Meine Herren, vorausgeſetzt 
darf dies nie werden, ſondern wir müſſen davon aus- 
gehen, daß Jeder in gutem, feſtem Glauben auf dem 
Wege geht, auf dem er die Wahrheit zu finden glaubt. 
Ein ſolcher Vorſatz, wenn wir ihn hier faſſen, wäre ſehr 
viel werth; er würde aus unſern Verhandlungen den Bei— 
ſatz von Bitterkeit, von Gehäſſigkeit ausſcheiden; er würde 
die Würde dieſer Verſammlung erhöhen und unſer großes 
Werk in hohem Grade fördern. 

Erlauben Sie mir, meine Herren, daß ich jetzt zur 
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Sache übergehe. Die age über die Executivgewalt hat 
nothwendigerweiſe nach mehreren, ja nach vielen Richtun— 
gen aus einander gehen müſſen, und zwar weil ſie viele 
einzelne Momente in ſich ſchließt. Ich werde es hier nur 
zu thun haben mit denjenigen, welche für das Amende— 
ment charakteriſtiſch ſind, das ich hier vertrete. 

Alſo zuerſt die Frage nach der Zahl: Einheit oder 
Vielheit? Für die Einheit ſpricht das praktiſche Bedürf— 
niß in Bezug auf die Geſchäftsführung in dieſem Direc- 
torium ſelbſt; — für die Mehrheit ſpricht nach der An— 
ſicht Mancher, zu denen ich urſprünglich gehört habe, die 
Überzeugung, daß eine ſolche Inſtitution leichtern Eingang 
finden werde. Ich habe mich überzeugt, meine Herren, 
daß die Anſicht, die Executivgewalt müſſe einer einzigen 
Perſon übertragen werden, die Mehrheit der Stimmen 
in dieſer Verſammlung, und zwar ohne Unterſchied der 
Partheien für ſich hat. Ich gebe meine urſprüngliche An⸗ 
ſicht bereitwillig auf. 

Der zweite Punkt, auf den es ankommt, der zweite 
entſcheidende Punkt iſt die Art der Ernennung. 

Im Großen und Ganzen theilen ſich die verſchiede— 
nen Anſichten in die zwei Hauptrichtungen ab: Sollen die 
Regierungen ernennen, oder ſoll die Nationalverſammlung 
ernennen? In der beſondern Anwendung aber treten 
wieder für jede dieſer beiden Hauptrichtungen drei Unter- 
abtheilungen ein: Entweder die Regierungen ernennen 


unmittelbar und allein; oder die Regierungen bezeichnen 
und die National⸗Verſammlung genehmigt; oder die Re— 
gierungen ſchlagen Candidaten vor, und die National 
Verſammlung wählt. Ganz daſſelbe findet ſtatt, wenn 
die Initiative von der National-Verſammlung ausgeht. 
Die National-Verſammlung ernennt allein, oder ſie be— 
zeichnet, und die Regierungen genehmigen, oder ſie ſchlägt 
Candidaten vor, und die Regierungen wählen. Wenn 
ich nicht irre, ſo iſt in dieſen ſechs Kategorien der Kreis 
vollſtändig umſchrieben. 

Für jede von dieſen ſechs Kategorien haben wir An— 
träge und unterſtützende Reden vernommen. Der Vor— 
ſchlag, den ich vertreten habe, gehört der erſten an: Er 
geht darauf hinaus, daß die deutſchen Regierungen den 
Bundesdirector ernennen. 

Meine Herren! Was ich zur Unterſtützung dieſer 
Anſicht vorzutragen habe, reducirt ſich auf eine einzige 
Aufſtellung. Ich bin den Rednern der drei letzten Tage 
aufmerkſam gefolgt. Es ſcheint mir, als wenn von den— 
jenigen Abgeordneten, welche dieſe Anſicht bekämpft ha— 
ben, immer wieder auf einem Mißverſtändniſſe gefußt 
wurde, und zwar demgemäß, was ich in der Einleitung 
früher ſagte, auf einem unbewußten Mißverſtändniſſe, 
nämlich auf dem Gegenſatze, als handelte es ſich darum, 
ob die Wahl des Bundesdirectors erfolgen ſolle von den 
Fürſten, oder von dem Volk. 


Meine Herren! Diefer Gegenſatz iſt irrig hingeſtellt. 
Es handelt ſich darum, ob an dieſer Einſetzung der Exe— 
cutivgewalt die einzelnen deutſchen Völker Theil nehmen 
ſollen, oder lediglich das hier vertretene Geſammtvolk. 
Das iſt der wirkliche Gegenſatz. 

Stellen Sie mir nicht entgegen, daß in dieſem Amen— 
dement wie in dem Antrag des Ausſchuſſes und in meh— 
reren andern Amendements derſelben Seite geſagt wird: 
„Die Regierungen ernennen.“ Ich habe mir ſchon 
vor einigen Tagen erlaubt, darauf hinzudeuten, daß der 
Begriff „Regierungen“ eben ein wandelbarer iſt, und daß 
wir ihn faſſen müſſen, wie er jetzt vorliegt. Ich erſpare 
es mir, auf dieſen Gegenſtand im Einzelnen zurückzukom⸗ 
men, und frage Sie blos: Glauben Sie, daß, wenn jetzt 
das Recht der Ernennung noch ſo unbedingt übertragen 
wird auf die Regierungen, ſei es einer oder ſei es 
dreier Perſonen, glauben Sie wirklich, daß die deutſchen 
Regierungen irgend Jemand ernennen oder bezeichnen 
könnten, von dem ſie nicht vollkommen ſicher ſind, daß er 
ſowohl in ihrem eigenen Lande, als in Deutſchland über— 
haupt des vollſten Anklanges ſicher ſei? 

Meine Herren! Dieſe Frage kann Niemand mit 
Nein beantworten, es iſt nicht möglich! Wie die Dinge 
jetzt ſtehen, würde jede Regierung ihr eigenes Grab gra— 
ben, und dieſen Selbſterhaltungstrieb werden Sie wohl 
jeder Regierung, wie Sie auch von ihr im Übrigen den⸗ 


6) 5 @ 
2 2 9 8 iS: 


ken mögen, zugeſtehen müſſen. Man wird mit ängſtlicher 
Sorgfalt, mit einer Sorgfalt, die vielleicht die Schnellig— 
keit des Entſchluſſes hemmt, man wird ſich eifrigſt bemü— 
hen, jeden Einwand von vorne herein zu beſeitigen und 
den populärſten Namen zu wählen; man wird Alles auf— 
bieten, um für den zu Wählenden die größtmögliche Mehr— 
heit der Stimmen zu gewinnen. Im Reſultat wird es 
daher gleich ſein. Wenn die National-Verſammlung die 
Ernennung an ſich zieht und ſie auf einen Fürſten richtet, 
ſo wird ſie dieſelbe Perſon erwählen. Ja, meine Herren, 
auch in dem Falle, daß eine Privatperſon an die Spitze 
geſtellt werden ſollte, würde die Differenz eine ungemein 
geringe ſein; denn das Bedürfniß, eine ſolche Perſon zu 
berufen, die den beſten Namen in Deutſchland hat, iſt 
völlig allgemein und ſo überwiegend, daß dagegen die 
Particular-Intereſſen vollkommen verſchwinden. Es wäre 
eine große, eine grobe Thorheit, anzunehmen, daß dieſe 
ſich in einer ſolchen Zeit noch irgendwie geltend machen 
könnten. Ich kann dieſes nicht glauben. Wenn die 
National-Verſammlung dieſes Recht den Regierungen 
überträgt, ſo überträgt ſie es lediglich den einzelnen deut— 
ſchen Völkern, die hierbei durch ihre Regierungen vertre— 
ten ſind. 

Man hat uns hier vielfach, ſehr in das Einzelne 
gehend, die Macht dieſer Verſammlung vor Augen ge— 
ſtellt. Ja, ſie iſt ſehr mächtig; aber ſie möge dieſe 
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Macht zeigen durch Weisheit und Mäßigung. Es ift 
dieſes eines der koſtbarſten Attribute der Macht; die 
Schwäche, meine Herren, iſt vehement. Die Macht, die 
Gewalt, die iſt gewaltig, iſt mächtig; aber ſie iſt auch 
mäßig. Meine Herren! Sie übertragen alsdann nur 
dieſe, nach der Anſicht eines Theils der Verſammlung, 
lediglich der National-Verſammlung zuſtehende Function 
in einem freiwilligen Act den deutſchen Regierungen, d. h. 
den einzelnen deutſchen Stämmen. Sie werden ſich hierin 
in Ihrer Machtvollkommenheit nichts vergeben; denn Sie 
übertragen einem Andern dieſes Recht kraft freien Ent— 
ſchluſſes, eines Entſchluſſes, der nicht erzwungen iſt, ſondern 
aus innern oder äußern Gründen hervorgeht, die nichts 
gemein haben mit der Frage, ob wir vollmächtig ſind, 
oder nicht. Daher, meine Herren, ſtimme ich für dieſes 
Amendement und verleſe daſſelbe noch einmal. 

Die übrigen Paragraphen fallen in der Hauptſache 
mit dem Antrag des Ausſchuſſes zuſammen, oder, ſofern 
fie in den Einzelnheiten abweichen, find fie von den Red— 
nern, die über die andern Amendements geſprochen haben, 
genügend begründet worden. 


Rede in der National-Verſammlung am 
Iſten Juli 1848. 


Der Kampf, der in Böhmen, insbeſondere in Prag ent— 
brannt war, hatte eine Reihe von Anträgen in der National— 
Verſammlung hervorgerufen, die ſich auf die ganze Stellung der 
ſlaviſchen Bundeslande Oſtreichs zu Deutſchland bezogen. Der 
Ausſchuß beantragte eine Aufforderung an die K. öſtreichiſche 
Regierung die noch rückſtändigen Wahlen in dieſen Provinzen 
ungeſäumt vorzunehmen, und ſtellte bei etwaigem Widerſtand 
ſlaviſcher Seits die Hülfe Deutſchlands in Ausſicht. Dieſen 
Antrag in noch präciſerer Geſtalt zu unterſtützen, war der Zweck 
der folgenden Rede, die es ſich zugleich vorſetzte, die Ausartun— 
gen des Nationalitätsbegriffes, die hierbei hervorgetreten waren, 
in ihre Schranken zu weiſen. Die National-Verſammlung nahm 
den Antrag des Ausſchuſſes an. 


Meine Herren! Wir ſind aufgefordert, uns über die 
Stellung der National-Verſammlung zur böhmiſchen Frage 
auszuſprechen. Ich erlaube mir, mit der Betrachtung zu 
beginnen, daß die jetzige Stellung Böhmens zu Deutſch— 
land eine Folge unſerer eigenen Auffaſſung des Nationa— 
litäts⸗Principes iſt. Es ſcheint, wir ſind dazu beſtimmt, 
immer in Extreme zu fallen. Es ſind jetzt zweihundert 
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Jahr, ſeitdem das Princip der Territorialverträge zur 
ausſchließlichen Geltung im allgemeinen Völkerrechte ge— 
kommen iſt. Oft genug ſind die Nationalitäten dabei 
verleugnet, oft genug den ſchmählichſten Convenienzen 
geopfert worden. 

Dann haben wir in der Napoleoniſchen Zeit das 
Princip der natürlichen Grenzen mit gleicher Verleugnung 
der Nationalität auftauchen ſehen; noch iſt dies ein poli— 
tiſches Dogma bei unſern weſtlichen Nachbarn. Ich be— 
merke dies hier nur beiläufig, da es noch ſpäter genugſam 
zur Sprache kommen muß. Vielleicht liegt der Tag nahe, 
wo viele Täuſchungen zerrinnen werden! 

Jetzt ſtellen wir in erſter Linie das Princip der Na— 
tionalität, aber in ſeiner engſten Auffaſſung, als ob ein 
großes Volk ſeine unentbehrlichſten Bedürfniſſe, die Be— 
dingungen feiner Exiſtenz auf ſein Sprachgebiet beſchrän⸗ 
ken könnte! 5 | 

Daraus ſind uns ſeit drei Monaten große Nachtheile 
erwachſen, und große Gefahren bedrohen uns. Erlauben 
Sie, daß ich darauf einige Blicke richte. In Schleswig, 
wo man auf dem Boden der Verträge, die nicht geſtatten, 
daß ein ſchleswig'ſches Dorf von der Vereinigung mit 
Holſtein losgetrennt werde, hätte unwandelbar verharren 
ſollen, dort iſt es jetzt dahin gekommen, daß man uns 
die Hälfte dieſes Herzogthums abfordert, weil deſſen Be— 
wohner däniſch ſprechen. In Poſen hat es eines blutigen 


Kampfes bedurft, um die deutſchen Bewohner zu ſchützen, 
und dennoch müſſen wir die Hälfte der Provinz als für 
Deutſchland verloren betrachten. Ja, meine Herren, un— 
ſere Stellung zur polnifchen Frage hat uns die Gefahr 
eines Krieges nahe gerückt, eines Krieges, deſſen ganze 
Schwere wohl Vielen unter uns noch nicht klar genug iſt. 
Ich bitte, dagegen nicht mit muthigen Worten zu erwie— 
dern, deren aufrichtige Meinung ich vollkommen anerkenne, 
denen ich aber nicht im Stande bin, bei ſolchen Erwäh— 
nungen ein wirkliches Gewicht einzuräumen. Ich habe 
mein Leben in ernſten Studien der Kriege der Vergan— 
genheit zugebracht, und bin nicht unbekannt mit den Din— 
gen, die um uns vorgehen. Bei einem Kriege iſt die 
Hauptſache, daß man ſiegt. Ich will hier keine Abwä— 
gungen vornehmen, aber ich möchte Sie ernſt mahnen: 
Vergegenwärtigen Sie ſich die ganzen Folgen eines Krie— 
ges, der Deutſchland zum Schauplatze des Zuſammen— 
ſtoßes ſeiner öſtlichen und weſtlichen Nachbarn machen 
müßte! 

Meine Herren! Ich wende meinen Blick nach Ita— 
lien, und ſehe mit Schmerz, daß der dortige Kampf der 
öſtreichiſchen Waffen von Vielen unter uns als ein frem— 
der, ja als ein antinationaler angeſehen wird. Ja wir 
haben erlebt, daß man von uns die Abtretung von Wälſch— 
Tyrol verlangt hat, was ungefähr ebenſoviel hieße, als wenn 
man von Jemanden verlangte, er ſolle die Thüre ſeines 
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Haufes abtreten. In dem Augenblicke, wo Deutſchland 
ſeine Hand von Italien abzieht, werden andere Mächte 
darnach ihre Hände ausſtrecken: Ober-Italien wird der 
franzöſiſchen Schirmherrſchaft, Unter-Italien der engliſchen 
verfallen. Was dies für unſere ſüdlichen Grenzen ſagen 
will, das bedarf wohl keiner weiteren Darlegung. 

Nun, meine Herren, Ahnliches hat ſich in Böhmen 
zugetragen. Unſere, ich ſage, einſeitige und ausſchließliche 
Auffaſſung des Nationalitäts-Princips hat das czechiſche 
Element, das dort ſeit mehreren Jahren ſein Haupt weit 
emporgehoben, ermuthigt, kühn gemacht, und zu den Din— 
gen geführt, die wir geſehen haben. Zunächſt zur Son- 
derung von dieſer Verſammlung, dann zum Aufſtande. 
Dieſer Aufſtand iſt unterdrückt und wir ſind, wie ich 
ſicher glaube, nicht geſonnen, die 600 jährige Verbindung 
Böhmens mit Deutſchland zerreißen zu laſſen. Die öft- 
reichiſche Regierung iſt Herrin von Prag. Unſere nächſte 
Aufgabe wird die ſein müſſen, von ihr zu verlangen, daß 
ſie den Trennungsgelüſten ein beſtimmtes und nächſtes 
Ziel ſetze, zu verlangen daher, daß ſie die Wahlen zum 
Parlament unverzüglich anordne und durchführe. Ich 
glaube, daß die öſtreichiſche Regierung in dieſem Augen— 
blicke die volle Macht dazu beſitzt. 

Wir müſſen uns aber auch die Frage vorlegen: 
Wenn ſie nun ihre Macht nicht für hinreichend hält, um 
jeden Widerſtand zu brechen? Hieraus erwächſt unſere 
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zweite Aufgabe. Wir werden entſchieden ausſprechen 
müſſen, daß Deutſchland ſein ganzes Gewicht in die 
Waagſchale wirft, und dieſem Unweſen ein Ende machen 
wird. Hierzu aber, meine Herren, iſt keine Zeit zu ver— 
lieren, denn ich muß Sie darauf aufmerkſam machen, daß 
eine bewaffnete Beihilfe der zunächſt liegenden Staaten, 
ſei es Sachſen, Preußen oder Baiern, nicht eine ſolche 
iſt, die zu jeder Zeit herbeigeholt werden kann. Von 
jenen Staaten iſt der letztere gehalten, ſeine Rheinfeſtun— 
gen zu beſetzen und ſein Contingent nach Ulm abzugeben; 
er hat ferner ein Corps im badiſchen Schwarzwalde. Er 
kann daher zu jenem Zwecke nur über eine verhältniß— 
mäßig kleine Macht verfügen. Wenn die Weiſung von 
hier aus erfolgt, ſo bedarf es fünf bis ſechs Wochen, ehe 
ein preußiſches und ſächſiſches Corps von je 30,000 Mann 
bei Teplitz ſteht, und ebenſo viel Ziel, ehe ein baieriſches 
Corps Eger erreicht, und ſich mit den öſtreichiſchen Trup— 
pen in Verbindung ſetzt. Dieſe Macht zuſammen unter 
die Befehle eines Bundesfeldherrn geſtellt, wird jedenfalls 
genügen, um zum Ziele zu gelangen. Ich glaube nicht, 
daß in dieſem Augenblicke Anordnungen nothwendig ſind, 
um jene Truppen auf den Kriegsfuß zu ſtellen und zum 
Ausmarſche bereit zu halten. Aber ich glaube, es iſt 
nothwendig, daß der mögliche Fall ſchon jetzt hier aus— 
geſprochen werde. Deshalb ziehe ich meinen Antrag zu— 
ſammen. Er will in der Hauptſache Daſſelbe, was der 
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Ausſchuß will, nur in kürzerer und bündigerer Geſtalt. 
Dieſer Antrag lautet ſo: 
Hohe National-Verſammlung wolle die Bundesver- 
ſammlung veranlaſſen: 
„Die kaiſerlich königlich öſtreichiſche Regierung 
„aufzufordern, ihrer Bundesverpflichtung in Böh— 
„men ſo zu genügen, daß innerhalb vierzehn Ta— 
„gen ſämmtliche Wahlen zur conſtituirenden Na⸗ 
„tional⸗Verſammlung ſtattfinden. Wenn die kaiſer⸗ 
„lich königlich öſtreichiſche Regierung ſich hierzu 
„außer Stand erkläre, ſo werde derſelben die er— 
„forderliche Bundeshilfe hierdurch zugeſichert, und 
„in kürzeſter Friſt bereit geſtellt werden.“ 
Das iſt mein Antrag. 


Rede in der National⸗Verſammlung am 
‘ten Juli 1848. 


Der Wehrausſchuß der National-Verſammlung hatte derſel— 
ben Bericht über den gegenwärtigen Zuſtand der Wehrhaftig— 
keit Deutſchlands erſtattet, und hieran ſeine Vorſchläge zu deren 
Verſtärkung geknüpft. Die folgende Rede hatte den Zweck, die 
Nothwendigkeit einer ſolchen Maaßregel durch nähere Darlegung 
des Bedürfniſſes in's Licht zu ſtellen, und hierauf gerichtete 
genaue Anträge zu ſtellen. Die Entſcheidung wurde vertagt. 


Meine Herren! Wer die Wehrhaftigkeit Deutſch— 
lands unterſuchen will, wird nicht füglich einen andern 
Weg einſchlagen können, als daß er zuerſt das Bedürfniß 
ermittelt, dann damit das Vorhandene vergleicht, und 
daraus endlich den Schluß auf das zieht, was fehlt. 

Indem ich mit dem erſten beginne, alſo mit der Dar— 
ſtellung unſerer militäriſchen Lage gegen das Ausland, 
bedarf ich wohl keiner Entſchuldigung, wenn ich mich in 
den engen Schranken halte, die eine öffentliche Berathung 
dieſes Gegenſtandes auferlegt. Ich werde daher nicht zu 
unterſuchen haben, von welcher Seite uns zuerſt oder in 
erhöhtem Maaße Kriegsgefahr drohen könnte. Ich werde 
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mich an das überhaupt Mögliche halten, und hieraus die 
nöthigen Folgerungen ziehen. 

Deutſchland, meine Herren, hat zwei Continental 
mächte zu Nachbarn. Daß wir einen gleichzeitigen An— 
griff von beiden Seiten zu beſtehen hätten, iſt nicht wahr— 
ſcheinlich, und daher nicht nöthig, jetzt dieſe unlösliche 
Aufgabe zu betrachten. Gegen jede dieſer beiden Mächte 
und gegen deren muthmaßliche Verbündete müſſen wir 
aber ſtets ſtark genug ſein. Auch die Betrachtung, daß 
bei eintretendem Angriffe von Seiten einer dieſer beiden 
Mächte die andere dann unſere verbündete ſein werde, 
auch dieſe, meine Herren, dürfen wir nicht in Rechnung 
bringen; mehr als ein Grund kann vorkommen, der im 
gegebenen Momente eine ſolche Allianz unmöglich oder 
bedenklich machen würde. Der einzige in beiden Fällen 
naturgemäße und heilſame Alliirte iſt keine Continental⸗ 
macht, er wirft zwar ein ſehr ſchweres Gewicht in die 
Waagſchale, kann aber unſere unmittelbare Vertheidigung 
nicht übernehmen. Ebenſo ſchweige ich von den Combi— 
nationen, die ſich aus dem Blicke auf die Staaten zwei— 
ten Ranges ergeben könnten, auf diejenigen, die mit uns 
ein gleiches Intereſſe an der Sicherung dieſes Mittel— 
punktes des europäiſchen Staatenſyſtemes haben. Deutſch⸗ 
land muß und kann ſich ſelbſt genügen. 

Ich wende mich zur Sache, und bitte um Entſchuldi— 
gung, wenn ich Sie mit einigen Ziffern behelligen muß. 
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Zuerſt alſo die Ermittelung des Bedürfniſſes! Frank- 
reichs jetzige Militär-Organiſation zeigt eine Macht von 
336 Bataillons und 308 Escadrons, im Ganzen eine 
Effectivſtärke von 480,000 Mann. Hiervon müſſen in 
Algier 50,000, im Innern und auf Corſica 80,000 Mann 
zurückbleiben, jo daß alſo als eigentliche Offenſivkraft 
350,000 Mann verbleiben. Ich ziehe hierbei die neuen 
Organiſationen nicht in Betracht; welche Geſtalt die 300 
Bataillons mobiliſirter Nationalgarde annehmen werden, 
wiſſen wir noch nicht, haben aber Grund, zu vermuthen, 
daß ſie nur zu Feſtungsbeſatzungen und zu dem Dienſt 
im Innern beſtimmt ſind. Alſo 350,000 Mann iſt das 
Minimum derjenigen Angriffskräfte, die wir von Weſten 
her zu erwarten haben. Hiermit ſtimmt erfahrungsmäßig 
überein, daß, als wir im Jahre 1840 den Krieg mit 
Frankreich als nahe bevorſtehend erachteten, in dieſem 
Augenblicke die franzöſiſche Streitmacht ſo disponirt war, 
daß 120,000 Mann bei Metz, und 150,000 Mann bei 
Straßburg binnen vier Wochen die Grenze zu überſchrei— 
ten im Stande waren, und daß ſechs Wochen ſpäter 
80,000 Mann folgen konnten. 

Rußland, meine Herren, Rußlands erſte dispo— 
nible Macht, ſind die vier Corps der Weſtarmee und die 
große Cavallerie-Reſerve, zuſammen 250,000 Mann; dieſen 


kann ſechs Wochen ſpäter das Garde-Corps, ſowie das 
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fünfte und ſechste Corps mit einem Etat von 150,000 Mann 
nachfolgen. Die Angriffsmacht Rußlands iſt daher zu 
400,000 Mann anzuſchlagen, wobei ihm in den Erſatz— 
truppen und in den irregulären Truppen genügende Kraft 
bleibt, um fein Inneres zu fihern, und in der Kau— 
kaſiſchen Linie einen Defenſivkrieg fortzuführen. 

Alſo, meine Herren, bei einem Kriege von Weſten 
haben wir im erſten Act 270,000 Mann, im ferneren 
Verlauf 350,000 Mann zu erwarten; bei einem Kriege 
von Oſten im erſten Act 250,000, und im ferneren Ver⸗ 
lauf 400,000 Mann. 

Ich wende mich nun zur zweiten Frage, und uns 
terſuche, welche Kräfte wir dagegen ſetzen müſſen, und 
zwar zunächſt bei einem Kriege von Weſten. Es kommen 
hier zuerſt in Anrechnung die 350,000 Mann, die ich als 
Angriffskräfte Frankreichs bezeichnete. Demnächſt haben 
wir die Kriegsbeſatzung der Bundesfeſtungen Ulm, Ra⸗ 
ſtadt, Luxemburg, Landau und Mainz, zuſammen 62,000 
Mann, ferner die Kriegsbeſatzung der preußiſchen und 
baieriſchen Feſtungen am Mittel- und Niederrhein, zu⸗ 
ſammen 36,000 Mann, zu ſtellen. Gleichzeitig müſſen 
wir gegen Italien auch bei ſtrenger Defenſive über 80,000 
Mann verfügen können, und bedürfen an der polniſchen 
Grenze 50,000 Mann. Zuſammen 578,000 Mann; hierzu 
kommen im Innern die Erſatzſtämme, die zugleich als 
Beſatzung für die innern Feſtungen dienen; man ſchlägt 


5 @ 
so 307 „. 


fie zuſammen zu einem Sechstel der Armee an, und dieſe 
ſteigt dadurch auf 674,000 Mann. 

Ich wende mich zum Kriege im Oſten. Wir haben 
dort im Felde 400,000 Mann entgegenzuſtellen; wir be— 
dürfen für die Kriegsbeſatzung der Feſtungen an der 
Weichſel und mittleren Oder 46,000 Mann. Gleichzeitig 
müſſen wir an der Weſtgrenze eine Armee von mindeſtens 
80,000 Mann disponibel halten, und die Feſtungsbeſatzun— 
gen auf dem weſtlichen Kriegstheater auf eine Stärke von 
50,000 Mann bringen, zuſammen 576,000 Mann. Hierzu 
gleichmäßig die vorhin genannten Erſatzſtämme im Innern, 
ſo giebt das eine Truppenmacht von 672,000 Mann. 
| Alſo, meine Herren, ſummariſch betrachtet, bedarf 
Deutſchland unter beiden Vorausſetzungen eines Heeres 
von 700,000 Mann. Ich vergleiche hiermit die Mittel 
unſerer Militär⸗Organiſation und brauche dabei nicht die 
Ziffern zu ſcheuen, denn ſie ſind unſern Nachbarn voll— 
kommen bekannt. 

Die Bundescontingente betragen einſchließlich der 
Reſerve 1 Procent der Bevölkerung. Daher nach der 
bisherigen Matrikel 404,000 Mann. Hierzu kommt das 
Contingent von 46,000 Mann für die neu aufgenomme— 
nen preußiſchen Provinzen, wobei ich für Poſen vorläufig 
nur die Hälfte der Provinz in Anſchlag bringe, weil über 
das Schickſal der zweiten Hälfte noch nicht entſchieden iſt. 
Ich rechne nicht den Mehrbetrag des öſtreichiſchen Heeres, 
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da dieſer aus Truppen ſolcher Landestheile beſteht, die 
nicht zu Deutſchland gehören. Ich zähle auch nicht auf 
die größere Truppenzahl, welche Preußen und andere 
Staaten gegenwärtig beſitzen, denn wir müſſen davon 
ausgehen, daß dieſe größeren Heere bald auf die Normal- 
zahl des Bundes zurückkommen werden. Iſt eine Ver— 
mehrung der deutſchen Kriegsmacht überhaupt nothwendig, 
ſo wird dieſe eine gleichmäßige ſein müſſen. Der Bedarf 
an Streitkräften iſt alſo 700,000 Mann, und die vor— 
handenen ſind 450,000 Mann, es würden uns demnach 
250,000 Mann mangeln. 

Ich fürchte nicht durch dieſe Darlegung Beſorgniß, 
noch weniger etwa Anreiz zu geben, da Jedem einleuch— 
tet, daß es nur eines Entſchluſſes und einer kurzen An- 
ſtrengung bedarf um den Unterſchied mehr als auszu— 
gleichen. Hervorheben muß ich aber noch, daß dieſe An— 
gaben nur Minima ſind. Die gegenwärtige Zeit for— 
dert eine viel weiter reichende Entwicklung der Wehrhaf— 
tigkeit; ſie verlangt, daß das ganze waffenfähige Volk in 
die Wagſchaale eingeſetzt werden könne am Tage der 
Gefahr. | 

Dieſe Aufgabe ſoll gelöft werden indem man zwei 
Bedingungen feſthält. Die erſte iſt: geringſte Koſten im 
Frieden, die zweite Bedingung iſt: geringſte Störung der 
bürgerlichen Thätigkeit. 

Es iſt hier noch nicht die Stelle, dieſe Forderung 
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in ihrem ganzen Umfange zu beleuchten und für die 
Wehrverfaſſung des neuen Deutſchlands Vorſchläge zu 
machen. Dieſes wird die zweite Seite unſerer Aufgabe 
ſein. Gleichwohl können wir ſchon jetzt nicht darüber ent- 
ſcheiden, welche Vermehrung von uns zu beſchließen ſei, 
wenn wir uns nicht einigermaßen vergegenwärtigen, in 
welche Organiſationsverhältniſſe eine ſolche Vermehrung 
eintreten würde. Die bloße oft vernommene Forderung 
nach Volksbewaffnung genügt hiezu nicht. Meine Herren, 
bewaffnete Menſchen ſind noch keine Heere, und nur mit 
Heeren kann man Schlachten liefern! Ich wünſche aus 
tiefſtem Herzen, daß die deutſche Begeiſterung ſich rieſen— 
groß erheben möge, wenn der Feind am Rhein oder an 
der Weichſel erſcheint, aber eben deßwegen verlange ich, daß 
dieſe edlen unerſetzlichen Kräfte nicht nutzlos vergeudet wer— 
den. Das Inſtitut der Bürgerwehr iſt für die Krieg— 
führung nicht hinreichend. Unter vielen Beiſpielen aus 
der neueren Kriegsgeſchichte will ich nur ein einziges her— 
vorheben. Im Jahr 1792 war der Aufſchwung der Na— 
tionalgefühle in Frankreich wohl ſo groß als je; es han— 
delte ſich darum, den Boden und die Principien zu ver— 
theidigen. Man decretirte die Aufſtellung von einer 
Million mobiler Nationalgarde und an der Energie der 
Ausführung hat es dem Convente gewiß nicht gemangelt. 
Dieſes Heer verminderte ſich ſchon bei den etwas ermüden— 
den Märſchen in der Champagne, dann kam der Winter— 
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feldzug von Beurnonville gegen Trier, der kurze, aber 
ſiegreiche Kampf von Dumouriez in den Niederlanden; 
nach der verlornen Schlacht bei Neerwinden lief der übrige 
Theil des Heeres bis auf die wenigen Linientruppen gänz— 
lich auseinander. Der Convent mußte ſofort decretiren, 
daß der Unterſchied zwiſchen Linie und Nationalgarde auf— 
gehoben ſei, er mußte beide Beſtandtheile zu einem und 
demſelben Körper in den ſogenannten Halbbrigaden ver— 
einigen, er mußte ſie denſelben Führern, denſelben Ge— 
ſetzen, derſelben Disciplin unterwerfen. Dieſe Einver- 
leibung iſt das Fundament der ſpäteren Siege Frankreichs 
geweſen, recht eigentlich der Beginn ſeiner großen mili— 
täriſchen Zeit. 

Meine Herren, ich will nicht weiter in dieſen Er- 
fahrungsbetrachtungen gehen, ſonſt würde ich Ihnen zeigen 
müſſen, daß man auch das, was gewöhnlich dagegen an- 
geführt wird, nicht richtig kennt. In Spanien gruppirte 
ſich die Volks-Vertheidigung um ein treffliches Heer, 
nämlich um die angloportugieſiſche Armee. Was die 
Vendée und Tyrol betrifft, ſo ſind dieſes reine Aus— 
nahmsfälle; Sie wiſſen, welche beſonderen aus der Natur 
des Terrains und der Volksart hervorgegangenen Um— 
ſtände hierbei wirkſam geweſen ſind. Das ſind keine 
Grundlagen, auf die man in ſo großen Momenten 
Schlüſſe bauen kann, und deshalb wird es auch für uns 
darauf ankommen, daß wir demjenigen Theil des wehr 
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fähigen Volks, der für den Feldkrieg beſtimmt iſt, eine 
feſte Organiſation geben. 

Daran wird ſich aber die zweite Bedingung knüpfen, 
daß ſich an dieſen Theil der bewaffneten Macht jener 
ganze Reſt des waffenfähigen Volks, der für die Erhaltung 
der Ruhe und Ordnung im Innern beſtimmt iſt, innig 
anſchließe. Wir haben den großen Vortheil, für die dies— 
fallſige Unterſuchung bereits ein Vorbild zu beſitzen, das 
die großartigſten Erfahrungen in Krieg und Frieden für 
ſich hat. Ich ſpreche von dem preußiſchen Landwehrſyſtem, 
jenem Syſtem, von dem Blücher einſt ſagte, man könne 
nicht angeben, wo dabei der Bürger aufhöre, und der 
Soldat anfange. Sie wiſſen, daß dieſes Syſtem darauf 
hinausgeht, daß jeder waffenfähige Mann ohne Ausnahme 
vom 20ſten bis 25ſten Jahre im ſtehenden Heere, vom 
26ſten bis 32ſten im erſten Aufgebote der Landwehr und 
vom 32ſten bis 40ſten Jahre im zweiten Aufgebote der— 
ſelben ſteht. Das erſte Aufgebot iſt im Frieden ſtändig 
beurlaubt, wird nur zu einzelnen Übungen zuſammen⸗ 
gezogen, bildet aber im Kriege einen integrirenden Theil 
des Heeres. Die in dem zweiten Aufgebote Stehenden 
haben im Frieden keine weiteren übungen mehr, und 
werden im Kriege zur Vertheidigung der Feſtungen und 
zum Schutze im Innern verwendet. Denken Sie ſich 
nun, meine Herren, daß in dieſem Syſteme noch ein wei— 
terer Fortſchritt gemacht, daß die Landwehr des erſten 
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Aufgebots mit dem ſtehenden Heere noch inniger verbun— 
den, daß die Pflicht des zweiten Aufgebots bis ins 46ſte 
Jahr ausgedehnt, und dabei mit dem Inſtitut der Bürger— 
wehr verſchmolzen werde, ſo werden Sie den Umriß eines 
Wehrſyſtems vor ſich haben, das den eben geſtellten Be— 
dingungen entſpricht. 

Ich habe nur noch nachzuweiſen, wie ſich ein ſolches 
Syſtem zu dem eben dargeſtellten Bedürfniß verhält. 
Deutſchland zählt jetzt in runder Summe 45 Millionen 
Einwohner. Nach bekannten Wahrſcheinlichkeitsſätzen ſtehen 
hiervon 8 / Procent der Männer im Alter von 20— 32 
Jahren. Wenn man auch davon die Hälfte als undienſt— 
fähig oder unabkömmlich abzieht, ſo ergiebt ſich doch, daß 
nahe an 2 Millionen Männer zum Dienſt in Linie und 
Landwehr verpflichtet werden könnten. Es hat deshalb 
kein Bedenken, auf dieſe große Zahl das oben dargelegte 
Bedürfniß von 700,000 Mann anzuweiſen. Ja es reichen 
hierzu ſchon die beſtehenden Normen aus. Wenn man 
nämlich die neueſte Volkszählung zu Grund legt, ſo geben 
die 1'/, Procent des ſtehenden Heeres und der Reſerve 
600,000 Mann. Tritt hiezu die in der jetzigen Kriegs— 
verfaſſung aller deutſchen Staaten liegende Verpflichtung, 
für einen Kriegsfall / als Erſatzſtamm aufzuſtellen, fo 
ſind dies wieder 100,000 Mann, wodurch eine Summe 
von 700,000 Mann herauskommt. Die Altersklaſſen von 
dem 33ſten bis 45ſten Jahre betragen nach denſelben 
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Wahrſcheinlichkcitsſätzen 9 Procent der Bevölkerung; zieht 
man hiervon ö als ſolche ab, denen man aus einem oder 
dem andern Grunde nicht den Waffendienſt zumuthen will, 
jo verfügt Deutſchland immerhin noch über 1Y Million 
Männer in ſeiner als Landwehr zweiten Aufgebots orga— 
niſirten Bürgerwehr. 

Die Ausführung der auf dieſe Umgeſtaltung der 
Kriegsverfaſſung bezüglichen Maaßregeln fällt natürlich 
der Centralgewalt anheim. Wenn aber die National- 
Verſammlung in Erwägung der Dringlichkeit des Augen— 
blicks eine Vorbereitungsmaaßregel beſchließen will, ſo 
würde ich mir geſtatten, den Antrag des Ausſchuſſes in 
folgender etwas modificirter Form aufzunehmen: 

„1) Die deutſchen Regierungen aufzufordern, ihre Con— 
„tingente in Linie und Landwehr erſten Aufgebots 
„activer Kriegsreſerve, auf die Höhe von 17 Pro— 
„cent nach der neueſten Zählung ihrer Bevölkerung 
„zu bringen, — 

alſo nicht erſt die Bildung einer neuen gemeinſchaftlichen 
Matrikel abzuwarten; 

„2) den hieraus hervorgehenden Mehrbetrag an Mann— 
„ſchaft ſofort zu bezeichnen und bereit zu ſtellen; 

„3) ihre Vorräthe an Kriegsmaterial jeder Art mit 
„dieſer erhöhten Leiſtung in Übereinſtimmung zu 
„bringen. 


Rede in der National-Verſammlung am 
15ten Juli 1848. 


Die Forderung einer angemeſſenen Vermehrung der 
deutſchen Streitkräfte war auf mehrfachen Widerſtand ge— 
ſtoßen. Theils erachtete man eine ſolche Maaßregel für un— 
nöthig bei den friedlichen Geſinnungen des republikaniſchen Frank— 
reichs, theils ging man davon aus, daß eine allgemeine Volks— 
bewaffnung dieſelbe Wehrhaftigkeit gewähren werde, ohne Koſten 
zu beanſprechen und den Regierungen durch die Vermehrung der 
ſtehenden Heere neue Machtmittel zuzuführen. Gegen die einen 
und die anderen dieſer Einwürfe iſt die Rede gerichtet. — Die 
National-Verſammlung beſchloß in Folge deſſen die Erhöhung 
der Bundes-Contingente bis auf zwei Procent der wirklichen 
Bevölkerung. 


Meine Herren! Die Einwürfe, die wir gegen den 
Antrag auf Vermehrung unſerer Wehrkraft vernommen 
haben, gehen in drei Hauptrichtungen aus; zuerſt: die 
vorgeſchlagene Maaßregel werde nur eine Verſtärkung des 
ſtehenden Heeres herbeiführen ſtatt einer eigentlichen Volks— 
bewaffnung; ferner: dieſe Maaßregel ſei zu koſtſpielig; 
und endlich: ſie könne und müſſe durch ein Bündniß mit 
Frankreich erſetzt werden. Ich unterſuche dieſe Einwürfe, 
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und zwar die beiden erſten im Zuſammenhang, weil fie 
zuſammen gehören. 

Meine Herren! Hier muß ein Mißverſtändniß ob— 
walten. Allerdings gingen der Antrag des Ausſchuſſes 
und der meinige mit einigen Abänderungen dahin, daß 
unſere Wehrkraft verſtärkt werde, daß man die bisherigen 
Normen der Militärleiſtungen auf die jetzige Volkszahl 
übertrage. Das Bundesheer würde hierdurch von 450,000 
Mann, die es jetzt einſchließlich der durch die neupreußi— 
ſchen Provinzen bewirkten Vermehrung zählt, auf unge— 
fähr 700,000 Mann ſteigen; nach den Anträgen des Aus— 
ſchuſſes auf 900,000 Mann. Dieſe Vermehrung aber, 
meine Herren, iſt an und für ſich nicht unmittelbar zu— 
ſammenhängend mit der Koſtenfrage. Die Koſtenfrage 
hängt vielmehr zunächſt ab von dem Dienſtſyſtem, das 
man annimmt. Die 81,000 Mann der engliſchen Armee 
in Europa koſten nahezu ebenſoviel, wie die viermal ſtär— 
kere preußiſche Armee. Es hängt dieſes nicht etwa blos 
mit dem höheren Solde zuſammen, oder mit den Koſten 
der Verpflegung, ſondern zunächſt damit, daß dieſe ganze 
Mannſchaft ſtets präſent gehalten wird, wie dies der 
techniſche Ausdruck bei uns iſt. 

Wenn nun das engliſche Dienſtſyſtem, welches durch 
die Umſtände dort geboten iſt, das eine Extrem darſtellt, 
ſo ſtellt man uns die Volksbewaffnung als das andere 
Extrem gegenüber. Man pflegt ſich wohl zuweilen damit 


zu ſchmeicheln, daß eine auf allgemeine Volksbewaffnung 
gegründete Organiſation wenig oder gar keine Koſten ver— 
urſache. Dieß iſt ein großer Irrthum. Ich brauche hier 
wohl nicht die Anſicht zu bekämpfen, daß es genüge, eine 
Anzahl Männer zu bezeichnen, ſie in Abtheilungen zu 
vereinigen und mit Waffen zu verſehen; ich könnte nur 
wiederholen, daß dies kein Heer giebt, mit dem man ſol— 
chen Feinden gegenübertreten könnte, wie die ſind, die uns 
drohen. Auch das verehrte Mitglied aus Darmſtadt, 
welches wir in der vorigen Woche hörten, will für ſeine 
Volkswehr eine kriegsmäßige Ausbildung; wer dieſe aber 
will, meine Herren, der bedarf vollſtändiger Cadres an 
Offizieren und Unteroffizieren, und dieſe wiederum bedür— 
fen ein ſtehendes Heer zu ihrer Ausbildung und Erneue— 
rung. Alſo abgeſehen von jedem andern militäriſchen 
Grunde, iſt ein ſtehendes Heer unentbehrlich, weil es die 
Schule für die Wehrhaftigkeit der ganzen Nation iſt. 
Dieſer Gedanke iſt es nun, der mir vorſchwebte, als 
ich auf das preußiſche Landwehrſyſtem hindeutete. Im 
Weſentlichen iſt dieſes eben nichts Anderes als eine ſolche 
Schule, wenn ſie auch mancher Modificationen fähig und 
ſelbſt bedürftig iſt. Ich habe jedoch damals und werde 
auch jetzt der größeren Frage nicht vorgreifen, wie die 
Wehrverfaſſung für das neue Deutſchland beſchaffen ſein 
müſſe. Nur erlaubte ich mir anzudeuten, daß die Präſenz— 
Stärke der Linie vermindert und dadurch eine anſehnliche 
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Erſparniß herbeigeführt werden könne, daß die Landwehr 
des erſten Aufgebots in näheren Verband mit der Linie 
gebracht werden und, daß die Landwehr des zweiten Auf— 
gebots eine Organiſation erhalten kann, vermöge welcher 
ſie das Inſtitut der Bürgerwehr mitumfaßt. 

Auch dieſes Wehrſyſtem, meine Herren, erfordert 
einen beträchtlichen Koſtenaufband. Aber er wird vor- 
ausſichtlich nicht höher ausfallen, als die Geſammtſumme, 
welche der deutſche Bund bisher für eine Armee ver— 
wendete, die ein volles Drittel ſchwächer war als die vor— 
geſchlagene. Dieſe Koſten find immerhin groß, wenn 
auch nicht ſo groß, wie das geehrte Mitglied aus Leipzig 
vorauszuſetzen ſchien. Nur die beiden größten Staaten 
Deutſchlands hatten einen Militäraufwand, der zwiſchen 
einen Drittel und die Hälfte ihrer Staatseinkünfte fiel; 
ſie mußten ihre beſondere Stellung als europäiſche Groß— 
mächte behaupten. Die andern deutſchen Staaten blieben 
zwiſchen einem Viertel und einem Fünftel der Staats— 
einkünfte, und auch bei jenen beiden größeren Staaten 
war der Aufwand doch ein relativ mäßiger. Jeder Kopf 
der Bevölkerung in Preußen zahlt einen und einen halben 
Thaler jährlich für den Militäretat; jeder Kopf in Frank— 
reich, in dem republikaniſchen Frankreich, zahlt zwei und 
einen halben Thaler. 

Daſſelbe geehrte Mitglied aus Leipzig verlangt, daß 
die Koſten für das Heer verwendet werden möchten zur 
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Hebung der Induſtrie, des Handels und der Arbeit, 
Dieſes ſcheint mir ein vitiöſer Zirkel. Um jene Lebens- 
äußerungen eines Volkes zu heben, iſt es wohl erſte Be— 
dingung, daß volles Vertrauen in die äußere und innere 
Sicherheit beſtehe, und eben die Nothwendigkeit, dieſes 
Vertrauen zu begründen, hat zu dem Antrag geführt, 
unſere Wehrkraft zu erhöhen. | 

Hier wende ich mich zu dem zweiten Einwurf, den 
wir hörten und welcher dahin ging, dieſe Sicherung liege 
in den Geſinnungen Frankreichs gegen Deutſchland. Auf 
dieſe könne und müſſe man ſich ſtützen. 

Ich gehe ungern in eine Beleuchtung dieſes Gedan— 
kens hier ein; er wird uns aber ſo häufig und ſo viel— 
geſtaltig entgegengebracht, daß es nothwendig ſcheint, ihm 
einigermaßen näher zu treten. Laſſen wir dabei alle 
politiſche Sympathie und Antipathie aus dem Spiele; 
es handelt ſich um eine ganz objective Betrachtung der 
Frage. 

Ich ſpreche es ganz unumwunden aus: die Frage 
um den Beſitz des linken Rheinufers, dieſes uralten deut 
ſchen Landes, bildet noch fortwährend eine unüberſteigliche 
Schranke zwiſchen Frankreich und Deutſchland. Jeder 
Franzoſe, zu welcher Parthei er auch gehören mag, wächſt, 
mit der Überzeugung auf, daß der Rhein ſeine natürliche 
Grenze ſei, die ihm im Jahre 1815 durch Mißbrauch 
der Gewalt und durch Verrath aufgedrungener Herrſcher 
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entzogen worden ſei. Dieſe Meinung iſt in allen Par- 
theien gleich. 

Ich wiederhole, daß dieſer Gedanke in allen Par— 
theien ſich findet; wenn dieſes auch Manchem unter uns 
als unmöglich erſcheinen mag. Der Marquis Laroche— 
jacquelin, der der weißen Fahne folgt, theilt ihn mit 
Thiers dem Verfechter der Juli-Dynaſtie, und die Regen— 
ten der jetzigen Regierung theilen ihn mit den Männern 
der rothen Republik. Keine Regierung, welche Form ſie 
auch habe, kann dieſem Nationalgelüſte auf die Dauer ohne 
eigene Gefahr widerſtehen. Die ältern Bourbonen wür— 
den die Juli-Revolution wahrſcheinlich nicht erlebt haben, 
wenn ihnen nicht jener unerlöſchliche Makel angeklebt 
hätte. Louis Philipp würde ſeine Dynaſtie dauernd be— 
feſtigt haben, wenn er den Krieg auf die Rheinlande be— 
gonnen und ſiegreich durchgeführt hätte *). Dieſes rieth 


) Damals und bis in die neueſte Zeit hin, hat man mit ſichtlichem 
Wohlgefallen dem Redner nachgeſagt, er habe bei ſeiner Anweſenheit 
in Paris kurz vor den Februartagen geäußert: der Thron Ludwig Phi— 
lipp's ſtehe feſt wie Eifen. Auf Prophetengabe hat er nie Anſpruch 
gemacht, und wenn er daher wirklich die Anſicht getheilt hätte, von 
welcher der landeskundige König und ſein ausgezeichnetes Miniſterium 
damals durchdrungen waren, ſo würde dieſes ihm, dem Fremden, wohl 
kaum zu beſonderem Vorwurfe gereichen. Aber es iſt nicht der Fall; die 
Wahrnehmungen, welche er zu machen in der Lage war, hatten ihm die 
entgegengeſetzte Anſicht aufgedrungen, und dieſe iſt es, die er gegen 
ſeine Regierung ausſprach, nicht jene ſo oft und ſo gern wiederholte 
abſurde Redensart. 
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ihm ſein frühverſtorbener Sohn. Die neue Regierung 
beſteht erſt ſeit vier Monaten; aber ſelbſt der unkriege— 
riſche Lamartine ſprach in ſeinem erſten amtlichen Acten— 
ſtück aus, Frankreich betrachte ſich als nicht mehr gebunden 
an die Beſtimmungen der Verträge von 1815, und be— 
halte ſich vor, feine Intereſſen und Pflichten bei gelegener 
Zeit geltend zu machen. Wir haben neulich noch in einer 
andern amtlichen Äußerung hinſichtlich des lombardiſchen 
Kriegs gehört, daß Frankreich keine Vermehrung des 
Länderbeſtandes zugeben könne, ohne eine gleichzeitige 
Compenſation für ſich ſelbſt. Ich glaube nicht, daß dieſe 
bedeutungsvollen Worte auf Savoyen allein ſich bezogen. 

Weshalb hat aber die neue Regierung nicht ſofort 
das Schwert gezogen? Sie hat es nicht, weil ſie ohne 
Mandat war, weil ſie vor Allem einer legalen Baſis für 
ſich ſelbſt bedurfte. Sodann aber auch, weil eine nahe— 
liegende Betrachtung lehrte, daß die Wirkung auf das 
Ausland, die man ſich nicht ohne Grund verſprach, durch 
ein vorzeitiges Kriegsgelüſte gehemmt werden würde! 
Man temporiſirte weil dieſes das weiſeſte war! Dieſer 
Zeitabſchnitt aber liegt entweder hinter uns, oder wir 
ſtehen nahe an ſeiner Grenze. Den zweiten Theil der 
aus der Februarrevolution hervorgegangenen Schwierig— 
keiten, nämlich die ſociale Frage, kann man verſuchen 
durch den Krieg zu löſen. Deshalb tritt jener alte un— 
verwüſtliche Gegenſatz wieder in ſeine Rechte. Ich weiß 
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nicht, wann er ſein letztes Wort ſprechen wird, allein er 
wird es ſprechen. Dieſer Augenblick mag ferner liegen, 
als ich beſorge; allein er muß uns gerüſtet finden und 
deshalb unterſtütze ich den Antrag des Ausſchuſſes mit 
einigen nicht erheblichen Modificationen. 

Ich halte nämlich dafür, daß die National-Verſamm⸗ 
lung die Centralgewalt aufzufordern habe, die waffentra⸗ 
gende Mannſchaft Deutſchlands auf 1% oder 2 Procent 
zu bringen. Der Centralgewalt wird anheimfallen, dieſe 
disponiblen Kräfte in die neue Organiſation unſerer Wehr- 
verfaſſung, die wir erwarten, einzufügen. Ich bitte Sie 
mit dem geehrten Abgeordneten von Crefeld, geben Sie 
dieſes dritte Zeichen der Einheit unſeres Volks, dieſe dritte 
Bürgſchaft, daß Angeſichts der höchſten Aufgaben jede 
Partheiung unter uns ſchwindet. 


v. Radowitz Schriften. II. 21 


Rede in der National⸗Verſammlung am 
25ſten Juli 1848. 


Auf Grund des Einganges einer großen Anzahl von Pe— 
titionen für und gegen die Einverleibung eines Theiles von 
Poſen in den deutſchen Bund, hatte der betreffende Ausſchuß 
beantragt, daß die geſchehene Einverleibung feſtgehalten, und die 
gezogene Demarkationslinie vorläufig anerkannt werde. Hier— 
gegen erhoben ſich zahlreiche Stimmen, welche zu Gunſten der 
polniſchen Nation die Selbſtſtändigkeit jener Lande verlangten. 
Auch die confeſſionellen Intereſſen kamen hierbei mannigfach in 
Anregung. Gegen beides erklärte ſich der Redner; der Beſchluß 
der National-Verſammlung hielt die Einverleibung aufrecht. 


Meine Herren! Ich ſehe mit tiefem Bedauern, daß 
wir damit bedroht ſind, in die Frage, die uns gegen— 
wärtig beſchäftigt, den Streit der Confeſſionen übergetra— 
gen zu ſehen. Nichts könnte dem großen Verfaſſungs— 
werke, um deſſen willen uns Deutſchland hierher geſendet 
hat, verderblicher werden, als wenn der Zwiſt, der vor 
300 Jahren das heilige römiſche Reich deutſcher Nation 
zerriß, auf unſere Verhandlungen ſeine Wirkung erſtreckte. 
Der Gegenſatz der chriſtlichen Confeſſionen beſteht und 
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wird beftehen, jo lange bis die Binde von den Augen 
fällt. Aber er werde nicht dahin übergetragen, wo es 
nicht die Natur der Sache gebietet. Man wolle nicht 
vereinigen, was Gewiſſenshalber getrennt bleiben muß, 
aber man ſcheide auch nicht, was vereinigt bleiben darf. 

Meine Herren! Wenn es ſich in der Poſen'ſchen 
Frage um die Vertheidigung der katholiſchen Kirche han— 
delte, ſo würde ich und Viele mit mir über unſere Stel— 
lung hierzu nicht einen Augenblick in Zweifel ſein; jede 
andere Rückſicht, politiſche wie nationale, müßte und 
würde ſchwinden. 

Aber dieſer Fall liegt nach meiner gewiſſenhaften 
Überzeugung nicht vor. Welcher Art auch die Beſchwer⸗ 
den ſind, die die Katholiken in Poſen zu erheben haben, 
ſie tragen nicht den eigenthümlich-confeſſionellen Charak— 
ter, ſie gehören in das weite Gebiet der Klagen, die aus 
dem bisherigen Verhältniſſe der Kirche zu dem Staate 
erwachſen ſind, Klagen, die in allen Ländern, deren Re— 
gierungen mögen proteſtantiſche oder katholiſche fein, un— 
gefähr dieſelben ſind. 

Dieſes Verhältniß zu regeln, iſt einer der großen 
Gegenſtände unſerer jetzigen Thätigkeit; in deren Löſung 
wird die Bürgſchaft gefunden werden müſſen, daß Ahnli- 
ches nirgends wiederkehre. Daß aber ein katholiſches Land 
dadurch, daß es in das deutſche Reich aufgenommen wird, 
in ſeinem Glauben gefährdet ſei, dieſes werde ich nie zu— 
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geben. Die Katholiken der alten deutſchen Lande würden 
eine ſolche Behauptung entſchieden zurückweiſen müſſen. 

Daher wiederhole ich meine dringende Bitte, tragen 
wir in dieſe Frage, die eine weſentlich nationale und recht⸗ 
liche iſt, nicht den hiervon ganz verſchiedenen confeſſionellen 
Gegenſatz über. Ich bitte, ich beſchwöre Sie darum, 
nehmen Sie den Handſchuh, von welcher Seite er auch 
geworfen werde, nicht auf! 

Meine Herren! Ich wende mich zur Frage ſelbſt, 
und werde verſuchen, fie auf ihre einfachſte Geſtalt zu— 
rückzuführen. 

Nach den Märztagen gab die preußiſche Regierung 
die Erklärung, daß fie das Großherzogthum Poſen natio- 
nal reorganiſiren wolle. Spätere Erläuterungen bezeich- 
neten dies näher dahin: für die der Reorganiſation über- 
gebenen Bezirke eine eigene Verfaſſung, nationale Trup⸗ 
pen, nationale Farben, polniſche Beamten, polniſches 
Schulweſen, die polniſche Sprache als Geſchäftsſprache. 
Ich brauche nicht zu erwähnen, unter welchen Umſtänden 
dieſes eben ſo weit greifende als unbeſtimmte Wort ge— 
ſprochen worden iſt, die Lage der preußiſchen Regierung 
zu jener Zeit iſt Ihnen Allen bekannt. Es wurde man⸗ 
nigfach darauf hingewieſen, daß die in ſolcher Geſtalt 
veorganifirten Lande den Kern einer demnächſtigen Her- 
ſtellung des polniſchen Reiches abgeben ſollen. 

Es iſt ſchwer zu begreifen, wie man bei dieſem Schritt 


die Pflichten gegen die deutſche Nationalität und gegen 
die deutſchen Intereſſen in ſolchem Maaße ignoriren konnte. 
Neben 800,000 Polen wohnen in der Provinz ungefähr 
500,000 Deutſche, dieſe wurden alſo in den Zweifel ver— 
ſetzt, ob ſie von dem deutſchen Staate Preußen getrennt 
und einem polniſchen Reiche überwieſen zu werden be— 
ſtimmt ſeien. Die deutſche Grenze ſollte auf einer ihrer 
gefährlichſten Stellen, zwiſchen Glogau und Thorn, blos— 
geſtellt, eine Feſtung, die wir mit 10 Millionen Thaler 
deutſchpreußiſchen Geldes erbaut haben, eine Feſtung, die 
allein eine Vertheidigungsfront zwiſchen Weichſel und 
Oder möglich macht, konnte hierdurch preisgegeben wer— 
den! Ja, man ſcheint im erſten Augenblick kaum daran 
gedacht zu haben, daß, indem man ſolchergeſtalt, wenn 
auch indirect, auf den Act von 1772 zurückging, man dem 
künftigen polniſchen Reiche auch auf Weſtpreußen ſeine 
Anſprüche vorbehielt. 

Die Folgen zeigten ſich alsbald; ich wiederhole nicht, 
was Jeder weiß: den Zuſammenſtoß der Nationalitäten, 
den blutigen Kampf. Die Regierung war gezwungen, 
einzulenken, man machte den nothwendigen Unterſchied 
zwiſchen den Bezirken, die der polniſchen Reorganiſation 
überwieſen, und denen, die bei Deutſchland verbleiben 
müſſen, wenn nicht, um ein früheres Unrecht gegen Polen 
zu ſühnen, ein noch ſchreienderes Unrecht gegen das 
lebende Geſchlecht der Deutſchen begangen werden ſollte. 


Die Bezirke mit überwiegend deutſcher Bevölkerung wur— 
den dem deutſchen Bunde angetragen und von der dama— 
ligen competenten Behörde aufgenommen, während für die 
Bezirke mit überwiegend polniſcher Bevölkerung eine vor— 
läufige Scheidungslinie gezogen wurde. 

Hierauf geſtützt, ſchlägt nun unſer Ausſchuß vor: für 
die Landesbezirke der erſten Kategorie die geſchehene Auf— 
nahme in den Bund gutzuheißen, ferner die gezogene De— 
markationslinie vorläufig anzuerkennen, bis uns genug- 
ſames Material vorliegt, um darüber einen definitiven 
Beſchluß zu faſſen; endlich die deutſche ſowohl als die 
polniſche Nationalität in beiden Landestheilen zu wahren. 
Ich vermag nicht einzuſehen, wie wir es gegen Deutſch— 
land zu verantworten vermöchten, uns gegen dieſe An— 
träge zu erklären, oder einen Zuſtand, wie den gegen— 
wärtigen, noch ferner fortbeſtehen zu laſſen. 

Meine Herren, wer dieſe Anträge verwerfen will, 
muß einen der beiden folgenden Wege betreten. Er muß 
entweder fordern, daß die ganze Provinz in das deutſche 
Reich aufgenommen werde, oder aber, daß die ganze Pro— 
vinz außerhalb des deutſchen Reichsverbandes verbleibe. 

Wer das erſtere will, wird entweder verlangen, daß 
die preußiſche Regierung die geſchehene Zuſage der Re— 
organiſation der polniſchen Bezirke zurücknehme, und dazu, 
meine Herren, hat Niemand ein Recht; oder er hält es 
für möglich, daß in einem Gliede des deutſchen Körpers 
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eine fremde Nationalität nicht blos geſchützt, ſondern 
herrſchend ſei. Beides iſt unmöglich. 

Wer dagegen den zweiten Weg betreten will, wer 
davon ausgeht, daß die ganze Provinz außerhalb des 
Reichsverbandes bleibe, täuſche ſich damit nicht, daß ſie 
ja dem deutſchen Staat Preußen verbleibe, und dadurch 
an Deutſchland gekettet ſei. Kein aufrichtiger Pole wird 
in Abrede ſtellen, daß er, und von ſeinem Standpunkt 
aus mit Recht, ſich nur darum gegen die Einverleibung 
erklärt, weil er jene Provinz als die Grundlage zur 
Wiederherſtellung des polniſchen Reichs betrachtet. Wer 
alſo die geſammte Provinz Poſen von der Einverleibung 
in den deutſchen Reichskörper ausſchließen will, der ſpricht 
damit aus, daß er 500,000 Deutſche einem künftigen pol— 
niſchen Reiche überweiſe. 

Meine Herren, man hat von einer vierten Theilung 
Polens geſprochen, die aus der beabſichtigten Trennung 
hervorgehe. Aber jene Verzichtleiſtung auf 370 Quadrat- 
Meilen der von Deutſchen überwiegend bewohnten Lan— 
destheile wäre eine Theilung Deutſchlands, und zwar 
leider auch nicht die erſte. Im Weſten und Oſten ſind 
uns durch eigene Zerriſſenheit, durch politiſchen Stumpf— 
ſinn und falſchen Cosmopolitismus koſtbare altdeutſche 
Lande verloren gegangen. Gott bewahre uns, daß ſich 
dieſes klägliche Schauſpiel jetzt wiederhole! 

Man hat auf die Wiener Verträge hingewieſen, und 
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behauptet, daß dieſe die beabſichtigte Trennung nicht zu⸗ 
ließen. Es iſt hervorgehoben worden, daß Frankreich, 
darauf geſtützt, eine eventuelle Kriegsdrohung, ja die For⸗ 
derung geſtellt habe, ſofort zur Wiederherſtellung Polens 
überzugehen. Wenn man bedenkt, daß die Berufung auf 
jene Verträge von einer politiſchen Seite ausgeht, die das 
zerbrechliche und zerbrochene Werk jener Verträge ſonſt 
mit tiefer Geringſchätzung zu betrachten pflegt, ſo kann 
man wohl geneigt ſein, nach den Urſachen einer ſo ſon— 
derbaren Erſcheinung zu forſchen. Ich habe indeſſen nicht 
die Gewohnheit der Verdächtigungen, und will mich des— 
halb darauf beſchränken, zu bemerken, daß Frankreich 
weder aus den Verträgen noch der Natur der Sache ein 
Recht ableiten kann, einer deutſchen Regierung dieſe For— 
derung zu ſtellen. Wir ſind nicht kriegsluſtig wie man 
uns vorwirft; es gehört eine ſehr geringe Einſicht dazu, 
um in unſerer gegenwärtigen Lage einen europäiſchen 
Krieg nicht zu wünſchen, allein ich hoffe, daß wir eine 
Zumuthung, die die Ehre Deutſchlands verletzt, und ſeine 
Selbſtſtändigkeit gefährdet mit Entrüſtung zurückweiſen 
würden, ſie komme von Oſten oder von Weſten, ſie komme 
von einem Selbſtherrſcher oder einer Republik! 

Wir kämpfen einen ſchweren und gefährlichen Kampf 
um die Einverleibung Schleswigs, eines Landes, das 
ebenfalls nie zum Reiche gehörte, eines Landes, deſſen 
Regent die Einverleibung zurückweiſt, und in welchem ein 
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beträchtlicher Theil der Einwohner aus Nichtdeutſchen be- 
ſteht. Ich denke, wir kämpfen dieſen Kampf nicht blos 
darum, weil das vertragsmäßige Recht der Verbindung 
mit Holſtein uns die Waffen in die Hand gab, ſondern 
um der Ehre und der höheren Intereſſen unſeres gemein— 
ſamen Vaterlandes willen. Und in dieſem Augenblicke 
ſollten wir die dreifache Zahl unſerer Volksgenoſſen von 
uns wegſtoßen, und ſie der Botmäßigkeit einer fremden 
Nation überweiſen? Eine ſolche Zumuthung würde in 
den Kammern der andern großen europäiſchen Völker— 
familien geradezu unmöglich ſein. Daß ſie hier möglich 
iſt, lobe ich nicht und tadle ich nicht, denn es hängt mit 
den beſten und den übelſten Seiten unſeres Charakters 
zuſammen. Aber tief müßte ich bedauern, wenn ein ſol— 
ches Denkmal unſerer politiſchen Gutmüthigkeit auf Koſten 
jeder nationalen Weisheit errichtet würde. 

Ich ehre das Unglück, und bin fern davon, Ihre 
Theilnahme an dem tragiſchen Geſchicke jenes providen— 
tiellen Volkes dadurch mindern zu wollen, daß ich die 
Geſchichte ſeines letzten Jahrhunderts hier aufrolle. Allein 
das muß ich fragen: bietet die Ausſicht auf die Wieder— 
herſtellung des polniſchen Reichs wirklich die Garantien 
für unſere Sicherheit, gewährt ſie wirklich die Bürgſchaf— 
ten, die ein Staat nicht entbehren kann, ohne ſich dem 
Untergang zu weihen? Iſt dieſe gefährliche Grenze ſicherer 
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geſchirmt, wenn wir ſie Fremden überlaſſen, als wenn wir 
ſie unter unſere eigene Obhut nehmen? 

So ſteht die Frage, und einer ſolchen mehr als be— 
denklichen Zukunft gegenüber ſollen wir eine halbe Million 
unſerer deutſchen Brüder zum Opfer bringen? Nein, 
meine Herren, nimmermehr! 


Rede in der National⸗Verſammlung am 
12ten Auguſt 1848. 


Der Krieg in Italien hatte den Anlaß zu einer großen 
Zahl von Anträgen und Eingaben an die National-Verſamm— 
fung gegeben, in welchen dieſe aufgefordert wurde dort einzu— 
ſchreiten. Der Krieg, welchen Oſtreich gegen Sardinien und 
ſeine aufgeſtandenen Lande führte, wurde als ein ungerechter, 
und das Verlangen als begründet bezeichnet, daß Oſtreich ſeine 
italieniſchen Provinzen abtrete. Der Ausſchuß hatte auf nähere 
Erwägung angetragen, ob es geeignet ſei, daß der deutſche Bund 
ſeine Vermittelung zwiſchen den kriegführenden Mächten anbiete. — 
Der Zweck der folgenden Rede war dieſe Auffaſſung zu unter— 
ſtützen, zugleich aber auch die Verſammlung darüber aufzuklären, 
daß die Kämpfe der Oſtreicher in Oberitalien im entſchiedenſten 
Intereſſe von Deutſchland geführt würden, und daß ihre Siege 
unſere Siege ſeien. Dieſer Zweck wurde durch die lebhafteſte 
Zuſtimmung der National-Verſammlung erreicht, und ein dem— 
ſelben entſprechender Entſchluß gefaßt. 


Meine Herren! Ich erlaube mir, Ihre Aufmerkſam— 
keit auf den vorliegenden Gegenſtand als einen ſolchen zu 
lenken, der auch unſere deutſchen Intereſſen ſehr nahe 
angeht. 

Seitdem der Bericht des internationalen Ausſchuſſes 
erſtattet worden iſt, hat ſich in den Verhältniſſen des 


italienischen Kriegs Vieles geändert. Zuerſt die Siege 
der öſtreichiſchen Waffen, die ich im tiefſten Gefühle, daß 
dieſe ruhmgekrönte Armee auch für uns gelitten, gefochten 
und geſiegt hat, mit höchſter Freude begrüße. Die Tage 
vom 23ſten bis 25ſten Juli 1848 werden eines der glän- 
zendſten Blätter in der deutſchen Kriegsgeſchichte bilden. 
Meine Herren! Ich freue mich darüber, nicht blos als 
deutſcher Soldat, ſondern auch als Glied dieſer deutſchen 
Verſammlung, deren vorwaltende Geſinnung ich hierin 
auszudrücken glaube. 

Der zweite Umſtand, der inzwiſchen eingetreten iſt, 
iſt die Einſetzung der proviſoriſchen Centralgewalt und 
ihrer Miniſterien. Beides übt einen weſentlichen Einfluß 
auf die Lage der Sache aus. Die Siege der öſtreichiſchen 
Waffen geben einerſeits eine erhöhte Ausſicht auf einen 
günſtigen Ausgang des Krieges, andererſeits nähern ſie 
die Möglichkeit einer fremden Intervention. Die Ein⸗ 
ſetzung der proviſoriſchen Centralgewalt giebt uns wirk— 
ſamere Mittel, als bisher, um unſere eigene friedliche 
Dazwiſchenkunft geltend zu machen. 

Geſtatten Sie mir, dieſe wichtige Frage nach ihren 
allgemeineren Geſichtspunkten zu betrachten. — Die Be⸗ 
deutung Oberitaliens für Deutſchland iſt eine fo tiefgrei— 
fende, daß es mir ſtets ſehr ſchwer geworden iſt, einzu— 
ſehen, wie man ſich bei einer ſolchen Lebensfrage bei bloßen 
guten Wünſchen, loſen Vorausſetzungen oder ſpeculativen 
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Anſchauungen begnügen könnte. Ich will aus dieſer über⸗ 
aus weiten Betrachtung nur zwei Momente hervorheben; 
ſie genügen, um unſere Stellung zu dieſer Frage zu über— 
ſchauen. Das eine betrifft die materiellen Intereſſen, das 
andere die militäriſche Sicherheit Deutſchlands. 

Meine Herren! Ohne Venedig und die Küſten iſt 
Trieſt und das dalmatiſche Litorale auf die Dauer nicht 
zu halten. Fragen Sie darüber die einſichtsvollen Abge— 
ordneten jener Bezirke, die unter uns ſitzen. Hiermit 
ginge das adriatiſche Meer verloren, alſo jede Verbin— 
dung mit dem Mittelmeere, einer der beiden großen Puls— 
adern unſerer maritimen und commerciellen Exiſtenz. 

Ebenſo bedeutend iſt die militäriſche Seite der Frage. 
Wenn Ober ⸗Italien von Oſtreich getrennt ift, jo beginnt 
die Vertheidigung unſerer Südgrenze an der obern Etſch 
und dem Tagliamento, ſtatt am Teſſin. Die erſte dieſer 
Linien führt nach Tyrol und Baiern, die andere in das 
Herz von Oftreih. Es iſt dies der Unterſchied, welchen 
erſt ein ganzer unglücklicher Feldzug erzeugen würde. 
Wir müßten den Vertheidigungskampf da beginnen, wo— 
hin wir erſt nach großen Verluſten und Niederlagen ge— 
drängt werden könnten. 

Daſſelbe gilt von der Weſtgrenze. Unſere koſtſpielige 
fortificatoriſche Sicherung der Oberrheinlinie wäre nutz— 
los; die Poſitionen im Schwarzwalde, die ſtarke Feſtung 
Ulm und die obere Donau wären umgangen. Der Kampf 
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begänne ſtatt am Oberrhein, unmittelbar in den Ebenen 
von Kärnthen und Baiern. Ein Drittel des deutſchen 
Reichs wäre ohne Schuß verloren, blos durch die ſtrate— 
giſche Dispoſition beider Theile. 

Wollen wir nicht dieſen unabſehlichen Nachtheil über 
uns heraufbeſchwören, ſo müſſen die Deutſchen feſten Fuß 
in Oberitalien behalten. 

Allerdings iſt hierzu der Beſitz der Lombardei nicht 
unumgänglich nothwendig, da dieſe nur die Päſſe des 
Splügen und des Stelvio öffnet. Der erſte führt nach 
Graubünden, alſo nicht unmittelbar auf ein deutſches 
Kriegstheater; der andere, der höchſte Paß in Europa, 
durchzieht einen Terrainabſchnitt, der leicht durch Befeſti— 
gungen abzuſperren iſt. Ganz anders verhält es ſich mit 
dem venetianiſchen Feſtlande; hier genügt ſelbſt nicht die 
Etſchlinie mit Verona und Legnano. Hierbei verbliebe 
dem Feinde das rechte Etſchufer, und hiermit die domi— 
nirenden Höhen von Rivoli und der Eingang in Südtyrol. 
Es muß die Linie des Mincio mit Peschiera und Mantua 
feſtgehalten werden, und dadurch eine Vertheidigungsfront 
zwiſchen dem Gardaſee und dem Po. Soll Deutſchland 
auf einer, ſeit Jahrhunderten gefährdeten Stelle geſichert 
ſein, ſo darf die Venetianiſche Terrafirma und das Land 
bis zum Mincio nicht in fremde Hand kommen *). 


) Dieſe Stelle hat den vielgeſtaltigen Gegnern des Redners ſpäter 
als ſtehender Stoff zu dem Vorwurfe gedient: er habe die Abtretung 
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Gegen dieſe Verbindung hat ſich nun die italieniſche 
Abneigung erhoben, zum Theil geſtützt auf die mächtigſte 


des größeren Theils der Lombardei verlangt. Jeder nähere Blick auf 
den Zuſammenhang zeigt deutlich, daß hier von nichts die Rede iſt, 
als, wie weit vom rein militäriſchen Standpunkt aus betrachtet, das 
öſtreichiſche Oberitalien, als directer Schutz der deutſchen Grenze an— 
zuſehen ſei. Daß dieſes unmittelbare Intereſſe Deutſchlands an 
Oſtreichs Beſitzungen in Italien nicht weiter als bis an den Mincio 
erwieſen werden kann, geht aus der einfachen Thatſache hervor, daß alle 
ferneren Übergangslinien über die Alpen in die Schweiz und nicht nach 
Deutſchland führen. Welches Intereſſe Oſtreich an die Wiedererlan— 
gung ſeiner italieniſchen Provinzen knüpfe, konnte bei dieſer Gelegen— 
heit nicht zur Sprache kommen, ſo wohlberechtigt und ſelbſtverſtanden 
es natürlich auch iſt. — Wenn aber wirklich der Redner die Abtretung 
eines Theiles der Lombardei als den Ausgang des dortigen Kampfes 
vorausgeſetzt hätte, ſo wäre dieſes wohl zu jener Zeit weder ein ſinn— 
loſer noch ein ſträflicher Gedanke geweſen. Zwei Monate vorher hatte 
der öſtreichiſche Bevollmächtigte in London (23ſten Mai 1848) 
die Sonderung des geſammten Lombardiſch-Venetianiſchen Königreichs 
zu einem völlig ſelbſtſtändigen, nur durch weiteſte Perſonalunion ver— 
bundenen Staate angeboten. Ja, eine wenig ſpätere Eröffnung (26ſten 
Mai) läßt deutlich durchblicken, daß man nur das Aufgeben der vene— 
tianiſchen Lande für unzuläſſig halte. Es iſt bekannt genug, daß nur 
die Selbſtüberſchätzung der proviſoriſchen Regierung in Mailand die 
Erörterungen zurückweiſen ließ, welche das öſtreichiſche Miniſterium 
unter engliſcher Vermittelung gemacht hatte. Und daß auch weit ſpäter 
noch hierüber ſelbſt unter öſtreichiſchen Patrioten gleiche Gedanken 
herrſchten, mag eine am 19ten December 1848 geſchriebene Stelle 
zeigen: „Das venetianiſche Gebiet, bis zum Mincio und Po, könnte 
füglich zum deutſchen Bundesſtaate geſchlagen werden. Einen weiteren 
Länderbeſitz in Italien halte ich für den öſtreichiſchen Kaiſerthron nicht 
einmal wünſchenswerth.“ (F. v. Unterrichter, ein Paar Worte 
über die öſtreichiſche Frage. Seite 7). 


Kraft der Gegenwart, auf das Gefühl der Nationalität. 
Es wäre die große Aufgabe der öſtreichiſchen Regierung 
geweſen, dieſe Gegenſätze zu vermitteln, als es noch Zeit 
war. Man mußte Oberitalien feſter an Deutſchland an- 
ſchließen, und zugleich dem Streben nach Nationalität 
volle Rechnung tragen. Dieſe Aufgabe war ſchwierig, 
aber nicht unlöslich. Man hüte ſich nur auf dem politi⸗ 
ſchen Gebiete vor den leichteſten und bequemſten Wegen: 
ſie führen entweder zu nichts, oder ſie ſind geradezu ver— 
derblich. In der jetzigen Weltlage iſt nichts dienlich, als 
große Entſchlüſſe und große Unternehmungen. Ein ita⸗ 
lieniſcher Bund, der die Gemeinſchaft in Geſetzgebung, 
Zollweſen, in allen materiellen Verhältniſſen herbeigeführt 
hätte, würde den verſtändigen Wünſchen der Italiener da- 
mals genügt haben. Nichts iſt davon geſchehen, zum un— 
erſetzlichen Schaden aller Theile! — Der Kampf hat be- 
gonnen; wenn er mit der Niederlage der öſtreichiſchen 
Waffen geendet hätte, oder je endigte, ſo würde deshalb 
Italien keineswegs frei werden, in dem Sinne, der auf 
einer wirklichen Unabhängigkeit vom Auslande beruht. 
Auf lange Zeit hinaus kann Italien dieſen Grad der 
Unabhängigkeit nicht erlangen. Der Gegenſatz zwiſchen 
den Einzelſtaaten liegt dort tiefer, als irgendwo. Seit 
dem Falle des römiſchen Reichs hat die Halbinſel kein 
eigentliches Gemeinweſen gekannt. Sobald die Gefahr 
vorbei wäre, würde es ſich ſofort zeigen, welches Grades 


von Gemeinſchaft Neapel, der Kirchenſtaat, Toscana und 
Piemont wirklich fähig ſind. Wie ich ſchon früher geſagt 
habe: Ober-Italien wird in dem Augenblicke, wo es ſich 
von Deutſchland trennt, in die Hegemonie von Frankreich, 
Unter⸗Italien in die Englands verfallen. 

Daher iſt es doppelte Pflicht, den gegenwärtigen 
Augenblick zu ergreifen, und die allerdings ſchwierige Auf— 
gabe der Vermittelung anzutreten. Sie läßt ſich, vom 
deutſchen Standpunkte betrachtet, ſo formuliren: Das 
Land bis zum Mincio bleibt bei Oftreih und Glied eines 
italieniſchen Bundes, zugleich iſt zu wünſchen, daß Sſtreich 
dieſes Land durch beſtimmte Verträge in nähere Verbin— 
dung mit Deutſchland ſetze; das Verhältniß der ehemali— 
gen zugewandten Orte in der Eidgenoſſenſchaft könnte 
hier einigermaßen als Muſter dienen, im Weſentlichen 
alſo: Gewährleiſtung und Schutzbündniß zur Vertheidi— 
gung, ohne dies auf den Angriff zu erſtrecken. Wer 
weiß, ob ein ſolches Vorbild nicht dazu beſtimmt ſein 
könnte, auch andere Staaten, die Deutſchland umgeben, 
zu einem ähnlichen Verhältniß hinzuleiten, und hierdurch 
eine politiſche Central-Stellung in Europa zu ſchaffen, 
die für den Frieden eine höhere Bürgſchaft gewähren 
würde, als alle Congreſſe! 

Wir werden ferner wünſchen müſſen, daß das öſt— 
reichiſche Iſtrien und das Litoral ſammt Fiume in nähere 
Verbindung zu Deutſchland trete, die öſtreichiſche Marine 
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würde hierdurch eine deutſche; zu großem Vortheile dieſer 
neuen Schöpfung unſeres Reichs. 

So weit wir die Sache überſehen können, ſo liegt 
die Vermittelung bis jetzt ausſchließlich in den Händen 
des franzöſiſchen und des engliſchen Cabinets, ſchwerlich 
würde fie fo in einem Sinne ausfallen, der unſerm In- 
tereſſe zuſagt. Daher iſt es hohe Zeit, ſelbſt Hand an— 
zulegen, und ich wünſche dringend, daß die proviſoriſche 
Reichsgewalt ſich veranlaßt finde, die Löſung des italieni— 
ſchen Kriegs unverzüglich zum Gegenſtand einer vermit— 
telnden Thätigkeit in dem angedeuteten Sinne zu machen. 
Sie wird kaum einen größern und gedeihlicheren Anfang 
für ihre politiſche Thätigkeit finden können. 


Rede in der National-Verſammlung am 
24ſten Auguſt 1848. 


Die Verhandlung über die in der Verfaſſung aufgenomme— 
nen Grundrechte war bis zu dem Zten Artikel gelangt, welcher 
das Verhältniß der Kirche zum Staate zu regeln be— 
ſtimmt iſt. Aus den Abgeordneten katholiſcher Confeſſion hatte 
ſich zu gemeinſamem Wirken für die großen Intereſſen ihrer Kirche 
ein Verein gebildet, welcher über die Hauptfrage folgenden An— 
trag ſtellte: 

„Die beſtehenden und neu ſich bildenden Religionsgeſell— 

„ſchaften ſind als ſolche unabhängig von der Staatsgewalt; 

„ſie ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig. 

„Die Beſtellung von Kirchenbeamten unterliegt keiner Mit— 

„wirkung von Seiten der Staatsgewalt, auch nicht vermöge 

„Patronatrechtes. Die Bekanntmachung kirchlicher Erlaſſe iſt 

„nur denjenigen Beſchränkungen unterworfen, welchen alle 

„übrige Veröffentlichungen unterliegen. Jeder Religions— 

„geſellſchaft wird der Beſitz und die freie Verwendung ihres 

„Vermögens, ſowie ihrer für Cultus-, Unterrichts- und 

„Wohlthätigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten gewährleiſtet.“ 

Als Vorſitzender dieſes Vereins gab der Redner zu obigem 
Antrage die in Folgendem enthaltenen Erläuterungen. 


Meine Herren! Ich bin mir bewußt, zu der Be— 
trachtung, die uns heute beſchäftigt, die Ruhe und Yeiden- 
ſchaftsloſigkeit mitzubringen, die ſie erheiſcht. Mag ſie 
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den tiefſten Gegenſätzen verwandt fein, die zwiſchen uns 
beſtehen, warum ſollte es einer ernſten und patriotiſchen 
Verſammlung nicht möglich ſein, ſie außerhalb aller Ge— 
häſſigkeit zu halten? Wir haben allerdings von dieſer 
Stelle hier mannichfache Verletzungen und Verdächtigun— 
gen vernommen, aber wir werden nicht in gleichem Tone 
und Geiſte fortfahren, das hoffe ich. 

Meine Herren! Wenn man den Artikel 3 der Grund— 
rechte vor ſich hat, ſo drängt ſich ſofort die Bemerkung 
auf, daß er eine Reihe von Folgerungen aus dem Prin- 
cipe der Unabhängigkeit der Kirche vom Staate enthält, 
ohne dieſes Princip ſelbſt auszuſprechen. Dies ſcheint mir 
bedenklich und ſchädlich, denn hierdurch wird die Forſchung 
nach einem oberſten Princip hervorgerufen und Interpre— 
tationen veranlaßt, für welche kein Anhalt gegeben iſt. 

Die Mehrheit des Verfaſſungs-Ausſchuſſes hat ohne 
Zweifel reiflich erwogen, weshalb ſie ihr Werk mit dieſem 
Mangel behaftet ließ. Ihre Motive geben drei Gründe 
dazu an: die Beſorgniß vor confeſſionellen Schwierigkei— 
ten, die möglichen Übergriffe ins Staatsgebiet, und die 
jetzige Lage der proteſtantiſchen Kirche. Ich glaube nicht 
zu irren, meine Herren, wenn ich zu dieſen Gründen noch 
einen vierten hinzufüge: die Beſorgniß, daß den prote— 
ſtantiſchen Genoſſenſchaften aus einer unabhängigen katho— 
liſchen Kirche Nachtheile erwachſen könnten. Erlauben Sie 
mir, daß ich dieſen Bedenken einzeln näher trete. 
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Niemand kann inniger wünſchen, als ich, daß unſer 
großes Verfaſſungswerk von dem Zwiſte der Confeſſionen 
unberührt bleibe. Ich bin lebhaft davon durchdrungen, 
daß hierin eine der oberſten Bedingungen für jedes Ge— 
lingen liegt. Eben darum aber verlange ich, daß der 
Grundſatz der Scheidung jener beiden Gebiete offen und 
unverholen an die Spitze geſtellt werde. Nur hierdurch 
kann verhindert werden, daß neben den politiſchen Par— 
theien auch die religiöſen Partheien in die Schranken 
treten, innerhalb welcher unſer Kampf ausgefochten wer— 
den muß. 

Sollte die zweite Beſorgniß gegründeter ſein, daß 
die Befreiung der Religionsgeſellſchaften den Staat größe— 
ren Übergriffen ausſetzen werde, als bisher? Ich wüßte 
nicht, was ſie rechtfertigen ſollte. Bei der Sonderung 
beider Gebiete wird weder der Staat von ſeinen Rechten 
aufgeben, noch die Kirche einen Theil dieſer Rechte für 
ſich erwerben. Es handelt ſich lediglich darum, daß der 
Staat das bisherige Präventiv-Syſtem verlaſſe und hier 
wie überall ſich auf das Repreſſiv-Syſtem beſchränke, das 
ihm Niemand ſtreitig macht. Letzteres aber iſt im 8 12 
vollkommen vorgeſehen, der alle Verbrechen und Vergehen, 
die bei Ausübung der kirchlichen Freiheit begangen wer— 
den, dem Geſetz überweiſt. Was darüber hinausliegt, 
das iſt eben jene Polizeihoheit, die Sie aus allen Theilen 
des Staatsweſens verbannen wollen. Soll hier allein 


der mögliche Mißbrauch einer Freiheit deren rechtliche 
Anerkennung hindern? Blicken Sie auf Ihren Entwurf 
der Grundrechte, auf die Preßfreiheit, die Redefreiheit, 
die Freizügigkeit, das Verſammlungsrecht, das Vereins— 
recht, die Unterrichtsfreiheit! Sind nicht alle dieſe Frei— 
heiten der gefährlichſten Ausartung fähig und haben 
Sie ſich dadurch abhalten laſſen, das auszuſprechen, was 
Ihnen als nothwendige Folgerung aus einem oberſten 
Principe erſchien? 

Achtbare Stimmen innerhalb und außerhalb des 
Hauſes haben ferner darauf hingewieſen, daß die Abhän— 
gigkeit der proteſtantiſchen Kirche vom Staate nicht ohne 
Gefahr für erſtere in völlige Trennung übergehen könne. 
Hier iſt zunächſt zu bemerken, daß die geforderte Unab— 
hängigkeit keineswegs eine Trennung der Kirche vom 
Staate in ſich ſchließt. Was könnte die proteſtantiſchen 
Genoſſenſchaften im Ganzen oder in einzelnen deutſchen 
Ländern abhalten, den Regierungen gewiſſe Vollmachten 
zu ihrem eigenen Beſten zu übertragen, oder, wie es ein 
einſichtsvoller proteſtantiſcher Theologe unlängſt ausdrückte, 
im Intereſſe des Friedens, der Einheit. Wenn dann das 
Bekenntniß, die Lehre, der Gottesdienſt, die eigentliche 
Autonomie der Kirche, den geiſtlichen Vertretern der Kirche 
überlaſſen bliebe, ſo ſtände doch nichts entgegen, daß den 
Regierungen ein gewiſſes Schutz- und Aufſichtsrecht, ſelbſt 
eine Mitwirkung bei der Beſetzung der Kirchenämter 


übertragen würde. Nur würden dieſe Befugniſſe nicht 
wie bisher aus einer vorausgeſetzten biſchöflichen Gewalt 
des Landesherrn fließen, ſondern die Frucht freiwilliger, 
ſelbſt revocabler Verträge ſein. 

Ich muß endlich auch der Beſorgniß gedenken, daß 
eine unabhängige katholiſche Kirche dem Proteſtantismus 
Gefahren und Nachtheile bereiten könne. Entſprungen 
iſt dieſer Gedanke wohl zumeiſt aus der Wahrnehmung, 
daß die Scheidung beider Gebiete von der Mehrheit der 
Katholiken gewünſcht und angeſtrebt wird. Aber, meine 
Herren, ſollte es wirklich ſo ſtehen, daß, was einer der 
chriſtlichen Kirchen nützlich iſt, eben deshalb von der an— 
deren zurückgewieſen werden müßte? Nein, ſo weit iſt es 
gottlob mit dieſer ſchmerzlichen Spaltung nicht gediehen, 
daß jede Segnung des einen Theils nothwendig zum Un— 
ſegen für den andern werden müßte! Sollte ſelbſt die 
Unabhängigkeit der Kirchen der katholiſchen wegen ihrer 
feſteren Organiſation größere Vortheile verſprechen, als 
der proteſtantiſchen, ſo würde letztere dafür doch nicht den 
Preis zu zahlen haben. Die katholiſche Kirche hat ſeit 
einer Reihe von Jahren das ſonderbare Schickſal gehabt, 
von den Einen als nahem Tode verfallen angeſehen zu 
werden, und gleichzeitig von den Andern als maßloſer 
Augriffspläne dringend verdächtig. Allerdings wird fie 
ſtets darnach ſtreben müſſen, ihre Lehre auszubreiten. Iſt 
ihr aber hieraus ein Vorwurf zu machen? Hat jede Ge— 
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noſſenſchaft das Recht, ihre Überzeugung frei zu bekennen, 
jo erwächſt ihr auch hierin die Pflicht, fie mit allen er— 
laubten Mitteln zu verbreiten. Sie befindet ſich dazu 
wenigſtens doch in derſelben rechtlichen Stellung, wie jede 
politiſche Parthei, denen unſere Zeit hierzu die weiteſte 
Bahn eröffnet hat. 

Aber ich ſagte: mit allen erlaubten Mitteln; die 
Schranken ſind hier nicht blos durch den äußeren Richter 
gezogen, ſondern auch durch den innern, nicht blos alle 
ungeſetzlichen Mittel, ſondern auch alle unſittlichen bleiben 
ausgeſchloſſen. 

Würden nun die proteſtantiſchen Religionsgeſellſchaf— 
ten durch die beiderſeitige Unabhängigkeit wirklich in un— 
abweisliche Nachtheile verſetzt? Ich vermag nicht die 
Gründe davon einzuſehen. Auch ſie würden ganz ebenſo 
die freie Preſſe, das freie Vereinsrecht benützen; ja, da ſie 
innigere Beziehungen mit dem Staat einzugehen vermö— 
gen, als die katholiſche, jo würden fie ſich eines größeren 
Schutzes und wirkſamerer Hülfe zu erfreuen haben. Wie 
eine ſolche Lage praktiſch wirkt, kann an dem achtzehn— 
jährigen Beiſpiele Belgiens gezeigt werden. Eine Klage 
belgiſcher Proteſtanten über Übergriffe Seitens der un— 
abhängigen und dort ſo übermächtigen katholiſchen Kirche 
iſt, ſoviel ich weiß, nicht vorgekommen. Ja, als im Jahr 
1832 ſich in Brüſſel eine St. Simoniſtiſche Gemeinde 
aufthat und die Regierung ſie als gefährlich unterdrücken 
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wollte, waren es katholiſche, prieſterliche Deputirte, welche 
die Freiheit auch dieſer religibſen Gemeinſchaft aufrecht 
erhielten und durchſetzten. 

Weshalb ſollte ich nicht auch das letzte Wort aus— 
ſprechen! Nicht Wenige innerhalb und außerhalb dieſes 
Hauſes erblicken in der eröffneten Unabhängigkeit der ka— 
tholiſchen Kirche eine eröffnete Thüre, um den Jeſuiten— 
orden in Deutſchland einzuführen. Dieſes Schreckbild 
wirkt auch auf das Urtheil in der Hauptfrage zurück. 
Auch diejenigen, welche den Kirchen volle Freiheit gönnen, 
glauben ihrer beſſeren Überzeugung Schranken ſetzen zu 
müſſen, um nicht in jene Folgerungen zu gerathen. 
Meine Herren, ich trage kein Bedenken, Ihnen ohne allen 
und jeden Rückhalt darzulegen, wie wir die Frage über das 
Verhältniß des Jeſuitenordens zu Deutſchland betrachten. 

Es iſt Ihnen bekannt, daß die ſichtbare katholiſche 
Kirche einen lebendigen Organismus darſtellt, der an 
Haupt und Gliedern vollſtändig geordnet iſt. Nur dieſe 
Ordnung iſt weſentlich und nothwendig, alles Andere iſt 
vorübergehend, iſt lediglich eine Aushülfe für augenblick— 
liche Zwecke, für augenblickliche Bedürfniſſe. Nun, meine 
Herren, der Jeſuitenorden war im 16ten Jahrhundert 
eine ſolche Aushülfe, um augenblicklichen Bedürfniſſen der 
katholiſchen Kirche zu genügen. Es kommt hier durchaus 
nicht darauf an, dieſe kirchengeſchichtlichen Verhältniſſe 
näher darzulegen. Aber ich ſpreche es deutlich und klar 


aus: ein ſolches Bedürfniß beſteht für Deutſchland jetzt 
in keiner Weiſe. Der deutſche Episcopat, der deutſche 
Klerus bedürfen dieſer Hülfe nicht, um ihre Aufgabe zu 
erfüllen, die deutſche Wiſſenſchaft bedarf keiner Unter— 
ſtützung dieſer Art. Der Nutzen, welchen man ſich aus 
dem Jeſuitenorden für die katholiſche Kirche Deutſchlands 
verſprechen könnte, würde daher in gar keinem Verhält— 
niſſe zu den tiefen Störungen und Gefahren ſtehen, welche 
ſeine Gegenwart hervorrufen müßte. Daher, meine Herren, 
iſt es weder unſer Wunſch, noch weniger unſer Beſtreben, 
den Jeſuitenorden über Deutſchland auszubreiten. Ja, 
obgleich wir uns gegen den Antrag erklären müßten, die 
allgemeine Kirchen- und Vereinsfreiheit durch geſetzliche 
Ausſchließung irgend eines Ordens anzutaſten, ſo würden 
wir dennoch, wenn uns von irgend einer Seite der Vor— 
ſatz entgegenträte, in einem deutſchen Lande den Jeſuiten— 
orden einzuführen, aus höherem Intereſſe der katholiſchen 
Kirche gegen die Ausführung eines ſolchen Planes uns 
mit vollſter Entſchiedenheit ausſprechen. Dieſes iſt unſere 
offene Erklärung (Zuruf: Wer find die „wir“ ?) Wir? 
Meine Herren, ich bin zwar nicht verpflichtet, hierauf zu 
antworten, aber ich ſtehe nicht an, zu erwiedern: „wir“ 
find die unter Ihnen ſitzenden katholiſchen Mitglieder, 
Ihre Collegen. Ich erwarte denjenigen, der mir auf 
dieſem Platze widerſpricht; bis dahin werden Sie aber 
die Güte haben, zu ſchweigen und mich zu hören. 


Meine Herren! Wenn ich auf die Reihe jener Ein— 
würfe zurückblicke, ſo kann ich in keinem derſelben die 
zwingende Gewalt erkennen, die uns abhalten dürfte, die 
nothwendige Unabhängigkeit der Kirche vom Staate aus— 
zuſprechen. Denn eine Nothwendigkeit iſt ſie geworden! 
hiefür erlauben Sie, daß ich Ihre Aufmerkſamkeit noch 
auf einige Augenblicke in Anſpruch nehme. 

Das Verhältniß der Kirchengeſellſchaften zu den 
Staatsgeſellſchaften war zu jeder Zeit ein ſchwieriges. 
Wir haben zwar hier die einfache Löſung vernommen: 
„man vernichte die Kirche, man laſſe ſie im Staate auf— 
gehen!“ Ich werde mich mit dieſer Löſung indeſſen nicht 
beſchäftigen, da ſie neben vielen Mängeln auch noch an 
dem krankt, daß ſie unmöglich iſt. Keine Macht auf Erden 
iſt mächtig genug, die katholiſche, die proteſtantiſche Kirche 
zu vernichten, ſelbſt wenn ſie hiezu gewiſſenlos genug wäre. 

Es iſt nicht nothwendig, darzulegen, wie, nachdem das 
Chriſtenthum Weltreligion geworden, das Durchdringen 
der beiden großen Gebiete des Daſeins erſtrebt wurde, 
und wie hieraus der Begriff des chriſtlichen Staates er— 
wuchs. In Byzanz zeigte dieſer Begriff bekanntlich den 
einen ſeiner Pole: die Cäſareopapie; im Abendlande oft 
genug die Erſcheinung, daß die Kirche ſich auch eine welt— 
liche Gewalt zu verſchaffen ſtrebte, die ihrem Weſen fremd 
bleiben muß. Ich unterſuche nicht, wieviel hierbei in dem 
Drange der Zeit oder der damaligen Geſellſchaft lag. 


Vielleicht würde es ſich dabei zeigen, daß die Kirche unter 
dieſer aufgedrungenen Rolle nicht minder litt, als der 
Staat. Die Reformation hat auf dieſes Verhältniß einen 
tiefgreifenden Einfluß ausgeübt. Wir wiſſen, daß es 
nicht in der Abſicht ihrer Führer lag, die neuen Kirchen— 
genoſſenſchaften in die Botmäßigkeit der weltlichen Herr— 
ſcher gelangen zu laſſen, aber es geſchah aus bekannten 
Gründen. 

Auch auf die katholiſchen Staaten Deutſchlands hat 
ſich dieſes neue Staatskirchenrecht erſtreckt, auch dort hat 
ſich das Territorialprincip mehr oder minder geltend ge— 
macht. Wenn auch die concordia imperii et sacerdotü 
ſeit der Spaltung der Confeſſionen ein offener Wider— 
ſpruch wurde, ſo blieben den Kirchengeſellſchaften doch 
noch zwei Bürgſchaften übrig. Die eine lag in dem da— 
maligen Staatsprincipe, welches neben der eentralen 
Staatsgewalt eine Mannigfaltigkeit von ſonderthümlichen 
Rechtsverhältniſſen beſtehen ließ und wirkſam ſchützte. Die 
andere in dem chriſtlichen Charakter der Regierungen, den 
ſie als Grundlage der Staatsgeſetzgebung bekannten. In 
den drückenden Zeiten, die ſeit dem weſtphäliſchen Frieden 
verfloſſen ſind, haben die Kirchengeſellſchaften hierin noch 
immer die nothwendigſte Hülfe gefunden. 

Eben dieſe Bürgſchaften ſind es aber, die ſeit ge— 
raumer Zeit untergraben, jetzt auch formell untergegangen 
ſind. Der neue Staat iſt abſolut, er hat die Schranken 
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des gewordenen Rechts und der hierin wurzelnden Son— 
derrechte gebrochen und ſich als alleinigen Quell alles 
deſſen hingeſtellt, was innerhalb ſeiner Grenzen als recht 
gelten ſoll. Gleichzeitig auch hat er den chriſtlichen Charak— 
ter abgelegt, indem er die Gleichberechtigung aller Reli— 
gionen und religiöſen Anſichten zum oberſten Satze ſeiner 
Verfaſſung erhoben hat. Ob man darüber jubele oder 
trauere, darauf kommt es nicht an, es iſt Thatſache. 

Dann aber wolle man auch die nothwendigen Fol— 
gerungen nicht abweiſen. Man wolle erkennen, daß das 
bisherige Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat vollſtän— 
dig gelöſt, ſeine Fortſetzung unter anderer Form unmög— 
lich und eine neue Schöpfung unerläßlich ſei. 

Das iſt hier unſere Aufgabe. Sie iſt es, die keine 
andere Löſung zuläßt, als daß man die Religionsgeſell— 
ſchaften, beſtehende wie neue, vom Staat unabhängig er— 
kläre und ihnen überlaſſe, wie andern Vereinen, ihre 
eigenen Angelegenheiten zu ordnen. Was jedem Verein, 
vom kleinſten bis zum größten, durch S 24 geſichert iſt, 
ſeine eigne Geſetzgebung, ſeine eigene Leitung und Dis— 
ciplin, das iſt es, was auch die Religionsgeſellſchaften 
fordern und was man ihnen nicht ohne offenbarſte Un— 
gerechtigkeit vorenthalten kann. Nicht mehr und nicht 
minder! 


Rede in der National» Verfammlung am 
dten September 1848. 


Die Mittheilung des am 26ſten Auguſt zu Malmoe von 
Preußen im Auftrage des Bundes abgeſchloſſenen Waffenſtill— 
ſtandes, und das Verlangen daß derſelbe auch von der proviſori— 
ſchen Centralgewalt ratificirt werde, rief die heftigſte Aufregung 
innerhalb und außerhalb der National-Verſammlung hervor. Ohne 
alle und jede Rückſicht auf die wirkliche Sachlage wurde gefordert 
nicht blos daß die Ratification zu verweigern, ſondern daß auch 
die Bundestruppen ſofort angewieſen ſeyen den Kampf wieder zu 
beginnen. Es kamen bei dieſem wilden Aufbrauſen die edelſten 
und die ſchlimmſten Elemente zuſammen: ſolche welche ſich von 
patriotiſchem Gefühl hinreißen ließen und diejenigen welche hierin 
nur einen paſſenden Anlaß erkannten die National-Verſammlung 
zu ſpalten, und ihr durch die Stürme von außerhalb, Gewalt anzu— 
thun. Zur Aufhellung Erſterer beizutragen, war der Zweck der 
folgenden Rede. Die National-Verſammlung entſchied ſich mit 
einer geringen Majorität für die Gutheißung des Waffenſtill— 
ſtandes. Bekanntlich war das, gegen dieſelbe gerichtete Attentat 
vom 18ten September, die Folge dieſes Votums, und zugleich 
der Wendepunkt für Vieles in Deutſchland. 


Meine Herren! Wer der Begeiſterung gegenüber zu 
nüchterner Prüfung auffordert, befindet ſich jedesmal in 
einer ungünſtigen Lage; ich habe deßhalb Ihre Nachſicht 
doppelt in Anſpruch zu nehmen. 
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Erlauben Sie mir, daß ich zuvörderſt einige Begriffe 
herzuſtellen ſuche, die im Laufe dieſer lebhaften Discuſſion 
einigermaßen verdunkelt worden ſind. 

Ein Waffenſtillſtand iſt kein Friede, und der Waffen— 
ſtillſtand, der vor uns liegt, greift auch dem ſpäteren 
Frieden nicht vor. Um das Letztere deutlicher zu über— 
ſehen, meine Herren, bitte ich Sie, den Blick auf die Be— 
dingungen zu richten, die der einſtige Friede, wie wir ihn 
wünſchen, zu erfüllen haben würde. 

Holſtein hat ein unzweifelhaftes Recht darauf, in ſei— 
ner ſteten Verbindung mit Schleswig geſchützt zu werden. 
Als die übelberathene däniſche Regierung dieſe Verbindung 
durch einſeitige Gewaltſchritte zu zerreißen drohte, mußte 
Deutſchland das ihm angehörige Bundesglied Holſtein 
ſelbſt mit Waffengewalt ſchützen. Ein hiervon ganz ver— 
ſchiedener Act war die Einverleibung Schleswig's in den 
deutſchen Bund; hierbei ſtand uns nicht das poſitive Recht 
zur Seite. Ich weiß vollkommen, daß es politiſche Noth— 
wendigkeiten giebt, die einen ſolchen Schritt gebieten; aber 
wir dürfen nicht erwarten, daß andere unabhängige Re— 
gierungen denſelben mit gleichem Auge anſehen. Dort 
geht man davon aus, daß Deutſchland die Gelegenheit 
ergriffen habe, Eroberungen zu machen, und nicht bloß 
die fremden Cabinette, ſondern auch die fremden Völker 
betrachten dieſes Verfahren mit Abneigung und Mißtrauen. 
Da der jetzige däniſche Krieg beide Veranlaſſungen in ſich 
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ſchließt, ſo iſt die Stellung der europäiſchen Mächte zu 
dieſem Kriege eine bedenkliche, ja eine gefahrdrohende ge— 
worden. Soll dieſer Streit durch einen für die Intereſſen 
der Herzogthümer, und alſo auch für die unſrigen, für 
die deutſchen, gedeihlichen Frieden geſchlichtet werden, ſo 
wird derſelbe folgende Punkte erringen müſſen: Daß Hol- 
ſtein in ſeiner untrennbaren Realverbindung mit Schleswig 
geſichert werde, und in Folge Deſſen eine in allen Theilen 
getrennte Verwaltung von Dänemark erhalte; daß die Per— 
ſonal-Union beider Herzogthümer mit der däniſchen Krone 
klargeſtellt werde, damit es bei der einſtigen Anwendung 
der verſchiedenen Erbfolgegeſetze keinem Zweifel unterliege, 
daß Schleswig bei Holſtein verbleibe, und daß endlich 
Dänemark die Einverleibung Schleswig's in den deutſchen 
Bundesſtaat anerkenne. Dieſes ſind die höchſten Ziele, 
die einem ſolchen Frieden unſererſeits geſteckt werden kön— 
nen; wir wollen von ganzem Herzen wünſchen, daß es 
gelinge, ſie zu erreichen. 

Vergleiche ich nun dieſe Grundlagen eines günſtigſten 
Friedens mit den Bedingungen des vorliegenden Waffen— 
ſtillſtandes, ſo bin ich nicht im Stande, mich zu über— 
zeugen, daß jenen irgendwie weſentlich vorgegriffen werde. 
Auch ich, meine Herren, bin mit mehreren Bedingungen 
dieſes Waffenſtillſtandes keineswegs einverſtanden; ich finde 
ſie ungünſtig; aber ich werde deshalb nie zugeben, daß 
ſie die zukünftigen Geſchicke der Herzogthümer reell ge— 
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fährden. Daß Dänemark jetzt dazu habe genöthigt werden 
können, vortheilhaftere Bedingungen einzuräumen, dafür 
möchte der Beweis ſehr ſchwer werden. Diejenigen daher, 
welche uns rathen, dem geſchloſſenen Waffenſtillſtand die 
Genehmigung vorzuenthalten, fordern die Fortſetzung des 
Krieges. 

Meine Herren! In dem bisherigen halben Zuſtande 
konnte und kann der ſchleswigſche Kampf nicht verbleiben; 
er würde den Herzogthümern ganz ebenſo unerträglich 
fallen, wie den deutſchen Oſtſeeländern. Aber auch das 
geſammte Deutſchland würde dereinſt bei der Abrechnung 
mit Schmerz bemerkt haben, welche Laſten ein lang dauern— 
der bewaffneter Waffenſtillſtand mit ſich führt. Man 
müßte dann jedenfalls die däniſche Grenze überſchreiten, 
die ganze Halbinſel erobern, und bis zum Frieden feſt— 
halten. Die kleine däniſche Macht würde dies allerdings 
nicht zu hindern vermögen. 

Sind wir aber im Stande, hier die weiteren Folgen 
zu überſehen, die aus einem Angriffs-Kriege erwachſen 
würden? Der europäiſche Krieg, der uns ſeit drei und 
dreißig Jahren faſt ganz aus dem Gedächtniß geſchwunden 
ſcheint, ſtände dann wieder vor der Thür. Unter welcher 
Geſtalt nun ein ſolcher Krieg dann auftreten würde, dieſes 
zu beurtheilen, ſetzte allerdings eine Kenntniß der Ver— 
hältniſſe zu den auswärtigen Mächten voraus, die wir 
hier nicht beſitzen. Geſetzt aber, Rußland und Schweden 
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hätten beſtimmt erklärt, daß jede Überſchreitung der däni⸗ 
ſchen Grenze eine Kriegserklärung ſei, und daß ſie ſodann 
an dem Kriege activen Theil nehmen würden! Geſetzt 
ferner, die engliſche Regierung wolle in dieſem Falle 
augenblicklich ihre vermittelnde Thätigkeit einſtellen, und 
ſich die Schritte vorbehalten, zu denen ſie ſich durch die 
offenkundige Stimmung ihres Volkes gedrängt fühlte! 
Geſetzt endlich, Frankreich habe ſich in gleicher bedrohlicher 
Weiſe über unſer Verhalten gegen Dänemark ausgeſpro— 
chen! Meine Herren! Hat ſich wirklich Jeder unter uns 
die Folgen ganz veranſchaulicht, die aus einem allgemeinen 
Bruche unter ſolchen Umſtänden erwachſen müſſen? Ich 
kann und darf hier nicht die Kräfte und die Mittel ab- 
wägen, die bei einem europäiſchen Kriege einander gegen— 
übertreten würden, und ich will nicht das Bild der Er— 
eigniſſe ausmalen, deren Schauplatz dann Deutſchland ſein 
würde. Nur für einen einzigen Zweig derſelben, für den 
Kampf auf der Halbinſel ſelbſt, erbitte ich mir noch Ihre 
Aufmerkſamkeit. 

Die Eroberung Jütland's würde unſere Heere bis in 
deſſen Nordſpitze führen, und welche Sorge auch durch 
echelonnirte Abtheilungen für die Sicherung des Rückens 
getroffen werden möchte, fo wird dieſer doch allen Unter- 
nehmungen von der See her bloß liegen. Rußland hat 
acht und zwanzig Linienſchiffe in Kronſtadt, und eine Armee 
von 80,000 Mann in ſeinen Oſtſee-Provinzen. Wenn 


ein Heer von genügender Stärke in dem faſt unbeſchützten 
Buſen von Kiel landete, ſo würde das Schickſal unſerer 
bis Aalborg und Frederikshafen vorgeſchobenen Armee 
ein ſolches ſein, von dem ich beſſer thue, die Augen ab— 
zuwenden. 

Die Geſtalt des Kriegsſchauplatzes und die gänzliche 
Seebeherrſchung durch den Feind ſind Nachtheile, die dort 
nicht durch Tapferkeit und Ausdauer aufgewogen werden 
können. Wer, meine Herren, möchte die Verantwortlich— 
keit auf ſich nehmen, einen Entſchluß zu veranlaſſen, der 
ſolche Folgen nach ſich ziehen muß! 

Und doch iſt dieß nur die eine Seite der Sache, auch 
die andere muß hier ausgeſprochen werden. Preußen hat 
den Waffenſtillſtand in ſeinem und im Namen des deut— 
ſchen Bundes abgeſchloſſen; er iſt ratificirt, und Dänemark 
erfüllt bereits die ihm auferlegten Bedingungen. Wenn 
die Centralgewalt ihn nicht guthieße, ſo würde er nichts 
deſto weniger für Preußen fortbeſtehen; es muß ihn auf— 
rechterhalten, und würde es unter der freudigſten Zuſtim— 
mung derjenigen Theile ſeines Landes, die unter den bis— 
herigen Zuſtänden ſo ſchwer litten. Der Neubau des 
deutſchen Reiches läge in Trümmern, nachdem er ſich 
kaum erſt aus ſeinem Fundamente zu erheben beginnt. 

Meine Herren! Jede politiſche Betrachtung, jedes 
begeiſterte Wort, wie berechtigt ſie auch ſonſt ſein mögen, 
kann ein ſolches Unheil nicht aufwägen; es wäre mehr 
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als Vermeſſenheit, es heraufzubeſchwören. Niemand, der 
die Zukunft unſeres Vaterlandes wahrhaft im Herzen trägt, 
Niemand, der ſich über die Leidenſchaften des Augenblickes 
zu erheben vermag, kaun dazu feine Stimme leihen. Auf 
dieſem Gebiete reicht die Pflicht nicht weiter, als die 
Möglichkeit! 

Ich ſpreche es aus innigſter Überzeugung aus: wir 
dürfen dem geſchloſſenen Waffenſtillſtand unſere Gutheißung 
nicht verſagen. Es ſchließt dies nicht aus, daß Preußen 
den Nachweis zu führen haben wird, daß die genehmigten 
Bedingungen durch die Umſtände geboten und die vor— 
theilhafteſten waren, die man erlangen konnte. Das Ur— 
theil darüber hängt, wie ich ſchon vorher andeutete, von 
der genauen Kenntniß der Verhandlungen ab, die an an— 
dern Höfen, beſonders in Petersburg und London, ſchwe— 
ben. Allerdings kann eine ſolche Unterſuchung nicht in 
einer zahlreichen und öffentlichen Verſammlung vor ſich 
gehen. Nichts hindert aber, daß die National-Verſamm⸗ 
lung, wie andere große Parlamente in ſolchen Fällen, 
einen Ausſchuß niederſetze, der Einſicht von Allem nehme, 
und dann gewiſſermaßen als politiſche Jury ſeinen Schluß 
in dieſer Verſammlung verkünde. Ich beantrage daher: 

„Die National-Verſammlung wolle der proviſori— 

„ſchen Centralgewalt anheimſtellen, den geſchloſſenen 

„Waffenſtillſtand gutzuheißen, zugleich aber auch die 

„königlich preußiſche Regierung um Mittheilung ſämmt⸗ 


„licher auf die Stellung der europäischen Mächte zu 
„der ſchwebenden Frage bezüglichen Schriftſtücke zu 
„erſuchen. Sie wolle ferner aus ihrem Schooße 
„einen Ausſchuß von fünf Mitgliedern ernennen, um 
„von deren Inhalte vertrauliche Kenntniß zu nehmen 
„und unter ſtrenger Geheimhaltung deſſelben der Na— 
„tional-Verſammlung eine beſtimmte Erklärung über 
„den geſchloſſenen Waffenſtillſtand abzugeben.“ 


Rede in der National-Verſammlung am 
Sten November 1848. 


Die Verfaſſungsarbeiten der National-Verſammlung in ihrer 
erſten Leſung waren bis zu der Ordnung der Wehrangele— 
genheit fortgeſchritten. Als allgemeine Principien beantragte 
der Verfaſſungsausſchuß, daß für den Frieden die Geſetzgebung 
und Organiſation des ganzen Heeres zwar der Reichsgewalt vor— 
behalten, den Einzelnſtaaten aber die Selbſtſtändigkeit der eige— 
nen Truppen geſichert werden ſolle. Nur für die Contingente 
unter 6000 Mann ſollte dieſe Selbſtſtändigkeit aufhören, und 
ſie entweder zu größern Körpern vereinigt, unmittelbar unter die 
Reichsgewalt geſtellt, oder einem benachbarten größeren Staate 
angeſchloſſen werden. Die Ernennung ſämmtlicher Generale be— 
hält ſich die Reichsgewalt vor. — Hiegegen waren nun die aus— 
ſchweifendſten Forderungen aufgetreten. Alle Beſonderheit ſollte 
ſchwinden und nur ein Reichsheer in Deutſchland beſtehen. Die 
Ernennung der Unteroffiziere und Offiziere bis zum Oberſten 
ſollten an die Wahl durch die Mannſchaften geknüpft werden, 
von da an aber der Centralgewalt anheimfallen! Auch die Be— 
ſtrebung das ſtehende Heer ganz durch Volksbewaffnung zu er— 
ſetzen, trat wieder, ſelbſt in einer Minorität des Verfaſſungs— 
ausſchuſſes, hervor. — Gegen dieſe Ausartung jeder vernunft— 
gemäßen Wehrverfaſſung, ſo wie gegen die Vernichtung der 
Exiſtenz der Specialitäten, war die Rede gerichtet. Für die 
ſchwierige Frage über das Verhältniß der Generale verſuchte ſie 
einen Mittelweg anzudeuten. — Mit Ausnahme des Letzteren, 
bei welchem die National-Verſammlung die Ernennung durch die 
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Reichsgewalt beibehielt, wurde im obigen Sinne entſchieden. Bei 
der zweiten Leſung der Verfaſſung wurde auch dieſe letzte Ano— 
malie beſeitigt. 


Meine Herren! Mit dem dritten Artikel des Ent— 
wurfs haben wir das Gebiet betreten, auf dem die eigent— 
liche Schwierigkeit des ganzen Verfaſſungswerkes liegt. 
Wie verhält ſich die Centralgewalt des Reiches zu der 
Gewalt ſeiner einzelnen Glieder? 

Ich werde umſoweniger verſuchen, für dieſe umfaſſende 
Frage eine allgemeine Antwort zu finden, als dieſe mit 
manchen bereits gefaßten Beſchlüſſen in Widerſpruch tre— 
ten würde. Aber ich darf auch jetzt noch vorausſetzen, 
daß die uns geſtellte Aufgabe die ſei, dieſes Verhältniß 
ſo zu regeln, daß die factiſche und rechtliche Exiſtenz der 
einzelnen Staaten nicht weiter beſchränkt werde, als es 
der höhere Zweck des Geſammtſtaates erweislich und 
wirklich erheiſcht. 

Daß hierbei die Frage über das Heerweſen in erſte 
Linie tritt, leuchtet ein. Meine Herren! Jeder, der mit 
dem Zuſtande des bisherigen Bundes-Kriegsweſens be— 
kannt iſt, wird zugeben, daß es die beſte Seite des Bun— 
des war. Was auf den anderen Gebieten, auf dem des 
Rechtsſchutzes, der materiellen Intereſſen, über den eng— 
herzigen Particularismus nicht hatte errungen werden 
können, das war auf dieſem in weit höherer Weiſe ge— 
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lungen. Das Jahr 1840 mit ſeiner drohenden Kriegs— 
gefahr kam hinzu, und machte manche egoiſtiſche Rückſicht 
verſtummen. Das Werk, das im Jahr 1821 hatte un⸗ 
vollendet gelaſſen werden müſſen, wurde neuerdings auf- 
genommen und in ernſte Erwägung gezogen. Man ver— 
langte, daß die Beſtimmungen über die Kriegsbereitſchaft 
auch wirklich ausgeführt und inne gehalten würden, und 
man ergänzte ſie durch neue. Ja die Regierungen un— 
terwarfen ſich auf dieſem Gebiete einer Controle durch 
den Bund, die ſie auf allen anderen beharrlich zurückzu— 
weiſen fortfuhren. Ich kann es ohne Sorge vor Wider— 
ſpruch ſagen: Der Zuſtand des deutſchen Bundes-Kriegs— 
weſens war ein guter; wenn die deutſchen Truppen zur That 
berufen worden wären, ſo würden ſie ihre Stelle unter 
den europäiſchen Armeen mit Ehren eingenommen haben. 

Dennoch aber gebe ich vollkommen und unumwunden 
zu, daß noch Vieles und Großes zu thun übrig bleibt. 
Die Aufgabe, die deutſchen Truppen zu größerer Über- 
einſtimmung in Organiſation, Führung und Disciplin zu 
bringen, kann und muß gelöſt werden. Immer aber iſt 
hierbei große Sorgfalt nothwendig. Die bereits vorhan— 
denen, durch theure Erfahrungen in Krieg und Frieden 
geprüften Vorzüge der einzelnen deutſchen Truppenkörper 
dürfen nicht in Trümmer geworfen werden, um zu ver— 
ſuchen, wie ſich etwa das aus dieſem Schutthaufen zu 
errichtende neue Gebäude ausnehmen werde. 
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Nirgends und auf keinem Felde des öffentlichen Le— 
bens treten die moraliſchen Triebfedern ſtärker hervor, 
als auf dem militäriſchen. Die Erinnerungen an die 
ruhmvollen Thaten eines Heeres, an ſeine Siege, wie an 
ſeine ehrenvollen Leiden, werfen ein unermeßliches Ge— 
wicht in die Wagſchaale ſeines Kriegsglückes. Ein Heer 
iſt eine nie ſterbende Körperſchaft, jeder Einzelne genießt 
die Früchte des ganzen Kapitals an Ruhm und Ehre, 
das ſeine Vorfahren unter denſelben Fahnen zuſammen— 
gebracht haben. Nicht blos die großen Heere zehren von 
ihrer Vergangenheit, ſondern auch die kleinen, wenn ſie 
unter eigenem Namen gefochten haben. Die badiſche Ar— 
tillerie würde ihre Erinnerung an Talavera um keinen 
Preis aufgeben, die hannöverſchen leichten Truppen an ſo 
manches Schlachtfeld der pyrenäiſchen Halbinſel, die heſ— 
ſiſche Cavallerie an Sangerhauſen, die ſächſiſchen Drago— 
ner an Kollin, wo ſie den Ausſchlag gaben! Dies iſt ein 
Schatz, der neben einer tüchtigen Organiſation und Dis— 
ciplin mehr als jedes Andere die zukünftigen Siege eines 
deutſchen Heeres verbürgt; er darf nicht zerſtört, nicht 
vergeudet werden um vorgefaßter Meinungen oder hand— 
greiflicher Unkenntniß willen. Der baieriſche, der würtem— 
bergiſche, der badiſche, der hannöverſche Soldat ſoll ſich 
als ſolcher fühlen, und dennoch von der innigſten Über— 
zeugung durchdrungen werden, daß er ein lebensvoller 
Theil einer großen Gemeinſchaft ſei. 
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Das iſt unſere Aufgabe, ſie kann nicht gelöſt werden 
durch eine dürre Syſtematik. Meine Herren! Bedenken 
Sie, daß wir nicht abſtracte Begriffe hier vertreten, ſon— 
dern lebendige Menſchen. Wir wollen nicht atomiſirte 
Völkermaſſen in beliebige Staatsmaſchinen zuſammenfügen, 
ſondern organiſche Glieder in eine Gemeinſchaft bringen, 
wo keines Verluſt leidet an ſeinen beſten Gütern, ſondern 
jedes ſich wieder findet mit Allem, was es Theures und 
Werthes beſaß. 

Was ich hier von den kleineren Truppenkörpern her— 
vorhebe, gilt natürlich noch in weit höherem Maaße von 
den größeren deutſchen Heeren. Nicht blos ein preußiſches 
Intereſſe, ſondern ein wahrhaft deutſches erheiſcht, die 
preußiſche Armee in ihrer vollen Eigenthümlichkeit zu be— 
wahren, und ſie als ſolche in die vorderſten Reihen bei 
dem Kampfe für unſer großes Gemeinweſen zu ſtellen. 
Hier wie bei jeder zukünftigen Veranlaſſung werde ich es 
aus tiefſter Überzeugung ausſprechen: Deutſchlands neuer 
Aufbau würde nicht gewinnen, ſondern einbüßen, wenn 
ſtatt des glorreichen Heeres des großen Kurfürſten, Frie— 
drichs des Großen und der Befreiungskriege, nur 300,000 
Soldaten in die neue Gemeinſchaft einträten. 

Wollten Sie mir daher vorwerfen, daß ich dieſe Be— 
trachtungen blos von einem preußiſchen Standpunkte aus 
anſtelle, ſo glaube ich, Sie thäten Unrecht. Aber ich 
würde auch dieſen Vorwurf nicht ſcheuen, denn ich bin 
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davon durchdrungen, daß Derjenige die Intereſſen des 
engeren wie des weiteren Vaterlandes wahrhaft fördert, 
der in Berlin ſehr deutſch und in Frankfurt ſehr preußiſch 
ſpricht. 

Vergleiche ich nun hiermit den Entwurf, wie er uns 
vorliegt, ſo erkenne ich vollkommen an, daß er dieſen 
Grundſatz im Auge gehabt hat, und nicht geſonnen ge— 
weſen iſt, einer künftigen Wehrordnung in jenem Sinne 
vorzugreifen. Aber ich finde in den einzelnen Paragra— 
phen manche Mehrdeutigkeiten, die mich veranlaſſen müſſen, 
mich für die Verbeſſerungs-Anträge des Wehr-Ausſchuſſes 
zu erklären. Ja, ich habe auch zu dieſen noch einige Zu— 
ſätze zu machen, und bitte um die Erxlaubniß, ſie jetzt 
einzubringen. 

Die in § 13 vorgeſchlagenen Beſtimmungen, wonach 
die Truppen der Staaten, welche aus weniger als 5000 
Mann beſtehen, der Centralgewalt unmittelbar überwieſen 
werden, kann ich nicht in der Nothwendigkeit gerechtfertigt 
finden. Das militäriſche Intereſſe erheiſcht allerdings, 
daß zu kleine Truppenkörper ſich zuſammenfügen: es kann 
dieſes aber geſchehen, ohne in die rechtliche Exiſtenz der 
einzelnen Regierungen einzugreifen. Nichts ſteht ent— 
gegen, daß ſich dieſe kleineren Staaten unter ſich in Kreiſe 
verbinden, die der Reichsgewalt gegenüber als eine voll— 
kommene militäriſche Einheit daſtehen; nichts hindert z. B., 
daß die thüringiſchen Truppen ſich mit anderen benach— 


barten kleinen Contingenten vereinigen zu durchlaufender 
Nummer, gleicher Bewaffnung, Commando und allem 
Anderen, was man in dieſer Beziehung fordern kann. 
Die Aufgabe muß aber vertragsmäßig ſo gelöſt werden, 
daß den einzelnen Regierungen dabei ihr gutes Recht 
gewahrt bleibe. 

Ebenſo kann ich nicht zugeben, daß die in § 18 ge— 
gebene Beſtimmung gerechtfertigt erſcheine, nach welcher 
die Ernennung der Generäle ausſchließlich der Central— 
gewalt anheimfallen ſoll. Meine Herren! Wer die Be— 
fähigung eines Offiziers zu einem höhern Grade beurthei— 
len will, der muß ihn im Laufe ſeines ganzen Dienſt— 
lebens beobachtet haben; eine ſolche Beſtimmung würde 
entweder zu einer leeren Förmlichkeit herabſinken, oder 
die Reichsgewalt leicht zu Mißgriffen veranlaſſen. Es iſt 
allerdings angemeſſen und möglich, daß jeder deutſche 
General zu der Centralgewalt in eine nähere Beziehung 
trete, als die Offiziere anderer Grade, da ſie ſchon im 
Frieden zu gemiſchten Commandos, zu Inſpicirungen und 
ſo weiter verwendet werden. Aber dieſes Verhältniß läßt 
ſich darſtellen, ohne daß der General zu einer Anomalie 
in ſeinem eigenen Heere werde. Wenn es ſich darum 
handelt, einen Obriſten zum General zu befördern, ſo 
kann die betreffende Militärbehörde des Einzelſtaates dem 
Reichskriegsminiſterium den Vorſchlag, den ſie ihrer eige— 
nen Regierung macht, gleichzeitig vorlegen. Wenn der 


Vorſchlag bei Letzterem keinen Anſtand findet, jo wird der 
baieriſche, preußiſche, ſächſiſche General zugleich zum Reichs— 
general ernannt, und erhält ein doppeltes Patent, das 
ihn befähigt, auch anderen Truppen als Vorgeſetzter gegen— 
über zu treten. 

Erlauben Sie mir noch, meine Herren, daß ich einige 
Worte hinzufüge in Bezug auf das Minoritäts-Erachten, 
das die Herren Wigard, Schüler und Blum dem 
Antrage des Ausſchuſſes gegenübergeſtellt haben; es ſcheint 
mir dieſes um ſo angemeſſener, da ich nicht verkenne, daß 
dieſe Herren nur einer weit verbreiteten Anſicht ihre 
Stimme leihen. 

Meine Herren! Jeder, der die großen Koſten beklagt, 
welche die ſtehenden Heere veranlaſſen, beginnt in der 
Regel damit, daß er ein Project entwirft, wonach dieſe 
verſchwinden, und durch eine weit größere Zahl bewaff— 
neter Männer erſetzt werden, die im Frieden ihren bür— 
gerlichen Beſchäftigungen ruhig nachgehen, im Kriege aber 
ſich ſofort um die Fahne ſchaaren, und dem Feinde die 
Heldenſtirne entgegenſtellen. 

Eine ſolche Einrichtung bietet außerdem noch die zweite 
Seite dar, daß ſie das Recht behauptet, bei Störungen des 
inneren Friedens nach eigenem Ermeſſen der Regierung, 
oder ihren Gegnern beizuſpringen, eine Eigenſchaft, die bei 
den ſtehenden Heeren, ſolange ſie ihren Eiden und Pflichten 
treu bleiben, allerdings nicht erwartet werden darf. 
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Der Schöpfer eines ſolchen Projectes, wenn er es 
mit dem Vaterlande wirklich gut meint, pflegt aber ziem— 
lich bald bei der Betrachtung anzukommen, daß, ſolange 
die anderen Weltſtaaten ihre ſtehenden Heere beibehalten, 
man das eigene nicht entbehren könne. Wenn er dann 
etwas näher in das Kriegsweſen eindringt, ſo überzeugt 
er ſich, daß eine Volksbewaffnung, die wirkliches Ver— 
trauen erwecken ſoll, der Vorſchule eines ſtehenden Heeres 
unerläßlich bedarf, ja, daß dieſe Schule da am Wirkſam⸗ 
ſten iſt, wo der profeſſionelle Charakter des ſtehenden 
Heeres am Beſtimmteſten ausgeprägt iſt. Blickt er in 
die Kriegsgeſchichte zurück, ſo ſieht er, daß Volksbewaff— 
nungen, die ſich an einen ſolchen Kern nicht anlehnen, 
einen ganz unverhältnißmäßig geringen Widerſtand leiſte— 
ten, der zum Verderben des Landes ſtets ein ſchmähliches 
Ende nahm. Vereinzelte Erſcheinungen, wo, durch Ter— 
rain⸗ und Landesverhältniſſe begünſtigt, ein kräftigerer 
Widerſtand möglich wurde, dürfen hierbei nicht irreleiten, 
ebenſowenig als die Milizeinrichtungen in der Schweiz 
oder Nord-Amerika. Keine dieſer Inſtitutionen hat bis— 
her die Probe zu beſtehen gehabt, kriegsgeübten, feſtge— 
ſchloſſenen Heeren gegenüber zu treten. Dieſe Betrach— 
tungen ſind es nun, die auch dem Nichtſoldaten die Über⸗ 
zeugung aufdrängen, daß eine Organiſation, die von 
Cäſar bis Napoleon Keiner dieſer großen Krieger für 
dienlich erachtete, ſchwerlich die zweckmäßigſte ſein könne. 
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Wahrlich, es wäre mehr als Vermeſſenheit, unſer 
Vaterland ſeinem öſtlichen und weſtlichen Nachbar gegen— 
über einem Experimente preiszugeben, deſſen Ausgang ſo 
leicht vorherzuſehen wäre! Niemand unter uns, auf wel— 
cher Seite des Hauſes er auch ſitze, kann dieſe Verant— 
wortung übernehmen. Ich aber werde nie von der Über— 
zeugung laſſen, daß es für die höchſten Fragen über Wohl 
und Wehe unſeres gemeinſamen Vaterlandes einen Stand— 
punkt giebt, der über allen politiſchen Partheien ſteht. 


Rede in der National: Berfammlung am 
6ten Februar 1849. 


Die Arbeiten über die Demarcationslinie im Großherzog— 
thum Poſen, welche den deutſchen und den polniſchen Theil ſchie— 
den und den erſteren in das Bundesgebiet incorporirten, waren 
beendigt und der National-Verſammlung vorgelegt worden. Sie 
erlitten hier wiederum heftige Angriffe von den Seiten her, wo 
man die Auſprüche der polniſchen Bevölkerung unterſtützte. Die 
Aufgabe war, die in den wichtigſten militairiſchen Rückſichten be— 
gründete Nothwendigkeit eben dieſer Linie nachzuweiſen. Die 
National-Verſammlung entſchied in dieſem Sinne. 


Als ich vor ſieben Monaten mir das Wort in der 
Poſener Angelegenheit erbat, ſtand die Frage ſo: ſoll und 
kann Deutſchland ſeine Reichsgrenze da ziehen, wo die 
polniſche Nationalität und Sprache beginnt, oder hat es 
Pflichten zu erfüllen, welche über dieſe Grenze hinausreichen. 

Meine Herren! Sie haben die Frage beantwortet, 
und zwar im letzteren Sinne. Ihr Beſchluß vom 27ſten Juli 
v. J. ſtellt zwei Punkte feſt. Den erſten, daß die Theile 
des Großherzogthums, welche Preußen anbot, Glieder des 
neuen deutſchen Reichs ſein ſollen; den zweiten, daß eine 
Demarcationslinie gezogen und da, wo ſie durch zweifel— 
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hafte Landſtriche zieht, neuerdings unterſucht und feſtge— 
ſtellt werden ſoll. 

Ich entnehme hieraus zwei Folgerungen, die ich für 
unabweislich halte. 

Die erſte, daß in dieſem Augenblicke nicht die Rede 
davon ſein kann, irgend einen Punkt jener Kreiſe, die durch 
den Beſchluß vom 27ſten Juli v. J. in den deutſchen Reichs— 
verband aufgenommen worden ſind, noch ferner zum Ge— 
genſtand der Erörterung zu machen. Liſſa und Inowraclaw 
gehören jetzt zu Deutſchland, wie Landau an der Iſar 
und Homburg. Ihre Vertreter ſitzen unter uns, und ich 
hoffe, ſie werden zu allen Zeiten ihren Platz im Rathe 
der Nation zu behaupten wiſſen. Es kann daher meiner 
Überzeugung nach die ſogenannte polniſche Frage in dieſe 
Erörterung überhaupt gar nicht mehr hineingezogen wer— 
den; in den Verhandlungen, die dem Beſchluß vom 27ſten 
Juli vorhergegangen, iſt dies mehr als genugſam geſche— 
hen. Ich bin nicht fremd dem Mitgefühle für die tragi— 
ſchen Geſchicke jenes Volkes, ich weiß in ſeiner Geſchichte 
das helle Licht und den tiefen Schatten ſehr wohl zu 
unterſcheiden. Dieſes Mitgefühl iſt ſelbſt nicht erloſchen 
durch die ſchmerzlichen Wahrnehmungen, daß wir ſeit 
Jahresfriſt ſo Manche unter ihnen als Sendboten jedes 
Unfriedens, als Condottieren jedes Aufruhrs geſehen haben. 
Aber ich kann mich durch keine ſubjective Empfindung ent- 
bunden erachten von der nächſten, der höchſten Pflicht, von 
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der Pflicht gegen das Vaterland, das einen, wenn auch 
noch ſo kleinen Theil der Fürſorge für ſeine Sicherheit 
in meine Hände gelegt hat. 

Ich ziehe eine zweite Folgerung, meine Herren, aus 
dem Beſchluſſe vom 27ſten Juli. Wir ſind ebenſo wenig 
in dem Falle, jetzt darüber zu berathen, ob die Landes— 
theile, welche von der Aufnahme in das deutſche Reich 
ausgeſchloſſen worden find, ob dieſe, ſage ich, demnächſt 
in den Reichsverband eingehen können. Hierzu fehlt uns 
in dieſem Augenblick jede Berechtigung, darüber liegt uns 
kein Antrag vor, weder von der preußiſchen Regierung 
noch von den Betheiligten ſelbſt. Ich weiche daher hier— 
über von meinem verehrten Freunde aus Baiern gänzlich 
ab. Wir werden allein zu unterſuchen und zu entſcheiden 
haben, ob die Demarcationslinie, die uns vorgeſchlagen 
worden, der Aufgabe entſpricht, welche geſtellt werden muß. 

Meine Herren! Das Hiſtoriſche iſt Ihnen bekannt. 
Sie wiſſen, daß der Reichscommiſſär in Berlin bereit⸗ 
willige Aufnahme fand, daß er an Ort und Stelle die 
Thatſachen jo weit unterſuchte, als es ihm irgendwie mög— 
lich war. Hierauf geſtützt, hat er nun dieſen Vorſchlag 
vorgelegt, der ſchon eine vorläufige Genehmigung der 
preußiſchen Regierung erlangt hat, und wir haben ihn in 
letzter Inſtanz zu prüfen. 

Dieſer Vorſchlag hat vier Geſichtspunkte zur Erwä— 
gung gezogen. Zuerſt: Daß kein Punlt jener Landestheile, 
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die der Beſchluß vom 27ſten Juli in Deutſchland auf— 
nimmt, durch die Demarcationslinie aus Deutſchland wie— 
der ausgewieſen werde. Er hat zweitens geglaubt, Rück— 
ſicht nehmen zu müſſen auf die Reclamationen, welche an 
den Reichscommiſſär gelangt waren, und drittens auf die 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe des Fürſtenthums Krotoszyn. 
Er hat endlich viertens die politiſchen und militäriſchen 
Rückſichten, die hier obwalten, genau in Erwägung gezogen. 

Ich habe es mir hinſichtlich der drei erſten Geſichts— 
punkte nicht zur Aufgabe geſtellt, zu Ihnen zu ſprechen. 
Wir haben in dem Berichte das Material liegen, und ich 
zweifle nicht, daß es noch ferner zur Erörterung kommen 
werde. Dagegen erbitte ich mir Ihre Aufmerkſamkeit für 
den letzten Theil, für den militäriſch-politiſchen, der mich 
am nächſten berührt. 

Wir müſſen bei dieſer Betrachtung davon ausgehen, 
daß die Demarcationslinie zu irgend einer Zeit die Grenze 
des Reichs und Preußens werden könnte. Es kommt 
hier nicht auf die Unterſuchung an, unter welchen Um— 
ſtänden, wir haben uns lediglich zu vergegenwärtigen, 
daß die Theile des Großherzogthums, die jetzt nicht mit 
in das deutſche Reich aufgenommen werden, in Zukunft 
in fremde Hände kommen könnten. Wenn dieſer Fall 
einträte, ſo würde das Großherzogthum Poſen, das zu 
Deutſchland gehört, und welches man Deutſch-Poſen 
nennen mag, ſo wird dieſer Theil in dem Syſteme der 
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ſtrategiſchen Vertheidigung unſerer Nordoſtgrenze eine mehr- 
fache Function zu erfüllen haben. 

Es ſind hier drei Geſichtspunkte, die man zunächſt 
aufſtellen kann. Poſen wird unmittelbar durchzogen von 
der nächſten Operationslinie, die aus Polen nach Berlin, 
alſo nach Nord-Deutſchland führt. Es iſt ferner fo ge— 
legen, daß es gegen eine zweite Operationslinie, die Bres⸗ 
lau als Ziel hat, und den Kriegsſchauplatz nach Mittel- 
Deutſchland verlegen würde, als Seitenſtellung dient. Es 
iſt endlich der Terrain-Abſchnitt, auf welchem die geſicherte 
Verbindung Deutſchlands mit Oſtpreußen beruht. 

Erlauben Sie mir, über den letzten Punkt noch etwas 
hinzuzufügen, weil er ein neuer iſt. Oſtpreußen gehörte 
ſeit Jahrhunderten Deutſchland an, dem Stamme, der 
Geſinnung und dem Geiſte nach. Ich brauche wohl nicht 
die innere Gemeinſchaft des Landes mit uns näher zu 
erweiſen, das uns Kant und Herder gegeben hat! Um ſo 
ſchmerzlicher war es, daß Oſtpreußen ganz außer politi- 
ſcher Gemeinſchaft mit uns ſtand. Dieſe Gemeinſchaft 
hat uns nun Preußen zugeführt, es hat verzichtet auf die 
europäiſche Sonderſtellung, die es auf eine Volkszahl ſtützen 
konnte, die ſo groß iſt, als die des nächſtgrößten deut— 
ſchen Staates. 

Ich glaube, daß uns daraus die doppelte Pflicht er— 
wächſt, für den Schutz dieſes uns anvertrauten Landes zu 
ſorgen. Dieſer Schutz iſt es nun, welcher vorzugsweiſe auf 
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dem geſicherten Beſitz von Poſen beruht, denn er iſt haupt— 
ſächlich an eine ſtete und ungehinderte Verbindung des gan— 
zen deutſchen Körpers mit jener entlegenen Provinz geknüpft. 

Poſen iſt, wie Sie wiſſen, nicht durch natürliche Grenz— 
ſcheiden ſo begünſtigt, daß hierin ein einleuchtender Anhalt 
für die Vertheidigung gegeben wäre. Wir finden dort 
weder einen Grenzſtrom, noch ein Grenzgebirge. Um 
deſto ſorgfältiger ſind die einzelnen militäriſchen Rückſichten 
zu beachten und zwar in einer Weiſe, wie es in anderen 
Kriegsſchauplätzen nicht für nöthig erachtet wird. Ich 
werde nicht auf Einzelheiten eingehen, ich bitte aber die 
Herren, Sie mögen die Überſichtskarte, die dem Ausſchuß— 
berichte beigefügt iſt, vor ſich legen. Ich werde Sie nicht 
lange aufhalten. 

Meine Herren! Der eigentliche Angelpunkt der Be— 
trachtung iſt die Feſtung Poſen. Es iſt klar, daß dies 
der Punkt iſt, wo ſich die Armee verſammeln muß, welche 
jenem dreifachen Zwecke entſprechen ſoll. Ich habe vorher 
geſagt, daß ſie dort den Angriffsoperationen gegen Berlin 
unmittelbar, gegen Breslau durch eine Seitenſtellung ent— 
gegentreten ſoll, und daß ſie in dieſer Poſition zugleich 
die Verbindung zwiſchen Oſtpreußen und ganz Deutſchland 
erhalten wird. 

Damit die Feſtung Poſen dieſen Aufgaben entſprechen 
kann, muß die dort vereinigte Armee zunächſt um dieſelbe 
geſicherte Aufſtellungen finden. Sie muß ferner von dieſem 


Mittelpunkte aus mit den andern ſtrategiſchen Punkten des 
Kriegsſchauplatzes in geſichertem Zuſammenhange ſtehen. 

Von dieſen Verbindungen kommen die rückwärts lie— 
genden mit Berlin und Stettin nicht in Betracht. Es handelt 
ſich um die Verbindungen ſeitwärts nach der Oder bei Glo— 
gau und nach der Weichſel bei Thorn, ſo wie um die feind— 
lichen Angriffslinien von Poſen nach Warſchau über Wre— 
ſchen und von Poſen nach Kaliſch über Pleſchen. Dieſe 
ſtrategiſchen Linien ſind es, die man ins Auge faſſen muß. 

Was die Linien ſeitwärts betrifft, jo würde die Ver⸗ 
bindung zwiſchen der Oder und Weichſel, die Linie von 
Glogau über Poſen nach Thorn allerdings auf dem kür— 
zeſten Wege über Gneſen führen, wie dieſes der Bericht 
auch ausſpricht. Der Reichscommiſſär hat aber nicht ge— 
glaubt vorſchlagen zu können, daß dieſe Linie ganz auf 
deutſchem Boden bleibe; er hätte Gneſen, das Centrum 
der polniſchen Nationalität in Anſpruch nehmen müſſen, 
und hat daher vorgezogen, die Verbindung zu ſuchen mit 
der Netze. Er hat den Punkt Naſul ausgewählt und die 
Verbindungsſtraße über Wongrowiec als diejenige verlangt, 
die auf deutſchem Boden laufen müſſe. | 

Was die unmittelbar gegen den Feind führenden 
Marſchlinien betrifft, die Linien gegen Warſchau und 
Kaliſch, ſo fordert es die freie Entwickelung der Armee, 
daß ſie mindeſtens auf einen Tagmarſch von der Feſtung 
aus in unſeren Händen bleiben, alſo drei bis vier Meilen 


„ 375 0 


® 


weit. Es führt dieſe Nothwendigkeit auf der Linie von 
Warſchau bis Koſtrzyn und auf der Linie von Kaliſch bis 
Schrimm und Xions. Der Punkt Schrimm bezeichnet 
außerdem einen Terrainabſchnitt, den man in keinem Falle 
in den Händen des Feindes laſſen kann; die ganze Lage 
dieſer Stadt, der wichtige Warthe-Übergang, iſt für die 
ſtrategiſche Vertheidigung des Großherzogthums ſo ein— 
flußreich, daß man vielleicht Schrimm zum Hauptwaffen— 
platze gewählt haben würde, wenn nicht Poſen durch ſeine 
ſonſtige Bedeutung ſich zur Landesfeſtung empfohlen hätte. 

Ich habe nur noch ſchließlich einige Worte über die 
Operationslinie von Kaliſch nach Breslau zu ſagen, gegen 
welche Poſen als Seitenſtellung dient. Um ſich auf die— 
ſer einem andringenden Feinde entgegenzuſtellen, bietet ſich 
kein anderer Terrainabſchnitt dar, als derjenige, der durch 
die Brüche des Barſch-Baches bezeichnet iſt. 

Wollen Sie die Güte haben, ſämmtliche Punkte, die 
ich anführte, mit der Karte zu vergleichen, ſo werden Sie 
ſehen, daß die weißen Landſtriche zwiſchen den blauen und 
rothen, der alten und neuen Demarcationslinie, demnach 
diejenigen Landſtriche, die jetzt vorgeſchlagen werden, in die 
neue Demarcationslinie aufzunehmen, ſämmtlich durch die 
militäriſchen Gründe motivirt ſind, die ich Ihnen vorlegte. 

Die Demarcation, die uns vorgeſchlagen wird, verlangt 
nichts mehr, als die Vertheidigung Deutſchlands gebiete— 
riſch erheiſcht. Ich ſtimme für den Antrag des Ausſchuſſes. 


Rede in der National⸗Verſammlung am 
17ten März 1849. 


Am 12ten März wurde der National-Verſammlung der 
Welker'ſche Antrag vorgelegt: daß die Reichsverfaſſung ohne 
weitere Discuſſion durch einen Geſammtbeſchluß angenommen 
und die erbliche Kaiſerwürde an S. M. den König von Preußen 
übertragen werden ſolle. Der Eindruck dieſes Schrittes inner— 
halb und außerhalb der National-Verſammlung war außerordent— 
lich; der einflußreiche Verfaſſungsausſchuß der im Weſentlichen 
auf die Mehrzahl der Stimmen rechnen konnte, pflichtete in der 
Hauptſache durchaus bei. — Aber denen, die von denſelben 
Wünſchen für Deutſchlands Einigung und von der gleichen Über— 
zeugung durchdrungen waren, daß es hohe Zeit ſei hierin zu 
einem feſten Punkte zu gelangen, drängte ſich gleichzeitig die 
ſchmerzliche Überzeugung auf, daß auf jenem ſcheinbar ſo kurzen 
Wege das Ziel nicht erreicht, ſondern verfehlt werde. Die Ober— 
hauptsfrage an die Spitze des Zwiſtes ſtellen, hieß die Reichs— 
verfaſſung einem ſicheren Verderben weihen. — Daher wurde 
von einer kleinen Anzahl Mitglieder der Antrag geſtellt: die 
Verfaſſung durch Geſammtſchluß anzunehmen; deren wünſchens— 
werthe Anderungen dem nächſten Reichstage mit einfacher Stim— 
menmehrheit vorzubehalten; die deutſchen Regierungen zur Zu— 
ſtimmung mit dem Hinzufügen einzuladen, daß den Verweigernden 
gegenüber die Verpflichtungen des Bundes von 1815 unver: 
ändert fortbeſtänden; dann aber erſt wenn ſämmtliche Regierun— 
gen ſich über ihre Stellung zur Reichsverfaſſung erklärt, 
die Wahl des Reichsoberhauptes vorzunehmen. — Der 
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Darlegung der inneren Motive zu dieſem Gange, ſoweit dies 
unter den gegebenen Umſtänden zuläſſig war, iſt die folgende 
Rede gewidmet, die letzte, welche der Verfaſſer in der National— 
Verſammlung gehalten hat. — Sie blieb, wie es ſchien, nicht 
ohne einige Wirkung auf die Gedanken mancher Zuhörer, aber 
ohne Wirkung auf das Reſultat der Abſtimmung. Das fernere 
Schickſal der großen deutſchen National-Verſammlung war vor— 
auszuſehen! Fata viam invenient! 


Meine Herren! Als die National-Verſammlung zu— 
ſammentrat, um die neue Verfaſſung Deutſchlands zu be— 
gründen, mußte man ſich darauf gefaßt machen, daß ſie 
alle politiſchen Meinungen in ſich abſpiegeln werde. Von 
Denen an, die in der früheren Staatsordnung möglichſt 
wenig geändert wiſſen möchten, bis zu Jenen hin, die ſie 
durch die abſtracteſte Selbſtbeſtimmung des Einzelnen er— 
ſetzen wollen, kommen alle Zwiſchenſtufen unter uns vor. 
Jede muß darnach trachten, ſich geltend zu machen, in 
dem guten, aufrichtigen Glauben, daß ſie die heilſamſte 
ſei, daß ſie diejenige ſei, welche die Zeit und die Mehr— 
heit der Nation verlange. Nichts iſt daher natürlicher, 
als der Zuſammenſtoß der Meinungen, der Kampf, wenn 
auch ſeinen Außerungen wohl oft genug eine erfreulichere 
Geſtalt zu wünſchen geweſen wäre. 

Ein ganz hiervon verſchiedenes Verhältniß iſt das 
der Stammesintereſſen unter uns. Die hierin wurzeln— 
den Gegenſätze ſind bisher nur leiſe und beiläufig fühlbar 


40 378 - 


geworden, fie find hinter den politiſchen Partheien zurück— 
getreten. In dem Maaße aber, als die Verfaſſung ſich 
dem Abſchluß nähert, müſſen die Stammesverſchiedenheiten 
in den Vordergrund treten. 

Auch dieſe Verſchiedenheit iſt, an ſich genommen, 
natürlich und wohlberechtigt. Wir reden von Deutſchland, 
meine Herren, haben uns auch wirklich dem Auslande 
gegenüber das Bewußtſein der Gemeinſchaft bewahrt. 
Aber innerhalb dieſes Kreiſes beſtehen Verſchiedenheiten 
von einer Intenſität, wie fie keine europäiſche Nation auf— 
weiſt. Der uralte Gegenſatz der Stämme und Länder 
zieht ſich durch unſere ganze Geſchichte hindurch. Die 
Trennung der Kirchen hat ein neues Element hinzuge— 
bracht. Man mag nun die in dieſer Thatſache wurzeln- 
den politiſchen Mängel bedauern, oder man mag ſich er— 
freuen an den Vortheilen auf anderen Gebieten, die für 
Deutſchland hieraus erwachſen find, immer iſt es noth— 
wendig, der Worte des alten Hiſtorikers eingedenk zu 
bleiben: daß man die menſchlichen Dinge nicht blos be— 
lachen oder beweinen, ſondern daß man ſie verſtehen ſoll. 

Hier iſt es nun, meine Herren, wo das Schauſpiel, 
das ſich ſeit drei Monaten aufgethan, Jedem, der das 
Wohl Deutſchlands im Herzen trägt, mit Schmerz er— 
füllen muß. Statt der Gerechtigkeit, die für Freund und 
Feind daſſelbe Maaß und Gewicht hat, iſt jene böſe Ver— 
blendung über uns gekommen, die im feindlichen Lager 


Daſſelbe ſchilt und verdammt, was fie im eigenen preift 
und gutheißt. Staat der ernſten Beſonnenheit, die auch 
in trüber Zeit ſich die Augen offen erhält für das Ziel 
und die Mittel, iſt eine Leidenſchaftlichkeit in dieſes Haus 
eingekehrt, bei der die objective Beurtheilung der Sach— 
lage, bei der eine heilſame Löſung der verworrenen Fä— 
den unmöglich iſt. 

Meine Herren! Ich muß dieſe Anklage nach allen 
Seiten hin richten; ſie trifft, wenn Sie mir den Aus— 
druck erlauben, die Centraliſten, wie die Totaliſten. Soll 
dieſe Verſammlung, die erſte, in der die deutſchen Stämme 
zuſammenſitzen, wirklich ſo enden unter der brennenden 
Entrüſtung der Nation, unter dem ſchadenfrohen Hohne 
des Auslandes? Wir ſind vielleicht in der letzten Stunde; 
dieſe Discuſſion iſt ein Prüfſtein dafür, ob eine Berufung 
an die Pflichttreue, an den Edelmuth, ja an die Vernunft 
der Partheien noch möglich iſt! 

Geſtatten Sie mir, die gegenwärtige Sachlage näher 
zu unterſuchen, auf die Gefahr hin, daß ich auch allge— 
mein Bekanntes dabei mitberühren muß. Ein weit ge— 
ringeres Bedenken finde ich in der Ausſicht, dabei nach 
allen Seiten hin Anſtoß zu geben; ich würde hierin viel— 
mehr ein Criterium erkennen, daß ich mich auf dem rich— 
tigen Wege befinde. 

Meine Herren! Die öſtreichiſche Monarchie und 
Deutſchland ſind in einer politiſchen Umbildung begriffen. 
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Ich hätte aus tiefſtem Herzen gewünſcht, daß ihre alte 
theure Gemeinſchaft unberührt geblieben wäre von dem 
gewaltigen Umſchwunge; denn wir ſollen nicht blos Deutſch— 
lands Einheit ſichern, ſondern auch ſeine Macht. Dieſes 
Ziel wäre zu erreichen geweſen, wenn Deutſch-Sſtreich 
zugleich ein Glied der öſtreichiſchen Monarchie und des 
deutſchen Reiches bliebe. Hierzu hätte Zweierlei gehört. 
Das deutſche Verfaſſungswerk mußte in der Centraliſirung 
ſich beſchränken, das öſtreichiſche auf dem weiteſten Föde— 
rationsprincipe fußen. Beides waren hohe Preiſe; ich 
halte ſie aber nicht für zu hoch für ſolchen Gewinn. 

Es iſt nicht geſchehen. Die neue öſtreichiſche Ver— 
faſſung ſtellt die deutſchen Bundeslande allen anderen in 
einem ſtreng centraliſirten Staatskörper gleich; Tyrol und 
das Land ob der Enns ſtehen in Zukunft zu Deutſchland 
in demſelben Verhältniſſe, wie die Bukowina und das 
Banat. Die Zerreißung iſt vollbracht; ich habe nur den 
ſchmerzlichen Troſt, daß ſie nicht von dieſem Hauſe aus— 
gegangen iſt. Jetzt iſt nur noch ein Bündniß mit der 
geſammten öſtreichiſchen Monarchie zuläſſig, und ich 
wünſche aus vollſtem Herzen, daß dieſes ſo innig, ſo 
fruchtbar ausfallen möge, als es in der Form einer in— 
ternationalen Verbindung, oder ſelbſt in einer darüber 
hinausreichenden irgend möglich iſt. Man wende daran 
alle Anſtrengung, denn die Schwierigkeiten ſind ſehr groß; 
ohne aufrichtigen Willen von beiden Seiten wird die 
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Union ſich nicht über ein rein politiſches Schutz- und 
Trutzbündniß erheben. 

Aber auch, wenn auf dieſem Gebiete das günſtigſte 
Ergebniß erreicht würde, ſo iſt es klar, daß damit nur 
die kleinere Hälfte unſerer Aufgabe erfüllt wäre. Ich 
ſchlage auch dieſe nicht gering, ſondern ſehr hoch an; 
aber ich brauche nicht zu beweiſen, daß eine Union, die 
für Deutſchland nur ſoviel ſicherte, als der Bund von 
1815, nicht der Ausgang eines welterſchütternden Jahres 
ſein kann. 

Das Programm von Kremſier ſpricht es aus: erſt 
wenn ein verjüngtes Oſtreich und ein verjüngtes Deutſch— 
land zu neuen und feſten Formen gediehen ſein werden, 
ſei es möglich, ihre beiderſeitigen Beziehungen feſtzuſtellen. 
Das verjüngte Oſtreich ſteht vor uns; es handelt ſich 
jetzt darum, ihm ein verjüngtes Deutſchland zur Seite zu 
ſtellen. Jeden Weg, der uns zu dieſem Ziele raſch und 
ſicher führt, jeden ſolchen Weg werde ich mit Freuden 
begrüßen. 

Meine Herren! Der Redner, der vor mir auf die— 
ſem Platze ſtand, ſchloß ſeine Rede mit den Worten: 
„Das Vaterland iſt in Gefahr!“ Ja, es iſt in Gefahr, 
aber dieſe Gefahr hat mehr als eine Seite. Die eine 
läge allerdings in einer Verlängerung dieſes Gährungs— 
prozeſſes, der die alten Bande löſte, ohne neue an ihre 
Stelle zu ſetzen. Aber eine andere Gefahr, meine Herren, 


würde ſich durch ein Verfahren eröffnen, bei welchem den 
Nächſtbetheiligten in das Angeſicht geſchlagen, dem Aus— 
lande aber der Anlaß und die formelle Berechtigung ge— 
geben würde, in unſere Geſchicke einzugreifen. 

Läge die Wahl des einzuſchlagenden Weges noch 
ganz in unſerer Hand, jo würde das naturgemäße Ver⸗ 
fahren von dem rechtlich Beſtehenden ausgegangen ſein. 
Man hätte auf den Bund von 1815 zunächſt alle 
Fortſchritte angewendet, deren er überhaupt fähig iſt. 
War hierbei die Linie der Einigung erreicht, bis zu wel— 
cher alle deutſche Staaten, einſchließlich Deutſch-Oſtreichs, 
mitgehen konnten, ſo blieb es dann lediglich Sache der— 
jenigen deutſchen Staaten, die durch kein anderes Ver— 
hältniß verhindert ſind, ſich zu einem engern Bunde zu— 
ſammen zu ſchließen. 

Das Recht hierzu iſt mir unzweifelhaft. Erlauben 
Sie mir, meine Herren, ohne in Schul-Erörterungen zu 
fallen, die Sätze des Bundesrechts zuſammenzuſtellen, die 
jetzt zu einer ſo unerwarteten Anwendung gelangen. 

Der deutſche Bund war ein unlöslicher, kein Mit— 
glied konnte nach eigenem Willen austreten. Neue Glie⸗ 
der konnten nur aufgenommen werden mit Zuſtimmung 
Aller. Veränderungen in den Grundgeſetzen bedurften der 
Stimmeneinhelligkeit. Die Bundesglieder aber behielten 
das Recht der Bündniſſe, inſofern dieſe nicht gegen die 
Sicherheit des Bundes gerichtet waren. Dies ſind die 
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Grundſätze, die unter europäiſche Garantie geſtellt worden. 
Niemand hätte daher ſich zu beſchweren gehabt über die 
Bildung eines engeren Bundes, Niemand in Deutſchland, 
Niemand im Auslande! Die Bedenken einer Einmiſchung 
der europäiſchen Paciscenten der Wiener Verträge, die 
jetzt theils offen, theils heimlich hervortreten, wären da— 
durch gehoben worden. 

Ich würde es allerdings als großen Vortheil erachtet 
haben, wenn jeder Vorwand in dieſer Weiſe genommen 
worden wäre; aber ich rufe Wehe über Diejenigen, die 
in ſolchem Augenblicke die Stimmen, oder gar die Waffen 
des Auslandes herbeizurufen, fähig wären. Sie mögen 
die Worte der Verträge für ſich haben, aber die Welt— 
geſchichte, die das Weltgericht iſt, wird das Urtheil ſprechen. 

Dieſer Weg iſt nicht betreten worden, ein Weg, bei 
dem die Geſammtnation nur gewinnen, nie einbüßen 
konnte, bei dem kein deutſcher Staat widerſprechen, und 
kein auswärtiger mitſprechen konnte. Man iſt ſtatt deſſen 
von dem Begriffe ausgegangen, und hat einen eentraliſir— 
ten Staatenſtaat entworfen; dieſen hat man Deutſchland 
genannt, und ihn als Maaßſtab an die Wirklichkeit 
gelegt. 

Dennoch, meine Herren, bin ich davon durchaus und 
vollkommen überzeugt, daß wir dieſen Weg jetzt nicht 
verlaſſen können; der Verfaſſungsentwurf iſt auf geſetz— 
lichem Wege zu Stande gekommen, er hat in den weſent— 


lichſten Theilen vieljeitige Zuſtimmung gefunden, er kann 
nie direct oder indirect beſeitigt, oder durch Machtſprüche 
erſetzt werden. Wer für den Ausgang unſerer Wirren 
einen ſolchen Gedanken hegte, deſſen Vermeſſenheit könnte 
nicht tief genug beklagt werden. 

Für uns aber, meine Herren, erwächſt hieraus die 
doppelte Pflicht, daß wir Alles und Jedes in verſöhnlich— 
ſter Weiſe verſuchen, um zum Ziele zu gelangen, mit der 
mindeſten Verletzung und den mindeſten Wechſelfällen. 

Ich habe mir die Frage geſtellt, wie ſich hierzu die 
Anträge verhalten, die uns vorliegen. Ich erachte es für 
rathſam und zuläſſig, den geſammten Verfaſſungs-Entwurf 
ohne einzelne Verhandlung anzunehmen, da die Reviſion 
vorbehalten bleibt. Ich muthe Ihnen auch nicht zu, daß 
Sie mit mir und meinen Freunden die Überzeugung 
theilen, daß die Rechtsbeſtändigkeit der Reichsverfaſſung 
von der freien Zuſtimmung der Regierungen abhängig 
ſei. Aber ich glaube, daß auch Sie von Ihrem Stand— 
punkte aus angemeſſen finden werden, daß man die Re— 
gierungen auffordere, ihren Anſchluß an den Bundes— 
ſtaat rückhaltslos zu erklären. Wir werden hierbei zugleich 
poſitiv ausſprechen müſſen, daß denjenigen Regierungen 
gegenüber, die dem Bundesſtaate nicht beizutreten erklären, 
das Verhältniß der Rechte und Pflichten fortbeſteht, wie 
es die Bundesacte von 1815 begründete. Und wenn auch 
die Fortſetzung dieſes Bundes ſich als unmöglich er— 
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weiſen jollte, jo gehe der Anſtoß zu gänzlicher Auflöſung 
nicht von dieſem Haufe aus. Wir wollen auch den letzten 
Vorwand vertilgen, aus dem der tiefe Groll des ganzen 
Auslandes gegen unſere Wiedergeburt ſeine Nahrung zieht. 
Meine Herren! Wir wiſſen Alle, daß der Kern un— 
ſerer Schwierigkeiten und Gefahren in dem letzten Ab— 
ſchluſſe der Oberhauptsfrage, in dem Übergange von den 
Principien zu den Perſonen liegt. Es iſt wohl Niemand 
unter uns, der in dieſem Augenblicke mit Beſtimmtheit 
angeben könnte ob ſich für den vierten Antrag des Ver— 
faſſungs-Ausſchuſſes eine Majorität finden werde, oder 
nicht. Und welche Majorität! Meine Herren! Sie ſtände 
nur einer um wenige Stimmen geringeren Minorität 
gegenüber, die nicht blos dynaſtiſche Hintergedanken, ſon— 
dern reelle Stammesgegenſätze und Intereſſen ausdrückte. 
Wäre das ein wahrhafter Abſchluß der unermeßlichen 
Kriſe, an welcher die Geſchicke unſerer fernſten Zukunft 
hängen, wenn ſich hier für irgend eine Anſicht vielleicht 
eine Mehrheit von 250 Stimmen gegen eine Minderheit 
von 240 Stimmen fände? Wäre das bei ſo hohen Din— 
gen ein Verfahren, das wahren Patrioten, ja nur beſon⸗ 
nenen Männern genügen könnte? Eine Entſcheidung unter 
ſolchen Umſtänden hinausſchleudern, unbekümmert was ihr 
ferneres Schickſal ſei, ob ſie ein Friedensbogen, oder eine 
Brandfackel werde für das Vaterland: Das würde ich Ver— 
wegenheit nennen, um kein anderes Wort zu gebrauchen. 
v. Radowitz Schriften. II. 25 
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Nein, meine Herren, wir müſſen erſt zu größerer 
Übereinftimmung unter uns ſelbſt gelangen, ehe wir auf 
eine zweifelhafte Ziffer geſtützt einen Namen hinaus- 
geben in das deutſche Volk, und dieſen Namen jetzt in 
die verderblichſte und peinlichſte Alternative drängen. 

Ich glaube, daß, wenn nicht Alles täuſcht, eine ſolche 
Friſt die Wege nicht erſchweren, ſondern ebenen wird, 
was man auch dagegen jagen möge. Wenn die öſtreichi— 
ſche Monarchie dem engeren Bunde nicht beizutreten ver— 
mag, ſo werden deren Abgeordnete aus dieſer Verhand— 
lung ſcheiden wollen, wenn auch zum unvergänglichen 
Schmerze aller Theile. Die mittleren Staaten, wenn ſie 
die Grundlage des Bundesſtaates angenommen haben, 
werden ihre Anſichten über die Mittel, welche zu dem 
vorgeſteckten Ziele führen, ändern müſſen. Während 
Preußen jetzt daſteht, gerufen von den Einen, und zurüd- 
gewieſen von den Anderen, Preußen, welches das Eine 
nicht geſucht, und das Andere nicht verdient hat, ſo wird 
es dann ſeine natürliche Stelle da finden, wohin es durch 
eine ſchwankende Majorität dieſes Hauſes allein nicht ges 
wieſen werden kann. 

Vor Allem aber, meine Herren, ſehe ich hierin min— 
deſtens die Möglichkeit, einen unheilbaren Bruch zu ver⸗ 
meiden, einen Bruch, den ich für ein unermeßliches Unglück 
für unſer Volk und Land halte, für ein weit größeres, 
als es wohl Manchem erſcheinen mag. Man hat in 
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dieſem Hauſe zuweilen das Wort Napoleon's citirt: in 
einer gewiſſen Zeit werde Deutſchland entweder republi— 
kaniſch oder koſackiſch ſein. (Von der Linken: Europa!) 
Nun gut, Europa, ich brauche den Theil für das Ganze. 
Meine Herren! Es gäbe aber noch einen dritten Aus— 
gang: Deutſchland könnte koſackiſch und republikaniſch 
werden! 

Ich werde für jeden Antrag ſtimmen, der zum Ab— 
ſchluß unſeres Verfaſſungswerkes führen kann, ich fühle 
mich in meinem Gewiſſen dazu gedrungen; Sie aber bitte 
ich, vereinigen Sie ſich in dem friedlichen Wege, den das 
Amendement andeutet, das ich vertrete. Ich könnte es 
weder ſchicklich, noch angemeſſen finden, alle Enentualitä- 
ten hier zu verhandeln. Schwungvolle Worte und tapfere 
Gedanken achte ich an ihrer Stelle ſehr hoch, aber ſie ge— 
nügen nicht, wenn der Ernſt der Wirklichkeit herantritt. 
Viele unter Ihnen haben es nicht erlebt, und Manche 
mögen es verlernt haben ſeit 34 Jahren, was es heißt, 
Deutſchland zum Schauplatze eines allgemeinen Krieges 
zu machen, und jenes waren doch nur e gegen 
fremde Waffen! 
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Rede in der zweiten Kammer der preußiſchen Stände 
am 25ſten Auguſt 1849. 


Der Zuſammentritt der preußiſchen Stände gab der Regie— 
rung den willkommnen Anlaß ſich über ihre Stellung zu der 
deutſchen Frage, ſowohl vor dem eigenen Lande als vor Deutſch— 
land, deutlich und unverholen auszuſprechen. Es geſchah dieſes 
ſowohl in der erſten als in der zweiten Kammer, nachdem der 
König ſich mit ſeinen Räthen über den Inhalt vollkommen ver— 
ſtändiget hatte. — Die folgende Rede des Bevollmächtigten der 
Regierung ſetzte ſich zur Aufgabe darzulegen: den Rückblick auf 
die Vorgänge bis zum April 1849, die Erwägungen der preu— 
ßiſchen Regierung als ſie ſich zur Leitung der deutſchen Sache 
hingewieſen fand, den hieraus erwachſenen Weg derſelben, die 
Grundprincipien des Bundesſtaates, die Einwürfe der Partheien, 
das Verhältniß zu Oſtreich, das Bündniß vom 26ſten Mai, das 
Verhalten der anderen deutſchen Regierungen, und den Blick in 
die Zukunft. — Die Kammer erklärte ſich in allen ihren Fractionen 
am Tten September mit dieſen Eröffnungen einverſtanden, und 
bereit, der Regierung auf dem betretenen Wege ihre volle Unter— 
ſtützung zu gewähren. 


Meine Herren! Die Königliche Regierung hat mich 
beauftragt, Ihnen Rechenſchaft abzulegen über ihr Verhalten 
in der deutſchen Sache. Dieſe Rechenſchaft wird eine 
offene und unumwundene ſein; Preußen hat nirgends 
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hierin das Tageslicht zu ſcheuen. Die Aktenſtücke find in 
Ihren Händen; ſie werden Ihnen eine vollſtändige Ein— 
ſicht gewähren in die Verhandlungen, die mit den andern 
Regierungen hierüber geführt worden ſind. 

Erlauben Sie mir, daß ich als Erläuterung hierzu 
die Geſichtspunkte darlege, von denen die Königliche Re— 
gierung geleitet worden iſt. 

Wer, meine Herren, die große politiſche Bewegung, 
die im vorigen Jahre alle deutſchen Länder erſchütterte, 
aufmerkſam nach ihrem Urſprunge und Verlaufe verfolgt 
hat, der wird zu der Erkenntniß gelangt ſein, daß das 
Element, das ich hier kurz das nationale nennen will, eine 
der mächtigſten Triebfedern dabei geweſen iſt. Ich ent— 
halte mich einer weiterführenden Betrachtung über das 
Erwachen der nationalen Strebungen, das ſich in den 
meiſten europäiſchen Ländern nach den großen Kriegen kund 
gab. Da, wo ein politiſcher Körper mehrere Volksſtämme 
umſchließt, iſt dieſe Kraft dahin gerichtet, den Staat in 
ſeine nationalen Beſtandtheile zu ſprengen. So geſchah 
es dem Königreich der Niederlande, wie es der Wiener 
Congreß geſchaffen; aus gleicher Quelle fließen zum gro— 
ßen Theile die Kämpfe zwiſchen den Dänen und Deutſchen. 
Auch der Fortbeſtand der großen öſtreichiſchen Monarchie 
iſt ſeit Jahresfriſt durch die nationalen Trennungsgelüſte 
in Frage geſtellt worden; wir dürfen in Oſtreichs und 
in unſerm wahren Intereſſe mit Zuverſicht erwarten, daß 
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es aus dieſem ſchweren Kampfe überall ſiegreich und glän— 
zend hervorgehen werde. | 

Die entgegengeſetzte Erſcheinung tritt da hervor, wo 
ein Volk in mehreren Staaten vertheilt iſt. Hier nimmt 
dieſe Kraft die Richtung, die Einzelſtaaten zu einer mehr 
oder minder konzentrirten Einheit zuſammenzudrängen. 
Deutſchland, unſer gemeinſames Vaterland, iſt es, wo 
nach langem Verſtummen, der Ruf nach Einigung, nach 
Herſtellung eines nationalen Gemeinweſens am lauteſten 
erſchallt iſt. 

Nichts würde voreiliger ſein, als wenn man allen 
Stimmen, die ſich in dieſem Rufe vereinigt haben, eine 
gleiche Berechtigung beimeſſen wollte. Wie viel bewußte 
Unwahrheit, wie viel irrige Auffaſſung, wie viel unmög— 
liches Verlangen, ſind dabei Hand in Hand gegangen! 

Was die demokratiſche Parthei unter dem einigen 
Deutſchland verſtand, liegt jetzt deutlich zu Tage. — Auch 
Diejenigen, die in der gemeinſchaftlichen Abſtammung und 
Sprache die alleinige Bedingung des politiſchen Lebens 
ſehen, ſind in einem gefährlichen Irrthume befangen. Der 
Bildungsprozeß der Staaten hängt auch von andern gleich 
weſentlichen Bedingungen ab; die fremden Nationalitäten 
auszuſcheiden oder die eigenen Stammesgenoſſen in aus⸗ 
wärtigen Staaten zu beanſpruchen, iſt weder möglich noch 
gerechtfertigt. 

Aber auch die Männer, welche die Einigung Deutſch— 
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lands auf deſſen wirkliches Territorium beſchränken, haben 
ſich nicht von unmöglichen Forderungen frei gehalten. 

Meine Herren! ich glaube Ihnen gegenüber der Be— 
weisführung überhoben zu ſein, wenn ich ausſpreche: der 
Einheitsſtaat iſt in Deutſchland nicht zu erreichen. — Er 
iſt es nicht als einheitliche Monarchie, er würde es auch 
nicht ſein, wenn die Parthei des Umſturzes je geſiegt hätte. 
Wenn die einheitliche Republik auf den Trümmern der 
geſammten Staats- und Lebens-Ordnung errichtet, und 
für einige Augenblicke durch eine Schreckensherrſchaft auf— 
recht erhalten würde, ſie zerfiele in kurzer Friſt. 

Aber, meine Herren, wenn alle dieſe trüben Beſtand— 
theile der deutſchen Bewegung, wenn das Unwahre, das 
Verkehrte, das Unmögliche abgezogen werden, dann bleibt 
das Wahre, das Berechtigte, das Mögliche. Hier, wie 
überall, iſt es der Kern von Wahrheit, der der Strömung 
ihre Macht verlieh, der das Verlangen nach einer natio— 
nalen Wiedergeburt zu einem der gewaltigſten Hebel der 
vorjährigen Bewegung gemacht hat. 

Kann und darf Jemand leugnen, daß auf dieſem 
Gebiete Großes, ja faſt Alles verabſäumt worden iſt? 

Meine Herren! ich möchte Ihnen und mir den ſchmerz— 
lichen Rückblick auf die Geſchichte des deutſchen Bundes 
erſparen, oder ihn mindeſtens in die engſten Grenzen 
bringen. Es iſt nur zu bekannt, unter welchen Wirkun— 
gen und Gegenwirkungen die Nation, nachdem ſie unter 
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dem Drucke der Fremdherrſchaft und der Schmach der 
Rheinbundspolitik zu neuem Bewußtſein erwacht war, end- 
lich ihre Verfaſſung erhielt, und welche mannigfachen Ur— 
ſachen es waren, die auch die beſſeren Keime, die die 
Bundesakte darbot, erſtickten. Das Ergebniß von 33 Jah— 
ren liegt vor uns; die Thätigkeit der Bundesverſammlung 
zeigte ſich faſt nur im Abwehren, und auch hier hat die 
Luxemburger Sache bewieſen, daß ſie ihren Gliedern nicht 
den äußeren Schutz und die Braunſchweiger, daß ſie 
ihnen nicht den inneren Schutz gewähre, die Holftein- 
Schleswigſche aber, daß ſie vor herannahenden Gefahren 
die Augen ſchließe. 

Da wo die Autorität des Bundes in Anſpruch ges - 
nommen wurde, um die vergiftenden Zwieſpalte zwiſchen 
den Regierungen und ihren Ständen zu ſchlichten, traten 
jene unſeligen Incompetenz-Erklärungen ein, die dem 
Bunde zu dem Schaden noch den Spott aufluden. 

Konnte ſo ſchon der nächſten Aufgabe nicht genügt 
werden, ſo mußte ſich die Thätigkeit des Bundes da als 
völlig nichtig erweiſen, wo es ſich um poſitive Schöpfun— 
gen gehandelt hätte; die Artikel der Bundes-Akte, die 
über den völkerrechtlichen Verein hinaus, gemeinnützliche 
Inſtitutionen in Ausſicht ſtellten, ſind nie in Erfüllung 
gegangen, es war unmöglich, die Partikular-Intereſſen 
nach irgend einer Richtung hin in Einklang zu bringen. 

Meine Herren! Das Schauſpiel, welches dieſes letzte 
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ganz Deutſchland umfaſſende Organ darbot, war ein trau— 
riges! Niemand, der mit der nutz- und würdeloſen Be— 
ſchäftigung des Bundestages, zumal in feinen letzten Jah- 
ren, näher bekannt iſt, wird ſich eines Gefühls erwehren 
können, an dem Kummer und Unmuth gleichen Theil ha— 
ben. Ich richte hierbei nach keiner Seite hin die beſon— 
dere Anklage; aber die daraus hervorgegangene Thatſache 
iſt unläugbar: die Verachtung gegen den Bund, und hier— 
von unzertrennlich die Abneigung gegen ſeine Glieder. 
Nicht blos die revolutionäre Parthei war es, die dieſes 
Gefühl hegte und begünſtigte, auch bei den Beſſergeſinn— 
ten hatte es tiefe Wurzeln geſchlagen. Allerdings mußte 
es in den neueren und kleineren Staaten mehr in den 
Vordergrund treten, als in den älteren und größeren; 
aber wer will läugnen, daß dieſe Stimmung überall eine 
der wirkſamſten Vorbereitungen der vorjährigen Erſchüt— 
terungen geweſen iſt! 

Soll und muß daher die Revolution geendet werden, 
und zwar nicht durch Gegenrevolution, nicht blos dadurch 
daß die zerſtörenden Kräfte gewaltſam niedergehalten wer— 
den, ſondern zugleich durch Befeſtigung des Rechtszuſtan— 
des in Deutſchland, ſo iſt der Abſchluß der deutſchen 
Verfaſſungs-Kriſe, die Aufrichtung einer politiſchen Ord— 
nung, die, wie bereits in der andern Kammer ausge— 
ſprochen worden, die Einheit der Nation innerhalb ihrer 
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möglichen und berechtigten Bedingungen verbürgt, die erſte 
und oberſte Bürgſchaft jedes Gelingens, 

Die Königliche Regierung hat ſich daher nicht ent— 
ziehen dürfen, dieſe Frage zum Gegenſtande der ernſteſten 
und reiflichſten Erwägung zu machen. — Es boten ſich 
mehrere Wege dar. 

Als der erſte kann die Umwandlung des geſammten 
bisherigen deutſchen Bundes in einen Bundesſtaat durch 
diktatoriſche endgültige Anordnung bezeichnet werden. Es 
iſt dies bekanntlich der Weg geweſen, den die National- 
Verſammlung in Frankfurt a. M. einſchlug. 

Meine Herren! Eine ſpätere Zeit wird über das, 
was die Mehrheit in dieſer denkwürdigen Verſammlung 
anſtrebte, ein unbefangeneres Urtheil fällen, als es jetzt 
von entgegengeſetzten Seiten her geſchieht. Sie wird dem 
Zuſtande Deutſchlands, den Eindrücken unter denen die 
Verſammlung tagte, dem Geſchicke aller parlamentariſchen 
Parthei-Kämpfe, gerechte Rechnung tragen. Sie wird vor 
Allem nicht blos betrachten, was die National-Verſamm⸗ 
lung gethan, ſondern eben fo ſehr, was fie von Deutſch— 
land abgewehrt hat. 

Aber ebenſowenig, meine Herren, wird dieſes zufünf- 
tige Urtheil die Augen ſchließen dürfen vor den Mängeln, 
die an dem eingeſchlagenen Wege hafteten. Der Bundes- 
ſtaat wurde in einer Weiſe definirt und aufgefaßt, die 
mit den faktiſchen Verhältniſſen nicht vereinbar war. Die 
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Verfaſſung der National-Verſammlung ging auf eine po— 
litiſche Form hinaus, die dem Einheitsſtaat näher lag, 
als demjenigen Staaten-Staate, der für Deutſchland er— 
forderlich und zuläſſig iſt. Die Allgewalt, welche die 
Verſammlung ſich beilegte, wäre nur durch republikani— 
ſchen Terrorismus zu realiſiren geweſen, alſo durch Um— 
wälzungen, die der conſervative Sinn der achtbaren und 
patriotiſchen Mehrheit von ſich wies. Die Natur der 
Sache daher, ebenſo ſehr als die Achtung vor dem beſte— 
henden Rechte hätte auf eine Vereinbarung mit den Re— 
gierungen hinführen müſſen, und es durfte hiervon ſelbſt 
nicht die Beſorgniß vor den Schwierigkeiten abhalten, die 
ſich daran knüpften. Ohne Zuſammenwirken der Ge— 
ſammt⸗Vertretung mit den Einzeln-Regierungen konnte 
nur zerſtört, nicht aufgebaut werden. 

Als letzter Vorwurf gegen den Gang der Mehrheit 
der National⸗Verſammlung müſſen die Transactionen mit 
ihren prinzipiellen Gegnern bezeichnet werden. Aus die— 
ſem Abwenden von den eigenen politiſchen Grundſätzen 
ſind bekanntlich die Zugeſtändniſſe hervorgegangen, welche 
die Verfaſſung vom 28ſten März der Demokratie macht. 
Man mochte vorausſetzen, daß es ſpäter möglich ſein 
werde, ſo gefährliche Anomalien wieder auszuſcheiden, 
aber ſchon das Benehmen der Gegner, ihre unverhüllte 
Freude an dieſem Ausgange des Verſaſſungswerkes hätte 
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davon überzeugen follen, welchen Anfichten und Plänen 
man die Thür öffnete. 

Es iſt Ihnen, meine Herren, aus den Noten vom 
23ſten Januar und 16ten Februar bekannt, daß die Kö— 
nigliche Regierung Alles aufbot, um noch vor der zweiten 
Leſung zu einer Verſtändigung mit der National-Ver⸗ 
ſammlung zu gelangen, aber auch, daß dieſe Bemühungen 
eben in den weſentlichſten Punkten ohne Erfolg blieben. 
Die National-Verſammlung verkündigte ihre Verfaſſung 
als endgültig und erklärte, daß ſie auf fernere Entgegnun— 
gen und Abänderungen nicht eingehen könne. 

Es handelte ſich daher nur noch um eine einfache 
Unterwerfung. Konnte die preußiſche Regierung ſich die— 
ſem Gebote fügen? Nein, meine Herren, ſie konnte und 
durfte es nicht! Sie würde Preußen als Preußen auf— 
gegeben, ſeine glorreiche Geſchichte abgeſchloſſen, ſeine Ver— 
waltung, ſeinen Haushalt gefährlichen Experimenten preis- 
gegeben haben. Sie würde andern Regierungen Zwang 
angethan haben, einen Zwang, der bei Oſtreich undenkbar 
iſt, bei den mindermächtigen Staaten aber ſchreiendes 
Unrecht geweſen wäre. Blicken Sie, meine Herren, auf 
die damaligen Bewegungen in Stuttgart und Dresden, 
und fragen Sie ſich, ob ſolche und andere dann unaus— 
bleibliche Gewaltthaten gegen die rechtmäßigen Regierun— 
gen unter Preußens Aegide geſchehen durften? Statt des 
in jener Verfaſſung inſtituirten Kaiſerthums wäre die 


Anarchie das Loos Deutſchlands geworden. Meine Her- 
ren, die Regierung des Königs durfte ſich nicht von dem 
Glanze verlocken laſſen, der die ſogenannten großen Ent— 
ſchlüſſe begleitet. Das ſind jene politiſche Acte, die man 
je nach dem Erfolge als höhere Staatsklugheit preiſt oder 
als ehr- und pflichtvergeſſenen Macchiavellismus züchtigt. 

Was nun hat Preußen damals auf dieſes Andringen 
erwidert? Die Erklärung, die in dieſem Haufe am Aten 
April gegeben wurde, ſagt: Die Verfaſſung bedürfe der 
Zuſtimmung der Regierungen; Preußen werde hierüber 
mit den andern Regierungen zu Rathe gehen. Es ſei 
hierzu weder die Einſtimmung aller Glieder des früheren 
Bundes erforderlich, noch werde eine Majorität derſelben 
die Minorität binden dürfen; der Bundesſtaat werde ſich 
aus denjenigen Staaten bilden, die ſich ihm freiwillig 
anſchließen. An die Spitze dieſes Bundesſtaates zu tre— 
ten ſei Preußen bereit. 

Dieſe gerechte und beſonnene Erklärung iſt es nun, 
die von entgegengeſetzten Seiten her Anfechtungen er— 
litten hat. 

Während die Einen davon ausgingen, daß die preußi— 
ſche Regierung lediglich zu vollziehen habe, was die Na— 
tional⸗Verſammlung anordne, verlangten die Anderen, 
daß Preußen ſowohl die conſtituirende Thätigkeit der Na⸗ 
tional⸗Verſammlung, als auch deren Ziele als nichtig und 
verwerflich hinſtellen ſolle. 
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Dieſe letztere Forderung, meine Herren, leitet nun 
zu der Betrachtung des zweiten Weges, der der könig— 
lichen Regierung anempfohlen wird. Es wäre dies die 
Rückführung auf den bisherigen Bund, mit denjenigen 
Verbeſſerungen, die auf einer ſolchen Grundlage zuläſſig 
ſind. Es iſt nicht zu überſehen, daß mannigfache Gründe 
für einen ſolchen Entſchluß angeführt werden können. 
Die beſonderen Schwierigkeiten in dem Verhältniſſe Oſt⸗ 
reichs zu dem deutſchen Verfaſſungswerke, — der Wider— 
wille der mittleren Staaten gegen Opfer an ihrer Sou— 
veränetät — die Möglichkeit einer verſuchten Einmiſchung 
des Auslandes. Ja, wem iſt es unbekannt, daß auch in 
unſerem eigenen Lande ſich achtbare Stimmen erheben, 
die in der engeren Einigung Deutſchlands nur eine 
Schwächung Preußens erblicken, in dem Streben nach 
einer verfaſſungsmäßigen, ſtaatlichen Verbindung, nur ein 
Zugeſtändniß an die Revolution, und die daher verlan— 
gen, daß Preußen ſich auf ſeine auswärtigen Allianzen 
ſtütze, ſtatt auf die nationale Gemeinſchaft. 

Daß, meine Herren, noch Manches durch Erweiterung 
und Verbeſſerung der Bundesacte von 1815 zu gewinnen, 
daß noch erhebliche materielle Fortſchritte auch in dem 
früheren Bundeswege erreichbar ſind, darf nicht verkannt 
werden. Aber es würde hierbei der Grundcharakter des 
Staatenbundes unverändert bleiben: ein völkerrechtlicher 
Verein ſouveräner Staaten, die ihre Geſellſchaftsintereſſen 
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durch freie Übereinkunft auf einem permanenten Kongreſſe 
ihrer Bevollmächtigten betreiben. Ob dieſe Bevollmäch— 
tigten lediglich aus inſtruirten Geſandten beſtehen, oder 
ob neben dieſen noch Abgeordnete einzelner ſtändiſcher 
Körper mitwirken, begründet keinen weſentlichen Unter⸗ 
ſchied. Immer wird es der Hauptgegenſatz bleiben, daß 
in einem wahren Bundesſtaate eine Central-Gewalt be— 
ſteht, alſo eine Oberhoheit des Ganzen über die einzelnen 
Glieder, deren Verfügungen unmittelbar verbindlich für 
die Bevölkerungen ſind, während in dem Staatenbunde 
die Beſchlüſſe des Geſellſchaftsvorſtandes nur deswegen 
und nur in ſo weit verbindlich ſind, als die Einzelſtaaten 
ſie annehmen und verkünden. Das einzelne Glied in dem 
Staatenbunde, das dieſen Beſchlüſſen nicht Folge leiſtet, 
verletzt nur eine Vertrags-Pflicht, das einzelne Glied in 
dem Bundesſtaate hingegen, das den Gehorſam gegen 
die Anordnungen der Centralgewalt verweigert, begeht 
Rebellion. a 

Meine Herren! Dieſer Gegenſatz iſt es, welcher der 
Aufrichtung eines wahren Bundesſtaates in Deutſchland, 
nachdem Kaiſer und Reich unter dem Andringen des 
Partikularismus zu Grunde gegangen ſind, ſo große 
Schwierigkeiten bereitet. Dennoch, meine Herren, hat die 
Regierung des Königs den ſcheinbar leichteren Weg nicht 
einſchlagen dürfen. Sie konnte es nicht, weil er unge- 
recht und unweiſe iſt. | 


. 

Er iſt ungerecht, weil er die Zuſagen und Ver- 
heißungen bräche, die der deutſchen Nation wiederholt 
und feierlich gegeben worden ſind. Er iſt unweiſe, weil 
er die Revolution nicht ſchließen, ſondern verewigen 
würde. | 

Ein ſolches Verfahren von Seiten der deutſchen Re— 
gierungen würde der Parthei des Umſturzes die ſchärfſten 
Waffen liefern, die mächtigſten Bundesgenoſſen zuführen. 
Was wir an einigen Punkten in letzter Zeit ſahen: die 
Verbrechen Einzelner, die ſich dem Aufruhre in dem 
Wahne anſchloſſen, der Kampf gegen die beſtehenden Re— 
gierungen gelte dem einigen Deutſchland, das würde dann 
als allgemeine, als die traurigſte aller Verirrungen auf— 
treten! Die nächſte hiſtoriſche Kriſe, die über unſer Va— 
terland hereinbräche, würde einen Kampf auf Leben und 
Tod gegen die Einzeln-Regierungen ſehen, vielleicht gegen 
die Monarchie überhaupt. 

Meine Herren! Wenn es weder gerechtfertigt wer— 
den konnte, ſich auf den bisherigen Staatenbund zu be— 
ſchränken, noch ihn zwangsweis in einen Bundesſtaat 
umzuwandeln, jo blieb nur übrig, innerhalb des bisheri- 
gen Vereines den Bundesſtaat für diejenigen deutſchen 
Lande aufzurichten, die feiner bedürfen; alſo einen enge- 
ren Bund in dem weiteren. 

An zwei Bedingungen iſt dann das Zuſtandebringen 
des engeren Bundesſtaates geknüpft, an die freie Zuſtim⸗ 
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mung der Regierungen und an die freie Annahme durch 
eine National-Vertretung. 

Welches, muß man dann weiter fragen, iſt die Auf— 
faſſung des Bundesſtaates, die den faktiſchen Verhältniſſen 
unſeres Vaterlandes angemeſſen iſt? 

Nach Außen kann und muß Deutſchland ſich als eine 
Einheit darſtellen. Seine Politik, ſeine Vertretung dürfen 
nur als ein Ganzes daſtehen, mit deſſen einzelnen Theilen 
das Ausland nichts gemein hat. 

Meine Herren! Bedarf es des Nachweiſes, daß eben 
in dieſer Forderung, ſo wie ſie das Kennzeichen jedes 
ächten Bundesſtaates abgiebt, auch die Lebensbedingung 
der Nation enthalten iſt? Wahrlich, wer in die letzten 
beiden Jahrhunderte unſerer Geſchichte zurückblickt, der 
wird eher verſucht werden, in tiefer Schaam ſein Ange— 
ſicht zu verhüllen, als für die Beibehaltung einer aus— 
wärtigen Politik der Einzelſtaaten in die Schranken zu 
treten! | 

Ebenſo ſicher iſt es aber auch, daß dieſer oberſte 
Grundſatz nirgends ausſchließt, daß nach Innen die recht— 
liche und hiſtoriſche Selbſtſtändigkeit der deutſchen Lande 
unangetaſtet bleibe. Was der einzelne Staat mit feinen 
Kräften vermag, das ſoll die Centralgewalt weder ſtatt 
ſeiner, noch mit ihm thun; es bleibe die alleinige Sache 
ſeiner Regierung und ſeiner Stände. Die Geſammt— 
regierung und die Geſammtvertretung verfüge nur da, 
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wo der einzelne Staat eben als Einzelner nicht genügt, 
oder wo mehrere Staaten zuſammenwirken müſſen. Sie 
vermittele ferner, wo es gilt Inſtitute in allſeitigem 
Intereſſe ins Leben zu rufen, zu welchen der Anſtoß und 
die Leitung von einem Mittelpunkte ausgehen muß. 

Damit nun der Bundesſtaat die Mittel zur Errei— 
chung dieſer Zwecke beſitze, bedarf er einer geſetzgebenden 
und einer ausführenden Gewalt. Das Parlament wird 
hierbei ſowohl die Intereſſen der Geſammtheit, als die 
der einzelnen Staaten zu beachten haben; feine Organi— 
ſation als Staatenhaus und Volkshaus, oder wie man 
ſonſt die beiden Beſtandtheile der Vertretung nennen 
möge, entſpringen aus dieſer doppelten Aufgabe. 

Ebenſo deutlich ſtellt ſich die Forderung heraus, daß 
die Executivgewalt eine kräftige und einheitliche ſein 
müſſe, um ihrem Berufe in Deutſchland wirklich zu ge— 
nügen. Sie muß eine kräftige ſein, alſo keine Fiktion, 
keine Delegation, ſondern fähig durch eigene Macht die 
minder Mächtigen zu ſchützen. Wenn in einer Republik 
die Executivgewalt einem oder mehreren Beamten des 
Gemeinweſens übertragen werden könnte, ſo lehrt doch 
jede nähere Betrachtung, welch widerſinniges Verhältniß 
ſich in einem aus Monarchieen beſtehenden Bundesſtaat 
da bilden müßte, wo jedes einzelne Glied eigene Macht 
zur Ausführung hätte, nur nicht die Centralgewalt! Eben 
deshalb muß dieſe einheitlich ſein, da ein Direktorium 


nur durch Delegirte wirkſam werden kann. Sind dieſe 
von den einzelnen Regierungen unabhängig, ſo ſtehen ſie 
völlig machtlos da; handeln ſie hingegen als deren Be— 
vollmächtigte, ſo legt die Geſchichte des Bundestages nur 
zu klares Zeugniß von dem Erfolge ab. 

Was hiergegen von mehr als einer Seite, und in f 
mehr als einer Abſicht eingewendet worden, iſt der könig— 
lichen Regierung nicht unbekannt geblieben. Es hat ihre 
feſte Überzeugung von der Nothwendigkeit der einheitlichen 
Executivgewalt für einen deutſchen Bundesſtaat nicht zu 
ändern vermocht. Alle anderen Formen und Einrichtun- 
gen erſcheinen dagegen als verhältnißmäßig minder we— 
ſentlich. Das Geſammtparlament und die Einheit der 
Executive ſind die Grundbedingungen des Bundesſtaats: 
außerhalb dieſer liegt nur der völkerrechtliche Staatenbund. 

Dieſes, meine Herren, ſind die Vorderſätze, von denen 
die Regierung bei ihren Verfaſſungsvorſchlägen ausgegan— 
gen iſt. Die Mängel und Bedenken, mit denen der 
Frankfurter Entwurf behaftet war, mußte ſie in dem 
ihrigen vermeiden. Daher keinen centralifirten Einheits— 
ſtaat, keinen Zwang zur Annahme, keine demokratiſchen 
Conceſſionen! | 

Auch dieſer Verfaſſungs-Entwurf hat, wie zu erwar⸗ 
ten war, mannichfache Angriffe erfahren; ſie gehen dabei 
von ſo entgegengeſetzten Richtungen aus, daß ſie ſich, 
paarweiſe zuſammengeſtellt, aufzuheben pflegen. Der Ent- 
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wurf behalte zuviel von dem Frankfurter Verfaſſungs— 
Entwurf bei — er gebe zuviel davon auf. Er kapitulire 
mit der Demokratie — er ſchließe ſie gänzlich aus. Er 
centraliſire zuviel — er eentraliſire zu wenig. Er lege 
die eigentliche Gewalt in das Fürſtencollegium — er lege 
ſie ausſchließlich in den Reichsvorſtand. Er vernichte 
Preußen zu Gunſten der andern deutſchen Staaten — 
er vernichte die andern deutſchen Staaten zu Gunſten 
Preußens! 

Meine Herren, ich weiß vollkommen, daß nicht bei 
allen logiſchen Gegenſätzen eine Mitte möglich, geſchweige 
denn richtig iſt. In dieſem Falle aber mögen ſolche, 
mit ebenſoviel Gehäſſigkeit als Unkenntniß vorgebrachte 
Anklagen vielleicht dazu dienen, den Unbefangenen zu einer 
verſtändigern Beurtheilung unſerer Vorſchläge hinzuleiten. 

Indem die Regierung fie Ihrer freien Prüfung über- 
giebt, hat fie Ihnen zugleich die Aktenſtücke über die Ber- 
handlungen vorgelegt, die dahin geführt haben. 

Ich geſtatte mir an dieſe noch einige Betrachtungen 
zu knüpfen, die zum Verſtändniß des Geſchehenen und 
zur Bezeichnung des gegenwärtigen Standpunktes dienen 
können. 

Meine Herren! Die Regierung, indem ſie den Weg 
der freien Vereinbarung betrat, hat ſich nicht einen Augen— 
blick die großen Schwierigkeiten verhehlt, denen ſie begeg— 
nen mußte. Hätte ſie hierin nicht die Befolgung einer 
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heiligen Pflicht gegen Preußen und Deutſchland geſehen: 
wahrhaftig, ſie würde ſich dieſer mühſeligen, undankbaren 
Aufgabe nicht unterzogen, ſondern dem Laufe der Ereig— 
niſſe überlaſſen haben, zuvörderſt die Verblendung zu 
heilen, die Selbſtſucht zu brechen, die ihr ſo mannigfach 
entgegengetreten ſind. Preußens Gefahr bei längerer 
Zögerung wäre ſicher die geringere geweſen. 

Wenn jeder deutſchen Regierung die Wahl völlig frei 
blieb, ob ſie ſich dem Bundesſtaate anſchließen wolle oder 
nicht, ſo mußte ſich ſofort die Frage aufdrängen, in wel— 
ches Verhältniß der engere Verein zu denjenigen Staaten 
treten werde, die ſich ihm nicht anſchließen können oder 
wollen. 

Soll Deutſchland, das Deutſchland, das von den 
Ebenen der nordiſchen Halbinſel bis an die Juliſchen 
Alpen, von der Eifel bis an die Leitha reicht, ſoll dieſes 
Deutſchland zerriſſen werden, ſoll es in dem Augenblicke 
an ſeiner äußeren Macht einbüßen, wo es nach ſeiner 
inneren Kräftigung ringt? — Meine Herren, das ganze 
Gewicht dieſer Frage, die ganze unermeßliche Bedeutung 
einer ſolchen Spaltung kann Niemand lebendiger empfin— 
den, als die Regierung Preußens. Sie hat es daher 
vom Aubeginn der Verhandlungen an als die zweite 
große Bedingung erkannt, daß Deutſchland durch die Bil 
dung eines engern Bundesſtaates nichts an der bisherigen 
Gemeinſchaft aller ſeiner Glieder verlieren dürfe. Als 
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oberſter Grundſatz galt ihr: daß kein deutſcher Staat mit 
den übrigen loſer verbunden ſein dürfe, als es bisher die 
Staaten des deutſchen Bundes waren. Wir betrachten 
dies als ein Geringſtes, als einen Ausgangspunkt, von 
dem aus eine noch fruchtbarere Gemeinſchaft aller Glieder 
des Bundes von 1815 anzuſtreben ſei. 

Sie fühlen, meine Herren, daß hier zunächſt und 
hauptſächlich von der Stellung Oſtreichs zu dem deutſchen 
Verfaſſungswerke die Rede ſein muß. Laſſen Sie mich 
hierüber zu Ihnen mit der Offenheit ſprechen, die der 
Gegenſtand erheiſcht und die das gute Bewußtſein der 
preußiſchen Regierung uneingeſchränkt geſtattet. 

Gewöhnlich ſtellt man hierbei die ſogenannte Ober— 
hauptsfrage in die vorderſte Reihe; hierin wird das Hin— 
derniß zu einer Verſtändigung mit Sſtreich über die Neu- 
geſtaltung Deutſchlands geſucht. Meine Herren! Dies 
iſt ein großer Irrthum. Unſer Vorſchlag über die Bil⸗ 
dung einer Regierung für den Bundesſtaat iſt nicht ſelbſt— 
gewählte Prämiſſe, ſondern nothwendige Folgerung. Wie 
viel abſichtliche und unabſichtliche Mißdeutungen ſind 
hierüber in Umlauf geſetzt worden! Man iſt, und leider 
nicht blos in den niedern Schichten, ſoweit gegangen, in 
unſern Vorſchlägen die Abſicht zu ſuchen, Oſtreich den 
Eintritt in den Bundesſtaat unmöglich zu machen. Un⸗ 
kenntniß und böſer Wille haben dieſes Thema reichlich 
ausgebeutet. Und gleichwohl hätte jede, auch nur einiger— 


maßen verſtändige und ehrliche Erwägung ſofort Aufſchluß 
über den wirklichen Thatbeſtand geben müſſen. Wenn 
die Stellung Oſtreichs und Preußens zu einem zukünfti⸗ 
gen Bundesſtaate eine gleiche wäre: ſo hätte man aller— 
dings fordern können, daß der Verfaſſungsentwurf für 
beide Mächte einen gleichen Platz bezeichne. Ob dann 
überhaupt eine wahre Executivgewalt und demnach ein 
wahrer Bundesſtaat in Deutſchland möglich wäre, darüber 
habe ich bereits geſprochen; für die augenblickliche Be— 
trachtung darf davon abgeſehen werden. Aber ich frage 
weiter: würde Sſtreich, wenn es Glied eines Directoriums 
wäre, oder einen Turnus einginge, oder ſelbſt an die 
Spitze träte, würde Oſtreich dann die andern Bedingun— 
gen dieſes ſchon auf das geringſte Maaß der Einigung 
zurückgeführten Bundesſtaates wirklich und vollſtändig 
übernehmen können? Ich abſtrahire hierbei noch gänzlich 
von der augenfälligen Anomalie, daß derjenige Theil die— 
ſer Bedingungen, der ſich auf die auswärtige Politik und 
auf den Oberbefehl des Kriegsheeres bezieht, für Oſtreich 
nur ein bloßer Schein ſein würde, da es beide Befugniſſe 
wieder in ſeiner Eigenſchaft als außerdeutſches Reich gel— 
tend machen müßte. Preußen ſetzt in einen deutſchen 
Bundesſtaat feine ganze europäiſche Exiſtenz ein, an Oſt⸗ 
reich erginge nur die Frage, ob es ſich den innern Be— 
dingungen des Bundesſtaates anſchließen könne und wolle. 

Zur Beantwortung dieſer Frage, bitte ich Sie, meine 
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Herren, Ihren Blick auf die nächſte Vergangenheit zu 
richten. Die öſtreichiſche Regierung, zur Leitung des bis— 
herigen deutſchen Bundes berufen, vermochte ſich dieſer 
Aufgabe nicht in einer Weiſe hinzugeben, die eine frucht— 
barere Entwicklung des Bundes zugelaſſen hätte. Ich 
ſehe hierin keinen Vorwurf, ſondern lediglich die natür⸗ 
liche Folge davon, daß die öſtreichiſch-deutſchen Lande zu— 
gleich zu einem ſtaatlichen Verbande gehören, deſſen Glie— 
der damals zwar verhältnißmäßig loſe verbunden, dennoch 
alle Intereſſen und Pflichten eines großen auswärtigen 
Staatskörpers theilten. 

Wie aber, meine Herren, haben hierin die politiſchen 
Veränderungen des letzten Jahres gewirkt? Die Forde— 
rungen der deutſchen Nation nach Einigung ſind in dem 
Maaße gewachſen, daß der vorgelegte Verfaſſungs-Ent— 
wurf, wie ſchon geſagt, als deren beſchränkteſter Ausdruck 
gelten muß. Und gleichzeitig hat Oſtreich ſeine, ſonſt 
faſt ſelbſtſtändigen Glieder, zu einer ſtark centralifirten 
conſtitutionellen Monarchie verbunden. Alſo während 
jeder Verſuch, die öſtreichiſchen Erblande an der Ent— 
wickelung Deutſchlands gleichmäßig zu betheiligen, vor— 
ausgeſetzt hätte, daß die neue Conſtituirung Sſtreichs bis 
an die äußerſte Grenze des Föderativ-Princips gegangen 
wäre, iſt dort die entgegengeſetzte Richtung als diejenige 
erkannt und befolgt worden, welche das Beſte der öſtreichi— 
ſchen Monarchie unbedingt erheiſche. Oſtreich hat ein 
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Geſammt⸗-Parlament erhalten, in welchem ein Viertheil 
Deutſche mit drei Viertheilen Nicht-Deutſchen zu einer 
für alle Landestheile gleichen Geſetzgebung verbunden ſind. 
Die Mannigfaltigkeit des politiſchen Lebens, die bisher 
in den einzelnen hiſtoriſchen Gliedern obwaltete, tritt hin— 
führo zurück. Wer davon durchdrungen iſt, daß die Macht 
und Feſtigkeit Oſtreichs ein deutſches wie ein europäiſches 
Bedürfniß ſei, der wird mit uns wünſchen, daß eine ſo 
tiefgreifende Umwandlung zum wahren Heile Aller ge— 
deihen möge. 

Kaun aber dieſes verjüngte Oſtreich ſeine Erblande 
jetzt einer zweiten Geſetzgebung unterwerfen? kann es ſie 
einem fremden Zoll- und Handelsgebiete einreihen? ja 
kann es auch nur die Oberaufſicht über Bankweſen, Eiſen— 
bahnen, Straßen, Flußſchifffahrt, Münzen, Maaße und 
Gewichte und fo vieles Andere einer außeröſtreichiſchen 
Gewalt einräumen? Schon eine ſolche Anmuthung würde 
das engverbundene Sſtreich mit vollem Rechte zurückwei— 
ſen; ſeine deutſchen Lande können keinem andern ſtaats— 
rechtlichen Verbande angehören, als dem der eigenen 
Monarchie. 

Man hat vielfach darauf hingedeutet, daß die öſt— 
reichiſche Verfaſſung vom Aten März keine Dauer haben, 
daß ſie ſich als nachtheilig, als unmöglich erweiſen werde. 
Hierauf, auf die Rückkehr zu der frühern Sonderthüm— 
lichkeit müſſe gerechnet, und demgemäß auch das deutſche 
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Verfaſſungswerk eingerichtet werden. Meine Herren, mit 
begründetem Unwillen weiſ't Sſtreichs Regierung eine 
ſolche völlig ungehörige Vorausſetzung zurück. Niemand 
iſt befugt die feierliche Regierungshandlung, den groß— 
artigſten Act, den das Kaiſerreich ſeit Jahrhunderten ge— 
ſehen, einer willkührlichen Conjectural-Politik zu unterwer- 
fen. Von einer ſolchen Anmaßung hat ſich die preußiſche 
Regierung frei halten müſſen; ſie iſt weder berechtigt, 
noch weniger verpflichtet davon auszugehen, daß die Ver— 
faſſung der öſtreichiſchen Monarchie eine vorübergehende 
Täuſchung ſei! 

Dann aber folgt hieraus mit unabweisbarer Noth— 
wendigkeit, daß die deutſche Verfaſſungskriſe nicht mit 
einer Inſtitution abgeſchloſſen werden kann, welcher Be— 
ſchaffenheit dieſe auch ſei. Würde ſie nach den politiſchen 
Vorbedingungen Oſtreichs eingerichtet, jo entſpräche fie in 
keinem Falle dem Bedürfniſſe der andern deutſchen Staa⸗ 
ten. Gäben Letztere hingegen die Grundlage ab, ſo würde 
Oſtreich fie nicht anzunehmen vermögen. Auch an prak— 
tiſchen Beweiſen hierfür hat es nicht gemangelt. Neben 
Denjenigen, die aus trüben Beweggründen der Bildung 
eines engern Bundesſtaates entgegengetreten, ſtehen auch 
ſolche, die in aufrichtiger Abſicht verſuchten, für den ge— 
ſammten Umfang des deutſchen Bundes eine neue Ver— 
faſſungsform vorzuſchlagen. Genügte dieſe der einen Seite, 
fo blieb fie fern von dem Weſen eines wirklichen Bundes 
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ſtaates; hatte ſie Letzteren entſchieden im Auge, ſo mußte 
ſie von der öſtreichiſchen Regierung im Bewußtſein ihrer 
nächſten Pflichten zurückgewieſen werden. | 

Dies, meine Herren, iſt der Punkt geweſen, bei 
welchem die königliche Regierung in gewiſſenhafter Ab— 
wägung der Thatſachen angelangt iſt. Ich wiederhole es: 
der geſtellten Aufgabe iſt mit einer und derſelben Inſti— 
tution nicht zu genügen; es bedarf eines engeren und 
eines weiteren Bundes für Deutſchland. 

Preußen hatte von ſeinem Standpunkte aus, ſich der 
doppelten Pflicht zu unterziehen: den engeren Bund zu 
begründen und durch deſſen dauernde Verbindung mit 
Oſtreich den weiteren Bund herzuſtellen. Nur Beides 
zuſammen löſt die Aufgabe, Deutſchland zu kräftigen, ohne 
es zu zerreißen. Keines von Beiden darf geleugnet, Kei— 
nes als Nebenſache betrachtet werden. Erſt wenn Beides 
gelungen ſein wird, iſt der neue Rechtszuſtand gewonnen 
und geſichert. 

Meine Herren! Bei fernerer Erwägung zeigt ſich, 
daß der engere Bund ſich zum weiteren verbinden könnte, 
entweder mit der öſtreichiſchen Geſammt-Monarchie, oder 
blos mit den öſtreichiſchen Erblanden. Das Erſtere war 
die Anſicht, die aus der eigenen Auffaſſung der kaiſer— 
lichen Regierung und deren früheren Mittheilungen her— 
vorzugehen ſchien. Ich verweiſe hierin nur auf die ver— 
öffentlichte Note vom 4ten Februar, welche ausdrücklich 
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hervorhebt, daß auf der von der kaiſerlichen Regierung 
gewünſchten Grundlage alle deutſchen Staaten und alle 
ihre außerdeutſchen Landestheile Platz fänden. Auch wir 
mußten hierin das naturgemäße Verfahren erkennen, um 
zum Ziele zu gelangen. Daher wurde noch vor dem Be— 
ginn der in Berlin eröffneten Conferenzen der Plan einer 
deutſchen Union dem kaiſerlichen Kabinette vorgelegt, der— 
ſelbe, den Sie in den mitgetheilten Actenſtücken finden. 
Sein Inhalt läßt ſich kurz dahin zuſammenfaſſen: zwiſchen 
der öſtreichiſchen Geſammt-Monarchie einerſeits und dem 
Bundesſtaate andererſeits, ſei ein Verein aufzurichten, 
der ſich dieſelben Zwecke ſetze, wie ſie die Acte von 1815 
für den deutſchen Bund vorzeichnet. Nach Außen ſollte 
die Union als politiſche Einheit auftreten, nach Innen 
aber als zweit ſtaatliche Körper, die ihre eigenen Ent— 
wickelungswege gingen, aber auf ſteigende materielle Ge— 
meinſchaft durch freie Vereinbarung angewieſen waren. 

Was vereinigt ſein kann, ſollte es feſter als je ſein; 
was abgeſondert beſſer gedeiht, dem ſollte hierzu freier 
Raum bleiben. Ich brauche nicht darauf hinzudeuten, 
welche große Zukunft in dieſer politiſchen Gemeinſchaft 
von 70 Millionen lag, die in der Mitte von Europa 
vereinigt, vielleicht dazu berufen waren, die Geſchicke des 
Welttheils zu beſtimmen! 

Die Verhandlung, welche hierüber in Wien geführt 
wurde, blieb ohne Reſultat. Das kaiſerliche Kabinet fand 
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es nicht angemeſſen, auf unſere Vorſchläge einzugehen. 
In ſo fern Oſtreich auf dieſem Standpunkte ſtehen bleibt, 
kann alſo nur von der Stellung des engeren Bundes zu 
den deutſch-öſtreichiſchen Landen, daher von dem Terri— 
torial⸗Beſtand des Bundes von 1815 die Rede fein. Daß 
dieſe Lande bei den durch die Verfaſſung vom Aten März 
eingetretenen Veränderungen nicht gehindert ſeien, ihre 
früheren Bundes-Pflichten vollſtändig zu erfüllen, iſt hier— 
bei ſelbſtredend die erſte Vorausſetzung. 

Ich habe, meine Herren, bisher nur von dem Ver— 
hältniſſe des deutſchen Bundes zu Sſtreich geſprochen, 
weil wir uns der Hoffnung nicht entſchlagen dürfen, daß 
alle deutſchen Lande, die nicht in das politiſche Leben 
eines großen außerdeutſchen Reiches verflochten ſind, ſich 
dem Bundesſtaate, der ihnen, wie Allen Bedürfniß iſt, 
endlich anſchließen werden. Sollte dieſe Hoffnung, zum 
Schmerze aller Vaterlandsfreunde, ſich noch nicht verwirk— 
lichen, ſollten Einzelne unter ihnen ſich noch nicht ent— 
ſchließen können, die ihrer Souveränität im Intereſſe des 
Ganzen abgeforderten Opfer zu bringen, ſo iſt auch für 
dieſe die Reorganiſation des bisherigen Bundes um ſo 
nothwendiger. 

Der deutſche Bund von 1815 beſteht rechtlich fort, 
ſeine Verfaſſung aber iſt durch die Stürme des Jahres 
1848 erſchüttert worden, ſein Organ, der Bundestag, iſt 
untergegangen. Deſſen Herſtellung in angemeſſener Art 
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wird daher zur Nothwendigkeit. In welcher Weiſe dabei 
der Bundesſtaat ſowohl, als die nicht zu ihm gehörigen 
Staaten zu vertreten ſind, wird neu geregelt werden 
müſſen. 

Die Thätigkeit dieſes Central-Organs wird ſich wie 
bisher auf diejenigen Angelegenheiten beziehen, die ſämmt— 
lichen Mitgliedern des weiteren Bundes gemeinſchaftlich 
ſind. Die Garantie der im Bunde begriffenen Beſitzun— 
gen, die Contingents- und Matrikular-Verhältniſſe, die 
Bundesfeſtungen, alle dieſe Beziehungen des alten Bun— 
des treten wiederum in Wirkſamkeit. Durch dieſe Her- 
ſtellung des völkerrechtlichen Vereins würde der engere 
deutſche Bundesſtaat nirgends weſentlich berührt werden; 
er beruht auf ſeiner Geſammt-Regierung und auf feinem 
Geſammt⸗Parlamente und würde ſein eigenes Leben füh⸗ 
ren zur Entwickelung und Kräftigung des nationalen 
Gemeinweſens. 

Aber unter allen, auch den günſtigſten Umſtänden 
wird noch eine gewiſſe Zeit verfließen, ehe der weitere 
ſowohl als der engere Bund zu ihrer definitiven Geſtal— 
tung gelangen. Es iſt daher nothwendig, in beiden Rich— 
tungen proviſoriſche Fürſorge zu treffen. Für den engern 
Bund iſt dies durch das Bündniß vom 26ſten Mai d. J. 
geſchehen, das urſprünglich zwiſchen Preußen, Sachſen und 
Hannover abgeſchloſſen wurde. Aus dem mitgetheilten 
Vertrage werden Sie erſehen, daß neben dem nächſten 
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Zwecke augenblickliche Gefahren mit vereinten Kräften ab— 
zuwehren, die Haupt-Abſicht dahin geht, die deutſchen Re— 
gierungen zur Einberufung eines Reichstages, und zu 
einer gemeinſchaftlichen Verfaſſungsvorlage zu verbinden. 
Daher haben ſämmtliche Mitglieder dieſes Bündniſſes die 
Verpflichtung übernommen, an dem Verfaſſungsentwurfe 
ſo lange unverbrüchlich feſtzuhalten als nicht durch Über⸗ 
einſtimmung Aller irgend eine Anderung des Eutwurfes 
nachträglich zugegeben würde. Hieran mögen Sie, meine 
Herren, ermeſſen, ob und inwieweit die von einigen Re— 
gierungen beigefügten Vorbehalte eine Abweichung von 
dem gemeinſchaftlichen Wege rechtfertigen könnten. Preußen 
weiß in dem vorgelegten Entwurfe das Weſentliche von 
dem Außerweſentlichen überall zu unterſcheiden; in jenen 
Grundbedingungen eines wahren Bundesſtaates, wie ihn 
die Nation bedarf und erwartet, wird es keine Anderung 
geſtatten. Erlangte wirklich der Partikularismus, erlang- 
ten die durch ihn entfeſſelten Leidenſchaften, die von ihm 
genährten Täuſchungen wieder ein augenblickliches Über- 
gewicht, jo würde Deutſchlands Einigung ſich auf den bis— 
herigen Bund der 39 ſouveränen Staaten beſchränken; 
aber man wolle dann nicht durch neue inhaltsloſe For— 
men täuſchen, oder dem Einzelnen Opfer abverlangen, 
denen kein entſprechender Gewinn für das Ganze zur 
Seite ſtände. Hoffen und erwarten wir mit Zuverſicht 
von dem beſſern Geiſte der deutſchen Volksſtämme, daß 
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ein jo klägliches Schauſpiel der Mit- und Nachwelt er- 
ſpart werde! 

Bis zum heutigen Tage haben ihren Beitritt zum 

Bündniſſe erklärt: 

Baden, Meklenburg-Strelitz, Anhalt-Bernburg, 
Naſſau, Sachſen-Weimar, Sachſen-Altenburg, 
Kurheſſen, Braunſchweig, Großherzogthum Heſ— 
ſen, Meklenburg-Schwerin, Sachſen-Koburg— 
Gotha, Sachſen-Meiningen, Schwarzburg-Ru⸗ 

dolſtadt, Oldenburg, Reuß beide Linien, Ham— 
burg und Bremen. Von den letztgenannten 
neun Regierungen iſt die Ratifikation noch nicht 
eingetroffen. 

Ihre vorläufige Bereitwilligkeit zum Beitritt haben 

erklärt: 
Luxemburg, Anhalt-Defjau und Köthen, Schwarz- 
burg-Sondershauſen, Waldeck, Schaumburg- 
Lippe, Heſſen-Homburg und Lübeck. 

Ohne Erklärung ſind wir bis jetzt von: 
Würtemberg, Holſtein-Lauenburg, Hohenzollern 
beide Linien, Lichtenſtein, Lippe-Detmold und 
Frankfurt. | 

Die beſondere Sachlage gegenüber von Oftreich und 

aiern, erhellt aus den vorgelegten Aktenſtücken. 

Sobald dieſe Staaten ſich ausgeſprochen haben, wird 

die königliche Regierung mit ihren Verbündeten den Ter- 
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min für die Wahlen zu dem Reichstage feſtſtellen, der 
aus dieſen deutſchen Landen zu beſchicken iſt. 

Im gleichen Maaße, meine Herren, bedarf nun auch 
der weitere Bund eines interimiſtiſchen Organs, da die 
königliche Regierung ein ſolches in der proviſoriſchen Cen— 
tralgewalt, die von der National-Verſammlung durch den 
Beſchluß vom 28ſten Juni v. J. eingeſetzt wurde, nicht 
mehr zu erkennen vermag. Obwohl dieſelbe durch den 
Bundestagsbeſchluß vom 12ten Juli beſtätigt worden iſt, 
ſo war die Ausübung ihrer Befugniſſe doch an die Ver— 
antwortlichkeit des Reichs-Miniſteriums gegen die Na- 
tional⸗Verſammlung, alſo an die Dauer der Letzteren ge— 
bunden. Bei vollſter Anerkennung der hohen Verdienſte, 
die der Erlauchte Inhaber der proviſoriſchen Central— 
gewalt ſich um das Vaterland in deſſen ſchwerſter Zeit 
erworben hat, konnte Preußen doch nicht die Fortſetzung 
einer Regierungsgewalt anerkennen, die jetzt weder auf 
dem Boden ihrer urſprünglichen Einſetzung ſtände, noch, 
wie der frühere Bundestag, an die Verantwortlichkeit ge- 
gen die deutſchen Regierungen gewieſen wäre. Die Ein- 
ſetzung einer neuen proviſoriſchen Behörde zur Verwal— 
tung der Geſchäfte des Bundes von 1815 iſt daher jeden— 
falls nothwendig, und die königliche Regierung hat ſich 
völlig bereit erklärt, über deren zweckmäßigſte Einrich— 
tung ſich mit den andern deutſchen Regierungen zu ver— 
ſtändigen. 

v. Radowitz Schriften. II. 27 
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Meine Herren! Indem ich dieſe mir übertragene 
Rechenſchaft ſchließe, bleibt mir noch übrig einen Blick in 
die nächſte Zukunft zu richten. 

Die Regierung des Königs iſt ſich bewußt, das 
Beſte für alle Theile zu wollen; ſie wird ihre Miſſion 
erfüllen bis zur äußerſten Grenze des Möglichen hin. 
Ob die Wiedergeburt unſeres großen Vaterlandes ge— 
linge, oder ob auch dieſer welthiſtoriſche Moment vorüber 
gehe ohne die tiefe Sehnſucht aller wahren Patrioten zu 
erfüllen, dies hängt nächſt Gottes Segen davon ab, ob 
unſer Streben die Anerkennung und Unterſtützung findet, 
ohne welche nichts gedeiht. Ihr Urtheil, meine Herren, 
wird ein ſchweres Gewicht in die Wagſchaale des Erfol- 
ges werfen. Sie und mit Ihnen alle unbefangenen 
deutſchen Männer, werden der Regierung nicht vorhalten, 
daß fie Oſtreich aus Deutſchland hinausdrängen wolle, da 
Sie wiſſen, daß es unſere aufrichtige Abſicht war, ganz 
Oſtreich in Deutſchland hineinzuziehen, und daß wir auch 
jetzt unwandelbar daran feſthalten, daß die volle Ge— 
noſſenſchaft aller Glieder des deutſchen Bundes fortbeſtehe. 
Sie werden nicht vorausſetzen, daß Preußen die Selbſt— 
ſtändigkeit ſeiner deutſchen Verbündeten in irgend einem 
eigenen Intereſſe opfern wolle, da Sie ermeſſen, wie groß 
die Opfer ſind, welche Preußen, die europäiſche Macht, 
zu bringen hat, um den deutſchen Bundesſtaat überhaupt 
möglich zu machen. Sie werden die öfter genannten als 
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verſtandenen Hegemonie-Gelüſte zu würdigen wiſſen, in- 
dem Sie der Lage gedenken, in der ſich die deutſche 
Oberhauptsfrage am Zten April 1849 befand! Sie wer— 
den bei dem Vorwurfe, daß die preußiſche Vorſtandſchaft 
die Souverainetät anderer Regierungen ſchmälere, darauf 
hinblicken, daß dieſer Vorwurf oft genug von Seiten her 
ertönt, wo man nur zu geneigt wäre, den noch ſchwäche— 
ren Nachbar im eigenen Nutzen ſeiner ganzen Souve— 
rainetät zu entkleiden. 

Nein, meine Herren, Preußen hegt keine ſelbſtſüchti— 
gen Pläne, ſondern es erfüllt ſchwere Pflichten; es will 
nicht nehmen, ſondern geben; es bedarf keiner Hülfe, kei— 
ner Stärkung. Sein Staatsleben iſt ſtark genug geweſen, 
nicht blos um die größten inneren Gefahren durch ſeine 
eigenen Kräfte zu bewältigen, ſondern auch um den be— 
drängten Genoſſen, dem dankbaren wie dem undankbaren 
die rettende Hand zu bieten. Es hat dies vermocht, als 
es allein ſtand, es wird es ferner vermögen, wenn der 
deutſche Bundesſtaat nicht gelänge, nach dem wir mit 
allen Kräften ringen werden, die uns zu Gebote ſtehen, 
ſei es im Vereine mit allen deutſchen Staaten, oder mit 
vielen, oder mit wenigen! 

Welches aber auch der Ausgang dieſer großen Kriſe 
für unſer Vaterland ſein möge, kommende Zeiten werden 
der Regierung Preußens Gerechtigkeit widerfahren laſſen, 
wenn alle bewußten und unbewußten Mißdeutungen ver- 

1 


klungen, wenn die patriotiſchen Wünſche auf das Maaß 
des Erreichbaren herabgegangen ſind, aber auch erkannt 
ſein wird, daß keine neue politiſche Schöpfung ohne Opfer 
zu vollbringen iſt. Preußen will das gute Recht des 
kleinſten deutſchen Staates wahren, aber auch das gute 
Recht der großen deutſchen Nation! 


Rede in der zweiten Kammer der preußiſchen 
Stände am 24ſten October 1849. 


Die Beſorgniſſe welche ſich in der zweiten Hälfte des Jahres 
über die Umtriebe gegen die deutſche Sache verbreiteten, hatten 
Anlaß gegeben daß in der 2ten Kammer der preußiſchen Stände 
die Regierung aufgefordert wurde ſich zu erklären: ob ſie dafür 
ſorgen werde daß aus der beabſichtigten Einſetzung eines provi— 
ſoriſchen Organes für den bisherigen Bund kein Nachtheil er— 
wachſe, und daß die Einberufung des Reichstages nunmehr 
ſtattfinde. — Die Regierung gab durch ihren Bevollmächtigten 
die erforderlichen Erklärungen über die rechtliche Nothwendigkeit 
und den praktiſchen Nutzen der Errichtung eines proviſoriſchen 
Centralorganes. Sie knüpfte hieran eine fernere Rechenſchaft 
über den Stand der deutſchen Sache, den Verlauf der Verhand— 
lungen, die eingetretenen Hinderniſſe und Störungen, die Ab— 
lehnungen mehrerer deutſchen Höfe und die gleichen Abſichten 
Anderer. Daß ſie demunerachtet an der erkannten Pflicht feſt 
halte, und die Wahlen zum Parlamente feſtgeſtellt habe, bildete 
den Schluß dieſer Mittheilung. 


Meine Herren! In der vorläufigen Antwort, welche 
die königliche Regierung auf die Interpellation des geehr— 
ten Abgeordneten für Crefeld ertheilte, mußte ſie die be— 
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ſtimmtere Erklärung bei der damaligen Lage der Verhand— 
lungen einem ſpäteren Zeitpunkt vorbehalten. Dieſer iſt 
jetzt ſo weit eingetreten, daß die Regierung mich beauf— 
tragt hat, Ihnen über den gegenwärtigen Stand der deut— 
ſchen Angelegenheit fernere Mittheilung zu machen. Ich 
werde mich hierbei nicht blos auf die Frage des geehrten 
Abgeordneten beſchränken, ſondern mir geſtatten, Ihre Auf— 
merkſamkeit wiederum für einen kurzen Überblick des gan— 
zen Zuſammenhanges der Sache in Anſpruch zu neh— 
men. Hierdurch werden auch die beſonderen Gegenſtände 
jener Interpellation in Ihrem Urtheil die richtige Stelle 
finden. 

Als ich zuletzt von dieſem Platze aus zu Ihnen ſprach, 
meine Herren, legte ich Ihnen die Anſichten dar, von 
welchen die königliche Regierung bei ihren Handlungen 
für Deutſchland geleitet worden iſt. Auch heute ſind dieſe 
die gleichen geblieben, und laſſen ſich einfach in dem Ge— 
danken zuſammenfaſſen, daß Deutſchland einer Geſammt⸗ 
Verfaſſung bedarf, welche die rechtliche und geſchichtliche 
Vielheit ſeiner Glieder mit der nothwendigen Einheit eines 
nationalen Gemeinweſens in Einklang bringt. Wir wollen 
die Einheit ſichern: in der Regierung durch den Reichs— 
vorſtand und in der Vertretung durch das Volkshaus; wir 
wollen die Vielheit ſchützen: in der Regierung durch das 
Fürſten⸗Kollegium und in der Vertretung durch das Staa= 
tenhaus. Dies war und iſt unſere wohlerwogene Über— 
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zeugung von dem, was eine Verfaſſung für Deutſchland 
leiſten muß, wenn ſie dem wahren Bedürfniß genügen ſoll. 

Zur nächſten Zukunft hingewendet, knüpfte ich damals 
hieran die Darlegung unſerer Hoffnungen und unſerer 
Vorſätze. Heute, meine Herren, ſage ich, unſere Hoffnung, 
daß alle Theile des großen Vaterlandes ſich jetzt ſchon in 
hochherziger Erhebung zu einem und demſelben Willen 
vereinigen würden, hat ſich geändert, aber unſer Vorſatz, 
dieſem Ziele ohne Wanken zuzuſtreben, iſt unverändert 
geblieben. 

Die königliche Regierung hat hierdurch Verdächtigun— 
gen und Anfeindungen jeder Art erfahren; man hat an 
alle Leidenſchaften appellirt, mit allen Gegnern Gemein— 
ſchaft gepflogen. Hinderniſſe und Störungen ſind uns in 
vollem Maaße entgegen getreten; ſie können Preußen nicht 
von der Pflicht entbinden, ſeinen Beruf für Deutſchland 
zu erfüllen bis an die Gränze des Möglichen hin; und 
ich wiederhole es, dieſe Gränze wird nicht blos durch poli— 
tiſche Erwägungen bezeichnet, ſondern auch durch die politi— 
ſche Ehre. 

Unſer Weg iſt es daher, meine Herren, nicht unſer 
Ziel, über deſſen wechſelnde Geſchicke in den letzten Mo— 
naten ich Ihnen Rechenſchaft abzulegen habe. 

Sie wiſſen, meine Herren, daß die königliche Regie— 
rung urſprünglich dahin trachtete, Deutſchland durch frei— 
willige Übereinkunft ſeiner Glieder in einen Bundesſtaat 
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umzuwandeln, und dieſen Bundesſtaat zugleich in eine 
dauernde Union mit der öſtreichiſchen Geſammtmonarchie 
zu bringen. Auch jetzt noch halten wir dieſen Weg für 
den natürlichen und allen Theilen dienlichen; aber er hat 
vor der Hand aufgegeben werden müſſen. Das kaiſerliche 
Kabinet, wie Sie aus früheren Mittheilungen wiſſen, hat die 
Bildung einer Union nicht zugeſtanden, und von den beut- 
ſchen Regierungen haben Baiern, Würtemberg und Heſſen— 
Homburg den Eintritt in den Bundesſtaat ab gelehnt. 

Die Gründe, welche dieſe Regierungen für ihren 
Entſchluß anführen, werden Sie aus den Aktenſtücken 
entnehmen, die ich die Ehre habe, auf den Tiſch des hohen 
Hauſes niederzulegen; ihre Beurtheilung falle lediglich der 
Nation anheim, derſelben, welcher Preußen angehört, wie 
jene Staaten. 

Die königliche Regierung iſt durch dieſe beflagens- 
werthe Thatſache auf den zweiten Weg beſchränkt worden: 
innerhalb des Territorial-Umfanges des völkerrechtlichen 
Bundes von 1815 einen ſtaatsrechtlichen Verband für die— 
jenigen Staaten zu bilden, welche hierzu mit uns das 
Bedürfniß fühlen. 

Dies, meine Herren, iſt unſer gegenwärtiger Weg. 
Er ſchreibt der preußiſchen Regierung eine doppelte Auf- 
gabe vor: Die Verfaſſung des engeren Bundes ſtreng 
davor zu wahren, daß ſie nichts enthalte, was die noch 
beſtehenden Vertragsrechte des Bundes von 1815 verletzt, 
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zugleich aber auch eben ſo entſchieden dafür zu ſorgen, daß 
bei der Reorganiſation der Verfaſſung dieſes Bundes keine 
Momente hinzutreten, welche die Bildung eines engeren 
Bundesſtaates unmöglich machen könnten. 

Hieran, meine Herren, laſſen Sie mich die Antwort 
knüpfen, welche der erſte Theil der Interpellation des ver— 
ehrten Abgeordneten für Crefeld erheiſcht. Der Bund 
vom Jahre 1815 hat bis zur definitiven Ordnung ſeiner 
untergegangenen Verfaſſung ein proviſoriſches Organ er— 
halten. Daß ein ſolches jetzt in das Leben tritt, kann für 
wohlgeſinnte und patriotiſche Männer vielfache Beſorgniß, 
ja den Wunſch hervorrufen: Preußen möchte hierzu nicht 
die Hand geboten haben. Ich begreife beides, aber ich 
kann die daraus gezogenen Folgerungen nicht als richtig 
anerkennen. Ich bitte Sie, meine Herren, von dem ſpe— 
ziellen Inhalt des getroffenen Übereinkommens noch ganz 
abzuſehen, und ſich zuvörderſt zu vergegenwärtigen, ob die 
preußiſche Regierung der Bildung eines ſolchen Interims 
überhaupt zuzuſtimmen hatte oder nicht. Dieſe Frage kann 
ich nur entſchieden bejahen. Es nöthigte uns dazu das 
unzweifelhafte Recht, das praktiſche Bedürfniß und das 
höhere politiſche Gebot. Wir ſind zwar keinesweges der 
Meinung, die ſich jetzt wieder geltend zu machen ſucht, 
daß das Jahr 1848 an dem deutſchen Bunde ſpurlos 
vorüber gegangen ſei, ſondern wir halten dafür, daß ge— 
nau zu unterſcheiden iſt, zwiſchen dem, was ſeine rechtliche 
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Gültigkeit behauptet hat, und demjenigen, was entweder 
untergegangen oder einer gänzlichen Umſtaltung bedürftig 
iſt. Aber wir können und werden nicht in Abrede ſtellen, 
daß für alle Mitglieder des Staatenbundes die vertrags— 
mäßige Verpflichtung beſteht, eine Behörde für deſſen ge— 
meinſchaftliche Intereſſen zu beſtellen, nachdem eine ſolche 
allſeitig anerkannte nicht mehr beſteht. 

Eben ſo dringend iſt uns das praktiſche Bedürfniß 
entgegengetreten. Der Bund von 1815 beſitzt ein beträcht⸗ 
liches Eigenthum in ſeinen Feſtungen und in den Anfän⸗ 
gen ſeiner Kriegsmarine. Schon hierin liegt die Noth— 
wendigkeit einer Verwaltung, die zu verfügen und den 
erforderlichen Geldbedarf auszuſchreiben im Stande iſt. 
Aber auch die höheren politiſchen Eventualitäten fordern, 
daß ein Organ beſteht, das befugt iſt, ſolche Intereſſen 
zu wahren, welche dem Bunde von 1815 aus den euro— 
päiſchen Verträgen erwachſen. 

In dieſem Augenblicke würde es gänzlich an einem 
Rechtsſubjekte mangeln, das dem Auslande gegenüber die 
übernommenen Pflichten zu erfüllen und die zukommenden 
Rechte in Anſpruch zu nehmen im Stande wäre. Wir 
dürfen die inhaltſchwere Thatſache nicht überſehen, daß der 
Bund von 1815 eine internationale Stellung in Europa 
hat, die weder von ſeinen einzelnen Mitgliedern, noch von 
mehreren in Verbindung ausgeübt werden kann. Wenn 
Sie ſich, meine Herren, einen Augenblick die Möglichkeit 
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eines ernſten Konfliktes zwiſchen Europa's Großmächten 
vergegenwärtigen wollen, ſo werden Sie die ganze Ge— 
fahr der Fortdauer eines ſolchen Zuſtandes für Deutſch— 
land ermeſſen. 

Aber, meine Herren, die königliche Regierung iſt auch 
außerdem von dem Wunſche geleitet worden, durch die 
Einſetzung einer proviſoriſchen Centralbehörde eine frucht— 
bare Verſtändigung mit Sſtreich anzubahnen. Ich darf 
Sie daran erinnern, daß die königliche Regierung unver— 
wandt die Überzeugung feſtgehalten hat, daß unter den 
Bedingungen für eine wahrhafte und glückliche Löſung der 
deutſchen Verfaſſungs⸗Kriſe ein aufrichtiges Übereinkommen 
mit OSſtreich eine der höchſten iſt. Wir find uns vollkommen 
bewußt, daß die Stellung der beiden Regierungen zu dem 
Neubau Deutſchlands eine verſchiedene iſt und welche 
Pflichten und Folgerungen daraus erwachſen; aber wir 
können nie aufgeben, nach allen Kräften dahin zu ſtreben, 
uns in der Erkenntniß deſſen zuſammen zu finden, was 
Deutſchland und dem Kaiſerſtaate das wahrhaft Heil— 
ſame iſt. 

Wenn daher die Regierung die Vorfrage, ob ein ſol— 
ches Interim einzurichten ſei, bejahen mußte, ſo handelt 
es ſich nun ferner um die Prüfung der beſonderen Be— 
ſtimmungen des getroffenen Übereinkommens. Wir haben 
allerdings die Pflicht zu erfüllen gehabt, darüber zu wachen, 
daß nicht geſchehe, was die Einen hofften und die Anderen 


fürchteten, daß nämlich die neue Behörde eine Hemmung 
werde für das Zuſtandekommen eines engeren Verbandes. 

Meine Herren! Ich rede hier von poſitiven Hem— 
mungen; aus den Gefahren und Verlegenheiten Nutzen zu 
ziehen, welche die Zertrümmerung der Bundes-Verfaſſung 
mit ſich bringt, dies wollte Preußen eben ſo wenig im 
Oktober als im April 1849. Wir haben im Kampfe ge- 
gen partikulariſtiſche Selbſtſucht den zweiſchneidigen Bei— 
ſtand der Revolution zurückgewieſen. Wir haben den Auf— 
ruhr auch da niedergeworfen, wo er die Gegner unſeres 
Einigungswerkes traf oder bald genug getroffen hätte. 
Wir wußten vollkommen, wie ſcharf die Waffe iſt, die wir 
zerbrachen. Wir wußten, was es hieße, manche Regie— 
rungen zu freien Opfern zu vermögen oder ſie bei den 
eingegangenen Verpflichtungen zu halten, wenn die nächſte 
Furcht geſchwunden war! Aber nie ſoll uns der ehrloſe 
Trugſchluß verlocken: der Feind meines Feindes iſt mein 
Freund! nur die rechtliche Überzeugung, nur die Macht 
der Wahrheit ſei Preußens Bundesgenoſſe, nicht die Un— 
ordnung und die Einſchüchterung. Je ſicherer und geſetz— 
licher der Zuſtand von Deutſchland iſt, deſto reiner wird 
das endliche Ergebniß daſtehen und wenn auch das alte 
Spiel kurzſichtiger Eiferſucht ſich für den Augenblick er- 
neuerte! 5 

Gänzlich verſchieden hiervon, meine Herren, find die 
poſitiven Hinderniſſe, welche aus einem ſolchen Interim 


erwachſen könnten. Hierzu würde jedes Vorgreifen in die 
definitive Ordnung des Verfaſſungswerkes gehören, ſowohl 
des weiteren, als des engeren Bundes. Das Eine oder 
das Andere durfte in keiner Weiſe zugelaſſen werden. 

Meine Herren! Der Vertrag, wie er aus den Ver— 
handlungen der beiden Regierungen hervorgegangen iſt, 
nachdem die Gränze der Verſtändigung beiderſeitig erreicht 
war, wird Ihnen vorgelegt. Ich greife Ihrer Beurthei— 
lung nicht vor, aber ich empfehle Ihnen die Berückſichti— 
gung der ſchwierigen und zarten Verhältniſſe, welche hier— 
bei in Betracht kommen. Wenn Sie bei demſelben Schluß 
anlangen ſollten, den die Regierung gezogen, daß nämlich 
eine ſo beſchaffene Inſtitution nur dem nächſten und un— 
abweislichen Bedürfniſſe genügt, und alles weitere frei 
läßt, ſo ſtelle ich doch durchaus nicht in Abrede, daß ſich 
hieran ein nachtheiliger moraliſcher Eindruck knüpfen könnte. 
Kann es nicht dennoch ſcheinen, als ob das Zuſtandekom— 
men eines wahren Bundesſtaates hintenangeſetzt oder min— 
deſteus in ungewiſſe Ferne gerückt werde? Was dazu ge— 
ſchehen kann, um eine ſolche Beſorgniß zu heben, das muß 
und wird geſchehen. 

Die königliche Regierung hat den mit ihr verbünde— 
ten Regierungen erklärt, daß ſie ſich in der Central— 
Kommiſſion als Repräſentanten des Bündniſſes betrachtet 
und bei ihren Handlungen für die gemeinſchaftlichen In— 
tereſſen Deutſchlands, ſich mit ihren nächſten Bundesge— 
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noſſen in ſtetem Einverſtändniß halten werde. Aber auch 
der Geſammtheit der Nation gegenüber muß deutlich dar— 
gethan werden, daß Preußen feſt auf ſeinem Wege vor— 
ſchreitet. 

Dieſes führt mich zu der zweiten Frage des geehrten 
Herrn Abgeordneten von Crefeld. Nachdem nunmehr der 
Umfang des Bündniſſes ſo weit klar überſehen werden 
kann, daß es ſich nur um die definitive Beitritts-Erklärung 
von Frankfurt a. M. handelt, hat die königliche Regierung 
den Verbündeten ihre Vorſchläge über die ferneren gemein— 
ſchaftlichen Schritte vorgelegt. Wir haben darauf ange— 
tragen, daß die Wahlen zu dem erſten Parlament des 
deutſchen Bundesſtaates am 15. Januar k. J. überall be⸗ 
ginnen, und daß dieſes in Erfurt zuſammentrete. Die 
Modifikationen, welche der Verfaſſungs-Entwurf nothwen⸗ 
dig machte, werden Sie in den mitgetheilten Akteuſtücken 
finden. 

Es betreffen dieſe zuvörderſt mehrere Benennungen. 
Nicht angemeſſen konnte es erſcheinen, jetzt, wo nur ein 
Theil der deutſchen Lande zum Bundesſtaat ſich vereinigt, 
ſchon den glorreichen Namen des alten Reiches in An— 
wendung zu bringen. Die Zahlen zum Staatenhauſe, die 
Zuſammenſetzung des Fürſten-Kollegiums mußten modifi⸗ 
zirt werden, ſo aber, daß deren Ergänzung bei ſpäterem 
Beitritte keine Schwierigkeit findet. Da ferner die Vor⸗ 
ausſetzung, daß alle Regierungen ſich vereinigen würden, 
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noch nicht erfüllt ift, fo find die Vorbehalte nothwendig 
geworden, die ſich auf das Verhältniß zu dem Bunde 
von 1815 beziehen. Wir wollen nirgends von dem wirk— 
lich beſtehenden Rechte weichen, nirgends Veranlaſſung 
oder auch nur Vorwand geben, die Befugniſſe zur Bil— 
dung eines engeren Bundesſtaates auch nur mit einem 
Schein von Wahrheit zu beſtreiten. 

Weiter als bis zu dieſer Gränze dürfen unſere Vor— 
ſchläge zu Modifikationen nicht gehen; wir haben zu er— 
warten, ob andere, dem Bündniſſe angehörige Regierungen 
auch ihrerſeits mit Anträgen vortreten werden. Selbſt 
abgeſehen von den Vorbehalten, welche Sachſen und Han— 
nover in dieſer Beziehung gemacht haben, erkennen wir 
jeder Regierung die Befugniß zu, auf die jetzt beſtehen— 
den Verhältniſſe geſtützt, ihre Anträge zu ſtellen, wobei 
jedoch deren Annahme lediglich von der Zuſtimmung der 
anderen Mitglieder abhängig bleibt. 

Zwar hat die königlich hannoverſche Regierung ſich 
veranlaßt gefunden, jetzt mit einem Widerſpruche gegen die 
Bildung eines eng eren Bundesſtaates überhaupt hervor— 
zutreten. Die Entgegnung, welche Sie in den mitgetheil— 
ten Akten-Stücken finden, wird genügen, um der hohen 
Kammer ſowohl den gänzlichen Ungrund dieſer ſpäten Be— 
hauptung nachzuͤweiſen, als die Verpflichtungen, welche 
Hannover dem eingegangenen Bündniſſe gegenüber zu er— 
füllen hat. Keinenfalls aber kann hieraus oder aus der 


mit Sachſen gemeinſchaftlichen Erklärung gegen die Ein— 
berufung des Parlaments ein Grund erwachſen, von dem 
großen Schritte abzuſtehen, den alle Vaterlandsfreunde mit 
Recht erwarten. 

Meine Herren! Dies iſt der gegenwärtige Stand der 
deutſchen Angelegenheit. 

Die Regierung erkennt in vollem Maaße alle Schwie— 
rigkeiten und Sorgen des jetzigen Augenblicks, zugleich aber 
auch, daß die Linie, welche ſie befolgt, die für ſie allein 
berechtigte und mögliche iſt. Wenn das tiefe, wohlbegrün— 
dete Verlangen der Nation nach der Vereinigung aller 
ihrer Stämme jetzt noch unerfüllt bleiben muß, ſo liegt uns 
ob, einen Kern zu bewahren, an den ſich die jetzt fern 
bleibenden Regierungen anzuſchließen vermögen, wenn die 
Einſicht in das, was ihnen wie dem ganzen deutſchen Va— 
terlande frommt, auch dort durchgedrungen fein wird. Wie 
viel aber auch gelinge oder nicht gelinge: die preußiſche 
Regierung wird den Beruf, der ihr nicht durch eigene 
Willkür, nicht durch ſelbſtſüchtige Berechnung zu Theil ge— 
worden iſt, treulich wahren; er gehört zu dem großen Erbe 
preußiſcher Ehre, das ihr anvertraut iſt! 

Preußen hat dieſen Weg furchtlos betreten, es wird 
ihn vorwurfsfrei enden; ſein Ziel ſei ein freudiges oder 
ein ſchmerzliches, ein nahes oder ein fernes. 


Rede in dem Parlamente zu Erfurt am 
26ſten März 1850. 


Bei der Eröffnung des Parlamentes zu Erfurt am 20ſten 
März 1850 hatte die Botſchaft der verbündeten Regierungen ſich 
darauf beſchränken müſſen, die Entwürfe der Verfaſſung, des 
Wahlgeſetzes, des Reichsgerichtes, und der Additional-Acte vor— 
zulegen. Die nähere Darſtellung des Standes der deutſchen 
Angelegenheiten im gegebenen Augenblick, blieb den Eröffnungen 
vorbehalten die dem Vorſitzenden und Bevollmächtigten des Ver— 
waltungsrathes anheimfielen. Die Rede ſollte an eine hiſtoriſche 
Darlegung des Früheren die Entwickelung der Grundſätze knüp— 
fen, von welchen insbeſondere Preußen geleitet worden war, und 
daraus die leitenden Gedanken des Verfaſſungsentwurfes recht— 
fertigen. Sie mußte hierbei der unverdienten und maaßloſen 
Angriffe in der kurz vorhergegangenen würtembergiſchen Thron— 
rede mit Entrüſtung gedenken. Was das gegenwärtige Mög— 
liche ſei, und daß dieſes mit dem beſtehenden Bundesrechte nir— 
gends in Widerſpruch trete, war fernerer Gegenſtand dieſer Rede. 
Schließen aber mußte ſie mit der deutlichen Erklärung, daß das 
Gelingen dieſes letzten großen Verſuches auf den beiden Bedin— 
gungen ruhe: daß die verbündeten Regierungen den eingegange— 
nen Verpflichtungen treu blieben, und daß das Parlament ſich 
ihnen in aufrichtigem Vertrauen anſchließe! 


Meine Herren! Ich habe mir das Wort erbeten, um 
noch vor Beginn der eigentlichen Verfaſſungs-Arbeiten 
einige allgemeine Betrachtungen vorauszuſchicken. 
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Wir ſind hier unter den ſchwierigſten Umſtänden zu— 
ſammengetreten. Die große Verſammlung, die vor faſt 
zwei Jahren in Frankfurt einzog, war von dem Glanze 
umgeben, welcher die welterſchütternden Unternehmungen 
begleitet; dieſer Glanz muß uns mangeln. Wir können 
nicht nach einem idealen Riſſe bauen, und erwarten, welche 
Bewohner dann dieſes Gebäude finden werde, ſondern wir 
trachten danach, ein engeres Haus zu errichten für die 
Genoſſen, die ſich bereits zu treuer Gemeinſchaft verbun— 
den haben. Wir ſchließen keinem unſerer deutſchen Brü— 
derſtämme die Thür, aber wir drängen auch Niemanden 
zu einem anderen Entſchluß, als den er für N ſelbſt als 
den dienlichſten erkennt. 

So verſtehen wir die Freiheit und Selbſtſtändigkeit, 
die die Verträge allen deutſchen Staaten, den kleineren 
wie den größeren, geſichert haben. Aber auch zu dieſem 
Verfahren, einem Verfahren des ſtrengſten Rechtes und 
beiſpielloſer Selbſtverleugnung wird den verbündeten 
Regierungen die Befugniß vielfach beſtritten. Wenn je, 
ſo iſt es jetzt nothwendig, des eigenen Weges vollkommen 
bewußt zu werden, damit der beſonnene Muth, die muthige . 
Beſonnenheit geſichert bleibe, ohne welche kein gutes Ziel 
zu erreichen iſt. * 

Geſtatten Sie mir daher, meine Herren, Ihnen einen 
überblick des Ganges der verbündeten Regierungen vor⸗ 
zulegen; es bedarf eines ſolchen, um deren gegenwärtigen 


Standpunkt gerecht zu würdigen. Sie werden mir ver- 
zeihen, wenn ich nicht umhin kann, hierbei auch Bekann⸗ 
tes zu berühren; es iſt dies eben eins der großen Ge— 
brechen ſolcher Zeiten, daß ſchon nach kurzer Friſt die 
Continuität des Geſchehenen verdunkelt, ja ſogar geläugnet 
wird. Man betrachtet die Dinge nicht nach ihrem wirk— 
lichen Verlaufe, ſondern von irgend einem ſelbſtgewählten 
Standpunkte aus, und hat es dann freilich leicht eine be— 
queme, aber eben deshalb ganz unfruchtbare Kritik zu üben. 

Welche innere und äußere Nothwendigkeit die preu— 
ßiſche Regierung dahin führte, in der deutſchen Frage die 
Initiative zu ergreifen, auch dies iſt nach kurzer Friſt 
für Viele innerhalb und außerhalb Preußens in bewußter 
und unbewußter Vergeßlichkeit untergegangen. Ich will 
Ihnen, meine Herren, nicht zumuthen, ſich daran erinnern 
zu laſſen; ich ſetze nicht voraus, daß irgend Jemand in 
dieſem Haufe fähig ſei, da, wo nur die ſchwerſte Pflicht 
erfüllung nöthigte, an ſelbſtgeſchaffene Willkür oder gar 
an niedrige Gewinnſucht zu denken. 

Die preußiſche Regierung ging offenkundig von der 
Anerkennung zweier hiſtoriſchen Thatſachen aus: dem 
Streben der deutſchen Nation nach ſtaatlicher Verbindung 
ihrer Glieder, und dem Streben der öſtreichiſchen Mo— 
narchie nach centraler Verbindung ihrer Theile. Die erſte 
dieſer Strebungen verlangt aus dem bloß völkerrechtlichen 
Bunde hinaus in den Bundesſtaat; ſie hatte zu der Frank⸗ 
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furter Verfaſſung vom 28. März geführt, die aus be- 
kannten Urſachen nicht zur Ausführung kommen konnte. 
Die andere will aus ſelbſtſtändig conſtituirten Landen eine 
enggeſchloſſene Monarchie ſchaffen; fie iſt es, die die öſt— 
reichiſche Reichsverfaſſung vom 4. März ins Leben rief. 
Beide Forderungen waren mit der früheren Bundesver- 
fafjung unvereinbar, beide aber konnten ſich, richtig ver— 
ſtanden, zu einer künftigen Löſung die Hände bieten. 

Hierauf fußte die preußiſche Regierung bei ihren 
Vorſchlägen. Der deutſche Bund von 1815 wird in ſei⸗ 
nen völkerrechtlichen Zwecken: Schutz nach außen und 
innen, Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit ſeiner Glieder, 
feſtgehalten und auf ganz Oſtreich ausgedehnt. Inner⸗ 
halb dieſes Bundes nun ſchließen ſich alle reindeutſchen 
Staaten zu einem Bundesſtaate zuſammen. Dieſer iſt 
das eine Glied im weiten Bunde, die öſtreichiſche Mo⸗ 
narchie das andere. 

Hieraus folgt, daß die herzuſtellende Bundesverfaſſung 
nichts enthalten dürfe, was die Bildung des engern Bun⸗ 
desſtaates oder die Einheit der öſtreichiſchen Monarchie 
unmöglich machte. Daher Reviſion der Bundesakte von 
1815 unter dieſem doppelten Geſichtspunkte. Es folgt 
aber auch ferner, daß die Verfaſſung des Bundesſtaates 
nichts enthalten dürfe, was die Herſtellung eines weiteren 
Bundes unmöglich gemacht haben würde. Dies war 
der Plan der preußiſchen Regierung im Mai vorigen 
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Jahres. Er lag ihren Schritten in Wien und ihren Er— 
Öffnungen an die deutſchen Höfe zu Grunde. 

Daß er in der Totalität ſeines Gedankens nicht zur 
Ausführung gelangte, hat mehr als eine Urſache. In 
Wien lehnte man die Vorſchläge bekanntlich ab. Es iſt 
zu beſorgen, daß es manchem unſerer Zeitgenoſſen noch 
nicht gelingt, aus der beklagenswerthen Schlußfolgerung 
herauszutreten: was Preußen in der Neugeſtaltung Deutſch— 
lands ſuche, könne nur ſein eigener Vortheil ſein; was 
Preußen vortheilhaft ſei, das müſſe Sſtreich nachtheilig 
ſein; alſo müſſe man ſich dagegen erheben! 

Meine Herren! Wie weit ſich auch dieſer Gedanke 
ausgebreitet haben mag, er iſt nichts deſtoweniger durch— 
aus irrig. Wir wiſſen nur zu gut, daß ſelbſt manche 
achtbare preußiſche Männer in dem deutſchen Gange ihrer 
Regierung nur Nachtheile für ihr engeres Vaterland er— 
blicken wollen. Allerdings iſt auch dieſes nur der umge— 
kehrte Trugſchluß: was Preußen an Deutſchland gebe, das 
büße es ſelber ein. Wehe Deutſchland, wehe unſer Aller 
Zukunft, wenn es ſich alſo verhielte! Aber es verhält ſich 
nicht ſo! Preußen wird nichts verlieren an ſeiner glor— 
reichen Geſchichte, nichts an feiner europäiſchen Weltſtel— 
lung, wenn Deutſchland in ſeiner Gemeinſchaft erſtarkt. 
Dazu aber kann dieſer Irrthum mindeſtens dienen, daß 
er den entgegengeſetzten beleuchtet, denjenigen, dem wir 
begegnet ſind vom vorigen Mai bis zu dem heutigen Tage. 
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Aus der Stellung, die das kaiſerliche Cabinet in der 
deutſchen Frage einnahm, erwuchs ein doppeltes Hinder— 
niß. Der weitere Bund konnte nicht geordnet werden, 
und mehrere deutſche Regierungen fanden ſich in ihrer 
Abneigung gegen den Eintritt in den engeren geſtärkt. 
Das führt nun zu der Betrachtung des Verhaltens der 
übrigen deutſchen Regierungen. 

Die deutſche Nation, meine Herren, hat, wie wir 
Alle wiſſen, eine andere Geſchichte, als die der ſonſtigen 
europäiſchen Völker. Während faſt überall in den Zeiten, 
wo der hiſtoriſche Bildungsproceß der modernen Staaten 
vor ſich ging, das abſtracte Einheitsprinzip ſiegte, ſo iſt 
in Deutſchland das Entgegengeſetzte geſchehen. Aus die— 
ſem hiſtoriſchen Proceß iſt eine Mannigfaltigkeit ſtaatlicher 
Körper hervorgegangen, die von den beiden Großmächten 
bis zu den kleineren Gebieten alle Zwiſchenſtufen darſtellt. 
Dieſe Vielheit, meine Herren, iſt nicht nur wohlbe- 
rechtigt, ſondern ſie iſt auch der Quell, aus dem große 
und eigenthümliche Vorzüge für unſer Volksleben ent— 
ſprungen find. Sie vernichten wollen, hieße unſere ge- 
ſammte Geſchichte verleugnen. Gott bewahre uns davor, 
daß je ein folder Zuſammenſturz alles durch die Jahr— 
hunderte Aufgebauten den Boden mit ſeinen Trümmern 
bedecke! 

Aber neben dieſer Vielheit, meine Herren, ſteht das 
eben jo berechtigte Bedürfniß nach Einheit. Deutſch— 
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land darf und muß fordern, daß ein wahrhaftes Geſammt— 
weſen ſeine einzelnen Staaten umſchließe, ſeine einzelnen 
Glieder zu einem lebendigen Körper verbinde. Dieſes 
Bedürfniß iſt lange verkannt und den ſelbſtſüchtigen Be— 
ſtrebungen ausſchließlich freier Spielraum gelaſſen worden. 
Ich möchte nicht ſchwere Erinnerungen hier berühren oder 
die Anklagen wiederholen, von denen jedes Glied des 
Ganzen getroffen wird; ich ſage jedes! Einmal erweckt, 
iſt der Geiſt nicht wieder zu bannen; er kann zeitweiſe 
ſchlummern, zumal wenn er ſich eben in wildem Rauſche 
kund gegeben, aber er wird immer wieder erwachen. Die 
nationale Bewegung kann rückläufig werden, aber, wenn 
Sie mir das mathematiſche Gleichniß erlauben: die rück— 
läufige Bewegung iſt nur ſcheinbar, ſie gehört einer ge— 
ſchloſſenen Curve an, ſie muß wieder rechtläufig werden, 
ſie muß ihre Bahn von der Sonnenferne wieder hinlen— 
ken zur Sonnennähe, ſo gewiß es ein höheres Geſetz im 
Leben der Nationen giebt! 

Die große Aufgabe war und iſt es, eine politiſche 
Form zu finden, in der die berechtigte Vielheit und die 
nothwendige Einheit zuſammengehen können, in welcher 
den einzelnen Staaten kein Opfer zugemuthet wird, was 
nicht das Ganze wirklich erheiſcht. Die preußiſche Re— 
gierung kann ſich das Zeugniß geben, nach der Löſung 
dieſer Aufgabe redlich geſtrebt zu haben. Wie jener ober— 
ſten Forderung in dem Verfaſſungs-Entwurfe vom 28. Mai 
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entſprochen iſt, darüber werden die weiteren Verhandlun— 
gen ſattſame Gelegenheit zum Nachweiſe geben. 

Allerdings haben wir noch in jüngſter Zeit Worte 
des gehäſſigſten Angriffs auf dieſe Vorſchläge vernehmen 
müſſen, Worte, die an der Stelle, wo ſie ausgeſprochen 
worden, eben ſo ſchwer zu begreifen, als zu rechtfertigen 
ſind. Ja, meine Herren! Die unpartheiiſche Geſchichte 
wird einſt darüber richten, ob Preußen eine andere Leiden- 
ſchaft dabei gehegt, als die Liebe zum großen, theuren 
Vaterlande, ob es einen anderen Zweck dabei verfolgt hat, 
als den letzten Verſuch zu machen, die Exiſtenz der Ein— 
zelſtaaten vor den Gefahren zu ſchirmen, welche die nächſte 
jener hiſtoriſchen Kriſen, die im Laufe der Zeiten nie aus— 
bleiben, über ſie verhängen wird! Wir wollen das Ur⸗ 
theil hierüber getroſt der Mit- und Nachwelt anheimſtellen; 
fie wird auch darüber richten, welche Zwecke und Leiven- 
ſchaften es ſind, die unſerem mühſeligen, ſelbſtloſen Werke 
entgegentreten! 

Die Mehrzahl der deutſchen Regierungen zeigte durch 
die That, daß fie die große Mahnung, die an fie er 
gangen war, verſtanden habe; ſie war bereit, die noth— 
wendigen Opfer für die Einigung Deutſchlands zu brin- 
gen, um dann um ſo freudiger und zuverſichtlicher auf 
dem neu befeſtigten Boden zu ſtehen. Nicht ſo die Höfe, 
die ſeit dem Falle des deutſchen Kaiſerreichs den Königs— 
titel erworben haben. Dort wurde die Nothwendigkeit, 
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der eigenen Politik im Auslande zu entſagen, damit 
eine deutſche Politik an deren Stelle träte, nicht zuge— 
geben. Auf ihren eigentlichen Kern zurückgeführt, be— 
ſtimmten ſich die Entſchlüſſe dieſer Höfe durch die ent— 
ſchiedene Abneigung, die unerläßliche Einheit der Erecutiv- 
Gewalt anzuerkennen und ſie den Händen Preußens, ſelbſt 
unter den ſtreng abgemeſſenen Beſchränkungen des Ver— 
faſſungs⸗Entwurfs, anzuvertrauen. 

Die königl. bairiſche und würtembergiſche Regierung 
lehnten den Beitritt zum Bundesſtaate ab. Die königl. 
hannöverſche und ſächſiſche Regierung entzogen ſich der 
ferneren Mitwirkung zu deſſen Realiſirung. Wir erken— 
nen die Berechtigung dieſer Handlung Seitens der beiden 
letztgenannten Staaten nicht an; ſondern haben dagegen 
die ſtatutenmäßige Klage erhoben. Aber ihre Abgeordne— 
ten ſitzen leider nicht unter uns. i 

Aus allen dieſem ergab ſich nun, daß der natürlichſte 
Weg zur Ordnung der deutſchen Verfaſſungsſache nicht 
betreten werden konnte; wir konnten nicht von Außen nach 
Innen gehen, den weitern Bund ordnen und innerhalb 
deſſelben den engern Bundesſtaat. Nicht einmal zu gleich— 
zeitiger Arbeit an beiden Werken konnte Hand angelegt 
werden, da nach der Ablehnung der preuß. Vorlagen kein 
Gegenentwurf erſchien. Sollte nicht die reine Negation 
übrig bleiben, für die verbündeten Regierungen ein ſchmäh— 
licher Wortbruch im Angeſicht der Nation, ſo mußte 
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man ſich entſchließen, umgekehrt zu verfahren, von Innen 
nach Außen zu gehen. Bei der Bildung aber des enge— 
ren Bundes mußte man auf die Vereinigung aller rein 
deutſchen Staaten zunächſt verzichten und ſich darauf be- 
ſchränken, nur einen Theil dieſer Lande in den Bundes— 
ſtaat eintreten zu ſehen. 

Ich weiß, meine Herren! daß man Preußen vor- 
wirft, es habe die günſtigen Zeitläufe des vorigen Jahres 
nicht ergriffen und benutzt. Der Widerſtand lag am Bo- 
den; es bedurfte, ſo ſchien es Vielen, nur daß man die 
Hand ausſtrecke, um die deutſche Verfaſſung aufzunehmen. 

Meine Herren! Ich wiederhole, was an anderer 
Stelle geſagt worden, Preußen durfte und wollte dieſe 
Hand nicht ausſtrecken. Wir haben den langen helden— 
müthigen Todeskampf, den Oſtreich um ſein ſtaatliches 
Daſein kämpfte, mit Nichts gefährden, ja nicht einmal 
durch drängende Forderungen erſchweren wollen. Wir 
haben die tiefe Hülfsbedürftigkeit deutſcher Regierungen, 
die ohne Preußens mächtigen Schutz dem Umſturz rettungs— 
los verfallen waren, nicht benutzt, um Zugeſtändniſſe ab— 
zupreſſen. Preußen, meine Herren! ſchlägt die Einigung 
des großen Vaterlandes, die endliche Erfüllung der Sehn— 
ſucht aller deutſchen Herzen, ſehr hoch an, aber die Ehre 
und das Recht noch höher. Will man dies romantiſch 
nennen, ſo nenne ich es gewiſſenhaft und ehrlich, und 
dieſes währt am längſten! 
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Meine Herren! Preußen hat der Verlockung wider— 
ſtanden, der ſchwerſten von allen: der Ausſicht, den eige— 
nen Gedanken in vollem Glanze in's Leben zu rufen. 
Aber es widerſteht auch der Einſchüchterung, nicht blos 
der directen, ſondern auch der indirecten! Unſre politi— 
ſchen Gegner halten uns vor, daß unſre Wege in der 
deutſchen Sache der Revolution die Thüre wieder öffnen. 
Wir unſererſeits ſind nach ſorgſamer Prüfung überzeugt, 
daß es die Handlungen und Unterlaſſungen eben dieſer 
politiſchen Gegner ſind, die der Revolution die Thür offen 
erhalten. Die Eutſcheidung, wer hierin richtig ſehe, kann 
auch durch den aufrichtigſten Austauſch der Gründe und 
Gegengründe erfahrungsmäßig nicht erreicht werden. Man 
berufe daher zum Richter diejenige Parthei, von der bis— 
her Niemand beſtritten, daß ſie die Zeichen der Zeit und 
ihr Intereſſe dabei ſehr gut zu würdigen wiſſe. Es iſt dies 
die demokratiſche Parthei ſelbſt, die ſicher nicht in dem Ver— 
dachte ſteht, zu irgend einer der deutſchen Regierungen 
eine beſondere Vorliebe zu hegen. 

Welches, meine Herren! iſt nun die Summe der 
Erſcheinungen, die ſich ſeit neun Monaten von der Eider 
bis zum Bodenſee kund gegeben haben? Was ergiebt ſich 
aus dem Auftreten der demokratiſchen Parthei in ſämmt— 
lichen deutſchen Stände-Kammern? Aus der Taktik der 
geſammten demokratiſchen Preſſe? Überall, ohne alle und 
jede Ausnahme tritt die Demokratie dem Gange der ver— 
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bündeten Regierungen mit allen ihren Kräften und Mit- 
teln entgegen. Sie ringt danach die Regierungen von 
dem Bündniß loszureißen; ſie ſtellte ſich dem Zuſammen— 
tritt dieſes Parlamentes entgegen; ſie enthielt ſich in allen 
Landen der Theilnahme an den Wahlen. Ja, wir haben 
die widrige, ekelerregende Erſcheinung vor uns, daß die 
Koryphäen der Revolution mit Denjenigen gemeinſame 
Sache machen, die aus politiſcher oder partikulariſtiſcher 
Verblendung unſerer ſchweren Pflichterfüllung in den Weg 
treten. Handelt es ſich hierbei etwa um die Abwägung 
verſchiedener Meinungen oder blos um die Anerkennung 
einer einfachen, ſchlechthin unleugbaren Thatſache? — Iſt 
aber das Letztere der Fall, fo dürfen die verbündeten Re— 
gierungen daraus die feſte Überzeugung ſchöpfen, daß es 
nicht ihr Weg ift, der den Plänen der Revolution in Deutjd)- 
land zuſagt, ſondern der ihrer Gegner, daß nicht ſie die 
Gefahren bereiten, ſondern diejenigen, die ihnen hemmend 
entgegentreten! 

So, meine Herren, ſtehen die verbündeten Regierun— 
gen jetzt vor Ihnen. Erſt wenn die Binde von Aller 
Augen fällt, dann wird man erkennen, daß dasjenige, was 
die deutſche Nation zu einem wahren Gemeinweſen er— 
hebt, auch daſſelbe iſt, was das öſtreichiſche Kaiſerreich in 
ſeiner großen europäiſchen Stellung kräftigt, daſſelbe, was 
Preußens hiſtoriſche Miſſion erfüllt, daſſelbe, was den 
einzelnen Staaten die Sicherheit gewährt, ohne welche ſie 
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den nächſten Stürmen zum Opfer fallen werden. Aber 
es werden noch manche Nebel ſinken müſſen, ehe dieſer 
helle Tag hervortritt. Gott gebe, daß es dann nicht zu 
ſpät ſei! 

Für jetzt, meine Herren, haben wir uns hier offen 
und aufrichtig auf das zu beſchränken, was rechtlich mög— 
lich iſt. Wir werden noch nicht das große, einige Deutſch— 
land erſtehen ſehen, aber wir können ein größeres Deutſch— 
land, einen ausgedehnteren ſtaatlichen Verband deutſcher 
Stämme ſchaffen, als ihn bisher unſere Geſchichte auf— 
gewieſen. Wir wollen und dürfen, das wiederhole ich, 
keine deutſche Regierung gegen ihren völlig freien Willen 
drängen, ſich uns anzuſchließen, aber wir dürfen und 
wollen nicht zugeben, daß irgend eine daran gehindert werde. 

Hieraus geht die Nothwendigkeit hervor, daß das 
Verhältniß zu dem beſtehenden Bunde von 1815 geordnet 
werde. Die verbündeten Regierungen werden dabei kei— 
nen Schritt rückwärts thun dürfen, denn ſie ſind auf 
ihren Weg durch das Recht und die Vernunft gewieſen, 
aber ſie werden auch keinen ihrer Schritte irgendwohin 
hinlenken, wo dieſe beiden Leitſterne nicht mehr führen. 
Letzteres aber dürfen fie nach ſtrenger und unbefangener 
Prüfung von dem Schritte behaupten, der uns hier zu— 
ſammengeführt hat. 

Die Unions-Verfaſſung, die ſie Ihnen, den dazu 
Berufenen, vorlegen, findet ſchon in dem früheren Bun⸗ 
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desrechte ſeine volle Rechtfertignng. Der Gegenſtand iſt 
ſo vielfach erörtert worden, daß es für Jeden, der nicht 
gefliſſentlich die Augen ſchließt, kaum der Hinweiſung 
darauf bedarf, daß die Bundes-Akte das Recht aller 
Bündniſſe vorbehält, die nicht gegen die Sicherheit des 
Bundes gerichtet ſind. Der Bundesſtaat aber gefährdet 
nicht dieſe Sicherheit, weder die innere noch die äußere, 
ſondern er befeſtigt ſie. 

Von der andern Seite zeigt ſich dieſelbe Berechti— 
gung aus der zweiten Hauptquelle des Bundesrechts, der 
Wiener Schluß-Akte. Dieſe beſtimmt ausdrücklich, daß 
ſelbſt die Abtretung der auf einem Bundesgebiete haften— 
den Souverainetäts-Rechte ohne Zuſtimmung der Ge— 
ſammtheit erfolgen dürfe, wenn ſie zu Gunſten eines 
Mitverbündeten geſchieht. Es unterliegt keinem Zweifel, 
daß ein deutſcher Staat 26 andere durch Erbgang oder 
rechtliche Ceſſion mit ſich vereinigen durfte, ohne irgend 
eine Zuſtimmung der Übrigen. Dieſes Bundesglied würde 
mit ſeinem vergrößerten Territorium im Bunde nach wie 
vor Platz genommen haben, ohne deſſen Exiſtenz zu ge— 
fährden. Kann nun, ich frage, auch nur mit einem 
Scheine von Recht beſtritten werden, daß das, was für 
das völlige Zuſammenſchmelzen von 27 Staaten zuläſſig 
war, es auch für eine freie Föderation derſelben Staaten 
innerhalb des Bundes ſein müſſe? Die verbündeten 
Staaten würden damals durch ihre Union von keiner der 
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Pflichten entbunden geweſen ſein, die fie gegen die Ge— 
ſammtheit zu erfüllen hatten, aber auch die Summe der 
Einzelrechte, mit Ausnahme des frühern Stimmverhält— 
niſſes, unmittelbar in Anſpruch genommen haben. 

Galt dies ſchon für die unveränderte Bundesver— 
faſſung, ſo muß jeder Einwand noch mehr dadurch völlig 
ſchwinden, daß das frühere Bundesrecht eine tiefe Umge— 
ſtaltung nicht abweiſen kann. Ich kann mich dispenſiren, 
hierfür den ausführlichen Beweis zu liefern, denn noch 
hat Niemand es unternommen, nicht nur den geſchichtli— 
chen Verlauf der letzten beiden Jahre, ſondern auch die 
rechtlichen Handlungen der Bundesverſammlung zu leug— 
neu, deren letzte bekanntlich ihre eigene Auflöſung war. 

Auch darüber, daß die Reorganiſation des Bundes 
von 1815, wenn ſie alle ſeine frühern Glieder und die 
öſtreichiſchen Lande nach der Verfaſſung vom Aten März 
umfaſſen ſoll, nur einen Staatenbund darſtellen kann, alſo 
eine permanente Allianz unabhängiger Staaten, ohne 
wirkliche Regierung und ohne gemeinſame Geſetzgebung, 
auch darüber kann, wenn man die Dinge bei dem rechten 
Namen nennen will, kaum ein Zweifel obwalten. Bei 
der entgegenſtehenden Behauptung iſt es ſchwierig, an 
die erforderliche Einſicht und an die wünſchenswerthe Auf— 
richtigkeit zugleich zu glauben. 

Unſer Wunſch, die Anſicht der ablehnenden Höfe über 
die Reorganiſation der Bundesverfaſſung kennen zu lernen, 
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iſt lange unerfüllt geblieben. Jetzt iſt, wie Ihnen be— 
kannt, von den königl. bairiſchen, württembergiſchen und 
ſächſiſchen Regierungen ein Entwurf dieſer Art vorgelegt 
worden. Ich greife Ihrem Urtheil nicht vor, aber ich 
nehme Akt davon, daß dies der Ausdruck des Gedankens 
für die Neugeſtaltung Deutſchlands iſt, der uns darge— 
boten wird. 

Die verbündeten Regierungen werden dieſe Vorſchläge 
ernſtlich und aufrichtig prüfen und ihre Betrachtungen 
darüber allen Betheiligten vorlegen. An dieſer Stelle 
kann natürlich jener Verhandlungen noch nicht gedacht 
werden. Aber ſie dürfen unſern Weg nicht hemmen; wir 
haben eine nächſte Pflicht zu erfüllen, eine unabweisliche 
Aufgabe zu löſen. Gelingt es inzwiſchen den Bemühun— 
gen aller Regierungen, die Verfaſſung des völkerrechtlichen 
Bundes in erneuerter Geſtalt herzuſtellen, ſo wird der 
Bundesſtaat in derſelben den ihm gebührenden Platz ein— 
zunehmen haben. Die Aufgabe, die uns hier vorliegt, 
iſt daher keine geringere geworden, ſondern eine dringen— 
dere; ſie bietet mehr Mühen und weniger Glanz; ſie 
fordert mehr Selbſtverleugnung und gewährt weniger 
Selbſtbefriedigung; ſie verweiſ't noch mehr auf die Zu— | 
kunft, als auf die Gegenwart. Aber die Geſchichte, meine 
Herren, krönt nicht das Leichte und Bequeme, ſondern das 
durch harte Anſtrengung und lange Entbehrung Verdiente. 
Dieſe Anſtrengungen und Entbehrungen werden ihren 
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Lohn empfangen, wenn die verbündeten Staaten, der viel- 
geſtaltigen Verführung und Bedrohung gegenüber, treu 
bei der übernommenen heiligen Pflicht beharren und wenn 
ihre Vertreter, die ſie hierher geſendet, ſich dieſem Wege 
in vollem und aufrichtigem Vertrauen anſchließen. Beides, 
meine Herren, ſind nothwendige Bedingungen, aber 
auch die einzigen. 

Meine Herren, frühere Chroniſten nannten die alte 
Stadt, in der wir tagen, „Civitas pacis“. Möge ſie 
auch uns eine Stätte des Friedens werden! 


Druckfehler. 


Zweiter Band: Reden und Betrachtungen. 
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